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A. Das Problem allgemein und das Erfordernis 
einer neuen Initiative 

1 . Die geltenden Richtiinien über öffentliche Liefer- 
und Bauaufträge schließen bestimmte Tätigkeitsbe- 
reiche von ihrem Anwendungsbereich speziell aus. 

2 . So findet die Richtlinie 77/62/EWG i) über Liefer- 
aufträge keine Anwendung auf Lieferaufträge, die 
von Verkehrsträgern, von Versorgungsbetrieben für 
Wasser imd Energie sowie von im Femmeldewesen 
tätigen Einrichtungen vergeben werden. In der geän- 
derten RichÜinie vom März 1988 2) wird die Ausnahme 
dahin neu formuhert, daß die Bestimmungen dieser 
Richthnie keine Anwendung finden auf Lieferauf- 
träge öffentlicher Auftraggeber, die von Beförde- 
rungsuntemehmen des Land-, Luft- imd Schiffsver- 
kehrs vergeben werden oder Lieferaufträge öffenth- 
cher Auftraggeber, sofern diese die Versorgung mit 
Trinkwasser zum Gegenstand haben, oder Lieferauf- 
träge öffentlicher Auftraggeber, deren Haupttätigkeit 
die Versorgung mit Energie ist oder deren Haupttätig- 
keit im Bereich des Fernmeldewesens liegt. Mit die- 
sen Änderungen in der Formulierung wurde be- 
zweckt, die Textauslegung zu klären dadurch, daß 
insbesondere die Ausnahme im Verkehrsbereich auf 
Befördenmgsunternehmen im Unterschied zu öffent- 
hchen Versorgimgsunternehmen der Verkehrsinfra- 
struktur wie Häfen und Flughäfen begrenzt wurde. 

3. Die Richthnie über Bauaufträge 7 1/305/EWG 3) 
gilt weder für öffenthch/rechthche Verkehrsträger 
noch für Aufträge, die von Versorgungsbetrieben für 
Wasser und Energie vergeben werden. Bekannthch 
wurden die zuständigen Stellen für Leistungen im 
Fernmeldebereich von der Richtlinie über Bauauf- 
träge nicht speziell ausgenommen, so daß vier solcher 
Einrichtungen, die die Rechtsstellimg staathcher Be- 
hörden haben, erfaßt worden sind, andere hingegen 
nicht. Mit dem Änderungsvorschlag zu der Richthnie 
über Bauaufträge wird versucht, die Auslegung dieser 
Texte durch ähnhche wie die kürzhch im FaU der 
Richthnie über Lieferaufträge angenommenen Ände- 
rungen^) zu erleichtern. 

4 . Als Grund für die Ausnahmen wurde angeführt, 
daß einige Einrichtungen mit Tätigkeiten in den be- 
treffenden Bereichen öffenthche Auftraggeber waren, 
andere hingegen private. Mit der Ausnahme von Bau- 
aufträgen im Telekommunikationssektor wurde es 
daher für notwendig erachtet, diese Bereiche vom 
Geltungsbereich der Richthnie auszunehmen, bis Lö- 
sungen zur Berücksichtigung dieser besonderen Ge- 
gebenheiten ausgearbeitet worden sind. 

5 . Der vorhegende Vorschlag für eine Richthnie ist 
auf die Bereiche Wasser, Energie und Verkehr be- 


1) ABI. L 13 vom 15. Januar 1977. 

2) Richtlinie 88/295/EWG vom 22. März 1988, ABI. L 127 vom 
20. März 1988. 

3) ABI. L 185 vom 25. August 1971. 

4) KOM{88) 354 endg. vom 20. Juni 1988. 


grenzt. Das Fernmeldewesen wird in einem eigenen 
Vorschlag erfaßt, der jedoch in seinem Anwendungs- 
teil dem vorhegenden ganz ähnhch ist. 

6. Zur VoUendung des Binnenmarkts bis 1992 müs- 
sen die zusätzhchen Maßnahmen, die erwogen wor- 
den waren, als die Ausnahmen ursprünghch gemacht 
wurden, jetzt getroffen werden. Die wirtschafthche 
Begründung hierfür ist klar, vde auch in kürzhchen 
Untersuchungen über die Vorteile der VoUendung 
des Binnenmarkts dargelegt wurdet). Außerdem ha- 
ben die im Europäischen Rat vereinigten Regierungen 
der Mitghedstaaten wiederholt darauf hingewiesen, 
wie Avichtig es ist, daß die gemeinschafthchen Organe 
alle für die Öffnung des öffentlichen Auftragswesens 
nötigen Entscheidungen möghchst rasch treffen. 


B. Die beiden Seiten der Gleichung: 

Der Anwendungsbereich und die 
aufzuerlegenden Verpflichtungen 

7 . Wie schon dargelegt, wurde die Ausnahme der 
maßgebhchen Bereiche in erster Linie damit begrün- 
det, daß in manchen Staaten eine besondere Tätigkeit 
einem „öff entheben" Auftraggeber, dagegen in ande- 
ren einem „privaten" Auftraggeber oder auch beiden 
zugewiesen wurde. Überdies ist sogar der Begriff öf- 
fentheher Auftraggeber entsprechend dem jeweihgen 
nationalen und Regelungsrahmen höchst unter- 
schiedheh. Daher würde jegheher gemeinsame An- 
satz zur Lösung des Problems, bei dem versucht Mvird, 
sich einfach auf eine Unterscheidung zvdschen öffent- 
lichen und privaten Auftraggebern zu stützen, von 
Anfang an auf enorme SchAYierigkeiten stoßen und 
wäre voraussichtlich zum Scheitern verurteilt. Es muß 
ein Begriff entvdckelt werden, der das Problem des 
Auftragswesens in einer Weise anspricht, die über die 
Unterscheidung zvdschen öffentheh und privat hin- 
ausgeht und es ermögheht, im wesenthehen gleiche 
Verhältnisse ungeachtet ihrer Unterschiede in der 
Rechtsform in gleicher Weise zu regeln. 

8. Demgemäß liegt dem Vorschlag, was den Anwen- 
dungsbereich betrifft, die Ermittlung der objektiven 
Umstände zugrunde, die Unternehmen in diesen Be- 
reichen dazu veranlassen, Beschaffungspohtiken zu 
betreiben, welche insofern unwirtschaftlich sind, als 
sie nicht gewährleisten, daß systematisch das beste 
Angebot eines Lieferers oder Auftraggebers in der 
Gemeinschaft, sondern inländische Lieferer bevor- 
zugt werden. 

9 . Besonders bedeutsam sind zwei Arten von Um- 
ständen. 

10 . Zunächst befinden sich öffentliche oder private 
Unternehmen infolge der — technischen, wirtschaftli- 
chen oder rechüichen — Schranken für potentielle 
Wettbewerber in einer Lage, die sie von der Markt- 
macht soweit isoliert, daß sie außer dem Ziel, stets das 


Vgl. „The economics of 1992“, European Economy Nr. 35, 
März 1988. 
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beste Angebot zu sichern, noch andere verfolgen kön- 
nen, einschheßhch dem Schutz inländischer Lieferer 
und Auftraggeber. 

1 1 . Diese verhältnismäßige Bevorzugung kommt auf 
mehrfache Weise zustande. Der Auftraggeber kann 
ein förmhches Rechtsmonopol territorialer Art besit- 
zen; ein eindeutiger Fall dieser Art hegt beispiels- 
weise im Fernmeldewesen vor. Auch ohne ein echtes 
Monopol kann die Zahl der Marktbeteiligten durch 
technische, rechthche oder wirtschafthche Faktoren 
oder durch eine Kombination aller dieser Faktoren so 
beschränkt werden, daß der Wettbewerb geschwächt 
und die Verhaltensweise der betroffenen Auftragge- 
ber nicht marktgelenkt ist. 

12 . Werden eine Ware oder eine Leistung beispiels- 
weise mittels eines technischen Netzes bereit gestellt, 
so tendiert das System natürhcherweise zur Entwick- 
lung in ein Monopol oder Ohgopol. Diese natürhche 
Tendenz kann durchaus verstärkt werden, sofern der 
Staat für die Verwaltung des Netzes besondere Rechte 
oder Befugnisse erteilt. Die — öffenthchen oder priva- 
ten — Auftraggeber, die dieses Netz behefern oder 
verwalten, sind in einer Lage, in der die Wettbewerbs- 
kräfte so schwach sind, daß Regelungen oder sonstige 
Regierungsmaßnahmen zum Ausgleich für notwendig 
erachtet. 

1 3. Die zweite Art von Voraussetzung für ein unwirt- 
schaftliches Beschaffungswesen, die oft, doch nicht 
immer mit Schranken für den Marktzugang verbun- 
den ist, besteht in der Möglichkeit für den Staat, ge- 
genwärtige oder künftige Geschäfte eines Auftragge- 
bers zu beeinflussen. Die Möghchkeiten dazu sind 
vielfach. Der öffentliche Charakter eines Auftragge- 
bers beinhaltet oft automatisch solche Einflußmög- 
hchkeiten: beispielsweise staatliche Kontrolle der 
Verwaltung oder Finanzierung des Unternehmens. 
Jedoch können auch private Auftraggeber staatli- 
chem Einfluß unterliegen, vor allem wenn eine wich- 
tige Tätigkeit von der fortgesetzten Billigung des 
Staates abhängt, beispielsweise einer Konzession 
oder einer Genehmigung für eine solche Tätigkeit, In 
diesen Fällen überrascht es kaum, daß — selbst ohne 
ausdrücklichen Antrag — ein öffenthcher Auftragge- 
ber zu dem Ergebnis gelangen kann, daß es langfristig 
in seinem Interesse hegt, die staathchen Ziele — trotz 
der kurzfristigen Kosten — als seine eigenen zu ak- 
zeptieren und inländische Firmen denjenigen anderer 
Mitghedstaaten vorzuziehen. 

14. Wo die beiden Voraussetzungen, Isoherung vom 
Markt und staathche Beeinflussung, in bedeutsamem 
Maße — und möghcherweise auf Jahre hinaus — ge- 
geben sind, werden für Lieferer oder Auftraggeber 
aus anderen Mitghedstaaten, so wettbewerbsfähig sie 
auch sein mögen, wesenthche Märkte verschlossen 
bleiben. Tatsächhch entsteht in manchen Fähen ein 
Teufelskreis, an den sich außenstehende Unterneh- 
men gar nicht erst heranwagen, denn es würde eine 
Vergeudung von Mitteln bedeuten, die ein verant- 
wortungsbewußter Unternehmer nicht rechtfertigen 
könnte. 

15 . Natürhch können die erwähnten beiden Um- 
stände in stärkerem oder geringerem Maße gegeben 
sein. In manchen Fällen ist verhältnismäßig leicht zu 


erkennen, daß ein besonderer Tätigkeitsbereich im 
Hinbhck auf die genannten Umstände als vorrangig 
behandelt werden sollte. Auf der anderen Seite be- 
steht in anderen Bereichen gegenwärtig kein Hand- 
lungsbedarf. In der Mitte sind Fähe, in denen die rich- 
tige Beurteilung schwieriger ist und verschiedene An- 
sichten vertreten werden können. Die besonderen 
Gegebenheiten jedes Falls werden unter den Zif- 
fern 35 bis 42 behandelt. 

16 . Die Verpflichtungen für Auftraggeber, auf die 
die neuen gemeinschaftlichen Vorschriften angewen- 
det werden soUen, haben deren besonderen Charak- 
ter uneingeschränkt zu berücksichtigen. Ob es sich 
nun um öffenthche oder private Auftraggeber han- 
delt, alle unterscheiden sich von den eigentiichen 
Verwaltungsorganisationen, die durch die bestehen- 
den Richtiinien erfaßt worden sind, dadurch, daß sie 
wirtschafthche oder industrielle Zwecke verfolgen. 
Zur Erreichung ihrer Ziele benutzen sie außerdem oft 
eine technische Infrastruktur, die möghcherweise 
komphziert und höchst speziahsiert ist. Es sind im 
wahren Sinne Unternehmen, die mit gewöhnhchen 
Unternehmen, die den obenstehenden besonderen 
Bedingungen nicht unterliegen, vieles gemeinsam ha- 
ben. 

1 7. Dementsprechend sollten die für sie festzulegen- 
den Vorschriften anders als die seit langem für die 
Verwaltungsbürokratien geltenden Regeln ausgestal- 
tet sein. 

Damit die beteiligten Unternehmen ihre Beschaf- 
fungstätigkeiten effektiv gemäß ihren besonderen 
Gegebenheiten verwalten können, bedarf es größerer 
Elastizität. Die Anforderungen sind nicht als umfas- 
sende Regelung der Beschaffungsfunktion, sondern 
als Mindestgarantien aufzufassen, damit die betref- 
fenden Unternehmen sich von allen Angeboten wett- 
bewerbsfähiger Unternehmen in der Gemeinschaft 
das beste zu sichern vermögen. 

18 . Die beabsichtigte Regelung bildet einen Rahmen 
für eine sohde Geschäftspraxis. Vieles wird von den 
Einkäufern selbst gemäß ihren besonderen Erforder- 
nissen und Gegebenheiten in Einzelheiten bestimmt 
werden. Die Wahl des offenen, nichtoffenen oder Ver- 
handlungsverfahrens und die besondere Art und 
Weise, wie die Verfahren für den Wettbewerb geöff- 
net werden, wird flexibel gehandhabt werden kön- 
nen. Die herkömmlichen Bekanntmachungen mit der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe im offenen Ver- 
fahren; regelmäßige Bekanntmachungen über Ein- 
kauf sab sichten; Aufforderungen an Lieferer, die sich 
durch ein Eignungssystem quahfiziert haben; finden 
alle ihren Platz im System. Das Gegenstück zu dieser 
Flexibihtät ist, daß keines der Verfahren diskriminie- 
rend sein darf; daß mit bestimmten Rahmenbestim- 
mungen der Richtlinie vereinbare objektive Kriterien 
zugrunde gelegt werden; und vor allem, daß diese 
Kriterien transparent sind und überwacht werden 
können, um so zu einem Khma gegenseitigen Ver- 
trauens beizutragen, ohne das eine Marktöffnung ef- 
fektiv nicht zustande käme. Auf die Hauptanforderun- 
gen wird im nachstehenden Teil D näher eingegan- 
gen. 
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C. Der Geltungsbereich 

(1) Das allgemeine Vorgehen 

19 . Wie schon dargelegt, sind nationalistische Ein- 
kaufspraktiken nicht nur bei öffentlichen Auftragge- 
bern feststellbar. Private Auftraggeber, die von den 
Marktkräften isoüert und in enger Beziehung sowohl 
zum Staat als auch zu ihren herkömmhchen inländi- 
schen Lieferern stehen, betreiben in manchen Fällen 
über lange Zeit hinweg eine ähnliche Politik. 

20 . Die vor geschlagenen Regeln zielen darauf ab, 
die objektiven Umstände festzulegen, in denen Auf- 
traggeber in den ausgeschlossenen Bereichen, unab- 
hängig von ihrem öffenthchen oder privatrechthchen 
Status, nationale Beschaffungsstrategien verfolgen 
können. 


(2) Der Regelungsmechanismus 

21 . Darüber hinaus werden die Bestimmungen über 
die zwangsläufig allgemein formulierten Umstände 
durch eine Reihe von Anhängen ergänzt, in denen die 
betreffenden Auftraggeber möghchst genau für jeden 
Mitgliedstaat auf geführt werden; so soll ein Höchst- 
maß an Rechtssicherheit gewährleistet werden. In be- 
stimmten Bereichen oder für bestimmte Mitghedstaa- 
ten besteht der Anhang aus einer Namensliste der 
Auftraggeber; in anderen bezieht er sich auf Gruppen 
von Auftraggebern, die durch den Hinweis auf einzel- 
staatliche Regelungen bestimmt werden; und in eini- 
gen Fällen ist der Anhang eine Kombination von Na- 
men und Gruppen. Dadurch erhält der einzelstaatli- 
che Gesetzgeber eine möglichst kurze und präzise 
Kennzeichnung der den gemeinschafthchen Bestim- 
mungen unterhegenden Organisationen. Die An- 
hänge werden auch für die Kommission die Durchfüh- 
rung der Richtlinien nach ihrem Inkrafttreten erleich- 
tern. Ein Mechanismus für die Überarbeitung der An- 
hänge ist ebenfalls vorgesehen. 


(3) Die betroffenen Bereiche 

22 . In der ersten Gruppe von Fällen wird eine Lei- 
stung für die Öffenthchkeit durch ein technisches 
Netz ausgeführt, das durch sein bloßes Bestehen den 
Wettbewerbsspielraum eingrenzt. Ist ein solches Netz 
einmal eingeführt worden, sind die Aussichten für ei- 
nen Wettbewerb durch ein Alternativnetz oder neu 
hinzukommende Auftraggeber praktisch gering. 
Keine Aussichten bestehen, wenn das natürhche Mo- 
nopol oder Ohgopol durch die Gewährung besonderer 
oder ausschheßlicher Rechte oder durch öffentliche 
Genehmigungsmechanismen, die Neuzugänge aus- 
schließen, rechthche Verstärkung erhält. 

23 . Derartige Verhältnisse sind in den ausgenomme- 
nen Sektoren im Hinblick auf die Netze, mittels derer 
in Verbindung mit der Erzeugung, Fortleitung oder 
Abgabe von Trinkwasser, elektrischem Strom, Gas 
oder Wärme eine Leistung für die Öffentlichkeit er- 
bracht wird, anzutreffen. 


24 . Die zweite Gruppe ist in vielen Fällen der erstge- 
nannten ähnlich; Netze, die eine Leistung für die Öf- 
fentlichkeit im Verkehrsbereich ausführen. In der Tat 
ist die Lage, wenn die Leistung von einem einzelnen 
technischen Netz wie Eisenbahn oder Untergrund- 
bahn aus geführt wird, genau die gleiche. Indes müßte 
im Verkehrsbereich der Netzbegriff etwas großzügi- 
ger definiert werden und auch diejenigen Systeme 
einschließen, bei denen das „Netz" kein technisches 
System wie im Eisenbahn- oder Straßenbahn-, son- 
dern wie im städtischen Omnibusverkehr ein Straßen- 
verbindungsnetz ist, in dem Fahrzeuge unter behörd- 
lich festgelegten Voraussetzungen eingesetzt wer- 
den. Wo der Staat den Zugang zu solchen Netzen ein- 
schränkt, sind sowohl die öffentlichen als auch die pri- 
vaten Auftraggeber von den Marktkräften isoliert imd 
nicht zuletzt bei ihren Einkäufen staatlichem Einfluß 
ausgesetzt. Dementsprechend beziehen sich die Vor- 
schläge auf Auftraggeber, die im Verkehrsbereich 
Leistungen für die Öffenthchkeit im Eisenbahn-, Stra- 
ßenbahn- oder Obusverkehr sowie Omnibusleistun- 
gen unter Betriebsbedingungen ausführen, die von 
einer Behörde bestimmt werden, einschheßhch deren 
Bedingungen auf den zu bedienenden Strecken. 

25 . Die dritte Fallgruppe betrifft Situationen, in de- 
nen ein Auftraggeber aufgrimd einer staatlichen Kon- 
zession oder Genehmigung ein bestimmtes Gebiet zu 
einem gegebenen Zweck nutzt. Auch hier ist der Ein- 
fluß der Marktkräfte auf die beteihgten Auftraggeber 
oft erhebhch reduziert; sie sind dem Einfluß des Staa- 
tes in vielfacher Hinsicht ausgesetzt, nicht zuletzt, 
weil eine Konzession oder Genehmigung verlängert 
oder andere ähnhche Konzessionen oder Genehmi- 
gungen erlangt werden sollen. Selbst wenn Wettbe- 
werbskräfte noch in gewissem Maße vorhanden sind, 
unterhegen diese staathchem Einfluß, weil sie eine 
Konzession weiter benötigen oder neue Konzessionen 
beantragen müssen, was oft das Einkaufsverhalten 
bestimmt. 

26 . Die Vorschläge erfassen dementsprechend zwei 
Arten einer solchen Situation: die Nutzung von Ge- 
bieten zum Zwecke der Aufsuchung oder Gewinnung 
von Öl, Gas, Kohle oder sonstigen Festbrennstoffen 
oder zum Zwecke der Bereitstellung von Rughafen-, 
See- und Binnenhafen- oder sonstigen Endpunktein- 
richtungen für Träger im Luft-, See-, Land- oder Bin- 
nenschiffsverkehr. 


(4) Sektorale Unterschiede 

27 . Die Beratungen über den Entwurf für einen 
Richtlinienvorschlag über den Bereich Wasser, Ener- 
gie und Verkehr ergaben keine so zahlreichen oder 
bedeutsamen Unterschiede zwischen den Sektoren, 
daß diese nicht in einem einzelnen Rechtsinstrument 
erfaßt werden können. Insbesondere die Bestimmun- 
gen über technische Normen und Spezifikationen, 
Auftragsvergabeverfahren und Transparenz entspre- 
chen offensichthch den Erfordernissen aUer dieser Be- 
reiche. Der Anwendungsbereich der Richthnie muß 
natürlich mit Bezug auf die einzelnen Sektoren fest- 
gelegt werden; doch wird die Möglichkeit, eine ein- 
zige Richtlinie einzuführen, hierdurch nicht in Frage 
gestellt. Eine weitere Anpassung der Richtlinie wäre 
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gegebenenfalls möghch, um zusätzhchen sektoralen 
Besonderheiten, etwa Unterschieden der Schwellen- 
werte, Rechnung zu tragen. Für derartige Änderun- 
gen müßte die Richthnie nicht in mehrere Rechtsin- 
strumente aufgeteilt oder ihre Struktur grundlegend 
geändert werden. 

28. Die Beratungen der mit Fragen der Telekommu- 
nikation beauftragten Gruppen, insbesondere der 
Gruppe Hoher Beamter „Telekommunikation“ 
(SOGT) führten zu dem Ergebnis, daß die verfügen- 
den Teile dieser Richthnie und diejenigen des Vor- 
schlags für eine eigene Richthnie über den Telekom- 
munikationssektor i) sich weitgehend gleichen kön- 
nen. Jedoch ist es wegen des besonderen Zusammen- 
hangs mit der Öffnimg des öffenthchen Auftragswe- 
sens im Telekommunikationssektor, wie im Grünbuch 
der Kommission beschrieben 2), besser, den Telekom- 
munikationssektor nicht in diese Richthnie einzube- 
ziehen. 


(5) Ausnahmen für Tätigkeiten^ die Gegenstand 
des Wettbewerbs sind 

29. Die bisher ermittelten Auftraggeber sind in ver- 
schiedenem Maße von den Marktkräften isohert. Je- 
doch genügt das Vorhandensein von Wettbewerb an 
sich nicht, um ein offenes Beschaffungswesen sicher- 
zustellen. 

30. Einige der vorstehend gekennzeichneten Tätig- 
keiten hegen bis zu einem gewissen Grade im Wett- 
bewerb untereinander (Substitutionswettbewerb). 
Dies trifft bei verschiedenen EnergiequeUen zu (Elek- 
trizität, Gas, Öl, Kohle, andere Festbrennstoffe, 
Wärme). Ebenso gilt dies für verschiedene Verkehrs- 
arten (Straßen-, Schienen-, Luft-, See-, Binnenschiffs- 
verkehr). Jedoch wird das Beschaffungswesen nicht 
marktgelenkt, auch wenn die Leistungen einer A\if- 
traggebergruppe durch eine andere ersetzt werden 
können, soweit beide Gruppen gleichermaßen vom 
Markt isohert sind, wie dies häufig der Fall ist. Es mag 
eher zutreffen, daß Einkäufe nach rein geschäfthchen 
Maßstäben getätigt werden, wenn Aiif traggeb er im 
Wettbewerb mit anderen nicht geschützten oder dem 
Einfluß der Regierung ausgesetzten Unternehmen 
stehen; aber selbst dann kommt es daraxif an, ob an- 
dere Faktoren es dem betreffenden Auftraggeber 
dennoch ermöghchen, eine unrentable Einkaufspra- 
xis zu betreiben. Die BereitsteUung öffenthcher Fi- 
nanzmittel auf dem einen oder anderen Wege ist ein 
solcher Faktor. So ist es kaum verwunderhch, daß 
unter solchen Umständen ein offenes EG-weites Be- 
schaffungswesen nicht hinreichend gewährleistet. 
Ahe Untersuchungsergebnisse deuten darauf hin, daß 
in den bisher imtersuchten Tätigkeitsgruppen bei den 
Einkäxifen eine stark nationale Tendenz besteht. 

31 . Wettbewerb kann auch in einem der gegebenen 
Bereiche oder Teilbereiche herrschen, da die Schran- 
ken für den Zugang mehr oder weniger absolut sein 
können. Generell, wenn auch nicht immer, vermin- 
dert sich mit zunehmendem Wettbewerbsniveau der 


1) KOM(88) 378 endg. 

2) KOM(87) 290 endg. vom 30. Juni 1987. 


potentielle Einfluß des Staates. Die allgemeine Regel 
gilt jedoch nicht, wenn sich der Staat etwa durch Ertei- 
lung ordnimgsgemäßer Konzessionen, um die die 
Auftraggeber sich bewerben, für eine direkte Beein- 
flussung entscheidet. Einkaufspraktiken können 
leicht, wenn auch nicht ausdrückhch, zu einem Teil 
der Phase der Vertragsverhandlungen werden, in der 
die Erteilung von Konzessionen und Konzessionsbe- 
dingungen festgelegt wird. 

32. Gleichwohl kann unter bestimmten besonderen 
Umständen das Wettbewerbsniveau so aussehen, daß 
— unter Berücksichtigxmg aller möghcherweise die 
Einkäufe beeinflussenden Faktoren — mit Sicherheit 
gefolgert werden kann, daß die beteihgten Auftragge- 
ber vom Markt gezwungen werden, faire und offene 
Einkaufspohtiken zu betreiben. Dann dürfte es sinn- 
voll sein, solche Fälle vom Anwendungsbereich der 
neuen Regelung auszmehmen. Eine Regelimg wäre 
zwecklos, und die Vorschläge wären der Kritik ausge- 
setzt, es werde eine Regelving um der Regelung willen 
angestrebt. 

33. Aus diesem Grunde enthalten die Vorschlags- 
entwürfe eine Reihe von Bestimmungen, durch die 
Situationen Rechnung getragen werden soll, in denen 
der Markt der Form nach vmd in Wirklichkeit offen ist, 
vmd andere Faktoren, die voraussichthch zu einer na- 
tionahstischen Einkaufspraxis führen, nicht vorhan- 
den sind. 

34. Im Verkehrsbereich haben die neuesten Ent- 
wicklungen gezeigt, daß öffenthcher Busverkehr 
weitgehend dereglementiert werden kann. Eine be- 
hördliche Genehmigung mag weiterhin erforderhch 
sein, doch nur um grundlegende Erfordernisse der 
öffenthchen Sicherheit und Ordnving zu gewährlei- 
sten. In diesen Grenzen können und werden die glei- 
chen Strecken mit den gleichen Bestimmungsorten 
unter gleichen Rechtsvoraussetzungen von einer Viel- 
zahl von Betreibern bedient. Die Einbeziehung von 
Omnibusunternehmen in die neue Beschaffvmgsrege- 
lung dürfte genausowenig sinnvoU wie die Einbezie- 
hung von Taxiuntemehmen sein. Dementsprechend 
ist der öffenthche Busverkehr vom Anwendungsbe- 
reich des Vorschlagsentwurfs ausgenommen, sofern 
genau festgelegte Bedingvmgen erfüht werden, die 
gewährleisten, daß die Betreiber sich ausschheßhch 
von marktwirtschaftlichen Erwägungen leiten las- 
sen. 

35. Überdies bedürfen Beschaffungen zum Zwecke 
des Weiterverkaufs oder der Vermietung in einem 
dem Wettbewerb unterhegenden Markt einer beson- 
deren Regelung. Diese Situationen können beispiels- 
weise in den Bereichen Gas und Elektrizität entste- 
hen, wo die in Rede stehenden Auftraggeber Ausrü- 
stvingen an Benutzer verkavifen oder vermieten, die 
diese im Haushalt verwenden, wie beispielsweise Kü- 
chen- und sonstige Hausgeräte. Demgemäß ist die 
Beschaffung solcher Geräte für derartige Zwecke vom 
Richthnienentwvirf ausgenommen. 

36. Nicht zuletzt, weil die Tätigkeit in den ausge- 
schlossenen Sektoren durch Entwicklungen in den 
Mitghedstaaten vmd auf Gemeinschaftsebene mehr 
und mehr hberalisiert wird, besteht möghcherweise 
mehr Handlungsspielraum, um die Reichweite der 
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neuen gemeinschaftlichen Regelung einzugrenzen. 
Jedoch ist es wichtig, solche Abgrenzungen genau zu 
definieren. Anderenfalls könnten sie die Regelung 
aushöhlen und zu ungerechtfertigter Ungleichbe- 
handlung der einzelnen Mitgliedstaaten führen. Jeder 
Antrag wird getrennt zu prüfen sein, während der 
Vorschlag das gesetzgeberische Verfahren durch- 
läuft. 


(6) Die eigentlichen Grenzen der Regelung: 
Ausgenommene und zweifelhafte Fälle 

37 . Bestimmte Tätigkeiten sollen durch die neue ge- 
meinschaftliche Regelung unbedingt erfaßt werden. 
Für andere Arten von Tätigkeiten scheint deren An- 
wendung der Richtiinie unangemessen. Beispiels- 
weise gehört zu dieser Gruppe der Straßenverkehr mit 
Ausnahme des öffentlichen Busverkehrs. 

Der Straßengüterverkehr und private Omnibusdien- 
ste in den Mitgliedstaaten stehen im wesentlichen 
allen Unternehmen offen, wie generell auch Beförde- 
rungsleistungen im See- und Binnenschiffsverkehr. 

Soweit Wettbewerbsbeschränkungen bestehen und 
die Mitgliedstaaten Einflußmöglichkeiten haben, 
spielen diese anscheinend keine bedeutsame Rolle für 
die Einkaufspraktiken dieser Wirtschaftsteilnehmer 
insgesamt. Aus diesen Gründen sind diese Tätigkei- 
ten nicht einbezogen worden. Ihre Ausnahme bedeu- 
tet jedoch nicht, daß nicht vorgegangen werden 
könnte oder soUte, wenn es sich in einem besonderen 
Fall erweist, daß eine Regierung sich eingeschaltet 
hat, um Einkaufsentscheidungen zu beeinflussen. 
Wie vorzugehen ist, wird sich danach richten, welche 
Druckmittel vom Staat verwendet werden und welche 
Instrumente der Kommission nach dem Vertrag, bei- 
spielsweise nach Artikel 30 EWGV oder den gemein- 
schaftlichen Vorschriften über staatliche Beihilfen zur 
Verfügung stehen. 

38 . Drei Tätigkeitsgruppen lassen sich indes nicht 
ohne weiteres einordnen: die Verkehrsleistungen für 
die Öffentlichkeit im Luftverkehr, die Verarbeitung, 
Beförderung xind Verteilung von Erdölerzeugnissen 
und die Beförderungsleistungen für die Öffentlichkeit 
im Seeverkehr. 

39 . Bei den Luftverkehrsgesellschaften sprechen 
eine Anzahl von Faktoren für ihre Einbeziehung. Ob 
öffentlich oder privat, arbeiten sie in den meisten Fäl- 
len unter genau geregelten Bedingungen; ihr Zugang 
zu den Luftverkehrsstrecken ist noch stark begrenzt 
und von staatlicher Genehmigxing abhängig. 

40 . Andererseits liegen sie auf grenzüberschreiten- 
den Strecken oft in direktem Wettbewerb miteinander 
und mit Luftverkehrsgesellschaften von Drittländern. 
Dieser Wettbewerb wächst im Einklang mit der Ge- 
meinschaftspolitik, was den Zugang zum Markt und 
die Festsetzung der Preise betrifft i). Außerdem ist auf 


1) Verordnung des Rates 3975/87/EWG und 3976/87/EWG so- 
wie Richtlinie des Rates 87/601/EWG und Entscheidung des 
Rates 87/602/EWG, ABI. L 374 vom 31. Dezember 1987; 
Richtlinie des Rates 83/416/EWG, ABI. L 237 vom 26. August 
1983 und Ändenmgsvorschlag KOM(86) 424 endg./2 vom 
8. September 1986. 


der Lieferseite die Industrie bei Flugzeugteüen wie 
auch bei Motoren stark konzentriert. Die wichtigsten 
europäischen Lieferer sind bereits in verschiedenen 
Arten grenzüberschreitender Gemeinschaftsunter- 
nehmen zusammengeschlossen. Zunehmend wird 
Avionik als Bestandteil des Flugzeugs geliefert und 
dadurch die Möglichkeit, daß Luftfahrtgesellschaften 
für diese Komponenten inländische Lieferer wählen, 
eingeschränkt. Schheßlich erfordert die Rentabilität, 
unabhängig davon, wie der Wettbewerb auf bestimm- 
ten Flugstrecken strukturiert ist, das richtige Flugzeug 
einzukaufen. 

41 . Deshalb ist es angemessen, die Luftverkehrsge- 
sellschaften vorerst von der Richtlinie auszunehmen, 
damit die Lage weiter geprüft werden kann. Weitere 
Vorschläge, vielleicht durch Änderung der vorliegen- 
den Vorschläge könnten vorgelegt werden, sofern 
sich dies später als nötig erweisen sollte. 

42 . Im Bereich der Verarbeitung, Beförderung und 
Verteilung von Erdölerzeugnissen ist die Struktur der 
Industrie weit vielfältiger und dezentralisierter als in 
den zur Aufnahme in den Vorschlag vorgeschlagenen 
Teilbereichen Energie und Verkehr. Es gibt kein ein- 
zelnes technisches Netz wie bei Gas, Elektrizität und 
Wärme. Zwar gibt es Rohrleitungen, doch sind sie an 
dem Gesamtverteilungssystem, das die Beförderung 
und Verteilxing im See-, Schienen-, Binnenschiffs- 
und Straßenverkehr einschließt, verhältnismäßig ge- 
ringfügig beteiligt. 

Die Schranken für den Zugang sind weit weniger be- 
deutsam, und eine verhältnismäßig große Zahl von 
öffentlichen und privaten Auftraggebern stehen in al- 
len Mitgüedstaaten, außer in Spanien, unmittelbar 
miteinander im Wettbewerb. Diese im Wettbewerb 
stehenden Unternehmen werden nicht auf der Grund- 
lage von Konzessionen oder ähnlichen ausschließli- 
chen Rechten tätig, wie es im Bereich der Erdölsuche 
und -förderung der Fall ist. 

43 . Angesichts dieser Umstände ist es nicht ersicht- 
lich, daß diese Auftraggeber in die Richtlinie einbezo- 
gen werden müßten. Da außerdem in nächster Zu- 
kunft wohl nur eine geringe neue Raffinerie- oder 
Rohrleitungskapazität eingerichtet werden wird, 
hätte wahrscheinlich ihre Einbeziehung auch nur sehr 
begrenzte wirtschaftliche Bedeutung. Demgemäß ist 
— wie bei den Luftfahrtgesellschaften — eine Einbe- 
ziehung des Sektors vorerst nicht angemessen. Je- 
doch sollte dieser Bereich weiter beobachtet wer- 
den. 

44 . Im Seeverkehr sind die meisten, wenn auch nicht 
alle Unternehmen private Auftraggeber. Ausnahmen 
bestehen in mehreren Mitgliedstaaten in Form von 
autonomen Einrichtungen unter Regierungsaufsicht 
oder Dienststellen staatlicher Eisenbahnen oder Un- 
ternehmen in Staatseigentum. 

45 . Im Schiffbau, in der Schiffsreparatur, bei Schiffs- 
ausrüstung und anderen Lieferungen schließen die 
meisten Schiffahrtslinien offenbar ihre Verträge auf 
geschäftlicher Grundlage ab. Hierzu trägt der Wettbe- 
werbsdruck mit bei, unter dem die Schiffahrtsgesell- 
schaften der EG auf internationalen Strecken stehen, 
wie auch die Intensität des Pr eis Wettbewerbs im 
Schiffbaubereich. Die beträchtlichen staatlichen Bei- 
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hilfen für den Schiffbau sind auf Gemeinschaftsebene 
durch die RichÜinie 87/167/EWG i) geregelt. 

46. Weiter schaffen die neuesten Entwicklungen bei 
der Regelung 2) des Seehandels eine größere Öffnung 
in diesem Markt. Die Beschränkungen im Marktzu- 
gang schaffen offenbar keine Voraussetzimgen für 
einen staathchen Einfluß zugunsten inländischer Lie- 
ferer. 

47. Zugleich hat die Bereitstellimg staatlicher Beihil- 
fen zur Deckung von Verlusten bestimmter Fährbe- 
triebe, wie sie in einigen Mitgliedstaaten gewährt 
wurde, offensichüich in einer Vielzahl von Fällen zur 
Diskriminierung bei der Auftragsvergabe geführt. Je- 
doch ist dieses Problem wirtschaftiich begrenzt. Es 
erscheint nicht wichtig genug, um die Einbeziehung 
des gesamten Seeverkehrs in den Geltimgsbereich 
der Richtlinie zu begründen. Der Versuch, nur die 
betroffenen Fährbetriebe einzubeziehen, würde wie- 
derum eine Reihe von vielschichtigen Problemen 
schaffen, einschließhch des Erfordernisses, für Fair- 
neß zwischen konkurrierenden Auftraggebern zu sor- 
gen, von denen viele die Beihüfen, in denen das Pro- 
blem wurzelt, nicht erhalten. 

48. Demnach dürfte dieses Problem besser durch 
eine gemeinschafthche Kontrolle der Beihilfen an die 
betreffenden Auftraggeber als durch die vollständige 
oder teilweise Einbeziehimg des Seeverkehrs in die 
neuen Vorschriften zu regeln sein. 


(7) Unterschiede in der wirtschaftlichen 
Entwicklung 

49. Gemäß Artikel 8 c des EWG-Vertrages hat die 
Kommission geprüft, in welchem Umfang den Volks- 
wirtschaften der Mitgliedstaaten in der Anwendung 
dieser RichÜinie in der Zeit bis 31. Dezember 1992 
Anstrengungen abverlangt werden (Mitteilung über 
eine gemeinschafthche Regelung der Vergabe von 
Aufträgen in den ausgenommenen Sektoren: Wasser, 
Energie, Verkehr tmd Femmeldewesen, insbeson- 
dere Teüe II A 2, 3, 4). Nach dieser Analyse sind be- 
sondere Bestimmungen in der RichÜinie neben Arti- 
kel 23 über regionale Präferenzen (siehe Ziff. 104) 
nicht erforderhch. Neue möghche Maßnahmen kön- 
nen erforderhch werden, je nachdem welche Folgen 
die Öffnung der in Rede stehenden Märkte haben 
wird, wie ebenfalls in der MitteUung darqeleqt wurde 
(Teil II A 4). 


(8) Erläuterungen zu Abschnitt I der Richtlinie 

50. Abschnitt I der vorgeschlagenen RichÜinie be- 
stimmt den Anwendungsbereich und enthält neben 
den nötigen Definitionen in Artikel 1 sowohl allge- 
meine als auch sektorbezogene Bestimmungen. 

— Die sektorbezogenen Bestimmimgen sind in Arti- 
kel 2 niedergelegt, der den Eckstein der RichÜinie 
büdet, wie auch in Artikel 5; 


1) ABI. L 69 vom 12. März 1987. 

2) Verordnungen des Rates 4055/86, 4056/86, 4057/86, 4058/86, 
4059/86, ABI. L 378 vom 31. Dezember 1986. 


— die allgemeinen Bestimmungen sind in den Arti- 
keln 3, 4, 5, 7 und 8 niedergelegt. 

Zur Erläuterung der Artikel im einzelnen wird zu- 
nächst auf die Definitionen, sodann auf die maßgebh- 
chen Bestimmungen in jedem der Sektoren und an- 
schheßend auf die allgemeinen Bestimmungen einge- 
gangen. 


Erläuterungen zu Artikel 1 — Definitionen 

51 . In den Absätzen 1 bis 3 werden die Auftraggeber 
im öffentiichen Sektor, die gemäß Artikel 2 Absatz 1 
zu denjenigen gehören, die diese RichÜinie anzuwen- 
den haben, unter rechtlichen Gesichtspunkten defi- 
niert. Diese Auftraggeber schheßen gemäß Absatz 1 
und 2 den öffenüichen Sektor im Sinne der bestehen- 
den RichÜinien 77/62/EWG und 71/305/EWG ein. 
Ebenso umfaßt der öffenüiche Sektor gemäß Absatz 3 
diejenigen öffenüichen Unternehmen, die Gegen- 
stand der RichÜinie über die Transparenz der finanzi- 
ellen Beziehungen sind. 

52. In Absatz 4 wird der Ausdruck „angeschlossene 
oder nahestehende Unternehmen" definiert, der in 
Verbindung mit der Ausnahme von großen Teü'en die- 
ser Richtlinie benötigt wird, die gemäß Artikel 2 Ab- 
satz 7 für Inhaber von Konzessionen im Sektor Wasser 
für die Auftragsvergabe innerhalb von Untemeh- 
mensgruppen gewährt wird. Der Ausdruck „Konzes- 
sion" ist in Artikel 1 Absatz 6 definiert. 

53. Die Absätze 5, 7 und 8 entsprechen den Defini- 
tionen, die in den bestehenden RichÜinien für die Art 
der erfaßten Aufträge, die Teilnehmer in Vergabever- 
fahren und die Arten von Vergabeverfahren verwen- 
det werden. 

54. Die Absätze 9 bis 13 betreffen die Terminologie, 
die im Bereich der Normen und technischen Spezifi- 
kationen verwendet wird. Sie stehen im Einklang mit 
den Definitionen der bestehenden Richthnien, was die 
Absätze 9 bis 12 betrifft, etwas vereinfacht insbeson- 
dere in Absatz 9. Ebenso ist zu bemerken, daß aus- 
drückhch auf die Quahtätssicherung Bezug genom- 
men wird, um zu klären, daß technische Spezifikatio- 
nen auch die Fragen wie die nötige Organisation imd 
die Beaufsichtigung von Produktionsabläufen und die 
Lebensdauer von Produkten und ihre Instandhaltung 
betreffen. Absatz 13 entspricht der im Entwurf einer 
Richtlinie über Bauprodukte vorgeschlagenen Defini- 
tion 2). 


Erläuterungen zu sektorbezogenen Bestimmungen 

55. Artikel 2 Absatz 1 ist die Schlüsselbestimmung. 
Sie bestimmt, welche Art von Auftraggebern diese 
RichÜinie anzuwenden haben und daß Voraussetzung 
dafür ist, daß sie Tätigkeiten der in Absatz 3 beschrie- 
benen Art ausführen. 


1) Richtlinie 80/723/EWG vom 25. Juni 1980, ABI. L 195 vom 
29. Juli 1980. 

2) Ursprünglicher Vorschlag der Kommission: KOM(86) 756 
endg./3 vom 17. Februar 1987. 
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56 . Zu den erfaßten Arten von Auftraggebern gehört 
der öffentliche Sektor im Sinne von Artikel 1 Ab- 
sätze 1 bis 3. Ebenso werden andere Auftraggeber mit 
beliebiger Rechtsstellung erfaßt, sofern sie die Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 erfüllen. Die Letztge- 
nannten brauchen nicht weiter definiert zu werden, 
da die Voraussetzungen des Absatzes 1 zu ihrer Kenn- 
zeichnung ausreichen. 

67 . Die in den Unterabsätzen (a) bis (c) festgelegten 
Merkmale gelten nicht für Auftraggeber im öffentli- 
chen Sektor, und zwar aus folgenden Gründen. Er- 
stens brauchen Auftraggeber im öffentlichen Sektor 
oft keine besonderen oder ausschließlichen Rechte, 
um Wettbewerber auszuschließen. Ihre öffentliche 
Stellung und Befugnisse genügen an sich, um dieses 
Ergebnis herbeizuführen, etwa wenn eine lokale Be- 
hörde die Versorgung mit Trinkwasser ausführt. Au- 
ßerdem paßt der Begriff „Haupttätigkeit" nicht für 
den öffenthchen Sektor. Wenn beispielsweise lokale 
Behörden an der Lieferung von Wasser oder Energie 
oder im Verkehrsbereich beteiligt sind, so bedeutet 
dies in der Regel nur einen Teil aus einer Vielfalt von 
Funktionen, die sie ausüben. Ohne Rücksicht darauf, 
wie weit gestreut ihre Tätigkeiten sind, müssen sie die 
Bestimmungen über die Auftragsvergabe als erste an- 
wenden. Artikel 2 Absatz 1 unterwirft sie daher nicht 
den unter den Buchstaben (a) und (b) aufgestellten 
Kriterien. 

58 . Mit Ausnahme des öffentlichen Sektors genügt 
jedoch eine Nebentätigkeit in einem der maßgebli- 
chen Sektoren nicht, damit ein Auftraggeber unter 
diese Richtlinie fällt. Gemäß Buchstabe (c) muß ein 
privater Auftraggeber seine „Haupttätigkeit" in dem 
maßgeblichen Sektor ausüben. Dies dient dazu, von 
dieser Richtlinie Fälle auszunehmen, wie beispiels- 
weise bestimmte Industrieunternehmen, die ihre ei- 
gene Stromerzeugungsanlage betreiben und mitunter 
das Netz mit Elektrizität versorgen. 

59 . Zu den Arten der durch diese Richtlinie erfaßten 
Auftraggeber ist zu bemerken, daß einige von ihnen 
die Disziplin des GATT-Übereinkommens über das 
öffentliche Beschaffungswesen anzuwenden haben, 
beispielsweise bestimmte Elektrizitätswerke in Lu- 
xemburg^). 

Um klarzustellen, daß diese Auftraggeber weiterhin 
ihren GATT- Verpflichtungen unterliegen, gilt Arti- 
kel 2 Absatz 1 „unbeschadet der internationalen Ver- 
pflichtungen der Gemeinschaft". 

60 . Die maßgeblichen Bestimmungen für den Be- 
reich Wasser sind in folgenden Artikeln festgelegt; 

— Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe (a) (i) erklärt diejeni- 
gen Auftraggeber für erfaßt, die ein Trinkwasser- 
netz zur Verfügung stellen oder betreiben, versor- 
gen oder verwalten; 

— Artikel 2 Absatz 6 bezieht der Übereinstimmung 
halber ihre anderen wasserbezogenen Tätigkeiten 
mit in die Richtlinie ein. 


1) Richtlinie 80/767/EWG zur Anpassung und Ergänzung der 
Richtlinie 77/62/EWG hinsich^ch bestimmter öffentiicher 
Auftraggeber, Anhang I, ABI. L215 vom 15. August 1980, 
S. 17. 


— Artikel 2 Absatz 7 klammert unter bestimmten 
Voraussetzungen Aufträge, die Inhaber von Was- 
serkonzessionen an angeschlossene oder naheste- 
hende Unternehmen vergeben wollen, von dieser 
Richthnie aus. Ebenso ist Artikel 17 Absatz 5 zu 
erwähnen. Er legt für den Eingang von Bewerbun- 
gen um Wasserkonzessionsaufträge eine Mindest- 
dauer fest; 

— Artikel 5 Buchstabe (a) nimmt von dieser Richtlinie 
die Beschaffung von Wasser aus, weil Wasser, 
wenn es für ein Liefernetz bezogen wird, in der 
Regel nicht auf dieselbe Weise wie Ausrüstungen 
oder Arbeiten eingekauft wird. Es kann in der Re- 
gel nur von einer begrenzten Anzahl von Stand- 
orten bezogen werden, an denen es verfügbar ist 
und von denen es ohne weiteres in das Rohrnetz 
eingeleitet werden kann. 

61 . Die maßgebenden Bestimmungen für den Ener- 
giesektor sind folgende: 

— Artikel 2 Absatz 3 (a) (ii) und (iii) über Elektrizität, 
Gas und Wärme; 

— Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe (b) (i) über die Suche 
oder Förderung von Öl, Gas oder Festbrennstof- 
fen; 

— Artikel 5 Buchstabe (b) nimmt die Beschaffung von 
Energie und Brennstoffen für die Energieproduk- 
tion durch Auftraggeber im Energiebereich von 
der Richtlinie aus. Im Sektor Energie macht jedoch 
der Einkauf von Elektrizität spezielle Probleme, 
insofern, als Hindernisse für grenzüberschreitende 
Einkäufe bestehen. Diese Hindernisse sind bis 
Ende 1992 zu beseitigen. Die Kommission wird 
daher im Laufe des Jahres 1989 Maßnahmen zur 
Erreichung dieses Ziels vorschlagen. 

62 . Die maßgeblichen Bestimmungen über den Ver- 
kehrssektor sind folgende: 

— Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe (c) bestimmt, welche 
Art von Transportleistungen erfaßt werden, und 
enthält die Definition eines Netzes für den Trans- 
portbereich (wie in Ziffer 24 dargelegt wurde); 

— Artikel 2 Absatz 4 nimmt bestimmte Auftraggeber, 
die im Wettbewerb mit anderen Omnibusver- 
kehrsträgern unter denselben Bedingungen im 
Wettbewerb stehen (wie in Ziffer 34 dargelegt), 
von der Richtlinie aus. Gemäß Absatz 4 gelten sol- 
che Auftraggeber, selbst wenn sie auf der Grund- 
lage von Genehmigungen tätig werden, nicht als 
staatlichem Einfluß unterliegend, weil die Geneh- 
migungen in diesem Bereich weniger zur Kontrolle 
des Marktzuganges, sondern vielmehr der Stra- 
ßenverkehrssicherheit dienen. 

63 . Bei den Bereichen, in denen das Zurverfügung- 
stellen oder Betreiben eines Netzes die maßgebliche 
Tätigkeit im Sinne dieser Richtlinie ist, gilt als allge- 
meine Voraussetzung, daß das Netz zur Ausführung 
einer Leistung für die Öffentlichkeit dient. Diese Vor- 
aussetzung bewirkt die Anwendung der Richtlinie nur 
auf Auftraggeber mit gemeinnütziger Funktion. Fälle 
wie derjenige eines Schulbusunternehmens sollten 
nicht erfaßt werden. „Für die Öffenthchkeit" bedeutet 
für die Öffentlichkeit im großen und ganzen, ohne 
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Begrenzung auf bestimmte Benutzerkreise, abgese- 
hen vom Schutz der öffenüichen Ordnung generell. 

Im Energiesektor umfassen die Worte „für die Öffent- 
lichkeit" Lieferungen für Haushalts- und Industrie- 
zwecke, einschließhch der Ho chspannungs Ver- 
sorgung. 


Erläuterungen zu allgemeinen Bestimmungen im 
Anwendungsbereich 

64. Die allgemeinen Bestimmungen in den Arti- 
keln 3, 4, 6, 7 und 8 sehen sämtlich Ausnahmen von 
dieser Richtlinie vor. Die Artikel 3 und 4 betreffen Ein- 
käufe, für die eine Regelung sich erübrigt. Die Arti- 
kel 6 und 7 berücksichtigen die Staatssicherheit und 
internationale Übereinkommen. Artikel 8 nimmt 
kleine Verträge aus. 

65. Artikel 3 berücksichtigt den Umstand, daß Auf- 
traggeber nicht immer ausschließlich in einem der in 
Rede stehenden Bereiche tätig sind. Als Beispiele für 
andere Tätigkeiten sind unter anderem Stromerzeu- 
ger im Bereich der gewerbsmäßigen Herstellung von 
Tiefkühlerzeugnissen oder der Fischzucht und Was- 
serversorgungsunternehmen im Bereich des Kabel- 
fernsehens und dergleichen anzuführen. Diese Tätig- 
keiten sind nicht im Sinne dieser Richtlinie erhebhch. 
Der Anwendungsbereich dieser Richtlinie erfordert 
jedoch ihre genaue Kennzeichnung. Überdies erfor- 
dert die Transparenz des Auftragswesens, daß sie in- 
teressierten Lieferern oder Auftraggebern mitgeteilt 
werden. Zu diesem Zweck sieht Artikel 3 vor, daß 
diese Tätigkeiten der Kommission zu melden und im 
Amtsblatt zu veröffentlichen sind, bevor sie von der 
Richtlinie ausgenommen werden. Mitteilungen über 
solche Tätigkeiten sollten erfolgen, bevor diese Richt- 
linie in Kraft gesetzt wird, so daß sie veröffentlicht und 
die maßgeblichen Tätigkeiten von Anfang an von die- 
ser Richtlinie ausgenommen werden können. 

66. Artikel 4 nimmt eine weitere Gruppe von Aufträ- 
gen von dieser Richtlinie aus, nämlich diejenigen, bei 
denen der Auftraggeber Ausrüstungen, die in einem 
dem Wettbewerb unterliegenden Markt eingekauft 
wurden, zu verkaufen oder zu vermieten beabsichtigt. 
Unter Ziffer 35 sind hierzu einige Beispiele angeführt. 
Im Gegensatz zu Artikel 3 betrifft das Mitteilungser- 
fordernis die Mitgliedstaaten, welche in der Lage sein 
sollten, die Kommission über die maßgeblichen 
Rechtsbestimmungen zu unterrichten; insbesondere 
handelt es sich um Bestimmungen, die sicherstellen, 
daß andere potentielle Marktteilnehmer die betref- 
fenden Erzeugnisse unter denselben Bedingungen 
wie der betreffende Auftraggeber beliebig verkaufen 
oder vermieten können. 

67. Artikel 6 ist eine Schutzklausel für rechtmäßige 
Interessen der Staatssicherheit. Sein Geltungsbereich 
ist begrenzt, insofern, als Aufträge von dieser Richtli- 
nie nur aufgrund spezieller Vorschriften ausgenom- 
men werden können, oder wenn der Schutz wesentli- 
cher Interessen der Staatssicherheit es gebietet, die in 
allen Mitgliedstaaten genau festgelegt sind. Der Arti- 
kel stützt sich auf eine entsprechende Bestimmung, 
die in dem Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe c) der Richt- 
linie über Lieferaufträge eingefügt wurde. 


68. Artikel 7 entspricht dem Artikel 3 der Richtlinie 
über Lieferaufträge. 

69. In Artikel 8 sind die Mindestauftragswerte fest- 
gelegt, bei deren Überschreitung der Auftrag durch 
diese Richtlinie erfaßt wird. Die Daten sind für Liefe- 
rungen diejenigen der bestehenden Richtlinie und für 
Bauaufträge diejenigen des geänderten Vorschlags 
der Kommission zur Änderung der Richtlinie über 
Bauaufträge. Die in den Absätzen 2 bis 4 festgelegte 
Berechnungsmethode entspricht weitgehend derjeni- 
gen in der Richtlinie über Lieferaufträge; die maßgeb- 
lichen Bestimmungen über Bauaufträge wurden ins- 
besondere in den Absätzen 5 und 6 angefügt. Eine 
umfassende Anhörung zu der Frage, ob die Höchst- 
grenzen angehoben oder gesenkt werden sollen, ver- 
lief ergebnislos. Zu jedem Argument gibt es ein Ge- 
genargument. Deshalb dürfte es sinnvoll sein, vorerst 
die bestehenden Schwellenwerte beizubehalten. Sie 
selbst sind das Ergebnis einer langen und intensiven 
Debatte in den Organen der Gemeinschaft und ande- 
renorts. Möglicherweise ist aber diese Frage noch da- 
hin zu vertiefen, ob die vorgeschlagenen Beträge für 
bestimmte Sektoren angesichts ihrer speziellen Merk- 
male angemessen und die in der Ausarbeitung ge- 
meinsamer technischer Normen und Spezifikationen 
erzielten Fortschritte zu berücksichtigen sind. Jedoch 
ist der Schwellenwert von 5 000 000 ECU für Bauauf- 
träge ein Höchstbetrag, den die Kommission nicht zu 
ändern beabsichtigt. Im Gegenteil, es könnte sich als 
nötig erweisen, diesen Betrag aufgrund laufender ein- 
gehenderer Untersuchungen zu verringern. 


D. Die Verpflichtungen 

(1) Normen und technische Spezifikationen 

a) Allgemeine Erwägungen 

70. Den Artikeln 9 bis 11 liegt im wesentlichen die 
gleiche Auffassung zugrunde, die vom Rat bei der 
Änderung der Richtlinie über Lieferaufträge vertreten 
wurde. Ihr Hauptzweck besteht darin, möglichst si- 
cherzustellen, daß Auftragsspezifikationen nicht den 
Ausschluß ausländischer Lieferer bewirken. Zu die- 
sem Zweck 

— werden europäische Normen, gemeinsame techni- 
sche Spezifikationen und europäische technische 
Zulassungen, vorbehaltlich einer Reihe von Aus- 
nahmen, zwingend vorgeschrieben, 

— wird ein ausdrückliches Verbot technischer Spezi- 
fikationen vorgesehen, die die Ausschaltung be- 
stimmter Unternehmen bewirken, mit Ausnahme 
genau bestimmter Fälle, und 

— sollten Leistungsspezifikationen und Normen, die 
funktionelle Erfordernisse anzeigen, anstatt be- 
sonderer Techniken verwendet werden, sofern 
nicht angemessene Gründe dagegen sprechen, 
und 

— wird die Transparenz der ständig verwendeten 
Auftragsspezifikationen durch die Verpflichtung 
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sichergestellt, den beteihgten Lieferern von vorn- 
herein mitzuteilen, v/elche Spezifikationen ange- 
wendet werden oder wo sie aufzufinden sind. 

71 . Selbstverständhch kann diese Bestimmung nur 
insoweit gelten, als ein Auftraggeber die Auftragsspe- 
zifikationen selbst festlegen kann. Keine Wahl besteht 
indes, wo Anforderungen, etwa in Form von techni- 
schen Regelungen, verbindlich vorgeschrieben sind. 
Solche Anforderimgen müssen selbstverständlich er- 
füllt werden, 

72 . Um die Bezugnahme auf europäische Normen 
und gemeinsame technische Spezifikationen sinnvoll 
zu gestalten, hat die Kommission sich an die europäi- 
schen Normungseinrichtungen CEN und CENELEC 
gewandt, um festzustellen, inwieweit für die ausge- 
nommenen Bereiche bereits Normen und Spezifika- 
tionen gelten und wo neue vorrangige Normungstä- 
tigkeiten unternommen werden sollten. Sachverstän- 
digengruppen haben mit der Feststellung der drin- 
gendsten Erfordernisse für die Entwicklung von Man- 
daten für CEN und CENELEC begonnen. 

73 - Wichtig ist es einzusehen, daß der Auftraggeber 
betriebseigene Spezifikationen für diejenigen techni- 
schen Aspekte, die den vorgeschriebenen Normen 
oder Spezifikationen nicht unterhegen, benutzen oder 
in Situationen verwenden kann, auf die diese Normen 
oder Spezifikationen nicht zugeschnitten sind, 

74 . Gemäß den Grundsätzen der EG-Normungspoh- 
tik und des EG -Rechts können Auftraggeber nicht 
unter aUen Umständen auf der Beachtung der Normen 
oder Spezifikationen, die sie in den Auftragsunterla- 
gen festgelegt haben, bestehen. Die Grundsätze der 
Gleichwertigkeit und der gegenseitigen Anerken- 
nung innerstaathcher Normen verpflichten sie, alle 
Angebote zu berücksichtigen, die auf zufriedenstel- 
lenden, nationalen Normen anderer EG-Länder beru- 
hen. Die RichÜinie enthält hierzu keine einschlägige 
Bestimmung. Jedoch gelten diese Grundsätze als un- 
mittelbares Ergebnis von Artikel 30 des Vertrags im 
Einklang mit den Urteilen des Europäischen Gerichts- 
hofes, wie in der Präambel dargelegt. 

75 . Überdies wird die besondere Lage bei den Bau- 
produkten in den Bestimmungen dieser Richthnie be- 
rücksichtigt. Artikel 23 Absatz 4 enthält ein besonde- 
res Verbot zu der beabsichtigten Ablehnung von An- 
geboten für Bauaufträge aus Gründen im Zusammen- 
hang mit der Beschreibung technischer Merkmale der 
betreffenden Bauprodukte, was dem neuesten Stand 
der Erörterung über die Richtlinie zu Bauprodukten 
entspricht. 


b) Erläuterungen zu Abschnitt II der Richtlinie 

76 . Artikel 9 — Anwendung europäischer Normen, 
gemeinsamer technischer Spezifi- 
kationen und europäischer techni- 
scher Zulassungen 

Die Unterschiede gegenüber der gleichen Bestim- 
mung in der geänderten Richtlinie zu Lieferaufträgen 
sind folgende: 


Absatz 1 enthält keine besondere Bezugnahme auf 
rechtsverbindliche einzelstaatliche technische Vor- 
schriften. Wie schon dargelegt, ist die Einhaltung die- 
ser Bestimmungen selbstverständlich. 

Die in Absatz 2 Buchstabe (b) vorgesehene Aus- 
nahme bezieht sich nicht auf die Richtlinie 86/361 
über die Telekommunikations-Endgeräte, da der 
Endgeräte-Markt aufgrund der Richtlinie der Kom- 
mission 88/301/EWG vom 29. April 1988 1) hberaüsiert 
wird. 

Absatz 3 enthält nicht die Aufzeichnungs- und Aus- 
kunftsanforderungen, die Bestandteil der einschlägi- 
gen Bestimmung der Richtlinie über die Lieferauf- 
träge sind. Jedoch wurde das Aufzeichnungserforder- 
nis nicht von dieser Richtlinie ausgenommen. Es ist 
nunmehr in Artikel 27 festgelegt, in den der Einfach- 
heit halber alle an die Bestimmungen dieser Richthnie 
gebundenen Aufzeichnungsanforderungen zusam- 
mengefaßt sind. 

77 . Artikel 10 — Andere Normen und Beschreibun- 

gen 

Die Unterschiede gegenüber der geänderten Richth- 
nie über die Lieferaufträge sind folgende: 

In Absatz 1 wird nicht erklärt, daß die Grundsätze der 
Gleichwertigkeit und der gegenseitigen Anerken- 
nung von Normen einzuhalten sind. Wie schon darge- 
legt, gelten diese Grundsätze, gleichgültig ob sie er- 
wähnt wurden oder nicht, wenn bei dem Auftragge- 
ber eingegangene Angebote sich auf andere als die 
nationalen Normen des Landes, in dem der Auftrag 
vergeben werden soU, beziehen. 

Absatz 2 ist neu. Aus ihm wird die VorsteUung ersicht- 
hch, daß leistungsbezogene Normen dem Lieferer 
mehr Handlungsspielraum lassen als Beschreibungen 
technischer Merkmale und deshalb im Sinne der 
Marktöffnung geeigneter sind. Jedoch werden be- 
gründete Abweichungen von diesem Grundsatz vor- 
gesehen. 

Absatz 3 ist im Unterschied zur Richthnie 77/62/EWG 
(Artikel 7 Absatz 2) auf das Erfordernis gerichtet, daß 
keine Unterschiede zu Lasten bestimmter Unterneh- 
men gemacht werden dürfen. Jedoch untersagt er 
nicht, bestimmte Erzeugnisse zu begünstigen oder 
andere auszuschheßen, Tatsächhch muß es möglich 
sein zu verlangen, daß ein Produkt aus einem be- 
stimmten Material besteht oder eine bestimmte Lei- 
stung erbringt und dadurch andere auszuschalten. 

78 . Artikel 11 — Verfügbarkeit von technischen 

Sp ezif ikationen 

Dieser Artikel geht über die für die Richthnie 
77/62/EWG gewählten neuen Bestimmungen inso- 
fern hinaus, als er vorschreibt, daß die Auftraggeber 
beteihgte Lieferer über die technischen Spezifikatio- 
nen, die bei den bevorstehenden Einkäufen verwen- 
det werden, unterrichten. Damit nicht umfang- 
reiche Texte versandt werden müssen, können auch 


1) ABI. L 131 vom 27. Mai 1988. 
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Hinweise genügen, wo Lieferer Zugang zu den voll- 
ständigen Unterlagen haben. Die Auftraggeber kön- 
nen dafür eine Gebühr verlangen, die jedoch ihrer- 
seits nicht wie eine Handelsschranke wirken darf. Mit 
dieser Bestimmung wird dem Verlangen der Lieferer 
entsprochen, möglichst bald spezielle Angaben zu er- 
halten, um ihre Teilnahme an Vergabe verfahren län- 
ger vorbereiten zu können. Dies entspricht der weit- 
verbreiteten Praxis mancher Auftraggeber, die techni- 
schen Spezifikationen, die sie regelmäßig verwenden, 
festzulegen und verfügbar zu machen. 


(2) Verfahren und Transparenz 

a) Allgemeine Überlegungen 

79. In dem industriellen Kontext, in dem viele Auf- 
traggeber in den ausgeschlossenen Bereichen tätig 
werden, ist der Einkauf selten eine Angelegenheit von 
einzelnen Transaktionen in einem traditionellen 
Markt. Wie zunehmend bei allen Industrieunterneh- 
men steht der Auftraggeber in einer ständigen orga- 
nischen Beziehung zu einer Gruppe von Lieferern und 
Auftragnehmern, mit denen er zusammenarbeitet, um 
wichtige Ziele wie Qualität, kurz- und langfristige 
Zuverlässigkeit, Rechtzeitigkeit der Lieferung ( „just- 
in-time") und Entwicklung von neuen Erzeugnissen 
zu erreichen. Diese enge Beziehung zu Lieferern und 
Auftragnehmern ist besonders nötig, wenn der Ein- 
kauf sich auf technisch hochentwickelte, komplizierte 
Ausrüstung und Anlagen bezieht, die der Auftragge- 
ber braucht, um die Allgemeinheit zu versorgen, sei es 
die Energie- oder Wasserversorgung, zuverlässige Be- 
förderung nach einem Zeitplan, oder beliebige andere 
Leistungen, von denen die Gemeinschaft insgesamt 
für ihren täglichen Geschäftsverkehr abhängig ist. 

80. Die vorgeschlagene Regelung sieht dementspre- 
chend eine möglichst große Flexibilität bei der Wahl 
des Vergabeverfahrens und der Aufforderung zur 
Teilnahme am Wettbewerb vor. Das Pendant zu dieser 
Flexibilität ist die Transparenz der speziellen Regeln, 
die jeder Auftraggeber anwendet. 


b) Erläuterungen zu Abschnitt III der Richtlinie 

81. Die Bestimmungen dieses Abschnitts beziehen 
sich auf die folgenden Hauptaspekte: 

— die Wahl des Vergabe Verfahrens, 

— die Entscheidung darüber, wie ein Aufruf zum 
Wettbewerb im Rahmen jedes Verfahrens zu erge- 
hen hat, 

— förmliche Voraussetzungen für Bekanntmachun- 
gen im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten, 

— Mindestfristen für jeden Abschnitt des Vergabe- 
verfahrens. 

82. Die Auftraggeber können gemäß Artikel 12 Ab- 
satz 1 beliebig jedes Verfahren wählen, das die Merk- 
male eines der in Artikel 1 beschriebenen Verfahren 
aufweist. Das bedeutet für sie wesentlich mehr Flexi- 


bilität als gemäß den Richtlinien 77/62/EWG und 
71/305/EWG, wonach die Inanspruchnahme des Ver- 
handlungsverfahrens und bei Lieferaufträgen die 
Wahl des nicht offenen Verfahrens bestimmten Bedin- 
gungen unterliegt. Artikel 12 versucht nicht, festzule- 
gen, welches Vergabeverfahren für welchen Einkauf 
angemessen ist. Vielmehr entscheiden hierüber die 
Auftraggeber selbst. Jedoch wäre es nicht überra- 
schend, wenn das offene Verfahren hauptsächlich für 
den Einkauf gängiger Güter direkt beim Hersteller 
und das Verhandlungs verfahren im Falle komplizier- 
ter und heikler Vorhaben angewandt würde. 

83. Das Ziel, die Angebotsabgabe dem Wettbewerb 
zu unterwerfen, setzt voraus, daß eine Aufforderung 
zur Teilnahme am Wettbewerb erfolgt. Die hierfür 
vorgeschlagenen Bestimmungen wurden mit beson- 
derer Umsicht konzipiert, um ein Höchstmaß an Fle- 
xibilität zu ermöglichen und unnötige Bürokratie zu 
vermeiden. Dem liegt die Auffassung zugrunde, daß 
Auftraggeber ein Verfahren wählen können, das in 
der Praxis schon üblich ist, um potentielle Lieferer 
anzusprechen. Es gibt zwei Ausnahmen von diesen 
Grundsätzen. 

84. Im offenen Verfahren ist die „übliche" Aufforde- 
rung zur Teilnahme am Wettbewerb durch Veröffent- 
lichung gemäß Artikel 13 Absatz 1 verbindlich vorge- 
schrieben. Ein wesentlicher Bestandteil des offenen 
Vergabe Verfahrens ist, daß eine Bekanntmachung mit 
der Aufforderung zur Angebotsabgabe erfolgt, auf die 
jeder interessierte Lieferer gegebenenfalls reagieren 
kann. 

85. Im Verhandlungs verfahren wäre unter bestimm- 
ten Umständen, in denen überhaupt keine Aussicht 
auf irgendeinen Wettbewerb besteht, oder wenn die 
vorhandenen Wettbewerber auf alle Fälle bekannt 
sind, eine Aufforderung zur Teilnahme am Wettbe- 
werb sinnlos. Diese Umstände sind in Artikel 12 Ab- 
satz 2 gemäß den Leithnien aufgeführt, die vom Rat im 
Hinblick auf die Richtlinie 77/62/EWG angenommen 
wurden und die die Kommission auch zur Änderung 
der Richtlinie 71/305/EWG vorgeschlagen hat. 

86. Die besonderen Wege und Mittel für eine Auffor- 
derung zur Teilnahme am Wettbewerb in den ande- 
ren Fällen sind in den Artikeln 13 Absätze 2 und 3 
beschrieben. 

87. Die übliche Bekanntmachung mit der Aufforde- 
rung zur Angebotsabgabe gemäß Artikel 13 Absatz 2 
Buchstabe (a) sollte von allen Auftraggebern gewählt 
werden können, auch im Falle von nicht offenen Ver- 
fahren oder Verhandlungs verfahren. 

88. Die Möglichkeit eines Aufrufs zum Wettbewerb 
gemäß Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe b) durch Auf- 
forderung an Bewerber, die sich in einem Prüfungs- 
verfahren qualifiziert haben, spiegelt die laufende 
Geschäftspraxis vieler Auftraggeber in den ausge- 
nommenen Bereichen wider. Die Aufforderung quali- 
fizierter Lieferer könnte an sich nicht als ausreichend 
gelten, weil diejenigen anderen Lieferer, die sich 
(noch) nicht qualifiziert haben, keine Wettbewerbs- 
chance hätten. Eine Aufforderung zur Teilnahme am 
Wettbewerb kann nur als erfolgt gelten, wenn diese 
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anderen Lieferer die Möglichkeit hatten, sich zu qua- 
hfizieren. Deshalb muß zur Voraussetzung gemacht 
werden, daß das Bestehen des Eignungssystems öf- 
fentlich bekannt ist, daß die Anwendungsbestimmun- 
gen vorliegen und daß in der Anwendung des Prü- 
fungsverfahrens ein Mindestmaß an Fairneß gewähr- 
leistet ist. Diese Anforderungen sind in Artikel 20 nie- 
dergelegt. Die Bekanntmachung über das Eignungs- 
system ist nicht verbindhch, doch ist ihre Veröffenth- 
chung Voraussetzung dafür, daß der Auftraggeber 
nur quahfizierte Lieferer zur Teilnahme an einem Ver- 
gab everfahren auf fordern kann. 

89 . Die regelmäßige Bekanntmachung gemäß Arti- 
kel 13 Absatz 3 Buchstabe (b) ist ein Überbhck, den 
die Auftraggeber jährhch zu veröffentlichen haben. 
Die darin enthaltenen Angaben sind in der Regel all- 
gemeiner Art. Jedoch gibt die regelmäßige Bekannt- 
machung allen interessierten Lieferern die Möglich- 
keit, sich an den betreffenden Auftraggeber mit der 
Bitte um genauere Angaben über spezielle Verträge 
zu wenden, die der Auftraggeber angekündigt hat; 
deshalb kann sie auch für den Zweck einer Aufforde- 
rung zur Teilnahme am Wettbewerb dienen, voraus- 
gesetzt, diejenigen Lieferer, die ihr Interesse gezeigt 
haben, erhalten bei Einleitung besonderer Vergabe- 
verfahren die Möglichkeit zur Teilnahme. Selbstver- 
ständhch sollten Lieferer, die mit Auftraggebern Ge- 
schäfte abschheßen wollen, sehr an der Überwachung 
der regelmäßigen Bekanntmachungen interessiert 
sein. 

90 . Die Wege und Mittel für Aufforderungen zur 
Teilnahme am Wettbewerb sind in der nachfolgenden 
Übersicht zusammengefaßt: 


Aufforderung 
zur Teilnahme 
am Wettbewerb 

„übliche" 

Bekannt- 

machung 

regelmäßige 

Bekannt- 

machung 

Eignungs- 

system 

Vergabe- 

verfahren 

Art. 13 (1) 
und (2) (a) 

Art. 13 (3) 

Art. 13 
(2) (b) 

offenes 

Verfahren 

nicht offenes 
Verfahren 
Verhandlungs- 
verfahren mit 
vorhergehender 
Aufforderung 
zur Teilnahme 
am Wettbewerb 

verbindlich — — 

wahlweise wahlweise wahlweise 

wahlweise wahlweise wahlweise 


91 . Die Bestimmungen dieses Abschnitts können im 
einzelnen wie folgt erläutert werden. 

92 . Die in Artikel 12 Absatz 2 auf geführten Fälle, in 
denen ein Verhandlungsverfahren ohne vorherige 
Aufforderung zum Wettbewerb angewandt werden 
kann, sind im wes entheben eine Zusammenstellung 
der erhebhehen Bestimmungen aus der geänderten 
Richthnie über Lieferaufträge und aus den Ände- 
rungsvorschlägen zur Richtlinie über öffentliche Bau- 
aufträge. 


Die Unterschiede gegenüber diesen Bestimmungen 
sind folgende: 

— in Unterabsatz (a) wurde die Möglichkeit berück- 
sichtigt, daß nur nicht ordnungsgemäße Angebote 
abgegeben werden. Das Erfordernis, die ursprüng- 
lichen Auftragsbedingungen im Verhandlungs- 
verfahren beizubehalten, entfällt, weil diese Be- 
dingungen sowieso in der Folge geändert werden 
können. Ein Bericht an die Kommission ist nicht 
erforderheh; 

— gemäß Unterabsatz (d) sind die Auftraggeber von 
einer Aufforderung zur Teilnahme am Wettbewerb 
befreit, gleich ob sie für die Situation äußerster 
Dringlichkeit verantwortlich sind oder nicht; 

— Unterabsatz (e) sieht nach dem Beispiel von Unter- 
absatz (g) eine Frist vor, in der keine Aufforderung 
zur Teilnahme am Wettbewerb zu ergehen 
braucht; 

— in Unterabsatz (f) ist für das Verhältnis zwischen 
dem Wert der zusätzlichen Arbeiten und dem ur- 
sprünglichen Auftragswert keine Grenze vorgese- 
hen; 

— in Unterabsatz (g) wurde die Dauer der Anwen- 
dung des Verhandlungsverfahrens unter den ge- 
nannten Umständen auf fünf Jahre verlängert; 

— ein neuer Unterabsatz (h) wurde angefügt, damit 
Einkäufe auf Warenterminmärkten gemäß den 
Grundsätzen dieser Märkte getätigt werden kön- 
nen, die den Wettbewerb ohnehin gewährlei- 
sten; 

— ein neuer Unterabsatz (i) wurde angefügt, wonach 
Auftraggeber günstige Gelegenheiten wahrneh- 
men können, indem sie bei Lieferern einkaufen, 
die sich im Konkursverfahren oder in einer ande- 
ren der in Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe (a) der 
Richtlinie über Lieferaufträge beschriebenen Si- 
tuationen befinden. 

93 . Artikel 14 betreffend regelmäßige Bekanntma- 
chungen steht im Einklang mit der entsprechenden 
Bestimmung der geänderten Richtlinie über Liefer- 
aufträge in bezug auf Buchstabe (a) und mit dem ge- 
änderten Vorschlag der Kommission zur Änderung 
der Richtlinie über öffenthehe Bauaufträge in bezug 
auf Buchstabe (b). 

Es sei darauf hingewiesen, daß dieser Artikel vor- 
schreibt, daß alle zur Zeit der Erstellung der regelmä- 
ßigen Bekanntmachungen geplanten Aufträge in die 
das jeweilige Jahr betreffende regelmäßige Bekannt- 
machung einzubeziehen sind. Nur die geplanten Auf- 
träge müssen erfaßt werden. Werden zusätzhehe Vor- 
haben entwickelt oder im weiteren Verlauf des Jahres 
zusätzhehe Mittel bereitgestellt, so gibt es zwei Mög- 
lichkeiten: 

entweder das Vergab everfahren wird im selben Jahr 
durch andere Mittel der Aufforderung zur Teilnahme 
am Wettbewerb eingeleitet (außer es wird keine Auf- 
forderung verlangt), oder der Auftrag wird in die re- 


13 




Drucksache 11/3888 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


gelmäßige Bekanntmachung des folgenden Jahres 
einbezogen, wenn nicht auf das Vorhaben verzichtet 
wird. 

Ebensowenig ist in dem Artikel vorgesehen, daß in 
einer regelmäßigen Bekanntmachung genannte Auf- 
träge in der Zeit, auf die diese Bekanntmachung sich 
bezieht, vergeben werden müssen. Anderenfalls müß- 
ten sie einfach in der regelmäßigen Bekanntmachung 
des nachfolgenden Jahres aufgenommen werden. 

94. Artikel 15 betreffend die Bekanntmachung von 
Vergab eentscheidungen versucht, das Erfordernis der 
Transparenz im öffentiichen Auftragswesen und die 
Vertraulichkeit der Information angemessen mitein- 
ander zu vereinbaren. Der Kompromiß besteht darin, 
eine dem Zuschlag nachfolgende Bekanntmachung 
verbindlich vorzuschreiben, wobei aber ihr Inhalt auf 
ein Mindestmaß beschränkt werden darf, soweit Ver- 
trauhchkeit oder sonstige Hindernisse für die Offenle- 
gung von Information auf dem Spiel stehen. In diesem 
Fall können die Auftraggeber entscheiden, welche 
Angaben sie beledigten Lieferern auf bilateraler 
Grundlage mitteilen möchten. Die in Absatz 3 vorge- 
sehene Bekanntmachungsfrist ist lang genug, damit 
Besprechungen mit einzelnen Lieferern in ruhiger At- 
mosphäre stattfinden können. 

95. Artikel 16 betreffend allgemeine Bekanntma- 
chungsvorschriften legt bestimmte Formahtäten für 
die Bekanntmachung fest. Sie entsprechen weitge- 
hend den Vorschriften der bestehenden Richtlinien. 
Querverweise auf die bestehenden Richtlinien erfol- 
gen in diesem Punkt nicht, damit der Wortlaut ohne 
Erläuterung verständhch ist. 

96. Die in Artikel 17 vorgesehenen Fristen für die 
verschiedenen Abschnitte der Vergabeverfahren sind 
unerläßhch, obwohl die Vorschriften über die ausge- 
nommenen Sektoren möglichst flexibel sein sollen. 
Bei ihrer Festlegung sind teilweise vddersprüchliche 
Interessen miteinander in Einklang zu bringen. Einer- 
seits möchten Auftraggeber bestimmte Einkäufe viel- 
leicht sehr rasch tätigen; für diejenigen ihrer Lieferer, 
zu denen sie langjährige Beziehungen unterhalten, ist 
dies vielleicht problemlos. Andererseits sind zu kurze 
Fristen das offenkundigste und eines der ^wirksamsten 
Mittel, namentiich ausländische Lieferer auszuschlie- 
ßen, die im Gegensatz zu inländischen Lieferern auf 
bestimmte Hindernisse stoßen, etwa das Sprachen- 
problem. In Artikel 17 sind die vom Rat zur Änderung 
der Richtiinie 77/62 angenommenen Fristen festge- 
legt. 

97. Zudem sieht Artikel 18 auch Fristen vor, in de- 
nen die Auftraggeber Auskunftsverlangen zu ent- 
sprechen haben. Diese beruhen auch auf den Bestim- 
mungen der bestehenden Richtiinien. Die Kosten der 
Übersendung etwaiger LFnterlagen sind nicht aus- 
drücklich geregelt. Jedoch sollten die Gebühren für 
solche Unterlagen deren tatsächliche Kosten nicht 
überschreiten und dürfen keineswegs auf diskrimi- 
nierende Weise festgesetzt werden. 


(3) Kriterien für die Auswahl von Bietern und für 
die Vergabe von Aufträgen 

a) Allgemeine Überlegungen 

98. Die einschlägigen Bestimmungen der Richtlinie 
können eingeteilt werden in Bestimmungen über: 

— Eignung und Auswahl von Teilnehmern (Artikel 
19 bis 21) 

— Vergabe von Aufträgen (Artikel 22 und 23) 

99. Hinsichtlich der Eignung und Auswahl von Teil- 
nehmern sind diese Bestimmungen verschiedener 
Art: 

— Die Artikel 19 und 20 sind Bestandteil eines neuen 
Konzepts allgemeiner Grundsätze, wonach die 
Auftraggeber ihre eigenen Vorschriften festlegen 
können; 

— Artikel 21 beruht auf der Richtiinie 77/62/EWG 
und dem laufenden Stand der Erörterungen über 
die Änderung der Richtlinie 71/305/EWG. 

Die Artikel 19 und 20 stellen einen neuen Ansatz dar, 
unnötige Formahtäten zu vermeiden und möglichst 
viel Spielraum für die Anpassung an die besonderen 
Gegebenheiten, unter denen jeder einzelne Auftrag- 
geber tätig wird, einzuräumen. Hierfür sind in Arti- 
kel 19 für alle Abschnitte vor und während der Verga- 
beverfahren, in denen Auftraggeber interessierte Lie- 
ferer auswählen, gemeinsame allgemeine Grundsätze 
festgelegt, d. h.: 

Unternehmen bewerben sich um die Eignungsprü- 
fung; Artikel 20 bestimmt, wie das Eignungssy- 
stem zu handhaben ist; 

— die Teilnahme an nicht offenen oder Verhand- 
lungsverfahren wild beantragt; Artikel 21 legt die 
Grundzüge fest. 

Die allgemeinen Grundsätze in Artikel 19 stützen sich 
auf die Auslegung von Artikel 30 EWG-Vertrag durch 
den Gerichtshof. Nach Absatz 3 haben die Auftragge- 
ber ihre eigenen Vorschriften innerhalb dieser Gren- 
zen festzulegen. 

Für den dadurch geschaffenen Handlungsspielraum 
müssen jedoch die von den Auftraggebern auf gestell- 
ten Vorschriften schriftiich niedergelegt werden, und 
sie müssen an alle Interessenten gerichtet werden. 
Anderenfalls werden die Marktbedingungen nicht 
transparent, sondern ganz undurchsichtig werden, da 
die einzelnen Auftraggeber verschiedene Vorschrif- 
ten anwenden werden. 

Die Bestimmungen von Abschnitt IV gelten auch in 
denjenigen Fällen, in denen Auftraggeber Dritte mit 
der Prüfung oder Auswahl von Teilnehmern oder mit 
der Auftrags vergäbe beauftragt haben, soweit diese 
Dritten als Bevollmächtigte und im Namen des Auf- 
traggebers handeln. 

100. Die Bestimmungen über die Auf tragsver gäbe 
lehnen sich im allgemeinen Ansatz eng an die beste- 
henden Richtlinien an. So ist eine beträchtliche Rexi- 
bilität für das Verhalten der Auftraggeber vorgese- 
hen. Diese können, sofern der Auftrag nicht an das 
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niedrigste Angebot vergeben werden soll, entschei- 
den, nach Artikel 22 Absatz 1 Buchstabe (a) den Ver- 
tragsgegenstand unter allen erheblichen Aspekten 
b erücksichtigen. 

Auch Artikel 23 übernimmt Bestimmungen aus den 
geltenden Richtlinien. Es gibt in den ausgenommenen 
Bereichen bestimmte Auftraggeber, hauptsächlich 
unter den Unternehmen des öffentlichen Sektors, die 
nach innerstaatlichem Recht regionale Präferenzre- 
geln anzuwenden haben. Die Richtlinie sieht deshalb 
den gleichen Ansatz wie bei den geltenden Richtli- 
nien vor. 


b) Erläuterungen zu Titel IV der Richtlinie 

101 . Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe (b) ist im Rah- 
men des vom Europäischen Gerichtshof geschaffenen 
Fallrechts auszulegen. Danach haben Auftraggeber 
bereits durchgeführte Prüfungen und Nachweise an- 
zuerkennen, sofern sie für ihre Zwecke erheblich 
sind. 

102 . Artikel 20 Absatz 1 gestattet, daß die Öffnung 
von Eignungssystemen für Bewerber aus dem Aus- 
land schrittweise erfolgt. Die Auftraggeber können 
auf objektive Zwänge bei der Bearbeitung von Bewer- 
bungen reagieren, indem sie deren Prüfung zeitlich 
staffeln. Allerdings müssen sie den Bewerbern be- 
stimmte genaue Angaben über den Zeitplan machen. 
Die realen Prüfungskosten können den Bewerbern in 
Rechnung gestellt werden, sofern dies auf eine nicht 
diskriminierende Weise geschieht. 

Aus den Absätzen 4 und 5 ist ersichtlich, daß das Eig- 
nungssystem auf zweierlei Weise angewandt werden 
kann: auf ständiger Basis oder auf Ad-hoc-Basis in 
Verbindung mit speziellen Investitionsvorhaben. 

103 . Bei Artikel 22 ist der Katalog der unter Absatz 1 
Buchstabe (a) angeführten Kriterien nicht erschöp- 
fend. Jedoch läßt der Ausdruck das „wirtschaftlich 
günstigste Angebot" eine Bezugnahme auf makro- 
ökonomische, soziale, regionale oder sonstige für den 
Auftragsgegenstand unerhebliche Kriterien nicht zu. 

Die Absätze 3 und 4 behandeln Angebote, die den 
Auftragsunterlagen nicht voll entsprechen. 

Absatz 3 erläutert, daß die Auftraggeber selbst ent- 
scheiden können, inwieweit sie Varianten zulassen, 
indem sie in den Auftragsunterlagen festlegen, wel- 
che Mindestanforderungen erfüllt werden müssen. 
Der Transparenz halber müssen sie allerdings in den 
Auftragsunterlagen angeben, ob sie bereit sind, Vari- 
anten zu berücksichtigen. 

Aus Absatz 4, der die Bauprodukte betrifft, sind die 
Gnmdsätze für die gegenseitige Anerkennung sol- 
cher Produkte ersichtlich, wie von der Kommission in 
dem Vorschlag für eine Richtlinie zu Bauprodukten 
vorgeschlagen. 

Absatz 5 ist deshalb eine besonders wichtige Bestim- 
mung, weil Angeboten aus anderen Mitgliedstaaten 
eine unterschiedliche Kostenberechnung zugrunde 
hegen kann. Der Zweck einer Marktöffnung und einer 
dem Wettbewerb unterhegenden Einkaufstätigkeit 


würde nicht erreicht, wenn bilhge, aber reelle Ange- 
bote abgelehnt würden, weil sie auf den ersten Bhck 
als anomal bilhg und daher unzuverlässig beurteilt 
werden könnten. 

Absatz 5 kennzeichnet dementsprechend die Fälle, in 
denen ein offensichthch ungewöhnhch bilhges Auf- 
tragsangebot nicht abgewiesen werden darf. Absatz 5 
sieht ferner vor, daß Angebote, die aufgrund einer 
staatlichen Beihilfe ungewöhnhch bilhg sind, zurück- 
gewiesen werden können. Der Hauptzweck dieser 
Bestimmung besteht nicht etwa darin, daß Auftragge- 
ber bei der Durchsetzung der Bestimmungen des Ver- 
trages über staathche Beihilfen behilflich sein sollten. 
Vielmehr erfordert ihr Eigeninteresse, daß sie solche 
Angebote zurückweisen können. Ohne eine solche 
Klausel wären Auftraggeber gemäß dem zweiten Un- 
terabsatz von Absatz 5 („außergewöhnhch günstige 
Bedingungen") zur Annahme von Angeboten ver- 
pflichtet, die anschheßend nicht ausgeführt werden 
können, wenn die staathche Beihilfe zurückerstattet 
werden müßte. 

Artikel 23 über regionale Präferenzregelungen ent- 
spricht in Absatz 1 dem Artikel 25 Absatz 4 der Richt- 
hnie 77/62/EWG und bezieht sich auf innerstaaüiche 
Bestimmungen, die für die Vergabe einzelner Auf- 
träge die Anwendung anderer als der üblichen Krite- 
rien oder eine andere Bewertung dieser Kriterien vor- 
schreiben. Nicht erfaßt werden indes Bestimmungen, 
nach denen ein bestimmter Marktanteil für bestimmte 
Bieter reserviert wird. 

Absatz 2 legt wie in der kürzhch geänderten Richthnie 
über Lieferaufträge die Grundlage für eine aUge- 
meine Lösung der Frage von Präferenzregelungen 
fest. Die geltenden einzelstaatlichen Regelungen soll- 
ten spätestens Ende 1992 auslaufen, falls nicht eine 
gemeinschafthche Lösung gefunden wird, welche die 
Kommission vorzuschlagen beabsichtigt. Dies befreit 
die Mitgliedstaaten in der Zeit bis 1992 nicht von ihren 
Verpflichtungen zur Einhaltung der Bestimmungen 
des EG-Vertrags und des GATT- Übereinkommens 
über das öffenthche Beschaffungs wesen. 


E. Beziehungen zu Drittländern 

a) Allgemeine Überlegungen 

104 . Unternehmen aus Drittländern beobachten mit 
wachsendem Interesse den neuen Impuls der Ge- 
meinschaft, als Schlüsselelement in der Vollendung 
ihres Binnenmarkts bis 1992 eine gemeinsame Rah- 
menregelung für das Beschaffungs wesen festzulegen. 
Sie konzentrieren sich speziell auf die Initiativen der 
Gemeinschaft zur Öffnung des Beschaffungs Wesens 
in den ausgenommenen Bereichen wegen deren of- 
fensichtlicher wirtschaftlicher und technologischer 
Bedeutung und auch, weil der erbitterte internatio- 
nale Wettbewerb in diesen Sektoren alle Teilnehmer 
zur Suche nach neuen Märkten zwingt. Die Öffnung 
des Auftragswesens in den ausgenommenen Berei- 
chen könnte unter bestimmten Umständen dazu füh- 
ren, daß Unternehmen aus Drittländern entweder di- 
rekt oder durch ihre in den Mitgliedstaaten niederge- 
lassenen Tochtergesellschaften Zugang zu Großauf- 
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trägen erhalten. Mit anderen Worten, die Gemein- 
schaft läuft ernstlich Gefahr, Unternehmen aus Dritt- 
ländern den Zugang zu ihrem Markt zu erleichtern, 
wenn die Richtlinien über die ausgenommenen Berei- 
che der Außendimension nicht angemessen Rech- 
nung tragen. 

105 - Außerdem wird parallel zu den Bemühungen, 
Voraussetzungen zu schaffen, unter denen die inlän- 
dische Industrie den Europäischen Binnenmarkt nut- 
zen kann, eine Verstärkung und Ausweitung des Gel- 
tungsbereichs des GATT-Übereinkommens über das 
Beschaffungswesen erörtert. Insbesondere die USA 
drängen auf die Einbeziehung von Unternehmen des 
Telekommunikationssektors und der Stromerzeu- 
gung. Bekanntlich sind gegenwärtig die Einkaufs- 
praktiken von Auftraggebern in den ausgenommenen 
Sektoren weitgehend vom Geltungsbereich der 
GATT-Regelungen ausgenommen. Für die Gemein- 
schaft ist es selbstverständlich sehr wichtig, daß ihre 
Unternehmen in den fraglichen Bereichen Zugang zu 
den Märkten der Drittländer erhalten. Deshalb unter- 
stützt sie die Erweiterungsbemühungen des GATT, 
doch sind die Folgen dieser Verhandlungen für das 
öffentliche Auftragswesen in den angenommenen 
Sektoren vorerst kaum absehbar. 

106. Ebenso werden von der Gemeinschaft und den 
EFTA-Ländem Möglichkeiten für eine weitere ge- 
genseitige Öffnung des öffentlichen Beschaffungswe- 
sens erörtert. Die Folgen dieser Erörterungen für Ein- 
käufe in den ausgenommenen Bereichen sind vorerst 
noch ungewiß. 

107 . Bei diesen Gegebenheiten muß die VerabscMe- 
dung gemeinschaftlicher Rechtsvorschriften zur Öff- 
nung des Auftragswesens in den ausgenommenen 
Sektoren mit Maßnahmen einhergehen, die zur Errei- 
chung der folgenden allgemeinen Ziele bestimmt 
sind. Erstens werden Bestimmungen benötigt, die die 
Handelsinteressen der Gemeinschaft berücksichtigen 
und ihre Verhandlungsposition dadurch wahren, daß 
keine einseitige Zusage, sondern im Gegenteil ein 
positiver Impuls für Drittländer geschaffen wird, glei- 
chen Zugang zu gleichen Märkten zu gewährleisten. 
Sodann sollte gegebenenfalls der Industrie der Ge- 
meinschaft genügend Zeit für die nötige Anpassung 
gegeben werden, um die Ziele von 1992 und letztlich 
gegenseitigen Marktzugang zu erreichen. 

108 . Gemeinschaftliche Rechtsvorschriften auf die- 
sem Gebiet sollten sich ausdrücklich mit dem Problem 
der Angebote von in der Gemeinschaft niedergelasse- 
nen Unternehmen befassen. Nur in relativ seltenen 
Fällen werden Angebote von außerhalb der Gemein- 
schaft niedergelassenen Unternehmen eingereicht, 
und diese Richtlinie wäre hierauf keinesfalls anwend- 
bar. Umgekehrt gilt diese Richtlinie für ein in einem 
Mitgliedstaat niedergelassenes Unternehmen, auch 
wenn dieses Unternehmen eine Tochtergesellschaft 
oder Beauftragte eines Unternehmens aus einem 
Drittland ist, und wenn die auszuführenden Lieferun- 
gen oder Leistungen ihren Ursprung vollständig in 
diesem Drittland haben. 

109 . Nach Prüfung verschiedener Ansatzmöglich- 
keiten ist die Kommission zu der Auffassung gelangt, 
daß die Gemeinschaft diese bedeutenden Ziele am 


besten durch eine Regelung erreicht, wonach — weil 
keine einschlägigen internationalen Verpflichtungen 
bestehen — Auftraggeber nicht verpflichtet sind, die 
Richtlinie auf Angebote mit Ursprung in Drittländern 
anzuwenden. Zu diesem Zweck wird davon ausge- 
gangen, daß ein Angebot seinen Ursprung außerhalb 
der Gemeinschaft hat, wenn mehr als die Hälfte des 
Angebotswertes aus Gütern oder Leistungen besteht, 
die außerhalb der Gemeinschaft erzeugt oder erbracht 
werden. Jedoch kann bei Angeboten von Tochterge- 
sellschaften oder Beauftragten ein wesentlicher Teil 
des Angebotswertes wirtschaftliche Tätigkeit inner- 
halb von Mitgliedstaaten darstellen und so seinen Ur- 
sprung innerhalb der Gemeinschaft haben. Außerdem 
sollte in Fällen, in denen ein Angebot aus der Gemein- 
schaft dem Angebot eines Unternehmens aus einem 
Drittland oder mit Ursprung in einem Drittland gleich- 
wertig ist, das Angebot aus der Gemeinschaft bevor- 
zugt werden. 

110 . Das gleichermaßen wichtige Gegenstück zu 
diesen Bestimmungen, die die Stellung der Gemein- 
schaft gegenüber Drittländern wahren, ist ein Mecha- 
nismus, der es dem Rat ermöglichen wird, auf Vor- 
schlag der Kommission auch Unternehmen aus Dritt- 
ländern oder Unternehmen, die Güter oder Leistun- 
gen mit Ursprung in einem Drittland anbieten, in die 
Bestimmungen der Richtlinien einzubeziehen. Dieser 
Mechanismus macht deutlich, daß die Gemeinschaft 
nicht nur versucht, ihren eigenen Markt zu schützen, 
sondern zur Durchführung von Übereinkommen in 
der Lage ist, die mit Drittländern — in multilateralen 
oder bilateralen Verhandlungen — über gleichen 
Marktzugang erzielt worden sind. Das eigentliche 
Ziel dieser Bestimmungen ist, eine solide Basis für 
Verhandlungen mit Drittländern zu schaffen. 


Erläuterungen zu Artikel 24 

111 . Artikel 24 Absatz 1 bestimmt, daß Angebote 
zurückgewiesen werden können, wenn weniger als 
die Hälfte des Wertes der angebotenen Güter oder 
Leistungen gemeinschaftlichen Ursprungs sind. Ab- 
satz 4 enthält Definitionen des Wertes von außerhalb 
der Gemeinschaft hergestellten Waren und außerhalb 
der Gemeinschaft ausgeführten Leistungen. Jedoch 
bestimmt Absatz 2, daß die Auftraggeber bei gleich- 
wertigen Angeboten ein Angebot aus der Gemein- 
schaft wählen müssen, außer dies würde sie zum Er- 
werb von Ausrüstungen zwingen, die andere techni- 
sche Spezifikationen als bereits genutzte Ausrüstun- 
gen haben und dadurch zu unverhältnismäßigen tech- 
nischen Schwierigkeiten führen (Absatz 3). Zugleich 
ist in Absatz 5 ein Mechanismus vorgesehen, wonach 
der Rat auf Vorschlag der Kommission die Anwen- 
dung der Richtlinie auf Unternehmen oder Angebote 
mit Ursprung in Drittländern erweitern kann. 

112 . Dieses Konzept gewährleistet, daß Auftragge- 
ber nicht verpflichtet sind, die Bestimmungen auf ein 
Angebot anzuwenden, wenn nicht ein wesentlicher 
Teil des Angebotswertes Wirtschaftstätigkeit in den 
Mitgliedstaaten darstellt. So wird der Status quo ge- 
wahrt und können Auftraggeber Angebote, die das 
Kriterium des gemeinschaftlichen Ursprungs nicht er- 
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füllen oder Unternehmen, die eigentlich nicht in Ver- 
bindung mit der Gemeinschaft stehen, abweisen. 

113. In dem Vorschlag wird auch berücksichtigt, daß 
im Falle von gleichwertigen Angeboten einem Ange- 
bot aus der Gemeinschaft Vorzug zu geben ist. Bei 
Preisvergleichen bleibt eine Differenz bis zu 3 % zu- 
gunsten von Angeboten aus Drittländern unberück- 
sichtigt. So soll die Anwendung des Konzepts in der 
Praxis erleichtert werden. Dabei ist darauf hinzuwei- 
sen, daß der Auftraggeber auch dann die Möglichkeit 
hat, sich für ein Angebot von außerhalb der Gemein- 
schaft aus schwerwiegenden technischen Gründen 
bezüghch Betrieb, Wartung und Vereinbarkeit von 
bestehendem Material zu entscheiden. Dies gilt sogar 
dann, wenn der Auftrag an das niedrigste Angebot 
vergeben werden soll und das Angebot innerhalb der 
3-%-Marge liegt. 

114 . Die Bestimmung, wonach Auftraggeber Ange- 
bote mit Ursprung in Drittländern ausschheßen kön- 
nen, stellt sicher, daß die Gemeinschaft ihren Markt 
nicht einseitig öffnet. Die Position der Gemeinschaft 
wird so in bezug auf multilaterale wie auch bilaterale 
Verhandlungen beibehalten. 

115. Die Bestimmung über die Erweiterung des Gel- 
tungsbereichs sieht einen besonderen Mechanismus 
für Vereinbarungen über gleichen Marktzugang zwi- 
schen der Gemeinschaft und Drittländern vor, wenn 
diese Verhandlungen zu positiven Ergebnissen füh- 
ren sollten. 

116. Dieses Konzept ist j edoch nicht anwendbar, so- 
weit das GATT-Übereinkommen über das öffenthche 
Beschaffungswesen i) gilt. Daher ist vorzusehen, daß 
diejenigen Auftraggeber, welche das Übereinkom- 
men anzuwenden haben (Beispiele in der Fußnote zu 
Ziff. 59), hierzu auch weiter verpflichtet sind. Arti- 
kel 24 greift demgemäß den Verpflichtungen der Ge- 
meinschaft oder ihrer Mitghedstaaten gegenüber 
Drittländern nicht vor. 


F. Überwachung der erzielten Fortschritte und 
Weiterentwicklung der Richtlinie 

117. Die Verwirklichung und Überwachung der fort- 
schreitenden Marktöffnung sind insbesondere die 
Ziele von Artikel 27 (interne Berichte), Artikel 28 (sta- 
tistische Berichte) und Artikel 30 (Berichtigungsklau- 
sel). Diese Bestimmungen mögen auf den ersten Bhck 
schwerfällig und bürokratisch erscheinen, jedoch sind 
sie von grundlegender Bedeutung. Die Öffnung des 
Auftragswesens in den ausgenommenen Bereichen ist 
ein sehr vielschichtiges und heikles Unternehmen. Sie 
kann nur gelingen, wenn von Anfang an klar ist, daß 


1) ABI. L 71 vom 17. März 1980, S. 44 


alle Beteiligten die Bestimmungen ganz zu befolgen 
haben. Die nötige Atmosphäre des Vertrauens kann 
nicht entstehen, wenn sich nicht alle an die Bestim- 
mungen halten. Ebenso würde die Aussicht auf eine 
reahstische Überprüfung nach vier Jahren und auf die 
Erarbeitung sinnvoller und nötiger Änderungen be- 
hindert, wenn es keine statistischen Nachweise über 
die Anwendung dieser Richtlinie gäbe. Weiter beab- 
sichtigt die Kommission, noch andere Pläne für die 
Bewertung der Fortschritte in der Marktöffnung zu 
verfolgen, um die durch diese Richtlinie geforderte 
Bürokratie auf ein Mindestmaß zu beschränken. 


(2) Erläuterungen zu Titel V der Richtlinie 

118. Die übrigen erhebhchen Bestimmungen dieses 
Abschnitts behandeln: 

— technische Anpassungen bei einigen Bestimmun- 
gen und 

— Inkraftsetzung, Anpassung der bestehenden 
Richüinien und Umsetzung in innerstaatliches 
Recht. 

119. Gemäß Artikel 25 können Währungsanpassun- 
gen berücksichtigt werden, die im Rahmen des Euro- 
päischen Währungssystems erfolgen. Ebenso kann 
die Berechnungsweise überprüft werden. 

120. Artikel 26 sieht die Kriterien und die Methode 
für die Anpassung des Geltungsbereichs dieser Richt- 
linie durch Änderung der Anhänge vor. Dadurch 
schafft er den nötigen Spielraum für Veränderungen 
auf dem Markt, wie sie sich etwa aus Privatisierungs-, 
Deregulierungs- und Marktliberalisierungspolitiken 
ergeben. 

Das in Artikel 26 Absatz 2 in Aussicht genommene 
Verfahren entspricht dem durch die Entscheidung des 
Rates 86/373/EWG 1) vereinbarten Verfahren für die 
Zusammenarbeit mit Beratenden Ausschüssen. 

121 . Artikel 29 wird benötigt, um eine Priorität für 
diese Richtlinie für diejenigen Fälle festzulegen, in 
denen die Auftraggeber dem öffentlichen Bereich an- 
gehören und deshalb auch den geltenden Richtlinien 
über Liefer- und über Bauaufträge unterliegen. 

Zweitens bestimmt Artikel 29, daß der Ausschluß des 
Wassersektors von den geltenden Richtlinien sich 
auch auf Verträge bezieht, die Wasserbauvorhaben, 
Bewässerung, Entwässerung, Ableitung oder Klärung 
von Abwässern zum Gegenstand haben. Diese Auf- 
träge sollen aus den bereits dargestellten Gründen 
nach denselben Regeln vergeben werden, wie Auf- 
träge, die die Trinkwasserversorgung betreffen. 


1) ABI. L 197 vom 18. Juli 1988. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates betreffend die Auftragsvergabe durch Auftraggeber 
im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf die 
Artikel lOOA und 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla- 
ment, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

So müssen Maßnahmen beschlossen werden, die bis 
zum 31, Dezember 1992 zur Vollendung des Binnen- 
marktes führen sollen. Der Binnenmarkt stellt einen 
Raum ohne innere Grenzen dar, in dem der freie Ver- 
kehr von Waren, Dienstleistungen und Kapital ge- 
währleistet ist. 

Auf verschiedenen Tagungen des Europäischen Rates 
wurden Schlußfolgerungen über die Notwendigkeit 
der Vollendung eines gemeinsamen Binnenmarktes 
gezogen. 

Gemäß den Artikeln 30 und 59 des Vertrags sind Be- 
schränkungen des freien Waren- und Dienstleistungs- 
verkehrs für die Vergabe von Lieferaufträgen im Be- 
reich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung 
untersagt. 

Gemäß Artikel 97 EAGV unterhegen Gesellschaften, 
die der Gerichtsbarkeit eines Mitgliedstaates unter- 
stehen, keiner Beschränkung aufgrund ihrer Staats- 
zugehörigkeit, wenn sie sich am Bau von Atomanla- 
gen wissenschafüicher oder gewerbhcher Art in der 
Gemeinschaft beteihgen wollen. 

Diese Zielsetzungen erfordern auch eine Koordinie- 
rung der Vergabeverfahren, die von den Auftragge- 
bern in diesen Sektoren angewandt werden. 

Das Weißbuch über die Vollendung des Binnenmarkts 
legt ein Aktionsprogramm und einen Zeitplan für eine 
Öffnung der öff entheben Märkte in den gegenwärtig 
von der Anwendung der Richthnie 71/305/EWG des 
Rates vom 26. Juh 1971 über die Koordinierung der 
Verfahren zur Vergabe öffentheher Lieferaufträge i), 
zuletzt geändert durch die Akte über den Beitritt Spa- 
niens und Portugals, und der Richthnie 77/62/EWG 
des Rates vom 21. Dezember 1976 zur Koordinierung 
der Verfahren für die Vergabe öffentheher Lieferauf- 
träge 2), zuletzt geändert durch die Richthnie 
88/295/EWG 3), ausgenommenen Sektoren fest. 


1) ABI. Nr. L 185 vom 16. August 1971, S. 5. 

2) ABI. Nr. L 13 vom 15. Januar 1977, S. 1. 

3) ABI. Nr. L 127 vom 20. Mai 1988, S. 1. 


Zu diesen Sektoren gehören die Bereiche Wasser, 
Energie und Verkehr. 

Ihre Herausnahme aus der Richthnie war vor aUem 
deshalb gerechtfertigt, weil die Einrichtungen, die 
diese Dienste betreiben, teils dem öffenthehen Recht, 
teils dem privaten Recht unterhegen. 

Um bei der Anwendung der Vergabevorschriften in 
diesen Sektoren eine wirkhehe Marktöffnung und ein 
angemessenes Gleichgewicht zu erreichen, dürfen 
die Einrichtungen nicht aUein aufgrund ihrer Rechts- 
steUung definiert werden. 

Einer der Hauptgründe, warum die in diesen Sektoren 
tätigen Einrichtungen nicht auf europäischer Ebene 
Aufforderungen zur Teilnahme am Wettbewerb vor- 
nehmen, ist die Abgeschlossenheit der Märkte, auf 
denen sie tätig sind. Diese Abgeschlossenheit ist dar- 
auf zurückzuführen, daß von den einzelstaathchen 
Behörden Sonderrechte oder ausschheßhehe Rechte 
oder Genehmigungen für die Versorgung oder Ver- 
waltung von Netzen, die den betreffenden Dienst aus- 
führen, oder für die Bewirtschaftung eines begrenzten 
geographischen Gebiets für einen bestimmten Zweck 
vergeben werden. 

Der andere wichtige Grund für das Fehlen eines EG- 
weiten Wettbewerbs hegt darin, daß die einzelstaath- 
chen Behörden verschiedene Verfahren anwenden, 
um das Verhalten dieser Auftraggeber zu beeinflus- 
sen, einschheßheh der Beteihgungen an ihrem Kapital 
und der Vertretung in den Verwaltungs-, Geschäfts- 
führungs- oder Aufsichtsorganen der Auftraggeber. 

Diese Richthnie findet keine Anwendung auf solche 
Tätigkeiten dieser Auftraggeber, die nicht die Sekto- 
ren Wasser, Energie und Verkehr betreffen oder die 
zwar Bestandteü derselben sind, aber auf Märkten 
ohne Zugangsbeschränkungen unmittelbar dem 
Wettbewerb unterhegen. 

Der Einkauf von Wasser und Energie sowie der Ein- 
kauf von Brennstoffen für die Energieproduktion 
durch die in den Sektoren Wasser und Energie tätigen 
Stellen erfolgen gegenwärtig unter Voraussetzungen, 
unter denen Vergab evorschriften wie diejenigen, wie 
sie für die Lieferaufträge vorgeschlagen werden, un- 
geeignet sind; dagegen werden die durch die Ener- 
gie- und Brennstoffeinkäufe im Energiesektor entste- 
henden Probleme im Rahmen der Initiativen geprüft 
werden, die im Hinbhck auf die Verwirkhehung des 
Binnenmarkts für Energie zu ergreifen sind. 

Diese Richthnie gilt ferner nicht für Aufträge, die we- 
senthehe Interessen der Staatssicherheit berühren, 
oder die nach anderen durch bestehende internatio- 
nale Abkommen oder von internationalen Organisa- 
tionen festgelegten Regeln vergeben werden. 


18 




Deutscher Bundestag — 11, Wahlperiode 


Drucksache 11/3888 


Die internationalen Verpflichtungen der Gemein- 
schaft oder der Mitgliedstaaten dürfen durch die Be- 
stimmungen dieser Richtlinie nicht beeinträchtigt 
werden. 

Bei Vorliegen gleichwertiger Angebote aus Drittlän- 
dern ist in bestimmten Grenzen Angeboten aus der 
Gemeinschaft der Vorzug zu geben. 

Diese Richtlinie greift der Position der Gemeinschaft 
in laufenden oder internationalen Verhandlungen 
nicht, 

Falls aufgrund der Ergebnisse derartiger internationa- 
ler Verhandlungen gleiche Voraussetzungen für den 
Marktzugang gewährleistet sind, sollten nichtge- 
meinschaftliche Angebote aufgrund einer Ratent- 
scheidung in den Genuß der Anwendung dieser 
Richtlinie gelangen. 

Auf dem Gebiet der Normen und technischen Spezi- 
fikationen bedarf es gemeinsamer Vorschriften, die 
der einschlägigen Gemeinschaftspolitik voll Rech- 
nung tragen. 

Die Vergabebehörden können Angebote, die unzu- 
verlässig sind, weil sie sich auf staatliche Beihilfen 
stützen, zurückweisen. 

Die Grundsätze der Gleichwertigkeit und gegenseiti- 
gen Anerkennung der einzelstaatlichen Normen, 
technischen Spezifikationen und Herstellungsverfah- 
ren gelten auf dem von dieser Richtlinie erfaßten Ge- 
biet. 

Die von den beteiligten Auftraggebern anzuwenden- 
den Vorschriften sollen einen Rahmen für eine ge- 
sunde Geschäftspraxis bilden und möglichst flexibel 
gehandhabt werden können. 

Im Gegenzug zu der so geschaffenen Rexibilität sind 
im Interesse des gegenseitigen Vertrauens ein Min- 
destmaß an Transparenz und eine angemessene 
Überwachung der Anwendung dieser Richtlinie si- 
cherzustellen. 

In den erfaßten Bereichen sind die zu lösenden Pro- 
bleme ähnlich geartet, so daß sie in einem Rechtsin- 
strument geregelt werden können. 

Es ist wünschenswert, daß einzelstaatliche Bestim- 
mungen zugunsten einer Regionalentwicklung in die 
Ziele der Gemeinschaften einbezogen werden. 

Die Kommission sollte die Anwendung dieser Richtli- 
nie und deren Wirkungen nach vier Jahren prüfen, um 
gegebenenfalls weitere Vorschläge zu unterbreiten — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


ABSCHNITT I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Richtlinie 

1, gelten als „öffentliche Auftraggeber" staatliche 
Behörden und öffentliche Unternehmen; 


2. gelten als „staatliche Behörden" der Staat, die 
Gebietskörperschaften, Einrichtungen des öffent- 
lichen Rechts und Verbände, die aus einer oder 
mehreren dieser Körperschaften oder Einrichtun- 
gen des öffentlichen Rechts bestehen. 

Einrichtungen des öffentlichen Rechts sind Ein- 
richtungen, 

— die zu dem besonderen Zweck gegründet wur- 
den, um im Allgemeininteresse liegende Auf- 
gaben zu erfüllen, und 

— die Rechtspersönlichkeit besitzen, und 

— deren Verwaltungs-, Führungs- oder Auf- 
sichtsorgane mehrheitlich aus Mitghedem be- 
stehen, die vom Staat, den Gebietskörper- 
schaften oder anderen Einrichtungen des öf- 
fentlichen Rechts bestellt werden, und 

— die überwiegend vom Staat, den Gebietskör- 
perschaften oder anderen Einrichtungen des 
öffentlichen Rechts finanziert werden,* 

3. gilt als „öffentliches Unternehmen" 

jedes Unternehmen, auf das die öffentliche Hand 
aufgrund Eigentums, finanzieller Beteiligung, 
Satzung oder sonstiger Bestimmungen, die die 
Tätigkeit des Unternehmens regeln, unmittelbar 
oder mittelbar einen beherrschenden Einfluß aus- 
üben kann. 

Es wird vermutet, daß ein beherrschender Einfluß 
aus geübt wird, wenn die öffentliche Hand unmit- 
telbar oder mittelbar: 

— die Mehrheit des gezeichneten Kapitals des 
Unternehmens besitzt oder 

— über die Mehrheit der mit den Anteilen des 
Unternehmens verbundenen Stimmrechte 
verfügt oder 

— mehr als die Hälfte der Mitglieder des Verwal- 
tungs-, Führungs- oder Aufsichtsorgans des 
Unternehmens bestellen kann. 

4. Ein „angeschlossenes oder nahestehendes Unter- 
nehmen" ist ein Unternehmen, auf das der Auf- 
traggeber unmittelbar oder mittelbar einen be- 
herrschenden Einfluß ausüben kann, oder das sei- 
nerseits einen beherrschenden Einfluß auf den 
Auftraggeber ausüben kann, oder das in Verbin- 
dung mit dem Auftraggeber dem beherrschenden 
Einfluß eines dritten Unternehmens unterliegt, sei 
es durch Eigentum, finanzielle Beteiligung, Sat- 
zung oder sonstige Bestimmungen, die die Tätig- 
keit der Unternehmen regeln. Ein beherrschender 
Einfluß durch ein Unternehmen wird vermutet, 
wenn die in Absatz 3 genannten Umstände gege- 
ben sind; 

5. gelten als „Liefer-" oder „Bauaufträge", die zwi- 
schen einem der in Artikel 2 auf geführten Auf- 
traggeber und einem Bieter geschlossenen ent- 
geltlichen schriftlichen Verträge 

a) im Falle von „Lieferaufträgen" über Kauf, Lea- 
sing, Miete, Pacht oder Ratenkauf, mit oder 
ohne Kaufoption, von Waren. Der Vertrag 
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kann zusätzlich auch Nebenarbeiten wie das 
Verlegen oder Anbringen umfassen, soweit 
deren Wert niedriger als der der Waren ist; 

b) im Falle von „Bauaufträgen" über entweder 
die Ausführung oder gleichzeitig die Ausfüh- 
rung und die Planung der Arbeiten betreffend 
eine der in Anhang X genannten Tätigkeiten, 
oder die Erbringung von Bauleistungen, 
gleichgültig mit welchen Mitteln, die eine 
selbständige wirtschaftliche oder technische 
Funktion für den Benutzer haben; 

6. gelten als „Konzessionen" die schriftlichen Ver- 
träge zwischen einer staathchen Behörde im 
Sinne des Absatzes 2 und einem Auftraggeber im 
Sinne dieser Richtlinie, mit Ausnahme der in Nr. 1 
genannten öffentlichen Auftraggeber. Gegen- 
stand dieses Vertrages ist, daß dieser Auftragge- 
ber ein Netz der in Artikel 2 Absatz 3 Buch- 
stabe a) i) genannten Art auf eigene Kosten und 
gegen eine Vergütung baut, zur Verfügung stellt 
oder betreibt; 

7. wird der Unternehmer, der ein Angebot einreicht, 
als „Bieter" bezeichnet; derjenige, der sich um 
eine Aufforderung zur Teilnahme an einem nicht- 
offenen oder Verhandlungsverfahren beworben 
hat, wird als „Bewerber" bezeichnet; 

8. „Offene", „nicht^offene" und „Verhandlungsver- 
fahren" sind die von den Auftraggebern ange- 
wendeten Vergab everfahren, bei denen 

a) im Falle des „offenen Verfahrens" alle interes- 
sierten Unternehmer ein Angebot abgeben 
können, 

b) im Falle des „nicht-offenen Verfahrens" nur 
die vom Auftraggeber auf gef orderten Bewer- 
ber ein Angebot abgeben können, 

c) im Falle von „Verhandlungsverfahren" der 
Auftraggeber sich an Unternehmer seiner 
Wahl wendet und mit einem oder mehreren 
über die Auf tragsver gäbe verhandelt. 

9. „Technische Spezifikationen" sind sämtliche 
— insbesondere in den Auftragsunterlagen ent- 
haltenen — technischen Anforderungen an eine 
Bauleistung, ein Material, ein Erzeugnis oder eine 
Lieferung, mit deren Hilfe diese so bezeichnet 
werden können, daß sie ihren Verwendungs- 
zweck erfüllen. Zu diesen technischen Anforde- 
rungen gehören Qualität, Leistungsfähigkeit, Si- 
cherheit oder Abmessungen, ferner Anforderun- 
gen an Qualitätssicherung, Terminologie, Bildzei- 
chen, Prüfungen und Prüfverfahren, Verpackung, 
Kennzeichnung und Beschriftung. Bei Bauaufträ- 
gen können auch dazu gehören Prüfungen, In- 
spektionen und Genehmigungen für Bauleistun- 
gen, Konstruktionsmethoden oder -verfahren so- 
wie alle anderen technischen Anforderungen an 
fertige Bauleistungen oder die dazu notwendigen 
Materiahen oder Teile. 

10. Eine „Norm " ist eine technische Spezifikation, die 
von einer anerkannten Normenorganisation zur 
wiederholten oder ständigen Anwendung ange- 


nommen wurde, deren Einhaltung jedoch grund- 
sätzüch nicht zwingend vorgeschrieben ist. 

11. Eine „Europäische Norm" ist eine vom Europäi- 
schen Komitee für Normung (CEN) oder dem Eu- 
ropäischen Komitee für Elektrotechnische Nor- 
mung (CENELEC) gemäß deren gemeinsamen 
Regeln „als Europäische Norm (EN)" oder „Har- 
monisierungsdokument (HD) " angenommene 
Norm. 

12. Eine „gemeinsame technische Spezifikation" ist 
eine Technische Spezifikation, die erarbeitet 
wurde, um die einheithche Anwendung in aUen 
Mitghedstaaten der Gemeinschaft sicherzustel- 
len. 

13. Die „europäische technische Zulassung" ist eine 
positive technische Beurteilung der Brauchbar- 
keit eines Produktes für einen bestimmten Zweck, 
die auf der Erfüllung der wesenthchen Anforde- 
rungen an die bauhchen Anlagen beruht, für die 
das Produkt verwendet wird. 


Artikel 2 

1. Vorbehalthch der Absätze 4 und 7 und unbescha- 
det der internationalen Verpflichtungen der Ge- 
meinschaft gelten die Bestimmungen dieser Richt- 
hnie für die Vergabe von Liefer- und Bauaufträgen 
durch Auftraggeber, die 

a) öffentliche Auftraggeber sind oder auf der 
Grundlage von besonderen oder ausschheßh- 
chen Rechten oder von Genehmigungen tätig 
sind, die von einer zuständigen Behörde eines 
Mitgliedstaates gewährt bzw. erteilt worden 
sind; und 

b) im Falle von öffentlichen Auftraggebern, die 
eine der für diese Richtlinie gemäß Absatz 3 er- 
hebliche Tätigkeit ausüben; 

c) im Falle von anderen Auftraggebern, deren 
Haupttätigkeit in einer der gemäß Absatz 3 für 
diese Richtlinie erheblichen Tätigkeiten besteht 
oder die verschiedene dieser Tätigkeiten aus- 
üben. 

2. Die in den Anhängen I bis IX bezeichneten Auf- 
traggeber erfüllen die obengenannten Kriterien. 

3. Für diese Richtlinie erhebliche Tätigkeiten sind 

a) das Zurverfügungstellen oder Betreiben eines 
Netzes zur Versorgung der Allgemeinheit im 
Zusammenhang mit der Produktion, dem Trans- 
port oder der Verteilung von 

i) Trinkwasser; oder 

ii) Strom; oder 

iii) Gas oder Wärme; 

b) der Nutzung eines geographisch abgegrenzten 
Gebietes zum Zwecke der 

i) Suche oder Förderung von Öl, Gas, Kohle 
oder anderen Festbrennstoffen; 
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ii) der Versorgung von Beförderungsuntemeh- 
men im Luft-, See-, Land- oder Binnen- 
schiffsverkehr mit Flughäfen, Häfen oder an- 
deren Verkehrsendeinrichtungen; 

c) das Betreiben von Netzen zur Versorgung der 
Öffentlichkeit im Bereich des Verkehrs per 
Schiene, Straßenbahn, Trolleybus oder Bus. 

Im Verkehrsbereich ist ein Netz vorhanden, 
wenn die Verkehrsleistung gemäß von einer zu- 
ständigen Behörde eines Mitgliedstaates erteil- 
ten Auflagen zu erbringen ist. Dazu gehören die 
Festlegung der Strecken oder der Transportka- 
pazitäten und die Fahrpläne. 

4. Auftraggeber, die den öffentlichen Busverkehr im 
Sinne des Absatzes 3 Buchstabe c) betreiben, wer- 
den von dieser Richtlinie nicht erfaßt, wenn 

a) sie keine besonderen oder ausschließlichen 
Rechte, weder allgemeiner Art noch für das je- 
weihge Gebiet, für diese Aufgabe besitzen; 
und 

b) wenn andere Unternehmen die Möghchkeit ha- 
ben, die gleiche Aufgabe unter den gleichen 
Bedingungen wie der betreffende Auftraggeber 
zu übernehmen. 

5. Eine Tätigkeit auf der Grundlage von besonderen 
oder ausschheßhchen Rechten im Sinne des Absat- 
zes 1 Buchstabe a) wird angenommen, 

a) wenn ein Auftraggeber zum Bau eines Netzes 
oder anderer in Absatz 3 beschriebener Einrich- 
tungen durch ein Enteignungsverfahren oder 
Gebrauchsrechte begünstigt werden kann oder 
Einrichtungen auf, unter oder über dem öffent- 
hchen Wegenetz anbringen kann, 

b) im Falle des Absatzes 3 Buchstabe a), wenn 
Auftraggeber ein Netz zur Verfügung stellt, das 
von einem Unternehmen betrieben wird, das 
seinerseits aufgrund von besonderen oder aus- 
schheßüchen Rechten oder von einer durch eine 
zuständige Stelle eines Mitghedstaates erteilten 
Genehmigung tätig ist. 

6. Diese Richtlinie gilt auch für die Vergabe von Auf- 
trägen durch Auftraggeber, die in dem in Absatz 3 
Buchstabe a) i) beschriebenen Bereich tätig sind, 
soweit diese Aufträge im Zusammenhang mit Was- 
serbauvorhaben sowie Bewässerung, Entwässe- 
rung, Ableitung und Klärung von Abwässern ste- 
hen. 

7. Auftraggeber, die für eine in Absatz 3 Buch- 
stabe a) i) beschriebene Tätigkeit Inhaber einer 
Konzession im Sinne des Artikels 1 Nr. 6 sind, kön- 
nen Lieferaufträge oder Bauaufträge ohne Anwen- 
dung der Abschnitte II, III und IV vergeben, wenn 
sie diese Aufträge an Unternehmen vergeben wol- 
len, die ihnen angeschlossen sind oder nahestehen, 
vorausgesetzt, daß 

a) in den Fällen, in denen die Konzession nach 
Inkrafttreten dieser Richtlinie erteilt worden ist, 
ein Aufruf zum Wettbewerb durch Veröffentli- 
chung einer gemäß Anhang XI erstellten Be- 


kanntmachung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften erfolgt ist, und 

b) der Auftraggeber seiner Bewerbung um die 
Konzession eine vollständige Liste dieser Unter- 
nehmen beigefügt hatte und diese Liste jeweils 
auf den neuesten Stand gebracht hat, wenn sich 
später in den Beziehungen zwischen den Ge- 
sellschaften Änderungen ergaben. 


Artikel 3 

Diese Richtlinie gilt nicht für Aufträge, die die Auf- 
traggeber ausschließhch zu anderen Zwecken als der 
Durchführung der in Artikel 2 Buchstabe 3) beschrie- 
benen Aufgaben vergeben, vorausgesetzt daß — au- 
ßer im Falle von öffentlichen Auftraggebern — 

a) diese Tätigkeit der Kommission mitgeteilt wurde 
und 

b) die Kommission nach Prüfung eine Mitteilung über 
die Nichtanwendung der Richtlinie im Amtsblatt 
der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht 
hat. 


Artikel 4 

1. Diese Richtiinie gilt nicht für die Beschaffung von 
Waren zum Zwecke der Weiterveräußerung oder 
-Vermietung an Dritte, vorausgesetzt, daß der Auf- 
traggeber kein besonderes oder ausschließliches 
Recht zum Verkauf oder zur Vermietung dieser 
Waren besitzt und daß andere Unternehmen die 
Möghchkeit haben, diese Waren unter gleichen 
Bedingungen wie der betreffende Auftraggeber zu 
verkaufen oder zu vermieten. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission mit, 
welche Waren unter Absatz 1 fallen, und geben die 
einschlägigen Vorschriften an. 


Artikel 5 

Diese Richtiinie gilt nicht für Aufträge, 

a) die die in Anhang I bezeichneten Auftraggeber zur 
Beschaffung von Wasser vergeben; 

b) die die in den Anhängen II, III, IV und V bezeich- 
neten Auftraggeber für die Beschaffung von Ener- 
gie oder von Brennstoffen zum Zwecke der Ener- 
gieerzeugung vergeben. 


Artikel 6 

Diese Richtlinie gilt nicht für Aufträge, deren 
Durchführung gemäß den Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften des betreffenden Mitghedstaates beson- 
dere Sicherheitsmaßnahmen erfordert, oder wenn der 
Schutz wesenthcher Interessen der Staatssicherheit es 
gebietet. 
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Artikel 7 

Diese RichÜinie gilt nicht für öffentliche Aufträge, 
für die andere Verfahrensregeln gelten und die verge- 
ben werden auf Grund 

a) eines internationalen Abkommens zwischen einem 
Mitgliedstaat und einem oder mehreren Drittlän- 
dern über Lieferungen oder Bauleistungen für ein 
von den Unterzeichner Staaten gemeinsam zu ver- 
wirklichendes und zu tragendes Objekt; jedes Ab- 
kommen wird der Kommission mitgeteilt, die eine 
Konsultation im Beratenden Ausschuß für öffentli- 
che Aufträge vornehmen kann, der durch den Be- 
schluß 71/306/EWG des Rates i) eingesetzt 
wurde,- 

b) eines internationalen Abkommens im Zusammen- 
hang mit der Stationierung von Truppen im Hin- 
blick auf Unternehmen eines Mitgliedstaats oder 
eines dritten Landes; 

c) des besonderen Verfahrens einer internationalen 
Organisation. 


Artikel 8 

1. Diese Richtlinie gilt für Aufträge, deren Wert ohne 
Mehrwertsteuer mindestens 

— 200 000 ECU im Falle von Lieferaufträgen, 

— 5 000 000 ECU im Falle von Bauaufträgen be- 
trägt. 

2. Bezüghch Lieferaufträgen ist Berechnungsgrund- 
lage für den Vertragswert: 

— bei zeithch begrenzten Verträgen mit höchstens 
12 Monaten Laufzeit der Auftragswert für die 
gesamte Laufzeit; bei längerer Laufzeit als 
zwölf Monate wird der geschätzte Restwert der 
Ware in den Gesamtwert einbezogen; 

— bei unbefristeten Verträgen oder bei zweifel- 
hafter Vertragsdauer folgt der Vertragswert aus 
der monatlichen Zahlung multipliziert mit 48. 

3. Bei regelmäßigen Lieferaufträgen oder Dauerauf- 
trägen kann der Auftragswert berechnet werden 

— entweder aufgrund des Gesamtwertes von ent- 
sprechenden Aufträgen aus dem vorangegan- 
genen Haushaltsjahr oder den vorangegange- 
nen zwölf Monaten, nach Möglichkeit unter An- 
passung voraussichtlicher Änderungen bei 
Mengen oder Kosten während der folgenden 
zwölf Monate, 

— oder aufgrund des voraussichtlichen Gesamt- 
wertes während der zwölf Monate nach der er- 
sten Leistung oder, wenn die Laufzeit des Ver- 
trages länger als zwölf Monate ist, während der 
gesamten Laufzeit. 

Die Wahl der Berechnungsmethode darf nicht den 
Zweck verfolgen, die Anwendung dieser Richtlinie 
zu umgehen. 


1 ) ABI. Nr. L 185 vom 16. August 1971, S. 15. 


4. Sieht der beabsichtigte Auftrag Optionsrechte vor, 
so ist der Vertragswert aufgrund des größtmögli- 
chen Umfangs von Kauf, Leasing, Miete, Pacht 
oder Ratenkauf unter Einbeziehung der Options- 
rechte zu berechnen. 

5. Verträge dürfen nicht in der Absicht auf geteilt wer- 
den, sie der Anwendung dieser Richtlinie zu ent- 
ziehen. Die Berechnung des Auftragswertes im 
Hinblick auf die Anwendung von Absatz 1 er- 
folgt 

— durch Zusammenrechnung des Wertes von Er- 
zeugnissen gleicher Art, wenn Aufträge für 
diese Erzeugnisse gleichzeitig in Losen verge- 
ben werden, 

— durch Zusammenrechnung des Wertes von al- 
len Bauaufträgen, wenn eine Bauleistung in 
mehreren Losen durch getrennte Verträge in 
Auftrag gegeben wird, 

6. In den Wert von Bauaufträgen sind Waren oder 
Dienstleistungen einzubeziehen, die der Auftrag- 
geber dem Unternehmer zur Verfügung stellt und 
die für die Ausführung des Auftrages erforderlich 
sind. 


ABSCHNITT II 

Technische Spezifikationen und Normen 

Artikel 9 

1. Die technischen Spezifikationen von Materialien, 
Waren, Lieferungen oder Bauleistungen werden 
durch Bezugnahme auf nationale Normen, die eu- 
ropäische Normen umsetzen, oder durch Bezug- 
nahme auf gemeinsame technische Spezifikatio- 
nen oder europäische technische Zulassungen fest- 
gelegt. 

2. Die Auftraggeber können von Absatz 1 abweichen, 
wenn: 

a) die Normen keine Bestimmungen zur Feststel- 
lung der Übereinstimmung einschheßen oder es 
keine technische Möglichkeit gibt, die Überein- 
stimmung eines Erzeugnisses mit diesen Nor- 
men in zufriedenstellender Weise festzustel- 
len; 

b) die Anwendung von Absatz 1 die Anwendung 
der Entscheidung 87/95/EWG des Rates vom 
22. Dezember 1986 über die Aufstellung von 
Normen auf dem Gebiet der Informationstech- 
nologie und der Telekommunikation^) beein- 
trächtigen würde; 

c) die Anwendung dieser Normen den Auftragge- 
ber zum Erwerb von Anlagen zwingen würde, 
die mit bereits benutzten Anlagen inkompatibel 
sind, oder wenn sie unverhältnismäßig hohe Ko- 
sten oder unverhältnismäßige technische 
Schwierigkeiten verursachen würde, jedoch nur 
im Rahmen klar definierter und schriftlich fest- 
gelegter Strategien, mit der Verpflichtung zur 


1) ABI. Nr. L 36 vom 7. Februar 1971, S. 15. 
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Übernahme europäischer Normen oder gemein- 
samer technischer Spezifikationen in einem 
festgelegten Zeitiauni; 

d) das betreffende Vorhaben von wirklich innova- 
tiver Art ist, so daß die Anwendung bestehender 
Normen nicht angemessen wäre. 

3. Soweit die Auftraggeber gemäß Artikel 13 Ab- 
satz 1 verpflichtet sind, eine Bekanntmachung zu 
veröff entheben oder dies gemäß Artikel 13 Ab- 
satz 2 Buchstabe a) freiwillig tun, geben sie — au- 
ßer wenn dies nicht möglich ist — in der Bekannt- 
machung die Gründe für Berufung auf Absatz 2 
an. 


Artikel 10 

1. Mangels europäischer Normen, gemeinsamer 
technischer Spezifikationen oder europäischer 
technischer Zulassungen können die von den Auf- 
traggebern festzulegenden technischen Spezifika- 
tionen unter Bezugnahme auf andere Normen fest- 
gelegt werden. In diesem Fall ist bei der Bezug- 
nahme folgende Reihenfolge angebracht: 

a) innerstaatliche Normen, die im Land des Auf- 
traggebers angenommene internationale Nor- 
men Umsetzen; 

b) andere innerstaathehe Normen des Landes des 
Auftraggebers; 

c) andere Normen. 

2. Normen oder Spezifikationen, die sich auf die Ge- 
brauchstaughehkeit anstelle der Konstruktion oder 
anstelle von beschreibenden Merkmalen beziehen, 
haben Vorrang, es sei denn, daß der Auftraggeber 
objektive Gründe dafür hat, solche Normen als für 
den Auftrag unangebracht zu betrachten. 

3. Technische Spezifikationen, die Erzeugnisse einer 
bestimmten Produktion oder Herkunft oder beson- 
dere Verfahren erwähnen und zur Wirkung haben, 
daß bestimmte Unternehmen bevorzugt oder aus- 
geschlossen werden, dürfen nicht verwendet wer- 
den, es sei denn, daß diese Spezifikationen für den 
Auftragsgegenstand unerläßlich sind. Verboten ist 
insbesondere die Angabe von Warenzeichen, Pa- 
tenten oder Typen sowie die Angabe eines be- 
stimmten Ursprungs oder einer bestimmten Pro- 
duktion. Eine solche Angabe mit dem Zusatz „oder 
gleichwertiger Art" ist jedoch zulässig, wenn der 
Auftragsgegenstand anders nicht durch hinrei- 
chend genaue, allgemeinverständhche Spezifika- 
tionen beschrieben werden kann. 


Artikel 11 

1. Die Auftraggeber teilen interessierten Unterneh- 
men auf Anfrage die technischen Spezifikationen 
mit, die sie bezüghch von Materialien, Erzeugnis- 
sen, Lieferungen oder Bauleistungen, die sie regel- 
mäßig beschaffen, festgelegt haben, oder die sie 
bei Beschaffungen im Zusammenhang mit regel- 
mäßigen Bekanntmachungen gemäß Artikel 14 


benutzen. Soweit sich solche technischen Spezifi- 
kationen aus Dokumenten ergeben, die interessier- 
ten Unternehmen zur Verfügung stehen, genügt 
eine Bezugnahme auf diese Dokumente. 

2. Die technischen Spezifikationen sind in den allge- 
meinen Unterlagen oder in den Vertragsunterla- 
gen für jeden einzelnen Auftrag enthalten. 


ABSCHNITT III 

Vergabeverfahren 

Artikel 12 

1. Die Auftraggeber können jedes der in Artikel 1 
Nr. 8 bezeichneten Verfahren wählen, vorausge- 
setzt, daß vorbehaltlich des Absatzes 2 ein Aufruf 
zum Wettbewerb gemäß Artikel 13 durchgeführt 
wird. 

2. Das Verhandlungsverfahren kann in den folgen- 
den Fällen ohne einen vorherigen Aufruf zu Wett- 
bewerb angewendet werden: 

a) wenn im Rahmen eines offenen oder nicht offe- 
nen Verfahrens keine Angebote oder nur nicht 
ordnungsgemäße Angebote abgegeben worden 
sind; 

b) bei Lieferaufträgen, wenn es sich um Gegen- 
stände handelt, die nur zum Zweck von For- 
schungen, Versuchen, Untersuchungen oder 
Entwicklungen hergestellt werden, wobei unter 
diese Bestimmung nicht eine Serienfertigung 
zum Nachweis der Marktfähigkeit des Produkts 
oder zur Deckung der Forschungs- und Ent- 
wicklungskosten fällt; 

c) wenn der Vertrag wegen seiner technischen 
oder künstlerischen Besonderheiten oder auf- 
grund des Schutzes eines Patents nur von be- 
stimmten Unternehmen durchgeführt werden 
kann; 

d) soweit dies unbedingt erforderlich ist, wenn 
dringhehe zwingende Gründe im Zusammen- 
hang mit Ereignissen, die der Auftraggeber 
nicht voraussehen konnte, es nicht zulassen, die 
Fristen einzuhalten, die für offene oder nicht- 
offene Verfahren gelten; 

e) bei Lieferaufträgen bei zusätzlichen, vom ur- 
sprünglichen Unternehmer durchgeführten Lie- 
ferungen, die entweder zur teilweisen Erneue- 
rung von gelieferten Waren oder Einrichtungen 
oder zur Erweiterung von Lieferungen oder be- 
stehenden Einrichtungen bestimmt sind, wenn 
ein Wechsel des Unternehmers dazu führen 
würde, daß der Auftraggeber Material unter- 
schiedlicher technischer Merkmale kaufen 
müßte und dies eine technische Unvereinbar- 
keit oder unverhältnismäßige technische 
Schwierigkeiten bei Gebrauch und Wartung mit 
sich bringen würde. Dieses Verfahren darf je- 
doch in der Regel nur binnen fünf Jahren nach 
Vergabe des ersten Auftrages angewandt wer- 
den; 
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f) bei zusätzlichen Bauarbeiten, die weder in dem 
der Vergabe zugrundehegenden Entwurf noch 
im zuerst geschlossenen Vertrag vorgesehen 
sind, die aber wegen eines unvorhergesehenen 
Ereignisses zur Durchführung der darin be- 
schriebenen Bauarbeiten erforderhch sind, so- 
fern der Auftrag an den Unternehmer vergeben 
wird, der diese Bauarbeiten ausführt, und 

— wenn sich diese Arbeiten in technischer oder 
wirtschaftlicher Hinsicht nicht ohne wesent- 
hchen Nachteil für den Auftraggeber vom 
Hauptauftrag trennen lassen, 

— oder wenn diese Arbeiten zwar von der Aus- 
führung des ersten Vorhabens getrennt wer- 
den können, aber für dessen Verbesserung 
unbedingt erforderhch sind; 

g) bei neuen Bauarbeiten, die in der Wiederholung 
gleichartiger Arbeiten bestehen, wenn sie durch 
denselben Auftraggeber an den Unternehmer 
vergeben werden, der den ersten Auftrag erhal- 
ten hat, wenn sie einem Grundentwurf entspre- 
chen und dieser Entwurf Gegenstand eines er- 
sten Auftrags war, der nach einem Aufruf zum 
Wettbewerb vergeben wurde. Die Möghchkeit 
der Anwendung dieses Verfahrens muß bereits 
bei der Ausschreibung des ersten Bauabschnitts 
angegeben werden. Der für die Fortsetzung der 
Bauarbeiten in Aussicht genommene Gesamt- 
auftragswert wird vom Auftraggeber für die An- 
wendung von Artikel 8 berücksichtigt. Dieses 
Verfahren darf jedoch in der Regel nur binnen 
fünf Jahren nach Vergabe des ersten Auftrags 
angewandt werden; 

h) wenn es sich um die Lieferung von Waren han- 
delt, die an Börsen notiert und gekauft wer- 
den; 

i) für den Einkauf bei Unternehmen, die sich im 
Konkursverfahren, im gerichtiichen Vergleichs- 
verfahren oder in Liquidation befinden, deren 
gewerbliche Tätigkeit eingestellt wurde oder 
die sich auf Grund eines in den einzelstaatiichen 
Rechtsvorschriften vorgesehenen gleichartigen 
Verfahrens in einer entsprechenden Lage befin- 
den. 


Artikel 13 

1. Im offenen Verfahren erfolgt der Aufruf zum Wett- 
bewerb durch Veröffentiichung einer gemäß An- 
hang XII A erstellten Bekanntmachung. 

2. Im nicht- offenen Verfahren und im Verhandlungs- 
verfahren kann der Aufruf zum Wettbewerb erfol- 
gen: 

a) durch Veröffentiichung einer gemäß An- 
hang XII B oder Anhang XII C erstellten Be- 
kanntmachung, oder 

b) durch Einladung von Bewerbern, die sich in ei- 
nem den Bedingungen des Artikels 20 entspre- 
chenden Prüfungsverfahren quahfiziert haben, 
wenn dieses Prüfungsverfahren durch eine ge- 


mäß Anhang XIII erstellte Bekanntmachung 
veröffentlicht worden ist. 

3. Ein Aufruf zum Wettbewerb gilt auch durch Veröf- 
fentiichung einer regelmäßigen Bekanntmachung 
gemäß Artikel 14 als erfolgt, wenn 

a) der Auftrag sich auf in der regelmäßigen Be- 
kanntmachung erfaßte Lieferungen oder Bau- 
leistungen bezieht, und 

b) die regelmäßige Bekanntmachung auf die beab- 
sichtigte Vergabe des Auftrags durch ein nicht- 
offenes Verfahren oder Verhandlungsverfahren 
hinwies und 

c) der Auftraggeber allen Bewerbern, die schrift- 
hch ihr Interesse an einer Teilnahme an dem 
Verfahren bekundet haben, die Gelegenheit 
gibt, ihr Interesse an einer Aufforderung zur 
Teilnahme auf der Grundlage von genaueren 
Informationen über den jeweiligen Auftrag zu 
bestätigen. 

4. Die Veröffentlichung dieser Bekanntmachungen 
geschieht im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften. 


Artikel 14 

1. Die Auftraggeber veröffentlichen wenigstens ein- 
mal jährhch eine gemäß den Anhängen XIV A und 
B erstellte regelmäßige Bekanntmachung im Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften, 

a) die bezüglich von Lieferaufträgen alle für die 
nächsten zwölf Monate beabsichtigten Beschaf- 
fungen nach Warenbereichen auf geschlüsselt 
enthält, deren nach Maßgabe des Artikels 8 ge- 
schätzter Wert mindestens 750 000 ECU be- 
trägt; 

b) die bezüghch von Bauaufträgen die wesentli- 
chen Merkmale von Aufträgen mit einem ge- 
schätzten Wert von mindestens 5 000 000 ECU 
enthält. 

2. Regelmäßige Bekanntmachungen brauchen keine 
Informationen zu beinhalten, deren Veröffentli- 
chung berechtigte geschäftiiche Interessen des 
Auftraggebers beeinträchtigen würde. 


Artikel 15 

1. Die Auftraggeber teilen für jeden vergebenen Auf- 
trag die Ergebnisse des Vergabeverfahrens durch 
eine Bekanntmachung im Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften mit. Die Bekanntmachung 
wird gemäß Anhang XV erstellt. 

2. Soweit die Veröffentiichung von in dem Bekannt- 
machungsmuster vorgesehenen Infonnationen den 
Gesetzesvollzug behindern würde oder wenn dies 
dem öffentlichen Interesse in anderer Weise zuwi- 
derlaufen würde oder wenn dadurch berechtigte 
geschäftliche Interessen einzelner öffentlicher oder 
privater Unternehmen oder der faire Wettbewerb 
zwischen Unternehmen beeinträchtigt würden. 
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kann der Inhalt der Bekanntmachung auf die Tat- 
sache beschränkt werden, daß der Auftrag verge- 
ben worden ist. 

3. Die in den vorstehenden Absätzen genannten Be- 
kanntmachungen müssen spätestens 48 Tage nach 
Vergabe des betreffenden Auftrages abgesandt 
werden. 


Artikel 16 

1. Die Länge der in den vorstehenden Artikeln vorge- 
sehenen Bekanntmachungen darf eine Seite des 
Amtsblattes, d. h. etwa 650 Wörter, nicht über- 
schreiten. 

2. Der Auftraggeber muß den Tag der Absendung 
nachweisen können. 

3. Die Bekanntmachungen werden ungekürzt in der 
jeweiligen Originalsprache im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften veröffentlicht und in die 
TED -Datenbank auf genommen. Eine Zusammen- 
fassung der wichtigsten Bestandteile einer jeden 
Bekanntmachung wird in den anderen Amtsspra- 
chen der Gemeinschaft veröffenthcht, wobei nur 
der Wortlaut in der Originalsprache verbindhch 
ist. 

4. Das Amt für Amtliche Veröffentlichungen der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften veröffentlicht die Be- 
kanntmachungen spätestens 12 Tage nach der Ab- 
sendung und im Falle des beschleunigten Verfah- 
rens nach Artikel 17 Absatz 4 spätestens fünf Tage 
nach der Absendimg. 

Jede Ausgabe des Amtsblattes der Europäischen 
Gemeinschaften mit einer Bekanntmachung oder 
mehreren Bekanntmachungen enthält das jewei- 
hge Muster, nach dem die veröffentiichten Be- 
kanntmachungen erstellt sind. 

5. Die Kosten der Veröffentlichung der Bekanntma- 
chungen im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften werden von den Gemeinschaften getra- 
gen. 

6. Verträge, bezüghch derer gemäß Artikel 13 Ab- 
sätze 1 oder 2 Buchstabe a) eine Bekanntmachung 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
veröffentlicht wird, dürfen in keiner anderen Weise 
veröffenthcht werden, bevor diese Bekanntma- 
chung an das Amt für Amtiiche Veröffenthchungen 
der Europäischen Gemeinschaften abgesandt wor- 
den ist. Solche Veröffenthchungen dürfen nur die 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
veröffentlichten Angaben enthalten. 


Artikel 17 

1. Bei den offenen Verfahren beträgt die vom Auf- 
traggeber festzusetzende Frist für den Eingang der 
Angebote mindestens 52 Tage, gerechnet vom Tag 
der Absendung der Bekanntmachung an. 

2. Bei den nicht-offenen Verfahren und Verhand- 
lungsverfahren mit vorherigem Aufruf zum Wett- 


bewerb beträgt die vom Auftraggeber festzuset- 
zende Frist für den Antrag auf Teilnahme minde- 
stens 37 Tage, gerechnet vom Tag der Absendung 
der Bekanntmachimg oder der Einladung zur Teil- 
nahme an. 

3. Bei den nicht-offenen Verfahren beträgt die vom 
Auftraggeber festzusetzende Frist für den Eingang 
von Angeboten mindestens 40 Tage, gerechnet 
vom Tag der Absendung der schriftiichen Auffor- 
derung zur Angebotsabgabe an. 

4. Können die in Absatz 2 und 3 vorgesehenen Fristen 
aus Gründen der Dringhchkeit nicht eingehalten 
werden, so kann der Auftraggeber die Fristen wie 
folgt setzen: 

a) Die Frist für den Antrag auf Teilnahme, gerech- 
net vom Tage der Absendung der Bekanntma- 
chung an, muß mindestens 15 Tage betragen; 

b) die Frist für den Eingang der Angebote, gerech- 
net vom Tage der Absendung der Aufforderung 
an, muß mindestens 10 Tage betragen. 

5. Auftraggeber, die für den Bereich der Wasserver- 
sorgung aufgrund des Artikels 2 Absatz 7 Buch- 
stabe a) eine Konzession vergeben sollen, setzen 
eine Frist für den Eingang von Bewerbungen, die 
nicht weniger als 52 Tage, gerechnet vom Tage der 
Absendung der Bekanntmachung an, betragen 
darf. 


Artikel 18 

1. Die Auftragsunterlagen müssen interessierten Un- 
ternehmen vom Auftraggeber in der Regel inner- 
halb von vier Arbeitstagen nach Eingang der An- 
forderung zugesandt werden. 

2. Die Auftraggeber müssen rechtzeitig angeforderte 
zusätzliche Auskünfte über die Auftragsunterlagen 
spätestens sechs Tage vor Ablauf der Frist für den 
Eingang der Angebote erteilen. Im Falle des Arti- 
kels 17 Absatz 4 kann diese Frist auf vier Tage ver- 
kürzt werden. 

3. Können die Angebote nur nach Prüfung von um- 
fangreichen Unterlagen, wie z. B. ausführlichen 
teclmischen Spezifikationen oder nur nach einer 
Ortsbesichtigung oder Einsichtnahme in ergän- 
zende Unterlagen zu den Auftragsunterlagen er- 
stellt werden, muß dies bei der Festsetzung von 
angemessenen Fristen berücksichtigt werden. 

4. Die Auftraggeber fordern alle ausgewählten Be- 
werber schriftiich zur Teilnahme auf. Der Aufforde- 
rung werden die Auftragsunterlagen und zusätzh- 
che Unterlagen beigefügt. Die Aufforderung ent- 
hält zumindest die folgenden Angaben: 

a) die Anschrift der Stelle, bei der die sachdienh- 
chen Unterlagen angefordert werden können, 
sowie den Tag, bis zu dem sie angefordert wer- 
den können; außerdem sind der Betrag und die 
Bedingungen für die Zahlung des Betrages an- 
zugeben, der gegebenenfalls zu entrichten ist, 
um die genannten Unterlagen zu erhalten,- 
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b) den Tag, bis zu dem die Angebote eingehen 
müssen, die Anschrift der Stelle, bei der sie ein- 
zureichen sind, sowie die Sprache bzw. die 
Sprachen, in der oder in denen sie abzufassen 
sind; 

c) einen Hinweis auf die Veröffentlichung der Be- 
kanntmachung; 

d) die Angabe der Unterlagen, die gegebenenfalls 
beizufügen sind; 

e) die Vergabekriterien, falls sie nicht in der Be- 
kanntmachung enthalten sind. 

5. Die Anträge auf Teilnahme sowie die Aufforderung 
zur Angebotsabgabe können brieflich oder auf je- 
dem anderen angemessenen Telekommunika- 
tionsweg übermittelt werden. Im letztgenannten 
Fall müssen sie brieflich bestätigt werden. 


ABSCHNITT V 

Prüfung und Auswahl 
Zuschlagskriterien 

Artikel 19 

1. Die Prüfung von Unternehmen und ihre Auswahl 
zur Teilnahme an nicht-offenen Verfahren und 
Verhandlungsverfahren erfolgen aufgrund von ob- 
jektiven und nichtdiskriminierenden Kriterien. Die 
Auftraggeber dürfen insbesondere nicht; 

a) bestimmten Unternehmern administrative, 
technische oder finanzielle Lasten auferlegen, 
die sie anderen Unternehmen ersparen. 

b) Prüfungen und Nachweise verlangen, die be- 
reits durchgeführt sind. 

2. Die in Artikel 23 der RichÜinie 71/305/EWG und in 
Artikel 20 der Richthnie 77/62/EWG angegebenen 
Ausschließungsgründe gelten als objektiv und 
nicht-diskriminiere nd . 

3. Die Auftraggeber legen die Kriterien und Regeln 
schrifthch fest, nach denen sie Unternehmen prü- 
fen oder aus wählen. Diese Kriterien und Regeln 
werden interessierten Unternehmen auf Anfrage 
mitgeteilt. 

4. Vertrauhche Informationen, die von Unternehmen 
zum Zwecke der Prüfung, Auswahl oder Teil- 
nahme an einem Vergabeverfahren übermittelt 
werden, werden vom Auftraggeber vertrauhch be- 
handelt. 


Artikel 20 

1 . Auftraggeber, die ein System zur Prüfung von Un- 
ternehmen anwenden, müssen über Anträge auf 
Prüfung spätestens sechs Monate nach deren Ein- 
gang entscheiden, es sei denn, daß aus objektiven 
Gründen eine längere Frist notwendig ist. Solche 


Gründe müssen dem Antragsteller innerhalb von 
zwei Monaten nach der Antragstellung mitgeteilt 
werden. Der Auftraggeber hat dem Antragsteller 
die Gründe für die Fristverlängerung mitzuteilen 
und anzugeben, zu welchem Zeitpunkt über die 
Annahme oder die Ablehnung von dessen Antrag 
entschieden wird. 

2. Negative Prüfungsentscheidungen werden dem 
Antragsteller unter Angabe der Gründe mitgeteilt. 
Die Gründe müssen sich auf die Artikel 19 Absatz 1 
genannten Prüfungskriterien beziehen. 

3. Über geprüfte Unternehmen ist ein schrifüiches 
Verzeichnis zu führen. Das Verzeichnis kann im 
Hinbhck auf die Geltung der Prüfung für verschie- 
dene Arten von Aufträgen unterteilt werden. 

4. Die Auftraggeber können einem Unternehmen die 
Prüfung nur aus Gründen aberkennen, die auf den 
in Artikel 19 Absatz 1 genannten Kriterien beru- 
hen. Die beabsichtigte Aberkennung muß dem be- 
troffenen Unternehmen im voraus schrifthch unter 
Angabe der Gründe mitgeteilt werden. 

5. Prüfungssysteme mit unbestimmter Dauer sind Ge- 
genstand einer jährlichen, gemäß Anhang XIII zu 
erstellenden Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften, die über den 
Zweck dieses Prüfungssystems und über die Ver- 
fügbarkeit von dessen Durchführungsbestimmun- 
gen informiert. 

6. Prüfungssysteme, die nicht von unbestimmter 
Dauer sind, sind Gegenstand einer Bekanntma- 
chung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften, die zusätzhch zu den gemäß Absatz 5 er- 
forderhchen Angaben auch die Dauer des Systems 
beinhaltet. Die Dauer des Systems darf drei Jahre 
nicht überschreiten. 


Artikel 21 

1. Unternehmen, die einen Antrag auf Teilnahme an 
einem Vergabe verfahren gestellt haben, können 
von dem Verfahren nur aus den Gründen ausge- 
schlossen werden, die der Auftraggeber festgelegt 
hat, und die auf Anfrage erhälüich sind. Zu den 
Gründen kann die objektive Notwendigkeit gehö- 
ren, die Zahl der Bewerber bis auf ein Niveau zu 
verringern, das dem Grundsatz der Verhältnismä- 
ßigkeit zwischen den besonderen Merkmalen des 
Auftrags und dem zu seiner Vergabe erforderli- 
chen Aufwand entspricht. 

2. Bietergemeinschaften dürfen von der Abgabe von 
Angeboten oder von der Teilnahme an einem Ver- 
gabeverfahren nicht ausgeschlossen werden. Von 
solchen Gemeinschaften kann nicht verlangt wer- 
den, daß sie zwecks Einreichung eines Angebots 
oder zur Verhandlung eine bestimmte Rechtsform 
annehmen. Dies kann jedoch verlangt werden, 
wenn ihnen der Auftrag erteilt werden soll, sofern 
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es für die ordnungsgemäße Durchführung des Auf- 
trags notwendig ist. 


Artikel 22 

1 . Die Auftraggeber wenden bei der Auftragsvergabe 
folgende Kriterien an: 

a) das wirtschaftlich günstigste Angebot unter Be- 
rücksichtigung verschiedener Kriterien wie 
etwa: Lieferfrist, Ausführungsdauer, Betriebs- 
kosten, Rentabilität, Qualität, Ästhetik und 
Zweckmäßigkeit, technischer Wert, Kunden- 
dienst und technische Hilfe, Preis; 

b) oder ausschließlich den niedrigsten Preis. 

2. Im Falle des Absatzes 1 Buchstabe a) gibt der Auf- 
traggeber in den Auftragsunterlagen oder in der 
Bekanntmachung alle Zuschlagskriterien, deren 
Verwendung er vorsieht, soweit wie möghch in der 
Reihenfolge ihrer Bedeutung, an. 

3. Bei Aufträgen, die nach den Kriterien des wirt- 
schaftlich günstigsten Angebots vergeben werden 
sollen, können die Auftraggeber Varianten zulas- 
sen, wenn sie den vom Auftraggeber festgelegten 
Mindestanforderungen entsprechen. Die Auftrag- 
geber legen in den Auftragsunterlagen fest, ob Va- 
rianten zulässig sind und welche Mindestanforde- 
rungen erfüllt werden müssen. 

4. Bei Bauaufträgen dürfen Angebote nicht aus Grün- 
den abgewiesen werden, die mit den in den Auf- 
tragsunterlagen festgelegten technischen Spezifi- 
kationen Zusammenhängen, wenn die im Angebot 
bezeichneten Erzeugnisse für die vorgesehene 
Verwendung brauchbar, d. h. von solcher Beschaf- 
fenheit sind, daß das Bauwerk, in dem sie einbezo- 
gen, montiert, verlegt oder verwendet werden, bei 
ordnungsgemäßer Planung und Bauausführung 
den wesentlichen Anforderungen im Sinne der 
Richtlinie . ./. . ./EWG des Rates i) entspricht, so- 
weit dies nach den für das betreffende Bauwerk 
geltenden Vorschriften erforderhch ist. 

5. Erscheint im Falle eines bestimmten Auftrages ein 
Angebot im Verhältnis zur Leistung offensichtlich 
ungewöhnlich niedrig, muß der Auftraggeber 
schriftlich Aufklärung über die Einzelposten des 
Angebots verlangen. Er muß insbesondere Aus- 
künfte darüber einholen, ob der Bieter Empfänger 
irgendeiner staatlichen Beihüfe ist und ob die Bei- 
hilfe gemäß Artikel 93 Absatz 3 des Vertrages der 
Kommission mitgeteilt und von ihr genehmigt wor- 
den ist. 

Angebote, die ungewöhnlich niedrig erscheinen, 
dürfen nicht abgewiesen werden, wenn sie objek- 
tiv gerechtfertigt sind durch u. a. die Wirtschaf t- 
hchkeit der Konstruktion oder der Konstruktions- 
methode oder die gewählte technische Eigenart 
oder außergewöhnhch günstige Bedingungen, die 


1) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Bauprodukte, KOM(86) 756 endg./3 vom 17. Februar 
1987. 


der Bieter für die Durchführung des Auftrags aus- 
nutzen kann, oder die Originalität der vom Bieter 
vorgeschlagenen Erzeugnisse oder Bauleistun- 
gen. 

Angebote, die aufgrund der Gewährung einer 
staatlichen Beihilfe ungewöhnlich niedrig sind, 
dürfen zurückgewiesen werden, falls die in Frage 
stehende Beihilfe nicht gemäß Artikel 93 Absatz 3 
des Vertrages der Kommission angezeigt oder 
nicht von der Kommission genehmigt worden ist. 
Auftraggeber, die unter diesen Umständen ein An- 
gebot zurückweisen, müssen die Kommission dar- 
über unterrichten. 


Artikel 23 

1. Artikel 22 Absatz 1 findet keine Anwendung, 
wenn ein Mitgliedstaat bei der Vergabe von Auf- 
trägen im Rahmen einer Regelung, die zum Zeit- 
punkt der Annahme dieser Richtlinie in Kraft ist 
und bei der bestimmten Bietern eine Bevorzugung 
gewährt wird, andere Kriterien zugrundelegt, so- 
fern die angewandte Regelung mit dem Vertrag 
vereinbar ist. 

2. Unbeschadet des Absatzes 1 steht diese Richtlinie 
bis 31. Dezember 1992 der Anwendung bestehen- 
der einzelstaatlicher Bestimmungen zur Vergabe 
von Liefer- oder Bauaufträgen nicht entgegen, die 
darauf abzielen, den Abstand zwischen den ver- 
schiedenen Regionen zu verringern und die Schaf- 
fung von Arbeitsplätzen in Regionen, die in ihrer 
Entwicklung zurückgeblieben sind, sowie in im 
Niedergang befindlichen Industriegebieten zu för- 
dern, sofern die betreffenden Bestimmungen mit 
dem Vertrag und den internationalen Verpflich- 
tungen der Gemeinschaft vereinbar sind. 


ABSCHNITT V 

Schlußbestimmungen 

Artikel 24 

1. Vorbehaltlich der Verpflichtungen der Gemein- 
schaft oder der Mitgliedstaaten gegenüber Dritt- 
ländern können Angebote zurückgewiesen wer- 
den, wenn mehr als die Hälfte des Angebotspreises 
aus dem Wert von außerhalb der Gemeinschaft 
hergestellten Waren oder durchgeführten Dienst- 
leistungen oder einer Mischung aus beidem be- 
steht. 

2. Vorbehaltlich des Absatzes 3 sind solche Angebote 
zu bevorzugen, die den in Absatz 1 beschriebenen 
Angeboten gleichwertig sind und selbst nicht unter 
Absatz 1 fallen. Der Preis solcher Angebote gilt als 
gleich, soweit er den Preis eines der in Absatz 1 
beschriebenen Angebote um nicht mehr als drei 
Prozent übersteigt. 

3. Absatz 2 gilt jedoch nicht, soweit die Annahme ei- 
nes Angebotes aufgrund dieser Vorschrift den Auf- 
traggeber zum Erwerb von Ausrüstungen zwingen 
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würde, die andere technische Spezifikationen als 
bereits genutzte Ausrüstungen haben und dadurch 
zu Inkompatibilität oder zu unverhältnismäßigen 
technischen Schwierigkeiten bei Betrieb und War- 
tung führen würden. 

4. Im Sinne dieses Artikels 

a) beinhaltet der Wert von außerhalb der Gemein- 
schaft hergestellten Waren den Wert von allen 
fertigen oder halbfertigen Vorprodukten, die di- 
rekt oder indirekt aus Drittländern eingeführt 
werden; 

b) zählt zu den außerhalb der Gemeinschaft durch- 
geführten Dienstleistungen der Wert von allen 
Tätigkeiten, die auf dem Gebiet von Drittlän- 
dern vorgenommen werden, und die zu der Er- 
bringung der im Vertrag vorgesehenen Lei- 
stung beitragen, 

5. Dieser Artikel gilt nicht für Angebote mit Ursprung 
in Drittländern, denen die Vorschriften dieser 
Richtlinie zugute kommen aufgrund einer Ent- 
scheidung, die der Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion mit quahfizierter Mehrheit, gemäß einem Ab- 
kommen zwischen der Gemeinschaft und einem 
Drittland im Rahmen des GATT oder in einem an- 
deren Rahmen, trifft. 


Artikel 25 

1. Die in Landeswährung ausgedrückten Schwellen- 
werte im Sinne des Artikels 8 werden mit Wirkung 
vom 1. Januar 1990 grundsätzhch alle zwei Jahre 
überprüft. Die Berechnung dieser Werte beruht auf 
den durchschnitüichen Tageswerten dieser Wäh- 
rungen in ECU für die 24 Monate, die am letzten 
Oktobertag enden, der der Überprüfung zum 1. Ja- 
nuar vorausgeht. Die Beträge werden jeweils An- 
fang November im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften veröffenüicht. 

2. Die Berechnungsweise gemäß Absatz 1 wird auf 
Veranlassung der Kommission im Beratenden Aus- 
schuß für öffentliche Aufträge grundsätzlich zwei 
Jahre nach ihrer ersten Anwendung überprüft. 


Artikel 26 

1. Die Anhänge I bis IX werden von der Kommission 

geändert, wenn 

a) in den Anhängen bezeichnete Auftraggeber zu 
streichen sind, weil sie die in Artikel 2 Absatz 1 
aufgeführten Kriterien für die Einbeziehung 
nicht mehr erfüllen; 

b) Auftraggeber einzubeziehen sind, die diese Kri- 
terien erfüllen; 

c) die in den Anhängen aufgeführten gesetzlichen 
Vorschriften geändert werden, ohne daß damit 
die Streichung oder Einbeziehung von Auftrag- 
gebern gemäß den Buchstaben a) und b) ver- 
bunden ist. 


2. Die Kommission nimmt Änderungen nach Anhö- 
rung des durch den Beschluß 71/306/EWG einge- 
setzten Beratenden Ausschusses für öffentliche 
Aufträge vor. 

Der Ausschußvorsitzende unterbreitet dem Aus- 
schuß einen Entwurf für die notwendigen Ände- 
rungen. Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme 
— erforderhchenfalls durch eine Abstimmung — 
zu diesem Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der 
Vorsitzende festsetzt. 

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufge- 
nommen; darüber hinaus hat jeder Mitghedstaat 
das Recht zu verlangen, daß sein Standpunkt im 
Protokoll festgehalten wird. 

3. Die Anhänge werden in ihrer geänderten Fassung 
informationshalber im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften veröffenüicht. 


Artikel 27 

1. Die Auftraggeber erstellen interne Berichte über 
jede Auftragsvergabe, die ausreichen, um zu ei- 
nem späteren Zeitpunkt 

a) die Gründe für die Verwendung von anderen 
Normen als europäischen Normen oder gemein- 
samen technischen Spezifikationen gemäß Arti- 
kel 9 Absatz 2 oder für die Verwendung von 
anderen als leistungsbezogenen Normen ge- 
mäß Artikel 10 Absatz 2 geben zu können; 

b) über Entscheidungen über die Prüfung von Un- 
ternehmen oder die Aberkennung von Prüfun- 
gen gemäß Artikel 20 zu informieren. Diese Be- 
richte müssen so ausführhch sein, daß die ver- 
wendeten Kriterien und die Art und Weise ihrer 
Anwendung geprüft werden können; 

c) die Informationen zu erläutern, die gemäß Arti- 
kel 15 Absatz 2 interessierten Unternehmen 
mitgeteüt werden bzw. nicht mitgeteilt wer- 
den; 

d) die Anwendung des nicht-offenen Verfahrens 
oder des Verhandlungsverfahrens zu erläutern. 
Zu diesem Punkt enthält der Bericht zumindest 
den Gegenstand des Auftrags; gegebenenfalls 
die Unternehmen, die Anträge auf Teilnahme 
gestellt haben; die für eine Angebotsabgabe 
ausgewählten Bewerber; und gegebenenfalls 
die ausgeschlossenen Bewerber sowie die 
Gründe für den Ausschluß; 

e) die verwendeten Kriterien bezüglich der Aus- 
wahl von Bewerbern gemäß Artikel 19 und 21 
und die Art und Weise ihrer Anwendung zu er- 
läutern; 

f ) die bei der Auftragsvergabe verwendeten Krite- 
rien und ihre Anwendung gemäß Artikel 22 zu 
erläutern. 

2. Diese Berichte oder ihr Inhalt werden der Kommis- 
sion auf Anfrage mitgeteilt. 
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Artikel 28 

Die Mitghedstaaten übermitteln der Kommission 
jährlich spätestens zum 31. Oktober für das Vorjahr 
einen statistischen Bericht, der mindestens folgende 
Angaben enthält: 

a) für jeden der Anhänge I bis IX die Zahl und den 
Gesamtwert von Aufträgen ober- und unterhalb 
der im Rahmen dieser Richthnie anwendbaren 
S chwellen werte ; 

b) für jeden Anhang die Anzahl und den Gesamtwert 
von Aufträgen, 

— unterteilt nach Lieferaufträgen und Bauaufträ- 
gen, 

— unterteilt nach den gemäß Artikel 13 gegebe- 
nen Möglichkeiten für den Aufruf zum Wettbe- 
werb, 

— imterteilt nach der Vergabe an Unternehmen 
innerhalb und außerhalb der Gemeinschaft imd 
aus jedem Mitghedstaat, 

— den Anteil von Aufträgen, die im Wege des Ver- 
handlungsverfahrens ohne vorherigen Aufruf 
zum Wettbewerb vergeben wurden. 


Artikel 29 

1. Artikel 2 Absatz 2 der Richthnie 77/62/EWG erhält 
folgende Fassimg: 

„2. Die Bestimmungen dieser Richthnie finden 
keine Anwendung 

a) auf die Vergabe von Lieferaufträgen durch 
öffenthche Auftraggeber im Anwendungs- 
bereich der Richthnie .../.. ./EWG des Ra- 
tes*); 

b) auf Lieferungen, die gemäß den Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften des betreffenden 
Mitghedstaats für geheim erklärt werden 
oder deren Ausführung nach diesen Vor- 
schriften besondere Sicherheitsmaßnahmen 
erfordert, oder wenn der Schutz wesenth- 
cher Interessen der Staatssicherheit es ge- 
bietet. 

*) ABI. Nr. L. Seite. . 

2. Artikel 3 Absätze 4 und 5 der Richthnie 
71/305/EWG, zuletzt geändert durch die Richthnie 
.../.. ./EWG 1) erhalten folgende Fassung: 


„Die Bestimmungen dieser Richthnie finden keine 
Anwendung auf die Vergabe von Bauaufträgen 
durch öffenthche Auftraggeber im Anwendungs- 
bereich der-Richfl^e . . ./. . ./EWG des Rates *). 

*) ABI. Nr. L. . Seite. . 


Artikel 30 

Spätestens vier Jahre, nach Inkrafttreten dieser 
Richthnie überprüft die Kommission in enger Zusam- 
menarbeit mit dem Beratenden Ausschuß für das öf- 
fenthche Auftragswesen den Anwendungsbereich 
und das Funktionieren der Richthnie. Sie macht erfor- 
derhchenfaUs Anpasstmgsvorschläge, tmter besonde- 
rer Berücksichtigung der bei der Öffnung der Be- 
schaffungsmärkte und des Wettbewerbes innerhalb 
und zwischen den betroffenen Bereichen erzielten 
Fortschritte. 


Artikel 31 

Die Mitghedstaaten treffen die erforderhchen Maß- 
nahmen, um dieser Richthnie bis spätestens 1. März 
1990 nachzukommen. Sie setzen die Kommission un- 
verzüghch davon in Kenntnis. 


Artikel 32 

Die Mitghedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten innerstaathchen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften mit, die sie auf dem von die- 
ser Richthnie erfaßten Gebiet erlassen. 


Artikel 33 

Diese Richthnie ist an aUe Mitghedstaaten gerich- 
tet. 


1) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 71/305/EWG über die Koordinierung der Verfah- 
ren zur Vergabe öffentlicher Bauaufträge, KOM(86)679 endg. 
vom 23. Dezember 1986; geändert durch KOM(88)354 vom 
20. Juni 1988. 


29 




Drucksache 11/3888 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Anhang I 


Gewinnung, Fortleitung und Verteilung von Trinkwasser 


Belgien 

Stelle, die aufgrund des Decret du 2 juillet 1987 de la 
Region Wallonne erigeant en entreprise regionale de 
production et d'aduction d'eau le Service du ministere 
de la region Charge de la production et du grand trans- 
port d'eau eingerichtet wurde. 

Stellen, die gemäß dem Arrete du 23 avril 1986 por- 
tant Constitution d'une societe wallone de distribution 
d'eau eingerichtet wurden. 

Stellen gemäß dem Arrete du 17 juillet 1985 de l'Exe- 
cutif flamand portant fixation des Status de la societe 
flamande de distribution d'eau, die Wasser gewinnen 
oder verteilen. 

Stellen, die der Loi relative aux intercommunales du 
22 decembre 1986 unterworfen sind und Wasser ge- 
winnen oder verteilen. 

Stellen, die dem Code Communal, art. 147 bis, ter et 
quater sur les regies communales unterworfen sind 
und Wasser gewinnen oder verteilen. 


Dänemark 

Stellen, die Wasser gewinnen oder verteilen, und auf 
die in Artikel 3 Absatz 3 des Lov om vandforsyning 
m. V. of 4. juh 1985 Bezug genommen wird. 


Deutschland 

Stellen, die gemäß den Eigenbetriebsordnungen der 
Länder Wasser gewinnen oder verteilen. 

Stellen, die gemäß den Gesetzen über die Kommunale 
Gemeinschaftsarbeit oder Zusammenarbeit der Län- 
der Wasser gewinnen oder verteilen. 

Stellen, die gemäß dem Gesetz über Wasser- imd Bo- 
denverbände vom 10. Februar 1937 und der ersten 
Verordnung über Wasser- imd Boden verbände vom 
3. September 1937 Wasser gewinnen. 

(Regiebetriebe), die aufgrund der Gemeindeordnun- 
gen der Länder Wasser gewinnen oder verteilen. 

Unternehmen nach dem Aktiengesetz vom 6. Septem- 
ber 1965, geändert am 19. Dezember 1985 oder dem 
GmbH-Gesetz vom 20. Mai 1898, geändert am 
15. Mai 1986 oder mit der Rechtsstellung einer Kom- 
manditgesellschaft, die aufgrund eines Konzessions- 
vertrags mit regionalen oder lokalen Behörden Was- 
ser gewinnen oder verteilen. 


Griechenland 

Aufgrund des Gesetzes 1068/80 vom 23. August 1980 
eingerichtete Stelle 

Exaipfa Y6pei3cTeöx;-A7coxeTei3aeöx; IlpcoTeooüaTic; 

Aufgrund des Präsidentialerlasses 61/1988 tätige 
Stelle 

OfyyaviGiiöq YSpeuaeox; 0eaaaXoviKT](; 

Die aufgrund des Gesetzes 890/1979 tätige Stelle 
Exaipia Y6pei3cTe(D(; BöAxdd 

Aufgrund des Gesetzes 1069/80 vom 23. August 1980 
eingerichtete städtische Unternehmen, die Wasser ge- 
winnen oder verteilen 

AripoTiK^c; ETci/eipTiaeK; 65peocni(;-a7cox^Teü<jn(; 

Verbände von örtiichen Behörden ((Zi3v6eapoi 
'Y6peocni(;) die aufgrund des . . . , in Kraft gesetzt 
durch Präsidentialerlaß 76/1985, tätig sind; 

(KcbSiKaq Arjiofov Kai KoivoTfjKöv) 


Spanien 

Stellen, die gemäß Ley No 7/1985 de 2 Abril de 1985 
Reguladora de las Bases del Regimen local und De- 
creto Real No 781/1986 Texto Refundido Regimen lo- 
cal Wasser gewinnen oder verteilen. 


Frankreich 

Stellen, die Wasser gewinnen oder verteilen, ge- 
mäß; 

Dispositions Generales sur les regies Code des Com- 
munes L 323-1 ä L 328-8, R 323-1 ä R 323-6 (Disposi- 
tions generales sur les regies). 

Code des Communes L 323-8 R 323-4 (Regies directes 
[ou de fait]), oder 

Decret-loi du 28 decembre 1926, Reglement d' Admi- 
nistration publique du 17 fevrier 1930, Code des Com- 
munes L 323-10 ä L 323-13 R 323-75 ä 323-132 (Regies 
ä simple autonomie financiere), oder 

Code des Communes L 323-9, R 323-7 ä R 323-74, 
Decret du 19 octobre 1959 (Regies ä personnalite mo- 
rale et ä autonomie financiere), oder 

Code des Communes L 324-1 ä L 324-6, R 324-1 ä 
R 324-13 (Gestion deleguee, concession et affermage), 
oder 

Jurisprudence administrative, circulaire Interieur du 
13 decembre 1975 (gerance); oder 

Code des Communes R 324-6, Circulaire Interieur du 
13 decembre 1975 (Regie interessee); oder 
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Circulaire Interieur du 13 decembre 1975 (Exploita- 
tion aux risques et perils); oder 

Decret du 20 mai 1955, loi du 7 juillet 1983 sur les 
societes d'economie mixte (participation ä une societe 
d'economie mixte); oder 

Code des Communes L 322-1 ä L 322-6, R 322-1 ä 
R 322-4 (dispositions communes aux regies, conces- 
sions et affermages). 


Irland 

Die Dublin Corporation 

Stellen, die gemäß The Public Health (Ireland) Act 
1878, the Water supplies Act 1942, the Sanitary Servi- 
ces Act 1964 Wasser gewinnen und verteilen. 


Italien 

Stellen, die gemäß Testo Unico delle leggi sull'assun- 
zione diretta dei pubblici servizi da parte dei comuni e 
delle province approvato con Regio Decreto 15 ottobre 
1925, n. 2578 und Decreto dei P. R. no 902 dei 4 ot- 
tobre 1986 Wasser gewinnen und verteilen. 

Ente Autonome Acquedotto Pughese, eingerichtet ge- 
mäß RDL 19 ottobre 1919, no 2060. 

Ente Acquedotti Sicihani, eingerichtet gemäß leggi 
regionali 4 settembre 1979, no 2/2e 9 agosto 1980, 
no81. 

Ente Acquedotti e Fognature, eingerichtet gemäß 
legge 5 luglio 1963 no 9. 


Luxemburg 

Örtliche Verwaltungsbehörden, die die Wasserversor- 
gung betreiben. 

Kommunalverbände auf der Grundlage des Gesetzes 
vom 14. Februar 1900 concernant la creation des syn- 


dicats de communes teile qu'elle a ete modifiee et 
completee par la Loi du 23 decembre 1958 et par la Loi 
du 29 juillet 1981 und aufgrund des Gesetzes vom 
31. Juli 1962 ayant pour objet le renforcement de Lali- 
mentation en eau potable du GRAND DUCHE DU 
LUXEMBOURG ä partir du reservoir d'ESCH-SUR- 
SURE. 


Niederlande 

Stellen, die gemäß dem Waterleidingwet van 6 april 
1957, geändert durch the Wetten van 30 Juni 1967, 
10 September 1975, 23 Juni 1976, 30 September 1981, 
25januari 1984, 29 januari 1986, Wasser gewinnen 
oder verteilen. 


Portugal 

Empresa Pubhca das Aguas Livres, die gemäß Decreto 
Lei 190/81, 4. 7. 1981 Wasser gewinnen oder vertei- 
len. 

Dienststellen von örtlichen Behörden, die Wasser ge- 
winnen oder verteilen. 


Vereinigtes Königreich 

Wasserwerke und Behörden, die auf der Grundlage 
der „Water Acts" von 1945, 1973 und 1983 Wasser 
gewinnen oder verteilen. 

Das Central Scotland Water Development Board, das 
Wasser gewinnt und die water authorities, die gemäß 
dem Water (Scotland) Act 1980 Wasser gewinnen und 
verteilen. 

Das Department of the Environment for Northern Ire- 
land, zuständig für die Gewinnung und Verteilung 
von Wasser gemäß dem „Water and Sewerage (Nor- 
thern Ireland) Order 1973" 


Anhang II 


Erzeugung, Fortleitung oder Verteilung von elektrischem Strom 


Belgien 

Unternehmen, die elektrischen Strom erzeugen, wei- 
terleiten oder verteilen, gemäß Article 5: Des regies 
communales et intercommunales des Loi du 10 mars 
1925 sur les Distributions d'energie Electrique. 

Unternehmen, die elektrischen Strom weiterleiten 
oder verteilen, gemäß Loi relative aux intercommuna- 
les du 22 decembre 1986. 


EBES, INTERCOM, UNERG und andere Unterneh- 
men, die elektrischen Strom erzeugen und denen eine 
Konzession für die Verteilung gemäß Article 8 les con- 
cessions communales et intercommunales des Loi du 
10 mars 1952 sur les Distributions d'Energie Electri- 
que. 


Societe Pubhque de production d'Electridte (SPE). 
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Dänemark 

Unternehmen, die aufgrund einer Genehmigung ge- 
mäß § 3, Stk 1 des Lov nr. 54 af 25 februar 1976 om 
elforsyning, ij. Bekendtgorelse nr. 607 af 17 december 
1976 om elforsyningslovens anvendelseesomräde. 

Unternehmen im Sinne des § 3, Stk 2 des Lov nr. 54 av 
25 februar 1976 om elforsyning, jf. bekendtgorelse 
nr. 607 af 17 december om elforsyningslovens anven- 
delsesomräde, die elektrischen Strom gemäß den Arti- 
keln 10 bis 15 des Lov am electriske staerkstromsan- 
laeg, if lovbekengorelse u. 669 af 28 december 1977 


Bundesrepublik Deutschland 

Energieversorgungsunternehmen gemäß § 2 des Ge- 
setzes zur Förderung der Energiewirtschaft (Energie- 
wirtschaftsgesetz) vom 13. Dezember 1935. 


Griechenland 

Aupöaia ETüixeipriari H^^Kipiapou 
(Energieversorgungsunternehmen) im Sinne der Ge- 
setze 1468 vom 2. August 1950 

ITepi löpüoeccx; Aripoaiaq Ejuixeipi^aecoq H^^Kxpiopoü 
im Sinne des Gesetzes 57/85: Aopfj, pö>- 0 (; Kai xpönoq 
5io{Kr|aT|(; Kai X^uoüpyiac; xT\q KoivcoviKOTuoirip^vriq Ar|pö- 
cmc Ejuixsipriari^ H^^Kipiopou. 


Spanien 

Versorgungsuntemehmen im Sinne des Artikels 1 des 
Deere to Ley de 12 marzo 1954 zur Genehmigung des 
Reglamento de Verificaciones y regularidad en el su 
Ministro de Energia. 


Frankreich 

Electricite de France, im Sinne des Gesetzes 46/6288 
vom 8. April 1946 sur la nationalisation de l'Electricite 
et du Gaz. 

Energieversorgungsunternehmen (societe economi- 
que mixte or regies) im Sinne des Artikels 23 des 
Gesetzes 48/1260 vom 12. August 1948 zur Änderung 
der Gesetze Nr. 46/6288 vom 8. April 1946 und 
Nr. 46/2298 vom 21. Oktober 1946 sur la Nationalisa- 
tion de l'Electricite et du gaz. 

Compagnie Nationale du Rhone 


Irland 

The Electricity Supply Board (ESB) im Sinne des Elec- 
tricity Supply Act 1927 


Italien 

„Ente Nazionale per L' Energia elettrica'' im Sinne des 
„legge n^ 1643, 6 dicembre 1962 approvato con De- 
creto no 1720, 21 dicembre 1965". 

Stellen, die aufgrund einer Konzession nach Artikel 
Nr. 5 oder 8 des Legge 6 decembre 1962, n^ 1643 — 
Istituzione dell'Ente nazionale per la energia elettrica 
e trasferimento ad esso delle imprese esercenti le in- 
dustrie elettriche elektrischen Strom erzeugen. 

Stellen, die aufgrund einer Konzession gemäß Arti- 
kel 20 des Decreto del Presidente della Repubblica 
18 marzo 1965, n. 342 norme integrative deUa legge 
6 dicembre 1962, 1643 e norme relative al coordi- 

namento e all'esercizio delle attivitä elettriche eserci- 
tate da enti ed imprese diverse dell'Ente nazionale per 
r Energia Elettrica, elektrischen Strom erzeugen. 


Luxemburg 

Compagnie grande-ducale d' electricite de Luxem- 
bourg, die gemäß der Convention du 1 1 novembre 
1927 concernant Tetablissement et l'exploitation des 
resaux de distribution d'energie electrique dans le 
Grand-Duche du Luxembourg approuvee par la loi du 
4 janvier 1928, elektrischen Strom erzeugen oder ver- 
teilen. 

Societe electrique de l'Our (SOE) 

Syndicat de Communes SIDOR 

Stellen, die gemäß dem Vertrag Accord du l^r janvier 
1960 entre le Gouvernement et les petites centrales 
hydro-electriques privees concernant la foumiture 
d'energie electrique au reseau public. 

Stellen, die gemäß Artikel 5 der Convention du 11 no- 
vembre concernant l'etablissement et l'exploitation 
des reseaux de distribution d'energie electrique dans 
la Grand-Duche du Luxembourg approuves par la loi 
du 4 janvier 1928, elektrischen Strom verteilen. 


Niederlande 

Elektriciteits produktie Oost-Nederland 
Elektriciteitsbedrijf Utrecht-Noord-HoUand- Amster- 
dam (U.N.A.) 

Elektriciteitsbedrijf Suid-HoUand (E.Z.H.) 
Elektriciteitsproduktiemaatschappij Zuid-Nederland 
(E.P.Z.) 

Provinciale Zeeunwse Energie Maatschappij 
(P.Z.E.M.) 

Samenwerkende Elektriciteitsproduktiebedrijven 
(S.E.P.) 

Stellen, denen die Provinzialbehörden gemäß dem 
Provinciewet van 25 januari 1962 eine Lizenz (Ver- 
gunning) zur Verteilung von elektrischem Strom er- 
teilt haben. 
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Portugal 

Electricidade de Portugal (EDP), deren Tätigkeit 
durch das Decreto Lei n. 502/76 do 30 Junho 1976 
geregelt ist. 

ÖrÜiche Stellen, die elektrischen Strom verteilen ge- 
mäß Artigo 1 Decreto Lei no. 344-B/82 de 1 de Setem- 
bro 1982 geändert durch Decreto Lei no. 297/86 de 19 
de Setembro 1986. 


Vereinigtes Königreich 

Stellen, deren Tätigkeit der Erzeugung, Fortleitung 
oder Abgabe von elektrischem Strom durch die Ge- 


Fortleitung und Verteilung von Gas oder Wärme 


Belgien 

Distrigaz S.A., deren Tätigkeit durch das Gesetz vom 
29. Juli 1983 geregelt ist. 

Versorgungsunternehmen, die aufgrund des Gesetzes 
vom 12. April 1965, geändert durch das Gesetz vom 
28. Juli 1987 eine Genehmigung oder Konzession zur 
Fortleitung von Gas besitzen. 

Gasabgabestellen, deren Tätigkeit durch das Loi rela- 
tive aux intercommunales vom 22. Dezember 1986 ge- 
regelt ist. 

Verwaltungseinrichtungen auf Gemeindeebene oder 
Gemeinde verbände, die die Versorgung mit Fern- 
wärme betreiben. 


Dänemark 

Dansk Ohe Naturgas A/S ist aufgrund eines Allein- 
rechts gemäß Bekendtagorelse nr 869 af 18. juni 1979 
om eneretsbeviUing til indforsel, forhandhng, trans- 
port og oplagring af naturgas tätig. 

Unternehmen, deren Tätigkeit durch lov nr 294 af 
7. juni, 1972 om naturgasforsyning geregelt ist. 

Stehen, die aufgrund einer Genehmigung gemäß Ka- 
pitel IV von lov om varmeforsyning jf. lovbekendtgo- 
relse nr 542 af 6. Oktober 1982 Gas oder Worme abge- 
ben. 


setze Electricity Supply Act 1926, Electricity Act 1947 
und Electricity Act 1957 geregelt ist. 


North of Scotland Electricity Board (NSHB) gemäß 
dem Hydro Electric Development (Scotland Act 1943) 
und dem Electricity Act 1947. 


South of Scotland Electricity Board (SSEB) gemäß dem 
South of Scotland Electricity Order Confirmation Act 
1956. 


Northern Ireland Electricity Service (NIES) gemäß 
dem Electricity Supply (Northern Ireland) Order 
1972. 


Anhang III 


Stehen, die die Fortleitung von Gas aufgrund einer 
Genehmigung gemäß Bekendtgorelse nr 141 af 
13. marts 1974 om roerledningsanlaeg pä dansk kon- 
tinentalsokkelomräde til transport af kulbrinter be- 
treiben (Errichtung von Rohrleitungen auf dem Fest- 
land zur Beförderung von Kohlenwasserstoffen). 


Deutschland 


Unternehmen, die der Fortleitung oder Abgabe von 
Gas dienen, gemäß § 2 II des Gesetzes zur Förderung 
der Energiewirtschaft vom 19. Dezember 1935 (Ener- 
giewirtschaftsgesetz) . 

Verwaltungseinrichtungen auf Gemeindeebene oder 
Gemeindeverbände, die die Versorgung mit Fern- 
wärme betreiben. 


Griechenland 


DEP für die Fortleitung oder Abgabe von Gas gemäß 
der Ministerialentscheidung 2583/1987: AvdGeari axti 
Aripöaia ErtixeipriaTi neTp8X,aioi) appoöioxTiTCöv axexiKCOv 
pe XO (pDOlKÖ OEplO. 

Athens Municipal Gaswerks S.A. DEFA für die Fort- 
leitung oder Abgabe von Gas. 
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Spanien 

Stellen, deren Tätigkeit durch das Gesetz n. 10 vom 
15. Juh 1987 geregelt ist. 


Frankreich 

Societe nationale des gaz du Sud ouest für die Fortlei- 
tung von Gas. 

Das Unternehmen Gaz de France wurde gemäß dem 
loi 46/6288 du 8 avril 1946 sur la nationalisation de 
l'Electricite et du Gaz errichtet. 

Unternehmen (Societe d'economie mixte or regies) für 
die Fortleitung von Elektrizität, auf die in Artikel 23 
des Gesetzes 48/1260 vom 12. August 1948 portant 
modification des lois n. 46/6288 du 8 avril 1946 et 
n. 46/2298 du 21 öctobre 1946 sur la Nationalisation 
de l'Electricite et du gaz Bezug genommen wird. 

Compagnie Frangaise du Methane für die Fortleitung 
von Gas. 

Verwaltungseinrichtungen auf Gemeindeebene, die 
die Versorgung mit Fernwärme betreiben. 


Irland 

Irish Gas Board und andere Stellen, deren Tätigkeit 
durch den Gas Act 1976 geregelt sind. 

Dublin Corporation, für die Wärmeversorgung. 


Italien 

SNAM und SGMe Montedison für die Fortleitung von 
Gas. 

Gasabgabestellen, deren Tätigkeit durch Testo Unico 
delle leggi suU'assunzione diretta dei pubbhci servizi 
da parte dei comuni e delle province approvato con 
Regio Decreto 15 ottobre 1925, n. 2578 und durch 
Decreto dei P.A, n. 908 dei 1 ottobre 1986 geregelt 
ist. 

Wärme versorgungsuntemehmen gemäß Artikel 10 
des legge 29 maggio 1982, no, 308 norme sul conten- 
timento dei consumi energetici, lo svüuppo delle fonti 
rinnovabüi di energia, il l'esercision di centrah elettri- 
che alimentate con combustibili diversi dagli idrocar- 
buri. 


Verwaltungseinrichtungen auf Gemeindeebene oder 
Gemeindeverbände, die die Versorgung mit Fern- 
wärme betreiben. 


Luxemburg 

Societe de Transport de Gaz SOTEG S.A. 

Gaswierk Esch-Uelzecht S.A. 

Service Industriel de la Commune de Dudelange. 

Service Industriel de la Commune de Luxemburg. 

Verwaltungseinrichtungen auf Gemeindeebene oder 
Gemeindeverbände, die die Versorgung mit Fern- 
wärme betreiben. 


Niederlande 

Gasunie 

Stellen, die von den lokalen Behörden gemäß dem 
Gemeentewet van 29juni 1851 eine Konzession zur 
Fortleitung oder Abgabe von Gas erhalten haben. 

Lokale oder provinzielle Stellen, die aufgrund des 
Gemeentewet van 29 juni 1861 und des Provinciewet 
van 25 januari 1962 der Fortleitung und Abgabe von 
Gas dienen. 

Verwaltungseinrichtungen auf Gemeindeebene oder 
Gemeindeverbände, die die Versorgung mit Fern- 
wärme betreiben. 


Portugal 

Electridade de Portugal (EDP). 


Vereinigtes Königreich 

British Gas PLC und andere gemäß dem Gas Act 1986 
tätige Stellen. 

Verwaltungseinrichtungen auf Gemeindeebene oder 
Gemeindeverbände, die die Versorgung mit Fern- 
wärme betreiben. 
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Anhang IV 


Öl- und Gasgewinnung 


Unternehmen, die eine Genehmigung, Erlaubnis, Li- 
zenz oder Konzession zur Aufsuchung und Gewin- 
nung von Öl und Gas nach den folgenden Vorschrif- 
ten besitzen: 


Belgien 

Loi du 1 mai 1939 completee par l'Arrete royal n^ 83 

du 28 novembre 1939 sur l'exploration et l'exploita- 

tion du petrole et du gaz 

Arrete royal du 15 novembre 1919 

Arrete royal du 7 avril 1953 

Arrete royal du 15 mars 1960 Loi au sujet de la plate- 
forme continentale du 15 juin 1969 
Arrete de l'Executif regional wallon du 29 septembre 
1982 

Arrete de l'Executif flamand du 30 mai 1984. 


Dänemark 

Lov nr. 293 af 10. juni 1981 om anvendelse af Dan- 
marks undergrund 

Lov om kontintalsoklen, jf. lovbekendtgorelse nr. 182 
af 1. maj 1979. 


Deutschland 

Bundesberggesetz vom 13. August 1980, geändert am 
29. November 1986. 


Griechenland 

Gesetz 87/1975: Ilepi löpoaeöx; ATipoma(; Ejcixeipi^aecöq 
riexpeXaioi). 


Spanien 

Ley sobre Investigaciön y Explotaciön de Hidrocar- 
buro de 27 junio 1974 und dessen Durchfühnmgsvor- 
schriften. 


Frankreich 

Code minier (decretn® 566.838 du 16 aoüt 1956) geän- 
dert durch Loi 56-1327 du 29 decembre 1956, Ordon- 
nance 58-1186 du 10 decembre 1958, Decret 60-800 
du 2 aoüt 1960, Decret 616359 vom 7 avril 1961, 
Loi 70-1 du 2 janvier 1970, Loi 77-620 du 16 juin 1977, 
Decret 80-204 du 11 mars 1980 im Anhang. 


Irland 

Petroleum and Other Minerals Development Act 
1960 

Irland Exclusive hcensing terms 1975 
Revised hcensing terms 1987. 


Italien 

Law N® 136 of 10 February 1953 

Law No 6 of llJanuary 1957 amended by / Law 

No 613 of 21 July 1967 


Luxemburg 


Niederlande 

Mijnwet No. 285 vom 21 april 1810 

Wetopsporing delfstoffen n. 258 van 3 mei 1967 
Mijnwet continentaalplat 1965, n. 428 van 23 Septem- 
ber 1965. 


Portugal 

Decreto Lei No. 543/74 of 16 Outobro 1974 in der 
durch die Erlässe und Mitteilungen Nos. 168/77, 
22/79, 266/80, 234/84 und 174/85 geänderten Fas- 
sung. 

Decreto 47.973 of 30 Setembro 1976 und 493/69 of 
11 Novembro 1969 in der durch die Decretos 97/71, 
98/74, 424-C/76, 315/78, 266/80, 2/81, 245/82 geän- 
derten Fassung. 

Decree 493/69 of 11 Novembro 1969 


Vereinigtes Königreich 

Petroleum Production Act 1934. 

Continental Shelf Act 1964. 

Pipehne Act 1962. 

Petroleum and Submarine Pipehne Act 1975. 

Oil and Gas Act 1982. 

Petroleum Act 1987. 

Petroleum Act 1987. 

Petroleum (Production) regulation 1982, 1984, 1986. 
Oil and Pipehne Act 1985. 
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Aufsuchung und Gewinnung von Kohle oder anderen Festbrennstoffen 


Belgien 

Unternehmen zur Aufsuchung und Gewinnung von 
Kohle oder anderen Festbrennstoffen gemäß Arretä 
du Regent du 22 aoüt 1948 und Loi du 22 avril 1980. 


Dänemark 

Unternehmen zur Aufsuchung oder Gewinnung von 
Kohle oder anderen Festbrennstoffen gemäß lov 
nr 223 af 8. jimi 1977 om rästoffer. 


Bundesrepublik Deutschland 

Unternehmen zur Aufsuchung oder Gewinnung oder 
anderen Festbrennstoffen gemäß Bundesberggesetz 
vom 13. August 1980, BGBl. 1980. 


Griechenland 

Öffentliches Unternehmen Ärniöma ETU/efprioTj HXsk- 
Tpia|ioi3 zur Aufsuchimg \ind Gewinnung von Kohle 
oder anderen Festbrennstoffen gemäß Mining Code of 
1973, geändert durch das Gesetz vom 27. April 
1978. 


Spanien 

Stellen ziu: Aufsuchung oder Gewinnung von Kohle 
und anderen Festbrennstoffen gemäß dem Mining 
Code vom 21. Juh 1973. 


Frankreich 

Unternehmen zm Aufsuchimg oder Gewinnung von 
Kohle oder anderen Festbrennstoffen gemäß Code 


Anhang VI 


Auftraggeber im Bereich der Schienenverkehrsdienste 


Belgien Dänemark 

Denske Statsbaner (DSB) 

Societe nationale des Chemins de fer beiges Stellen, deren Tätigkeit durch Lov nr. 295 of 6. juni 

Nationale Maatschappij der Belgische Spoorwegen 1984 om privatbaneme geregelt ist. 


Minier, (Decret No. 56863 du 16 aoüt 1956), geändert 
durch das Loi No. 77-620 du 16 juin 1977, Decret 
No. 80204 et Arrete du 11 mars 1980. 

Irland 

Bord na Mona 

Italien 

Carbo Sulcis SpA. 

Luxemburg 

Niederlande 

Portugal 

Empresa Carbonifera do Douro 

Vereinigtes Königreich 

British Coal Board gemäß dem Coal Industry Nationa- 
lisation Act 1946. 

Stellen zur Aufsuchung oder Gewinnung von Fest- 
brennstoffen gemäß dem Mineral Development Act 
(Nordirland), 1969. 
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Deutschland 

Deutsche Bundesbahn 

Andere Unternehmen, die Schienenverkehrsleistun- 
gen für die Öffentlichkeit gemäß Absatz 2 des Allge- 
meinen Eisenbahngesetzes 1951 ausführen. 


Griechenland 

Opyaviapöq Xivötipoöpöpcov EXXößoq. 


Spanien 

Red Nacional de Los Ferrocarriles Espanoles 
Ferrocarriles de Via Estrecha (FEVE) 

Ferrocarilles de la Generahtat de Catalunya (FGC) 
Eusko Trenbideak (Bilbao) 

Ferrocarilles de la Generalität Valenciana (FGV) 


Frankreich 

Societe nationale des Chemins de fer frangais and 
other reseaux ferroviaires ouverts au public referred to 
in the Loi d'Orientation des Transports interieurs du 
30 decembre 1982, Titre II, Chapitre 1 ^^ du Transport 
ferroviaire. 


Irland 

lamrod Eireann (Irish Rail) 


Italien 

Ferro vie dello Stato 

Konzessionierte Betriebe gemäß Artikel 10 des Regio 
Deere to 9 maggio 1912, n. 1447, che approva il testo 
unico delle disposizioni di legge per le ferrovie con- 
cesse all'industria privata, le tramvie a trazione mec- 
canica e gli automobili. 


Unternehmen, die aufgrund einer vom Staat gemäß 
besonderen Gesetzen erteilten Konzession tätig sind, 
vgl. Titolo XI, Capo II, Sezione la of Regio Decreto 
9 maggio 1912, n. 1447, che approva il testo unico 
delle disposizioni di legge per le ferrovie concesse 
all'industria privata, le tramvie a trazione meccanica e 
gh automobili. 

Unternehmen, die aufgrund einer gemäß Artikel 4 
Legge 14 giugno 1949, n. 410, Concorso dello Stato 
per la reattivazione dei pubbhei servizi di trasporto in 
concessione erteüten Konzession Schienenverkehrs- 
leistungen anbieten. 

Unternehmen oder kommunale Behörden, die auf- 
grund einer gemäß Artikel 14 Legge 2 agosto 1952, 
n. 1221 — Prowedimenti per l'esercizio ed il poten- 
ziamento di ferrovie e di altre linee di trasporto in 
regime di concessione erteüten Konzession Schienen- 
verkehrsleistungen anbieten. 

Concorso 


Luxemburg 

Chemins de fer luxembourgeois (CFL) 


Niederlande 

Nederlandse Spoorwegen N.V. 
Streekvervoerbedrijf Central Nederland 


Portugal 

Caminhos de Ferro Portugueses 


Vereinigtes Königreich 

British Raü 

Northern Ireland Raüways 


Anhang VII 


Auftraggeber im Bereich Stadtbahn-, Straßenbahn-, Obus- oder Omnibusverkehr 


Belgien 

Societe nationale des Chemins de Fer vicinaux 
(SNCV/Nationale Maatschappij van Buurtspoorwe- 
gen (NMB) 

Unternehmen, die Verkehrsleistungen für die Öffent- 
lichkeit aufgrund eines Vertrages erbringen, der von 


der SNCF gemäß den Artikeln 16 und 21 des Arrete 
du 30 decembre 1946 abgeschlossen ist. 


Societe des Transports Intercommunaux de Bruxelles 
(STIB), 

Maatschapij van het Intercommunal Vervoer te Ant- 
werpen (MIVA), 
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Maatschapij van het Intercommunal Vervoer te Gent 
(MIVG), 

Societe des Transports Intercommunaux de Charleroi 
(STIC), 

Societe des Transports Intercommunaux de la region 
hegoise (STIL), 

Societe des Transports Intercommunaux de l'agglo- 
meration vervietoise (STIAV), 

und andere Unternehmen gemäß dem Loi relative ä la 
Creation de societes de transports en commun urbains 
/ Wet betreffende de oprichting von maatschapij en 
voor Stedelijk gemeenschappelijk vervoer vom 22. Fe- 
bruar 1962. 

Unternehmen, die Verkehrsleistungen für die Öffent- 
lichkeit aufgrund eines Vertrags mit STIB gemäß Arti- 
kel 10 oder mit anderen Verkehrsuntemehmen ge- 
mäß Artikel 11 des Arrete Royal 140 du 30 decembre 
1982 relatif aux mesures d'assainement applicables ä 
certains organismes d'interet public dependant du Mi- 
nistre des Communications. 


Dänemark 

Danske Statsbaner (DSB) 

Unternehmen, die Omnibusverkehrsleistungen für 
die Öffentlichkeit (almindelig rutekorsel) aufgrund ei- 
ner Genehmigung gemäß Lov nr. 115 af 29. marts 
1978 om buskorsel erbringen. 


Deutschland 

Unternehmen, die Verkehrsleistungen für die Öffent- 
hchkeit gemäß § 12 Absätze I und II des Personenbe- 
förderungsgesetzes vom 21. März 1961 erbringen. 


Griechenland 

H^KTpoKivrjTa Aecocpopcia IlEpioxil«; AGrjvcov-IlEipaicöc;. 
(Elektrische Kraftomnibusse von Athen-Pyräus) ge- 
mäß Erlaß 768/1970 und Gesetz 588/1977. 

H^KTpiKoi SlÖripöSpopol AOrjvcöv-IlEipaicöc;. 

(Athen — Piraeus Electric Railways) gemäß den Ge- 
setzen 352/1976 und 588/1977. 

ETTixefpriari Aoxikcov SoyKoivcovicöv. 

(Enterprise of Urban Transport) gemäß Gesetz 
588/1977) 

Koivö Tapeib EiaTipä^ecoc; AECocpopEicov. 

(Joint Receipts Fund of Buses) gemäß Erlaß 
102/1973. 

nOAA (AripoTiKii ETUxeipriari AECOcpopeicov PöSou). 

Roda Städtisches Omnibus verkehrsunternehmen auf 
Rhodos 

Opyaviaiiöt; Agtikcov ZuyKoivcovicov 0ecjGaXoviKr\q. 
(Städtische Verkehrsbetriebe Verkehrsbetriebe Thes- 
saloniki) gemäß Erlaß 3721/1957 und Gesetz 
716/1980. 


Spanien 

Versorgungsuntemehmen für den öffentlichen Perso- 
nenverkehr gemäß dem Ley de Regimen Local. 

Corporacion metropohtana de Madrid 

Corporacion metropohtana de Barcelona 

Unternehmen für den öffenthchen Omnibus- und 
Fernverkehr gemäß Artikeln 113—118 des Ley de or- 
dinacion de transportes Terrestres, 31 juüo sz 1987. 

Versorgungsuntemehmen für den öffenthchen Perso- 
nenverkehr mit Kraftomnibussen gemäß Artikel 7 1 
des Ley de Ordinacion de Transportes Terrestres, 
31. juho de 1987. 

FEVE, RENFE (oder Empresa Nacional des Transpor- 
tes de Viajeros por Carretera) für den öffenthchen Per- 
sonenverkehr mit Kraftomnibussen gemäß Disposicio- 
nes adicionales, Primera, de la Ley de Ordinaciön de 
Transportes Terrestres, 31. juho de 1957. 

Versorgungsunternehmen für den öffenthchen Perso- 
nenverkehr mit Kraftomnibussen gemäß Disposicio- 
nes Transitorias, Tercera de la Ley de Ordenacion de 
Transportes Terrestres, 31. juho de 1957. 


Frankreich 

Verkehrsuntemehmen gemäß Artikel 7 II des Geset- 
zes Nr. 82-1153 vom 30. Dezember 1982, Transports 
interieurs, Orientation, 

Regie Autonome des Transports Parisiens, Societe Na- 
tionale des Chemins de f er frangais, APTR und andere 
öffenthche Verkehrsuntemehmen, die Befördemngs- 
leistungen aufgmnd einer Genehmigung des Syndi- 
cat des Transports Parisiens gemäß Ordonnance de 
1959 et ses decrets d'apphcation relatifs ä l'organisa- 
tion des transports de Voyageurs dans la region pari- 
sienne erbringen. 


Irland 

Coras lompair Eirann (CIE) (Irish Rail) 

Bus Eireann (Irish Bus) 

Bus Atha Aiath (Dubhn Bus) 

Verkehrsträger, der Verkehrsleistungen für die Öf- 
fenthchkeit aufgmnd einer Lizenz gemäß Road Trans- 
port 1932 erbringt. 


Italien 

Stehen, die aufgmnd einer Konzession gemäß Arti- 
kel 1 des Legge 28 settembre 1939, n. 1822 — Disci- 
plina degh autoservizi di hnea (autohnee per viag- 
giatori, bagagh e pacchi agricoli in regime di cön- 
cessione aU'industria privata) — in der durch Arti- 
kel 45 des of Decreto del Presidente deUa Repubh- 
ca 28 guigno 1955, n. 771. geänderten Fassung, Beför- 
demngsleistungen für die Öffenthchkeit erbringen. 

Stellen, die aufgmnd von Artikel 1, Nr. 4 oder Nr. 15 
des Regio Decreto 15 ottobre 1925, n. 2578 — Appro- 


38 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/3888 


vazione del teste unico della sull'assunzione diretta 
dei pubbhei servizi da parte dei communi e delle pro- 
vince Beförderungsleistungen erbringen. 

Stellen, die aufgrund einer Konzession gemäß Arti- 
kel 242 des Regio Decreto 9 maggio 1912 n. 1447, che 
aprova il teste unico delle disposizioni di legge per le 
ferrovie concesse all'industria privata, le tramvie a tra- 
zione meccanica e gli automobüi tätig sind. 

Stellen, die aufgrund einer Konzession gemäß Arti- 
kel 4 des Legge 14 giugno 1949, n. 410, concorso dello 
State per la riattivazione dei pubbhei servizi di tra- 
sporto in concessione. 

Stellen, die aufgrund einer Konzession gemäß Arti- 
kel 14 des Legge 2 agosto 1952, n. 1221 — Prowedi- 
menti per l'esercizio ed il potenziamento di ferrovie e 
di altre hnee di trasporto in regime di concessione tätig 
sind. 


Luxemburg 

Chemins de fer du Luxemburg (CLF) 

Service communal des autobus municipaux de la ville 
de Luxemburg. 

Transports intercommunaux du Canton d'Esch sur Al- 
zette (TICE). 

Federation luxembourgeoise des entreprises d' auto- 
bus et d'autocars, die aufgrund des Reglement Grand- 
Ducal du 3 fevrier 1978 concemant les conditions 
d'oetroi des autorisations d'etabhssement ey d'ex- 
ploition des Services de transports routiers reguhers de 
personnes remunerees tätig sind. 


Niederlande 

Stellen gemäß Abschnitt II Wet Personenvervoer von 
12 maart 1987, die Beförderungsleistungen für die Öf- 
fenthehkeit erbringen. 


Portugal 

Rodoviaria Nacional E.P. 

Servico de Transportes Colectivos do Porto 

Companhia Carris de Ferro de Lisboa 

Companhia de Metropohtano de Lisboa 

Versorgugnsunternehmen für den öffenthehen Perso- 
nenverkehr mit Kraftomnibussen gemäß base 7, 
Lei 2008 de 7. 9. 1945 Coordenacao do Transportes 
Terrestres und Artikel 72 des Decreto Lei 37272 de 
31, 12. 1948 Regulamento do transportes automo- 
veis. 


Vereinigtes Königreich 

Stellen, die gemäß dem London Regional Transport 
Act 1984 den öffenthehen Personenverkehr mit Kraft- 
omnibussen ausüben. 

Stehen, die gemäß dem Transport Act 1985 den öffent- 
hehen Personenverkehr mit Kraftomnibussen aus- 
üben. 

Newcastle Railway 
Glasgow Underground 
Manchester Underground 
Dockland Railway 
London Underground 


Anhang VIII 


Auftraggeber im Bereich der Flughafeneinrichtungen 


Belgien 

Regiue des Voies Aerienne gemäß Arrete-loi du 
20 novembre 1946 portant creation de la Regie des 
Voies Aeriennes, geändert durch Arrete Royal du 
5 octobre 1970 portant refonte du Statut de la Regie 
des Voies Aeriennes. 


§ 55, stk. 1 i Lov om Luftfart, ij. Lovbekendtireise 
nr. 408 of 11 September 1985 tätig sind. 


Deutschland 


Flughäfen im Sinne der Paragraphen 38 II Nr. 1 und 
49 II Nr. 2 der Luftverkehrszulassungsordnung vom 
19. Juni 1964. 


Dänemark 

Flughäfen, die aufgrund einer Genehmigung gemäß 
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Griechenland 

Flughäfen gemäß Gesetz 517/1931 zur Regelung des 
Passagierflugverkehrs UTtripecna IloXiTiKVic; AepoTtopiac; 
(YHA). 

Internationale Flughäfen gemäß dem Präsidentialer- 
laß 647/981 


Spanien 

Flughäfen, die von Aeropuertos Nationales verwaltet 
werden und deren Tätigkeit durch das Real De- 
ere to 278/1982 de 15 octubre 1982 geregelt sind. 


Frankreich 

Aeroports de Paris, deren Tätigkeit durch Titre V, Ar- 
ticles L 251-1 ä 252-1 des CODE de 1' Aviation Civile 
geregelt ist. 

Aeroport de Bäle — Mulhouse gemäß dem franzö- 
sisch-schweizerischen Übereinkommen vom 4. Juh 
1949. 

Flughäfen im Sinne des Cahier de Charges type d'une 
concession d' aeroport, decret du 6 mai 1955. 

Flughäfen, deren Tätigkeit durch Convention d’ex- 
ploitation gemäß Article L/221, Code de T Aviation Ci- 
vile geregelt ist. 


Irland 

Flughäfen von Dubhn, Cork und Shannon, die von Aer 
Rianta-Irish Airports verwaltet werden. 

Flughäfen, deren Tätigkeit aufgrund einer Genehmi- 
gung eines pubhc use hcence gemäß den Air Naviga- 
tion xind Transport Act Nr. 23 1936, Transport fuel and 
power (transfer of departamental Administration and 
ministerial functions) Order 1959 und Air Navigation 
(aerodrom and visual ground aids) Order 1970, gere- 
gelt ist. 


Italien 

Staathehe Flughäfen gemäß Codice della naviga- 
zione, Regio Decreto 30 marzo 1942, n. 327, cf. ar- 
ticle 692. 

Flughäfen, deren Einrichtungen aufgrund einer Kon- 
zession gemäß Artikel 694 des Codice della naviga- 
zione, Regio Decreto 30 marzo 1942, n. 327, betrieben 
werden. 


Luxemburg 

Aeroport de Findel 


Niederlande 

Flughäfen, die aufgrund einer Genehmigung gemäß 
Artikel 18— 30 des Luchtvaartwet vom 15 Januar 
1958, geändert am 7. Juni 1978, betrieben werden. 


Portugal 

Flughäfen, die von Aeroportos e Navegacao Aerea 
(ANA) EP gemäß Decreto Lei 246/79 betrieben wer- 
den. 

Aeroporto de Funchal und Aeroporto de Porto Santo, 
gemäß Decreto Lei 284/81 regionahsiert. 


Vereinigtes Königreich 

Flughäfen, die von British Airports Authority plc ver- 
waltet werden. 

Flughäfen, die gemäß dem Airport Act 1986 in der 
Form von „pubhc hmited Companies" (plc) betrieben 
werden. 
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Anhang IX 


Im Bereich des See- oder Binnenhafenverkehrs oder anderer Verkehrsendpunkte 


Belgien 

Societe anonyme du Canal et des installations mariti- 
mes de Bruxelles. 

Port autonome de Liege. 

Port autonome de Namur. 

Port autonme de Charleroi. 

Port de la ville de Gand. 

La Compagnie des Installations maritimes de Bruges 

— Maatschappij der Brugse haveninrichtingen. 

Societe intercommunale de la rive gauche de l’Escaut 

— Intercommunale maatschappij von de linker Schel- 
deoeven. 

(Hafen von Antwerpen) 

Port de Nieuwport. 

Port d' Ostende. 


Dänemark 

Häfen im Sinne des Artikels 1, I bis III des Bekendt- 
gorelse nr 604 af 16. december 1985 om hvilke havne 
der er omfattet af mov om trafikhavne, ij. lov nr 239 af 
12. maj 1976 om trafikhavne. 


Deutschland 

Häfen, die ganz oder teilweise den territorialen Behör- 
den (Länder, Kreise, Gemeinden) unterliegen. 

Binnenhäfen, die der Tarifordnung gemäß den Was- 
sergesetzen der Länder unterhegen. 


Griechenland 

Hafen Piräus: OpYaviapö(; Aipevog rieipaicöq. gemäß 
Notstandsgesetze 1559A950 und Gesetz 1630/1951. 

Hafen Tassaloniki: Opyavicrpöq Aip^vO(; &EGGaXoviKT\q. 
gemäß A. N. 2251/1953. 

Andere Häfen, die dem Präsidentialerlaß 649/1977 
n.A. 649/1977 unterhegen 

ETtOTiTEia, opydvcöorri X^iioopyiat;, 5ioiKr|TiKÖ(; &^Ey%oq Xi- 

jl^CÖV. 

(Betriebs- und Verwaltungsaufsicht) 


Spanien 

Der nach Deere to 2 de octubre de 1969, no 2380/69 
eingerichtete Puerto de Huelva. Puertos y Faros. 
Otorga Regimen de Estatuto de Autonomia al Puerto 
de Huelva. 

Der nach Decreto 25 de agosto de 1978, no 2407/78 
eingerichtete Puerto de barcelona. Puertos y Faros. 
Otorga al de Barcelona Regimen de Estatuto de Auto- 
nomia. 

Der nach Decreto 25 de agosto de 1978, no 2408/78 
eingerichtete Puerto de Bilbao. Puertos y Faros. 
Otorga al de Bilbao Regimen de Estutato de Autono- 
mia. 

Der nach Decreto 25 de agosto de 1978, no 2409/78 
eingerichtete Puerto de Valencia. Puertos y Faros. 
Otorga al de Valencia Regimen de Estutato de Auto- 
nomia. 

Juntas de Puertos die gemäß Lei 27/68 de 20 junio 
1968 betrieben werden; Puertos y Faros. Juntas de 
Puertos y Estatutes de Autonomia und gemäß Decreto 
de 9 de abril de 1970, no. 1350/70. Juntas de Puertos 
Reglamento. 

Häfen unter der Verwaltung der Comision Admini- 
strativa de Grupos de Puertos, tätig gemäß dem 
Ley 27/68 de 20 junio 1968, Decreto 1958/78 de 23 ju- 
nio 1978 und Decreto 571/81 de 6 mayo 1981. 

Häfen im Sinne des Real Decreto 989/82 de 14 de 
mayo 1982. Puertos. Clasificacion de los de interes 
general. 


Frankreich 

Port Autonome de Paris eingerichtet gemäß Loi 
n® 68/917 du 24 octobre 1968 relative au port auto- 
nome de Paris. 

Port Autonome de Strasbourg gemäß Convention du 
20 mai 1923 entre l'Etat et la viUe de Strasbourg rela- 
tivie ä la Constitution du Port Rhenan de Strasbourg et 
ä execution de travaux d'extension de ce port, gemäß 
Loi du 26. avril 1924. 

Andere Binnenhäfen, eingerichtet oder verwaltet ge- 
mäß Article 6 navigation Interieure des decret n. 69— 
140 du 6 fevrier 1969 relatif aux concessions d'outil- 
lage pubhc dans les ports Maritimes. 

Ports autonomes, die gemäß Artikel L 11 1-1 ff. des 
Code des Ports Maritimes betrieben werden. 

Ports non-autonomes, die gemäß Artikel R 121-1 ff. 
des Code des Ports Maritimes betrieben werden. 

Häfen, die von Regionalbehörden (Departements) 
verwaltet oder aufgrund einer Genehmigung der Re- 
gionalbehörden (Departements) gemäß Artikel 6 des 
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Gesetzes Loi 86—663 du 22 juillet 1983 competant la 
Loi 83—8 du 7 janvier 1983 relative ä la repartition de 
competences entre les communes, departements et 
l'Etat betrieben werden. 


Irland 

Häfen, die gemäß dem Harbour Act 1946 betrieben 
werden. 


Italien 

Staatiiche Häfen und andere Häfen, die von Capita- 
neria di Porto gemäß dem Codice della navigazione, 
Regio Decreto 30 marzo 1982, n. 32, betrieben wer- 
den. 

Autonome Häfen (Enti portuah), die von gesetzhch 
errichteten Rechtsubjekten gemäß Artikel 19 des Co- 
dice della navigazione, Regio Decreto 30 marzo 1982, 
n. 327, verwaltet werden. 


Luxemburg 

Port de Mertert, eingerichtet und tätig gemäß Loi du 
22 juillet 1963 relative ä l'amenagement et ä l'ex- 
ploitation d'un port fluvial sur la Moselle. 


Niederlande 

Havenbedrijven, eingerichtet und tätig gemäß dem 
Gemeentewet van 29 juni 1851. 

Havenschap Vhssingen, eingerichtet gemäß dem wet 
van 10 September 1979 inzake de gemeenschappe- 


hjke regehng tot oprichting van het Havenschap Vhs- 
singen. 

Havenschap Temeuzen, eingerichtet gemäß dem wet 
van 8 april 1970 inzake de gemeenschappehjke rege- 
ling tot oprichting van het Havenschap Temeuzen. 

Havenschap Delfzijl, eingerichtet gemäß dem wet van 
31 juh 1957 inzake de gemeenschappehjke regehng 
tot oprichting van het Havenschap Delfzijl. 

Haven- en Industrieschap Moerdijk, eingerichtet ge- 
mäß der gemeenschappehjke regehng tot oprichting 
van het Haven- en Industrieschap Moerdijk van 
23 Oktober 1970, genehmigt durch Koninkhjk Besluit 
nr. 23 van 4 maart 1972. 


Portugal 

Porto de Lisba, eingerichtet gemäß Decreto Real do 
18Fevereiro 1907; seine Tätigkeit ist durch Decreto 
lei do 20 julho 1948 geregelt. 

Porto do Douro e Leixoes, eingerichtet gemäß Decreto 
Lei no 36977 do 20 Julho 1948. 

Porto de Sines, eingerichtet gemäß Decreto lei N- 
508/77 do 14 Dezembro 1977. 

Portos de Setubal, Aveiro, Figueira de Foz, Viana do 
Castelo, Portimas, Faro, deren Tätigkeit durch De- 
creto lei 37754 do 18 Fevereiro 1950 geregelt ist. 


Vereinigtes Königreich 

Hafenbehörden im Sinne von section 57 des Harbours 
Act 1964, die Hafenanlagen für See- oder Binnen- 
schiffe bereitsteUen. 
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Anhang X 


Verzeichnis der Erwerbstätigkeiten entsprechend dem Allgemeinen Verzeichnis der wirtschaftlichen 
Tätigkeiten in der Europäischen Gemeinschaft 


Klasse 

Gruppe 

Untergruppe 
und Position 

Beschreibung 

50 



BAUGEWERBE 


500 


Allgemeines Baugewerbe (ohne ausgeprägten Schwerpunkt) 
und Abbruchgewerbe 



500.1 

Allgemeines Baugewerbe (ohne ausgeprägten Schwerpunkt) 



500.2 

Abbruch 


501 


Rohbaugewerbe 



501,1 

Allgemeiner Bau von Wohn- und Nichtwohngebäuden 



501,2 

Dachdeckerei 



501.3 

Schornstein-, Feuerungs- und Industrieofenbau 



501.4 

Abdichtung gegen Wasser und Feuchtigkeit 



501.5 

Restaurierung und Instandhaltung von Fassaden 



501.6 

Gerüstbau 



501.7 

Sonstiges Rohbaugewerbe (einschl. Zimmerei) 


502 


Tiefbau 



502.1 

Allgemeiner Tiefbau 



502.2 

Erdbewegungsarbeiten und Landeskulturbau 



502.3 

Brücken-, Tunnel- und Schachtbau, Grundbohrungen 



502.4 

Wasserbau (Fluß-, Kanal-, Hafen-, Strom-, Schleusen- und Talsperrenbau 



502.5 

Straßenbau (einschl, spezialisierter Bau von Flugplätzen und Landebahnen) 



502.6 

Speziahsierte Unternehmen für Bewässerung, Entwässerung, 

Ableitung von Abwässern, Kläranlagen 



502.7 

Speziahsierte Unternehmen für andere Tiefbauarbeiten 


503 


Bauinstallation 



503.1 

Allgemeine Bauinstallation 



503.2 

Klempnerei, Gas- und Wasserinstallationen 



503.3 

Installation von Heizungs- und Belüftungsanlagen 
(Installation von Zentralheizung, Khma- und Belüftungsanlagen) 



503.4 

Abdämmung gegen Kälte, Wärme, Schall und Erschütterung 



503.5 

Elektroinstallation 



503.6 

Installation von Antennen, Blitzableitern, Telefonen usw. 


504 


Hausbaugewerbe 



504.1 

Allgemeines Hausbaugewerbe 



504.2 

Stukkateurgewerbe, Gipser ei und Verputzer ei 



504.3 

Bautischlerei (Tischlereien, die überwiegend Tischler eierzeugnisse 
in Bauten montieren) und Parkettlegerei 



504.4 

Glaser-, Maler- und Lackierergewerbe, Tapetenkleber ei 



504.5 

Fhesen- und Plattenlegerei, Fußbodenlegerei und -kleberei 



504.6 

Ofen- und Herdsetzerei sowie sonstiges Ausbaugewerbe 
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Anhang XI 


Muster für die Meldung von öffentlichen Wasserkonzessionen 


1. Name, Anschrift, Telegrammanschrift, Telefon-, 
Telex- und Telefaxnummer des öffentlichen Auf- 
traggebers: 

2. Gegenstand der Konzession, Ort und Besonderhei- 
ten der zu erbringenden Leistungen: 

3. a) Tag, bis zu dem Bewerbungen eingehen müs- 

sen: 

b) Anschrift der Stelle, bei der sie einzureichen 
sind: 

c) Sprache (n), in denen sie abzufassen sind: 

4. Angaben über die Stellung des Bewerbers und fi- 
nanzielle und technische Voraussetzungen, die die 
Bewerber zu erfüllen haben: 


Anhang XII 


A. Offene Verfahren 


1. Name, Anschrift und gegebenenfalls Telegramm- 
Anschrift, Femschreib- und Femkopiernummer 
des öffentlichen Auftraggebers: 

2. Bei Lieferaufträgen: Rechtsform des Auftrags, für 
den zur Abgabe von Angeboten aufgefordert 
wird: 

3. a) Lieferort oder Ausführungsort: 

b) Art und Menge der zu liefernden Güter: 
oder 

Art und LFmfang der zu erbringenden Leistun- 
gen und allgemeine Art der Arbeiten: 

c) Angabe, ob die Lieferer für einige und/oder 
alle der angeforderten Güter Angebote einrei- 
chen können: 

oder bei Bauaufträgen: 

Besteht die Arbeit oder der Auftrag aus meh- 
reren Losen, Größenordnung der einzelnen 
Lose und Möglichkeit, ein Angebot für ein Los, 
mehrere oder für sämtliche Lose einzurei- 
chen: 

d) bei Bauaufträgen: 

Angaben über den Gegenstand der Arbeiten 
oder des Auftrags, wenn der letztgenannte 
auch die Anfertigung von Entwürfen vor- 
sieht: 

4. Ausnahme von der Verwendung europäischer 
Normen, gemeinsamer technischer Spezifikatio- 


5. Kriterien, die bei der Konzessionserteilung ange- 
wandt werden: 


6. Andere Auskünfte: 


7. Tag der Absendung der Bekanntmachung 


8. Tag des Eingangs der Bekanntmachung im Amt für 
Veröffentlichungen der Europäischen Gemein- 
schaften. 


nen oder europäischer Zulassungen im Einklang 
mit Artikel 9: 

5. Lieferungs- oder Ausführungsfrist: 

6. a) NameundAnschriftder Stelle, bei der die Ver- 

dingungsunterlagen und zusätzliche Unterla- 
gen angefordert werden können. 

b) (gegebenenfalls) Höhe und Zahlungsbedin- 
gungen des Betrags, der für den Erhalt dieser 
Unterlagen bezahlt werden muß: 

7. a) Tag, bis zu dem die Anträge auf Teilnahme 

eingehen müssen: 

b) Anschrift der Stelle, bei der die Angebote ein- 
zureichen sind: 

c) Sprache(n), in der (denen) die Angebote abzu- 
fassen sind: 

8. a) Personen, die bei der Öffnung der Angebote 

anwesend sein dürfen; 

b) Tag, Uhrzeit und Ort der Öffnung der Ange- 
bote: 

9. (Gegebenenfalls) geforderte Kautionen oder Si- 
cherheiten: 
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10. Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin- 
gungen und/oder Hinweise auf Vorschriften, in 
denen sie enthalten sind: 

11. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die der Unterneh- 
menszusammenschluß haben muß, dem der Auf- 
trag erteilt worden ist: 

12. Wirtschaftiiche und technische Anforderungen, 
die der Unternehmer, an den der Auftrag verge- 
ben werden soll, erfüllen muß. 

13. Frist, während der die Bieter an ihre Angebote 
gebunden sind: 

14. Kriterien für die Auftragserteilung. Andere Krite- 
rien als der niedrigste Preis werden angegeben. 


B. Nicht offene Verfahren 

1. Name, Anschrift und gegebenenfalls Telegramm- 
anschrift, Fernschreib- und Fernkopierernummer 
des öffentlichen Auftraggebers: 

2. Bei Lieferaufträgen: Rechtsform des Auftrags, für 
den zur Abgabe von Angeboten auf gef ordert 
wird: 

3. (Gegebenenfalls) Begründung für die Wahl des 
beschleunigten Verfahrens nach Artikel 17 (4): 

4. a) Lieferort oder Ausführungsort 

b) Art und Weise der zu hefernden Güter: 
oder 

Art und Umfang der zu erbringenden Leistun- 
gen und allgemeine Art der Arbeiten: 

c) Angaben darüber, ob die Lieferer Angebote 
für einige und/oder alle angeforderten Güter 
einreichen können: 

oder bei Bauaüf trägen: 

Besteht die Arbeit oder der Auftrag aus meh- 
reren Losen: Größenordnung der einzelnen 
Lose und Möghchkeit, ein Angebot für ein Los, 
mehrere Lose oder für sämthche Lose einzurei- 
chen: 

d) Bei Bauaufträgen: 

— Angaben über Zweck der Arbeit oder des 
Auftrags, sofern dieser auch die Erstellung 
von Vorhaben umfaßt: 

5. Frist für die Lieferung oder Ausführung: 

6. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die der Unterneh- 
menszusammenschluß, dem der Auftrag erteilt 
worden ist, haben muß: 

7. a) Tag, bis zu dem die Angebote eingehen müs- 

sen: 

b) Anschrift der Stelle, bei der sie einzureichen 
sind: 


falls sie nicht in den Verdingungsunterlagen ent- 
halten sind: 

15. Andere Auskünfte: 

16. (Gegebenenfalls) Datum der Veröffenthchung der 
regelmäßigen Bekanntmachung im Amtsblatt, auf 
die dieser Auftrag sich bezieht: 

17. Tag der Absendung der Bekanntmachung: 

18. Tag des Eingangs der Bekanntmachung im Amt 
für amtliche Veröffentlichungen der Europäi- 
schen Gemeinschaften: 


c) Sprache(n), in der(denen) sie abzufassen 
sind: 


8. Tag, bis zu dem die Aufforderungen zur Abgabe 
von Angeboten ab gesandt werden müssen: 


9. (Gegebenenfalls) Kautionen und Sicherheiten, 
die gegebenenfalls von den öffenüichen Auftrag- 
gebern in irgendeiner Form gefordert werden: 

10. Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin- 
gungen und/oder Hinweise auf die Vorschriften, 
in denen sie enthalten sind. 


11. Angaben über die besondere Lage des Lieferers 
oder Auftragnehmers sowie wirtschaftiiche und 
technische Mindestbedingungen, die von Lieferer 
oder Auftragnehmer zu erfüllen sind: 


12. Kriterien, die bei der Auftragserteilung ange- 
wandt werden, falls sie nicht in der Aufforderung 
zur Einreichung von Angeboten genannt wer- 
den: 


13. Andere Auskünfte: 


14. (Gegebenenfalls) Tag der Veröffentlichung der 
regelmäßigen Information oder des Hinweises auf 
die Veröffenthchung im Amtsblatt: 


15. Tag der Ab Sendung der Bekanntmachung: 


16. Tag des Eingangs der Bekanntmachung im Amt 
für amtliche Veröffentiichungen der Europäi- 
schen Gemeinschaften: 
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C. Verhandlungsverfahren 

1. Name, Anschrift und gegebenenfalls Telegramm-, 
Femschreib- und Femkopieremummer des öffent- 
lichen Auftraggebers: 

2. Bei Lieferaufträgen: 

Rechtsform des Auftrags, für den zur Abgabe von 
Angeboten auf gef ordert wird: 

3. a) Lieferort oder Baustellen 

b) Art und Menge der zu liefernden Güter: 
oder 

Art und Umfang der zu erbringenden Leistun- 
gen und allgemeine Art der Arbeiten: 

c) Angabe, ob die Lieferer Angebote für einige 
und/oder alle der angeforderten Güter einrei- 
chen können: 

oder bei Bauaufträgen: 

Besteht die Arbeit oder der Auftrag aus mehre- 
ren Losen: Größenordnung der einzelnen Lose 
und die Möglichkeit, ein Angebot für ein Los, 
mehrere Lose oder für sämtliche Lose einzurei- 
chen: 

d) Bei Bauaufträgen: 

Angaben über den Gegenstand der Arbeiten 
oder des Auftrags, wenn der letztgenannte auch 
die Anfertigung von Entwürfen vorsieht: 

4. Ausnahme von der Anwendung europäischer Nor- 
men, gemeinsamer technischer Spezifikationen 
oder europäischer technischer Zulassungen im Ein- 
klang nüt Artikel 9: 

5. Lieferungs- und Ausführungsfrist: 

6. (Gegebenenfalls) Rechtsform, die der Unterneh- 
menszusammenschluß haben muß, dem der Auf- 
trag erteilt worden ist: 


7. a) Anschrift der Stelle, bei der die Angebote einzu- 

reichen sind: 

b) Anschrift, an die diese zu richten sind: 

c) Sprache(n), in der(denen) diese abzufassen 
sind: 

8. (Gegebenenfalls) geforderte Kautionen und Si- 
cherheiten: 

9. Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin- 
gungen und/oder Rechtsvorschriften, in denen sie 
enthalten sind: 

10. Angaben über die Stellung des Lieferers oder Auf- 
tragnehmers und wirtschaftliche und technische 
Mindestbedingungen, die vom Lieferer oder Auf- 
tragnehmer zu erfüllen sind: 

11. (Gegebenenfalls) Namen und Anschriften der vom 
öffentlichen Auftraggeber bereits ausgewählten 
Lieferer: 

12. (Gegebenenfalls) Tag (Tage) vorhergehender Be- 
kanntmachungen im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften: 

13. Andere Auskünfte: 

14. (Gegebenenfalls) Tag der Veröffentlichung der 
Vorinformation im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften: 

15. Tag der Absendung der Bekanntmachxmg; 

16. Tag des Eingangs der Bekanntmachung im Amt für 
Veröffentlichungen der EG: 


Anhang XIII 


Bekanntmachung über die Anforderungen an die Leistungsfähigkeit 


1. Name, Anschrift, (Telefon-,) Telegrammanschrift, 
Telefon-, Fernschreib- und Femkopieremummer 
des öffentlichen Auftraggebers: 


2. Zweck des Eignungssystems: 


3. Anschrift der Stelle, bei der die Vorschriften über 
das Eignungssystem verfügbar sind (wenn es sich 
um eine andere, als die unter Ziffer 1 genannte 
Anschrift handelt) : 

4. (Gegebenenfalls) Dauer des Eignungssystems: 
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Anhang XIV 


Regelmäßige Bekanntmachung 


A. Lieferaufträge 

1. Name, Anschrift, Telegrammanschrift, Telefon-, 
Fernschreib- und Femkopieremummer des öffent- 
lichen Auftraggebers oder der Stelle, bei der zu- 
sätzliche Auskünfte erlangt werden können: 

2. Art und Menge oder Wert der zu liefernden 
Ware: 

3. a) Voraussichtlicher Zeitpunkt, zu dem das 

Verfahren für die Vergabe des Auftrags/der 
Aufträge eingeleitet wird (sofern be- 
kannt) : 

b) Art des zu befolgenden Vergabe Verfahrens: 

4. Andere Auskünfte: 

5. Tag der Absendung der Bekanntmachung: 

6. Tag des Eingangs der Bekanntmachung im Amt für 
amthche Veröffentlichungen der Europäischen Ge- 
meinschaften. 


B. Bauaufträge 

1. Name, Anschrift, telegraphische Anschrift, Tele- 
fon-, Femschreib- und Femkopieremummer des 
öffentlichen Auftraggebers: 


Bekanntmachung über vergebene Aufträge 


1. Name und Anschrift des öffentlichen Auftragge- 
bers: 

2. Vergabe verfahren: 

3. Tag der Auftragsvergabe: 

4. Kriterien, die für die Auftragsverteilung ange- 
wandt werden: 

5. Anzahl der eingegangenen Angebote: 

6. Name und Anschrift des (der) ausgewählten Lie- 
ferer(s) oder Auftragnehmer(s): 

7. Art und Menge der gegebenenfalls vom Lieferer 
geheferten Waren: 

oder 


2. a) Ort der Ausfühmng: 

b) Art und Umfang der Leistungen, Kernmerkmale 
der Bauarbeit oder der Baulose: 

c) Geschätzte Kosten der vorgeschlagenen Lei- 
stungen: 

3. a) Art des zu befolgenden Vergab everfahrens: 

b) Voraussichtlicher Tag der Einleitung der Verga- 
beverfahren für den Auftrag/die Aufträge: 

c) Voraussichtlicher Tag des Beginns der Bauar- 
beiten: 

d) Zeitplan für die Ausfühmng der Bauarbeiten: 

4. Finanziemngs- und Preisberichtigungsmodalitä- 
ten: 

5. Sonstige Auskünfte: 

6. Tag der Absendung der Bekanntmachung: 

7. Tag des Eingangs der Bekanntmachung im Amt für 
amthche Veröffenthchungen der Europäischen Ge- 
meinschaften: 


Anhang XV 


Umfang der Leistungen, allgemeine Merkmale 
der fertigen Stmktur: 

8. Preis oder Preisspanne (Höchst-ZMindest- 
spanne): 

9. Sonstige Auskünfte: 

10. Tag der Veröffenthchung der Auffordemng zur 
Angebotsabgabe im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften: 

11. Tag der Absendung der Bekanntmachung: 

12. Tag des Eingangs der Bekanntmachung im Amt 
für Amthche Veröffenthchungen der Europäi- 
schen Gemeinschaften: 
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Eine Gemeinschaftsregelung für Beschaffungen in den ausgenommenen Sektoren: 
Wasser, Energie, Verkehr und Telekommunikation 


(Mitteilung der Kommission) 


Zusammenfassung 


Diese Mitteilung dient einem doppelten Zweck: 

Sie enthält zunächst eine Analyse der Tragweite von 
Gemeinschaftsmaßnahmen auf dem Gebiet der öf- 
fentlichen Beschaffungen im Kontext der Verwirkh- 
chung des Binnenmarktes und ihrer industriepohti- 
schen Konsequenzen, Die Untersuchungen stützen 
sich auf die Ergebnisse einer Reihe von Studien, die 
unter der Aufsicht der Dienststellen der Kommission 
durchgeführt wurden und erstrecken sich auf die in- 
dustrie-, sozial- und handelspolitischen Auswirkun- 
gen einer Liberahsierung des öffentlichen Auftrags- 
wesens. Die Mitteilung untersucht ferner die Sektoren 
Wasser, Energie, Verkehr und Telekommunikation, 
die von den bisherigen Gemeinschaftsrichtlinien über 
öffenthche Beschaffungen ausgenommen waren. Fer- 
ner werden Organisation und Merkmale der Vergabe- 
behörden, ihre Beschaffungsstrukturen sowie Struk- 
tur und Organisation der Lieferindustrien und der ent- 
sprechenden Dienstleistungsbetriebe erörtert. Zu- 


sätzhch zu der Beziehung zwischen der Liberahsie- 
rung der öffenthchen Beschaffungen und den übrigen 
Gemeinschaftspohtiken wird auch die außenwirt- 
schafthche Dimension der Maßnahmen untersucht. 

Darüber hinaus werden Vorschläge vorgelegt, die die 
Erfassung der bisher von der Gemeinschaftsregelung 
ausgenommenen Sektoren durch das Gemeinschafts- 
recht ermöghchen. Die Mitteilung enthält eine Be- 
gründung dieser Initiative, sowie eine Erörterung der 
zu erfassenden Vergabebehörden und der Natur der 
vorgeschlagenen Regelung. 

Mit der Mitteilung werden Vorschläge für Richtlinien 
vorgelegt, die eine Gemeinschaftsregelung für öffent- 
hche Aufträge in den Sektoren Wasser, Energie und 
Verkehr [KOM(88) 377] sowie im Femmeldebereich 
[KOM(88) 378] schaffen. Mit den Vorschlägen wird 
jeweüs eine Begründung vorgelegt. 
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I. Einleitung 


1. Diese Mitteilung dient einem doppelten Zweck: 
Sie enthält zunächst eine Analyse der Tragweite von 
Gemeinschaftsmaßnahmen auf dem Gebiet der öf- 
fentlichen Beschaffungen im Kontext der Verwirkli- 
chung des Binnenmarktes und ihrer industriepoliti- 
schen Konsequenzen. Sie enthält ferner, wie im 
Weißbuch über die Vollendung des Binnenmarktes 
(Juni 1985, S. 23) angekündigt worden war, Entwürfe 
für neue Richtlinien über öffentliche Aufträge in den 


bisher ausgenommenen Sektoren: Energieversor- 
gung, Verkehr, Wasserversorgung und Telekommu- 
nikation. Diese Vorschläge finden sich zusammen 
mit einer ausführhcheren Begründung in zwei ge- 
trennten Dokumenten: Vorschlag für eine Richtlinie 
des Rates betreffend die ausgenommenen Sekto- 
ren Wasser, Verkehr, Energie [KOM(88) 377] und 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates . . . 
[KOM(88) 378]. 


II. Maßnahmen auf dem Gebiet der öffentlichen Aufträge: Verwirklichung des Binnenmarktes 
und Industriepolitik 


A. Industrie-, handeis- und sozialpolitische 
Auswirkungen einer Liberalisierung des 
öffentlichen Beschaffungswesens 


(1) Die wirtschaftliche Bedeutung der öffentlichen 
Aufträge 

2. In der Zwölfergemeinschaft entsprachen die öf- 
fentlichen Aufträge insgesamt etwa 15 % des Brutto- 
sozialprodukts oder 550 Milliarden ECU. Die Aufghe- 
derung der gesamten öffentlichen Beschaffungen auf 
Unternehmen imd Behörden ist je nach Mitgliedstaat 
unterschiedlich (auf öffentliche Unternehmen entfal- 
len 30 % der öffentiichen Aufträge in Belgien gegen- 
über 35 bis 40 % in Frankreich, in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Italien). Geringere laufende Aus- 
gaben, Mieten, Heizungs- und Stromkosten sowie 
Ausgaben für Versicherungen, Telefongebühren und 
Porto werden nicht über formelle Beschaffungsverfah- 
ren getätigt. Öffentliche Aufträge, die über formelle 
Verfahren abgewickelt werden, beliefen sich 1987 in 
der Gemeinschaft auf 250 bis 360 Milliarden ECU (7 
bis 10% des Bruttosozialprodukts); auch hier waren 
beträchtiiche Differenzen zwischen den Mitgliedstaa- 
ten zu verzeichnen (Tabelle 1 am Ende des Teils II A, 
Seite 11). 

3. Es herrscht allgemein die Meinung vor, daß bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge diskriminierende 
Praktiken angewendet werden. Dies dürfte insofern 
bestätigt werden, als der Anteil der Importe an der 
Gesamtwirtschaft beträchtlich höher ist als im Bereich 
der öffentiichen Aufträge (Tabelle 2, Seite 12). Dies 
ergibt sich aus einer Untersuchung einer Stichprobe 
von 4 000 öffentiichen Aufträgen in fünf Mitgliedstaa- 
ten (Belgien, Dänemark, Frankreich, Italien und Ver- 
einigtes Königreich), die 1987 von Consulting- Unter- 
nehmen durchgeführt wurde. 


4. Aus einer Reihe von Gründen, die zum Teil histo- 
risch bedingt sind, bestehen zwischen den Mitglied- 
staaten beträchtliche Unterschiede in der Struktur des 
öffentiichen Sektors und der Ausgestaltung der Ver- 
fahren für öffentliche Beschaffungen. Dennoch sind 
einige gemeinsame Kennmerkmale festzustellen. In 
allen Ländern sind Rüstungsbeschaffungen sowie 
Aufträge für Fernmeldewesen, Eisenbahn und Post 
(20 bis 35 % aller öffentlichen Aufträge) weitgehend 
zentralisiert, während die Beschaffungen der Gebiets- 
körperschaften weitgehend dezentral erfolgen. 

5. In den Fällen, in denen die Beschaffungen weit- 
gehend dezentralisiert sind, handelt es sich oft um 
kleine Beträge, so daß die entsprechenden Aufträge 
für ausländische Bieter nicht unbedingt attraktiv 
sind. 

6. Die öffentlichen Aufträge konzentrieren sich auf 
eine relativ kleine Gruppe von Industriesektoren. Auf 
weniger als 20 Teilsektoren von den untersuchten ins- 
gesamt 60 Teilsektoren (Tabelle 3, Seite 13) entfallen 
über 85% der öffentiichen Aufträge; auf Hoch- und 
Tiefbauaufträge entfallen knapp 30% und auf Ener- 
gieträger — hauptsächlich zur Stromerzeugung und 
Heizung — 16%. Diese Konzentration der Aufträge ist 
besonders deutlich im Falle der Anlagekosten: 85% 
des Aufwands entfallen auf zwei Sektoren: Verkehrs- 
mittel ohne Pkw sowie Hoch- und Tiefbau. 


(2) Wirtschaftliche Auswirkungen der 

Liberalisierung des öffentlichen Auftragswesens 

7, Die von der Kommission durchgeführten Untersu- 
chungen zeigen deuthch, daß durch eine Liberalisie- 
rung des öffentlichen Auftragswesens beträchtiiche 
Einsparungen möghch wären. Die wirtschaftlichen 
Auswirkungen erstrecken sich auf drei Gebiete: 
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— statischer Effekt (Bestbieterprinzip): Diese Wir- 
kung ergibt sich aus der Berücksichtigung des 
wirtschaftlichsten Angebots. Die öffentlichen Be- 
schaffungsstellen würden kurzfristig Einsparun- 
gen im Bereich der Ausgaben machen, vorausge- 
setzt, daß die Gesamtbeschaffungen unverändert 
bleiben. Gleichzeitig würde es bei öffentlichen Be- 
schaffungen zu einem gesteigerten Warenaus- 
tausch zwischen den Mitgliedstaaten kommen; 

— Auswirkungen auf den Wettbewerb (die Preise 
würden durch einen stärkeren Wettbewerb ge- 
senkt): Angesichts eines leichteren Zugangs zu öf- 
fentlichen Aufträgen und eines verschärften Wett- 
bewerbs würden die einheimischen Lieferanten 
dazu tendieren, ihre Preise zu senken, um mit den 
Einfuhren konkurrieren zu können. Die Produkti- 
onskosten müßten an diese Preissenkungen ange- 
paßt werden; 

— Restrukturierungseffekt (längerfristige Auswirkun- 
gen von großen Serien): In Branchen, die von Be- 
schaffungen öffentlicher Stellen beherrscht wer- 
den, würde eine Veränderung des Kauf Verhaltens 
dieser Stellen wahrscheinlich beträchtliche Struk- 
turänderungen mit sich bringen. Unter dem Druck 
des Wettbewerbs könnte eine Restrukturierung zu 
einer gesteigerten Produktivität führen. Durch sin- 
kende Produktionskosten würden mittel- und 
langfristig die Verkaufspreise der noch auf dem 
Markt verbleibenden Hersteller sinken. 

8. Entsprechend ist mit Einsparungen für Käufer des 
Privatsektors zu rechnen. Ferner ist ein allgemeiner 
dynamischer Effekt aufgrund des stärkeren Wettbe- 
werbs und der verstärkten Innovation zu erwarten. 

9. Die wirtschaftlichen Auswirkungen aufgrund der 
Liberahsierung des öffenthchen Auftragswesens wür- 
den sich auf Sektoren konzentrieren, die von öffentli- 
chen Beschaffungen beherrscht werden. Diese zeich- 
nen sich vor allem durch eine geringe Zahl von Her- 
stellern aus. In dieser oligopolistischen Situation, die 
sich aus der Existenz beträchthcher Skalenvorteile er- 
gab, tendierten die Regierungen dazu, „nationale 
Branchenführer" zu begünstigen, um die Sicherheit 
der Beschäftigung zu gewährleisten oder Innovation 
und Investitionen zu fördern oder Arbeitsplätze zu 
erhalten (Tabelle 4, Seite 14). 

10 . Die betroffenen Sektoren zeigen eine große Ab- 
hängigkeit von Unterstützungsmaßnahmen entweder 
aufgrund der Stagnation oder des Schrumpfens des 
Marktes oder aufgrund der Notwendigkeit umfang- 
reicher Investitionen in neue Technologien. Zu diesen 
Sektoren gehören: 

— Kohle 

— Eisen- und Stahlröhren, Edelstahl 

— schwere Stahlerzeugnisse 

— Kraftwerksausrüstungen 

— rollendes Material für Eisenbahnen 

— Computer 

— Telekommunikation 

— Opto-Elektronik (insbesondere Laser) 


— Luftfahrt 

— Avionik. 

11. Die makro-ökonomischen Auswirkimgen einer 

Liberalisierung des öffentlichen Auftragswesens wä- 
ren in der gesamten Wirtschaft spürbar: 

— für die Behörden bringt die Liberahsierung des 
öffenthchen Auftragswesens Haushaltseinsparun- 
gen; 

— den öffenthchen Unternehmen (vor aUem im Be- 
reich der Energieversorgung, der Telekommuni- 
kation und des Verkehrs) bringt die Liberahsie- 
rung des öffenthchen Auftragswesens eine Verrin- 
gerung des Aufwands für Investitionen und Zwi- 
schenverbrauch, die eine schrittweise Senkung 
der Produktionskosten ermöghchen. Diese Sen- 
kung der Produktionskosten kommt der gesamten 
europäischen Wirtschaft zugute und stärkt ihre 
Wettbewerbsfähigkeit ; 

— für Lieferanten bringt die Liberahsierung des 
öffenthchen Auftragswesens die Chance zur 
Restrukturierung aufgrund eines verstärkten Wett- 
bewerbs. Die sich ergebenden Kostensenkungen 
kommen sowohl den Behörden und öffenthchen 
Unternehmen zugute als auch privaten Käufern 
der einschlägigen Erzeugnisse. 


(3) Wirtschaftliche Auswirkungen im sektoralen 
und strukturellen Bereich 

12 . Die Auswirkungen einer Liberahsierung des öf- 
fenthchen Auftrags Wesens werden nicht für aUe Sek- 
toren und Erzeugnisse die gleichen sein. Während in 
einigen Bereichen der Handel sich rasch entwickeln 
wird, ist es fraghch, inwiefern dies auch für Bereiche 
wie etwa den Wohnungsbau gilt. Darüber hinaus ist 
nicht mit raschen Veränderungen in denjenigen Sek- 
toren zu rechnen, in denen zahlreiche öffenthche Auf- 
träge für Prototyperzeugnisse vergeben werden, die 
im Auftrag des Kunden und unter dessen Aufsicht 
hergesteUt werden (etwa Rüstungsgüter). 

13 . Im Bereich der Fertigerzeugnisse, auf die ein 
Drittel der öffenthchen Beschaffungen entfäUt, wurde 
in fünf Mitghedstaaten (Belgien, Dänemark, Frank- 
reich, Itahen, Vereinigtes Königreich) eine Studie 
durchgeführt, für die 1984 als Bezugsjahr gewählt 
wurde. Es wurden die gegenwärtig geltenden Preise 
für etwa 40 häufig verwendete Erzeugnisse unter- 
sucht. Dabei fäUt auf, daß sich in den meisten Fähen 
nur wenige Lieferanten um ein bestimmtes Projekt 
bemühen. Nach Berücksichtigung der Kosten des in- 
nergemeinschafthchen Handels zeigt die Studie, wie 
groß die Vorteile sind, die sich aus hberaleren Be- 
schaffungspraktiken ergeben könnten. Nach einer 
Extrapolation auf aUe Erzeugnisse wird der potentieUe 
Nutzen aufgrund von Preisdifferenzen und verstärk- 
ter Marktdurchdringung und die direkte Auswirkung 
auf jeden einzelnen Sektor (TabeUe 5) bezogen auf 
das Jahr 1984 auf nahezu 4 Milharden ECU ge- 
schätzt. 

14 . Diese direkten Auswirkungen werden jedoch 
durch indirekte Auswirkungen verstärkt, die sich aus 
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der Rationahsierung der Produktionsstrukturen in 
denjenigen Sektoren, in denen öffentliche Auftragge- 
ber vorherrschen (Tabelle 5, Seite 57), ergeben. 

16. Kurzfristig wird der verstärkte Wettbewerb zu 
einer Angleichung der Preise einheimischer Lieferan- 
ten an diejenigen der wettbewerbsfähigsten ausländi- 
schen Bieter führen. Die Auswirkungen im Bereich 
des Wettbewerbs setzen daher voraus, daß der Preis- 
rückgang sich vollständig in den Kosten nieder- 
schlägt, etwa durch Beseitigung unzureichender Effi- 
zienz. Gelingt dies nicht, so ist der Nettogewinn gerin- 
ger. Diese Preissenkung dürfte Einsparungen von 
etwa 2 MiUiarden ECU mit sich bringen. 

1 6. Mittelfristig dürfte die Verringerung der Zahl der 
Hersteller eine deutiiche Verbesserung des Nut- 
zungsgrades der Produktionskapazitäten mit sich 
bringen, der in einigen dieser Sektoren sehr niedrig ist 
(20% im Kesselbau, 50 bis 80% bei rollendem Eisen- 
bahnmaterial, 60% bei Turbogeneratoren, 70% bei 
Telefonvermittlungsanlagen) (Tabelle 6, Seite 58). In 
einem späteren Stadium sind Firmenzusammen- 
schlüsse und Arbeitsgemeinschaften von Firmen zu 
erwarten. Die Rationalisierung der Produktion in der 
Gemeinschaft und die sinkenden Entwicklungskosten 
aufgrund der Konsolidierung von Forschung und Ent- 
wicklung werden ebenfalls zur Senkung der Kosten 
beitragen (Tabelle 7, Seite 17). Die wirtschaftiichen 
Auswirkungen dieser Restrukturierung werden für 
die untersuchten fünf Mitghedstaaten auf 6 Milliar- 
den ECU veranschlagt. Es ist jedoch unmöghch, alle 
die langfristigen dynamischen Effekte zu quantifizie- 
ren. 

17. Hoch- und Tiefbauaufträge machten annähernd 
30% aller öffentlichen Aufträge in der Zwölferge- 
meinschaft aus (150 Milharden ECU im Jahr 1986). 
Gegenwärtig sind „europäische" Aufträge noch un- 
bedeutend für die Hoch- und Tiefbauuntemehmen. 
Nach einer Studie des „Commissariat General au 
Plan" — Rapport du Groupe Strategie industrieUe 
travaux pubhcs, Paris, septembre 1987 — betrug der 
Gemeinschaftsanteil an den von den Mitghedstaaten 
vergebenen Bauaufträgen für den Export nur 2,9 % für 
die Bundesrepublik Deutschland, 1,5% für Spanien, 
3,2% für Frankreich und 1,8% für das Vereinigte 
Königreich. In Italien war die entsprechende Zahl un- 
erhebhch. Die Situation ist hier paradox: Im Jahr 1986 
erhielten amerikanische Bauunternehmen auf dem 
europäischen Markt Aufträge in Höhe von 6 Milhar- 
den ECU, während die Aufträge für europäische Fir- 
men auf dem europäischen Markt außerhalb ihres 
nationalen Terretoriums schätzungsweise nur 
600 Milhonen ECU betrugen, 

18. Nicht nur mittelständische Unternehmen und 
Unternehmen in grenznahen Gebieten, sondern auch 
hochspezialisierte und große Firmen können einen 
integrierten Binnenmarkt nutzen. Der Bedarf an gro- 
ßen Inf rastrukturarb eiten ist in Europa groß; dazu ge- 
hören etwa die Rhein-Rhone- Verbindung, ein euro- 
päisches Hochgeschwindigkeits-Eisenbahnnetz, der 
Kanal-Tunnel, der Splügen-Tunnel (Verbindung zwi- 
schen Norditahen und Deutschland), die Messina- 
Brücke (Kalabrien-Sizihen), Tunnels unter den Pyre- 
näen und die Rhein-Main-Donau-Verbindung. Für 
diese Projekte konnten Arbeitsgemeinschaften meh- 


rerer Firmen aus mehreren Mitghedstaaten geschaf- 
fen werden. Auch eine europäische Finanzierung 
wäre denkbar. Unter der Voraussetzung, daß der An- 
teil der Importe an nationalen Aufträgen für öff enth- 
ebe Hoch- und Tiefbauarbeiten in den einzelnen 
Ländern auf etwa 10 % ansteigt und diese Importe von 
öffenthehen Hoch- und Tiefbauarbeiten eine Einspa- 
rung von 10% bringen, belaufen sich die entspre- 
chenden Einsparungen auf schätzungsweise knapp 
1 Milharde ECU. 

19. Auf Dienstleistungen entfäUt ein wesentheher 
Teil aUer öffenthehen Aufträge (22 %), doch sind diese 
Aufträge für die Dienstleistungserbringer meist von 
beschränkter Bedeutung. Es besteht Grund zu der 
Annahme, daß Behörden und öff enthebe Unterneh- 
men aus der Liberahsierung des Dienstleistungsver- 
kehrs ebenso Nutzen ziehen werden wie andere Wirt- 
schaftsakteure. Unter Zugrundelegung derselben 
Ausgangsbedingungen wie im Falle des Hoch- und 
Tiefbaus sind in den untersuchten fünf Mitghedstaa- 
ten Einsparungen von mindestens 200 Milhonen ECU 
zu erwarten. 

20. Somit könnten sich für die fünf Mitghedstaaten 
aus der Liberahsierung des öffenthehen Auftragswe- 
sens mit Ausnahme der mihtärischen Beschaffungen 
Einsparungen von insgesamt 12 Milharden ECU zu 
Preisen von 1984 bzw. 0,6% des Bruttosozialprodukts 
der Gemeinschaft ergeben. Die meisten Auswirkun- 
gen der Liberahsierung des öffenthehen Auftragswe- 
sens werden jedoch wahrscheinheh erst mittelfristig 
deutheh werden, wenn die Restrukturierung abge- 
schlossen ist. Eine Extrapolation auf Preise von 1987 
würde eine Einsparung von 21,5 Milharden ECU er- 
geben. 


(4) Soziale und regionale Auswirkungen der 

Liberalisierung des öffentlichen Auftragswesens 

21 . Es steht zu erwarten, daß die Liberahsierung des 
öffenthehen Auftragswesens in Sektoren, die weitge- 
hend von öffenthehen Aufträgen abhängen, zu einer 
beschleunigten Restrukturierung führt. Studien ha- 
ben eine Reihe von Sektoren und Teilsektoren aufge- 
zeigt, in denen eine solche Restrukturierung wahr- 
scheinheh ist. Dazu gehören Bereiche, die gegenwär- 
tig von der Beschaffungsregelung der Gemeinschaft 
ausgenommen sind und in denen öff enthebe Aufträge 
wenigstens 30% des Absatzes ausmachen: 

— Kraftwerksausrüstungen (z. B. Kessel für fossile 
Brennstoffe und Turbogeneratoren) (Energiesek- 
tor); 

— Vermittlungseinrichtungen, Telefongeräte und 
Opto-Elektronik (Telekommunikationssektor) ; 

— rollendes Material für Eisenbahnen, Luftfahrtindu- 
strie und Avionik (Verkehrssektor); 

22. Die gleichen Studien brachten auch einige Hin- 
weise, die für jede vorherige Bewertung des Umfangs 
und der Grenzen der Auswirkungen auf die Beschäf- 
tigung in den sensibelsten Sektoren der fünf Länder 
relevant sind: 
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— in der Eisenbahnindustrie sind vor allem in der 
Bundesrepublik Deutschland, in Itahen und Bel- 
gien tiefgreifende Veränderungen zu erwarten. 
Etwa 30 % der Kapazitäten könnten in Europa still- 
gelegt werden 

— in der elektrotechnischen Industrie dürften es klei- 
nere Firmen schwer haben zu überleben, und bei 
Großfirmen ist eine Restrukturierung wahrschein- 
hch 

— in der fernmeldetechnischen Industrie dürften ei- 
nige Aktivitäten direkt betroffen sein (vor allem 
Femsprech- Vermittlungseinrichtungen). Die Zahl 
der europäischen Hersteller wird sich wahrschein- 
hch verringern. 

23 . Auch in der Luftfahrtindustrie und in der Avio- 
nik, die zu 50% von öffentlichen Beschaffungen ab- 
hängen, ist eine gewisse Restrukturierung zu erwar- 
ten, die Veränderungen in der Beschäftigung mit sich 
bringen wird, jedoch unabhängig von einer Gemein- 
schaftsregelung über öffentliche Aufträge. 

24 . Eine von der Kommission durchgeführte Studie 
(Arbeitsgruppe „Soziale Dimension") enthält eine Ty- 
pologie verschiedener Industriesektoren und Teilsek- 
toren, und zwar bezogen auf das Niveau des innerge- 
meinschaf fliehen Handels imd die Bedeutung der 
nichttarifhehen Handelshemmnisse. Der Bericht kam 
zu dem Schluß, daß in den meisten Fällen die Auswir- 
kungen der Liberahsierung des öffenthehen Auftrags- 
wesens auf die sozialen Bedingungen und die Be- 
schäftigung ziemheh begrenzt sind. 

Der Bericht unterstreicht jedoch, daß in einigen bisher 
ausgenommenen Sektoren eine Auswirkung auf die 
Beschäftigung möglich ist, und etwaige Arbeitsplatz- 
verluste durch flankierende Maßnahmen aufgefan- 
gen werden sollten. Als die sensibelsten Sektoren 
werden genannt: Telekommunikation (obwohl in die- 
sem dynamischen Sektor die Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze ebenso wahrscheinheh ist wie der Verlust 
von Arbeitsplätzen) sowie Kesselbau für fossile Brenn- 
stoffe und rollendes Material für Eisenbahnen. Dort 
sind die bestehenden Kapazitäten nicht voll ausge- 
nutzt (50 bis 80%), während die Preisdifferenzen in- 
nerhalb der Gemeinschaft (rund 20%) höher sind als 
der Durchschnitt für Fertigerzeugnisse (13%). 

25 . Während für die meisten der genannten Sekto- 
ren keine detaillierten regionalen Daten vorliegen, 
wurde eine Untersuchimg der regionalen Auswirkun- 
gen auf größere Sektoren versucht (NAGE 2). So ge- 
hören Telekommunikation, Opto -Elektronik und 
Kraftwerksausrüstungen zum elektrotechnischen 
Sektor und umfassen rund zwei Drittel der 2 500 000 
Arbeitsplätze in diesem Sektor in der gesamten Ge- 
meinschaft. Die Karte der regionalen Konzentration 
dieser Industrie (Karte 1, Seite 59) zeigt jedoch, daß 
diejenigen Zonen, in denen die elektrotechnische In- 
dustrie einen großen Anteil an den industriellen Ar- 
beitsplätzen hat, sich in den begünstigten Industrie- 
gebieten der Gemeinschaft befinden. Es gibt jedoch 
einige Ausnahmen, unter denen die Region Abruzzi 
die wichtigste ist. Die in jüngster Zeit verzeichneten 
Verluste von Arbeitsplätzen, die sich ebenfalls auf 
diese begünstigten Gebiete konzentrieren, betrafen 
jedoch auch einige schrumpfende Industriegebiete 


wie etwa Hainaut, Teüe von Arnsberg, Bremen, Nord- 
west-England und die Midlands. Die metallverarbei- 
tende Industrie (NAGE 31), Karte 2, Seite 60), die die 
Herstellung von schweren Stahlerzeugnissen ein- 
schheßt, imd die auch für Ausrüstungen im Energie- 
sektor wichtig ist, zeigt ein ähnhehes Bild. Hier sind 
jedoch größere Arbeitsplatz Verluste in einigen der 
schrumpfenden Industriegebiete in Frankreich, Spa- 
nien und im Vereinigten Königreich festzustellen. 

26 . Die aus den Studien hervorgehenden Angaben 
für den elektrotechnischen Sektor, die die geographi- 
sche Verteilung der Produktionskapazitäten für Kes- 
sel für fossile Brennstoffe (Karte 3, Seite 61), Turboge- 
neratoren (Karte 4, Seite 62) und Transformatoren 
(Karte 5, Seite 63) in den Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft ermittelt haben, lassen den Schluß zu, daß diese 
Sektoren vor allem in den am meisten industrialisier- 
ten Zonen der Gemeinschaft konzentriert sind. 

27 . In der Luftfahrtindustrie konzentriert sich die 
Produktion auf die am meisten begünstigten Regio- 
nen einer kleinen Zahl von Mitgliedstaaten. Im Be- 
reich des rollenden Materials für Eisenbahnen ist die 
Lage jedoch unterschiedheh. Hier bestehen große 
Standorte in den traditionellen Industriegebieten von 
Belgien, England (Nordwest- Lancashire, Derbyshire, 
Yorkshire), Frankreich (Franche-Gomte, Pays de Loire 
und Poitou- Gharente) und Italien (Lombardia und Pie- 
monte). In diesem Sektor gingen in den 80er Jahren 
zahlreiche Arbeitsplätze verloren (Karte 6, Seite 64). 
Fast die Hälfte der gesamten Arbeitsplätze befindet 
sich nunmehr im Vereinigten Königreich, und nur in 
Frankreich, Belgien, in der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Italien beschäftigt dieser Industriezweig 
mehr als 10 000 Arbeitnehmer. 

28 . Diese Daten bedeuten nicht, daß die Liberalisie- 
rung des öffentlichen Auftragswesens in den ausge- 
nommenen Sektoren zu einer Verschlimmerung der 
Lage in den am meisten benachteiligten Regionen 
führt, die sich meist an der Peripherie der Gemein- 
schaft befinden. Die Analyse ist jedoch insofern un- 
vollständig, als eine erzwungene Umstellung oder 
Restrukturierung von Unternehmen mit zentralen 
Standorten sich negativ auf ihre Tochtergesellschaf- 
ten oder Zulieferer in anderen Sektoren auswirken 
kann, die sich in benachteiligten Regionen befinden 
können. Selbst in den relativ begünstigten Regionen 
könnte eine Restrukturierung einer Zahl von Sekto- 
ren, die zusammen die Wirtschaft beherrschen, dazu 
führen, daß diese zu Problemgebieten werden. Daraus 
ergibt sich die Notwendigkeit einer aufmerksamen 
Verfolgung der Entwicklung im engeren sektoralen 
Bereich, wie von der Arbeitsgruppe „Soziale Dimen- 
sion" vorgeschlagen wurde, und einer Bewertung ih- 
rer regionalen und sozialen Auswirkungen. Dies ist 
der Gegenstand einer laufenden Untersuchung der 
Generaldirektion Regionalpolitik. 

29 . Sollten Probleme in bestimmten Regionen auf- 
treten, so könnte die Gemeinschaft geeignete sozial- 
und regionalpohtische Maßnahmen ergreifen, und 
zwar unter Einsatz der Strukturfonds, der Europäi- 
schen Investitionsbank und der sonstigen Finanzin- 
strumente. Diese Operationen könnten im Rahmen 
von Mehrjahresprogrammen durchgeführt werden, 
die dazu bestimmt sind, die Entwicklung und struktu- 
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relle Anpassung der weniger entwickelten Regionen 
zu fördern und die Restrukturierung oder Umstellung 
auf andere Wirtschaftstätigkeiten in Regionen, Grenz- 
gebieten und Teilregionen zu erleichtern, die vom 
Niedergang der Industrie betroffen sind. Dieser Rah- 
men würde die Möglichkeit bieten für die besondere 
Behandlung von Gebieten, die über keine Alternativ- 
arbeitsplätze verfügen, und gegebenenfalls von mit- 
telständischen Unternehmen, die Arbeitsplätze schaf- 
fen. 


(5) Kleine und mittlere Unternehmen 

30. Die Regelung für Beschaffungen nach den beste- 
henden Richtlinien für Bau- und Lieferaufträge stellt 
eine wertvolle Hilfe für kleine und mittlere Unterneh- 
men dar, und dies in dreifacher Hinsicht: 

— sie garantiert über die TED-Datenbasis und seit 
neuem durch die EURO-INFO-ZENTREN allen 
Firmen unabhängig von ihrer Größe gegen eine 
praktisch symbolische Gebühr den Zugang zu In- 
formationen über die Aufträge; 

— sie sieht die Spezifikation von Aufträgen in einer 
Weise vor, die verhindert, daß beherrschende Fir- 
men den Markt kontrollieren; 

— sie sieht Fristen vor, die auch KMUs eine Bewer- 
bung möglich machen. 

31. Somit ist nicht zu erwarten, daß die Einbezie- 
hung der ausgenommenen Sektoren in den Rahmen 
der Grundrichtlinien über Bau- und Lieferaufträge 
kleinen und mittleren Unternehmen besondere Pro- 
bleme bereitet. Im Gegenteil, sie würde neue Mög- 
lichkeiten für die dynamischeren Unternehmen eröff- 
nen, sich zumindest als Untervertragnehmer an Bau- 
und Lieferaufträgen zu beteiligen, die an andere Fir- 
men vergeben wurden. 

32. Es wurde argumentiert, in bestimmten Fällen 
könnten Regionalpräferenzen KMUs in den periphe- 
ren Regionen, wo diese eher vorherrschen, sowie in 
von der Schrumpfung betroffenen Industriegebieten 
besondere Unterstützung bringen. Solche Maßnah- 
men müßten mit der Strategie der Reform der Struk- 
turfonds in Einklang gebracht werden und sollten 
auch dazu beitragen, eine ausgewogene Beteiligung 
der peripheren und zentralen, kleinen und größeren 
Unternehmen in einem integrierten Binnenmarkt zu 
gewährleisten. Die Kommission setzt zur Zeit ihre 
Überlegungen über eine geeignete Lösung dieses 
Problems fort. 


(6) Handelsbeziehungen zu Nichtmitgliedstaaten: 

Schrittweise Herbeiführung der Gegenseitigkeit 

33. Die Gemeinschaft verfügt über einen beträchtli- 
chen Spielraum, wenn es darum geht, auch Drittlän- 
der in den Genuß der Liberalisierung des öffentlichen 
Auftragswesens kommen zu lassen. Die Auswirkung 
einer offenen Beschaffungspraxis auf die Handelsbi- 
lanz der Gemeinschaft hängt daher weitgehend von 
der gewählten handelspolitischen Strategie ab. Dabei 
können zwei Extreme ins Auge gefaßt werden: 


34. Auf der einen Seite wäre eine Politik der „Fest- 
ung Europa" denkbar. Diese würde durch die außen- 
wirtschaftliche Absicherung ein Klima schaffen, in 
dem die Restrukturierung der Industrie ohne die Be- 
drohung möglich wäre, die ein verstärkter Wettbe- 
werb durch Lieferanten aus Drittländern darstellt. 
Zweifellos könnten durch eine Restrukturierung al- 
lein auf europäischer Ebene beträchtliche Vorteile 
realisiert werden. Allerdings wäre damit ganz sicher 
auch ein Verlust im Bereich der Effizienz verbunden, 
da Lieferanten aus Drittländern in einer Reihe von 
Sektoren für einen nicht unerheblichen Wettbewerb 
sorgen. Ferner darf nicht übersehen werden, daß bei 
einigen Erzeugnissen die Vergabe von Aufträgen an 
Lieferanten aus Drittländern übliche Praxis ist. Wür- 
den diese ausgeschaltet, so wäre mit beträchtlichen 
Verlusten sowohl im technologischen als auch im wirt- 
schaftlichen Bereich zu rechnen. Darüber hinaus darf 
das Potential der ausländischen Märkte für die Unter- 
nehmen der Gemeinschaft nicht unterschätzt werden. 
Eine protektionistische Politik zur Absicherung des 
Heimatmarktes dürfte kaum den Zugang zu den 
Märkten außerhalb der Gemeinschaft erleichtern. 


35. Andererseits darf nicht übersehen werden, daß 
die Liberalisierung der öffentlichen Aufträge in der 
Gemeinschaft den Lieferanten aus Drittländern be- 
trächtliche Vorteile bringen würde, wenn nicht 
gleichzeitig Maßnahmen zur Verteidigung der Inter- 
essen der Gemeinschaft ergriffen würden. Die Ge- 
meinschaft verfolgt eine äußerst liberale Politik im 
Bereich des Niederlassungsrechts. Somit wären Lie- 
feranten aus Drittländern, die Tochtergesellschaften 
in der Gemeinschaft haben, von denen viele bereits 
eine wichtige Rolle am Markt spielen, in einer günsti- 
gen Position, um den einheitlichen Markt zu nutzen, 
während die Gemeinschaft nicht über einen entspre- 
chenden Zugang zu den Drittlandsmärkten verfügen 
würde. Eine solche Politik würde, obwohl sie einen 
großen Wettbewerbsdruck mit sich bringen würde, 
die Wettbewerbsposition der Hersteller aus der Ge- 
meinschaft gegenüber ihren Konkurrenten aus Dritt- 
ländern auf den Weltmärkten schwächen. 

36. Würde sich die Gemeinschaft für eine ausgewo- 
gene, schrittweise Öffnung ihres öffentlichen Be- 
schaffungswesens in den ausgenommenen Sektoren 
für Lieferanten aus Drittländern entscheiden, und 
zwar so, daß ein Entgegenkommen von Drittländern 
in Form des gegenseitigen Zugangs und der Abstim- 
mung der Öffnung der Märkte erreicht wird, so 
könnte sie einen gewissen Nutzen aus der internen 
Reorganisation ziehen, bevor sie sich der Herausfor- 
derung eines offeneren Verhältnisses zu Drittländern 
stellt. 

37. Die Möglichkeit, den Gemeinschaftsmarkt durch 
Schutzmaßnahmen abzusichern, würde der Gemein- 
schaft jedoch eine Position der Stärke bei Verhand- 
lungen mit ihren Handelspartnern geben, wenn es um 
den gegenseitigen Zugang zu den Märkten geht, der 
beiden Seiten Vorteile bringen könnte — gleichgültig, 
ob auf bilateraler oder multilateraler Basis. Diese 
Frage wird in Teil II C eingehender erörtert. 
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Tabelle 1 


Tabelle 3 


Wirtschaftliche Bedeutung der öffentlichen Aufträge 
(in Millionen ECU) 1984 



B D F I UK 

Beschaffun- 
gen von 
Regierungs- 
stellen 


Beschaffun- 
gen öffenüi- 
cher Unter- 
nehmen .... 


Öffentliche 
Beschaffun- 
gen insge- 
samt 

(in % des 

BSP) 


öffenüiche 
Aufträge ins- 
gesamt 1) 
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1) öffentliche Aufträge: Derjenige Teil der öffentlichen Be- 
schaffungen, der über Verträge abgewickelt wird; er wird 
von Atkins auf 45 bis 65 % der gesamten öffenüichen Be- 
schaffungen geschätzt. 

Quelle: Eurostat, Atkins. 


Tabelle 2 


Anteil der Importe an öffentlichen Beschaffungen — 
1985 
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UK 

Importanteil insgesamt % .... 

Importanteil an öffenthehen 
Beschaffungen % 



Quelle: Volkswirtschaf Üiche Gesamtrechnungen Eurostat, 
1985, Atkins 1987. 

1) Importanteil = Einfuhr en/Inlandsnachfrage. 


Aufgliederung der öffentlichen Beschaffungen von 
Waren und Dienstleistungen nach Erzeugnissen^) 
im Jahr 1984 

Extrapolation der Zahlen für fünf Länder (B, D, 1, UK; 
auf EUR 12 


NACE-CLIO-Gruppe 

Beschaffungen 


Mü- 

harden 

ECU 


% der 
gesamten 
öff ent- 
heben 


01 Erzeugnisse der Landwirt- 
schaft, der Forstwirtschaft und 
der Fischerei 


06 Energieerzeugnisse 

davon 03 1 Kohle einschheß- 

hch Briketts 

073 Mineralöl: Raffine- 
rie 

097 Elektrizität 

30 Gewerbliche Erzeugnisse 
davon 170 chemische Erzeug- 
nisse 

190 Metallerzeugnisse 
2 10 Landwirtschafth- 
che Maschinen und 
Maschinen für die 

Industrie 

230 Büromaschinen 

usw 

250 elektrische Appa- 
rate und Geräte . . 
270 Kraftfahrzeuge . . . 
290 sonstige Verkehrs- 
mittel 

473 Papier und Druk- 
kereierzeugnisse . 

53 Bauwirtschaft 

530 Hoch- und Tiefbau 


68 Dienstleistungen 

davon 570 Groß- und Klein- 
handel 

590 Gaststätten- und 

Beherbergungsge- 
werbe 

611 Straßenverkehr . . . 
670 Kommunikation . . 
690 Kreditwesen und 
Versicherungen . . 
710 Business-Dienstlei- 
stungen 

730Vernüetung von 

Gebäuden 

7 90 sonstige Dienstlei- 
stungen 


Insgesamt 


2 ) 


Quelle: Atkins imter Verwendung von Input-Output-Tabellen. 

1) ln jedem Sektor sind nur Erzeugnisgruppen, die über 1 % der 
gesamten Beschaffungen ausmachen, aufgeführt. 

2) Im Jahr 1984 entsprachen die gesamten öffenüichen Beschaf- 
fungen für EUR 12 in Höhe von 450,5 Mrd. ECU 15 % des BSP. 
Unter Annahme eines unveränderten BSP- Anteils beträgt 
diese Zahl für 1986 530 Mrd. ECU. 
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Tabelle 4 


Sektoren mit umfangreichen öffentlichen 
Beschaffungen 


NACH 

SEKTOR 

Produktion des 
Sektors für öf- 
fentliche Be- 
schaffungen 
(%) 

Anteil an den 
öffentlichen 
Beschaffungen 
insgesamt (%) 

11 

Kohlenbergbau 
(einschließlich 
Herstellung von 
Briketts) 

60 % 

3,7 % 

152 

Herstellung und 
Verarbeitung von 
Spalt- und Brenn- 
stoffen 

20% 

0,3 % 

221 

Erzeugung von 
Eisen und Stahl . 

10 % 

0,1 % 

222 

Herstellung von 
Stahlrohren 

10% 

0,1 % 

314/ 

315 

Stahl- und Leicht- 
metallkonstruk- 
tionen, Kessel- 

und Behälterbau 

30% 

1,2 % 

33 

Büromaschinen 
und Datenverar- 
beitungsgeräte . . 

30% 

0,9 % 

342 

Elektromotoren, 
-generatoren und 
-transformatoren 
sowie Schalt- und 
Installationsge- 
räte 

30% 

0,9 % 

344 

Fernmeldegeräte , 
Zähler, Meß- und 
Regelgeräte, 
elektromedizini- 
sche Geräte .... 

90 % 

schwankend 

0,7 % 

362 

Schienenfahr- 
zeuge 

90 % 

0,9 % 

364 

Luftfahrzeugbau 
und -reparatur . . 

50% 

2 % 


Quelle: Atkins. 


Tabelle 5 

Kosten- und Preissenkungen im Zusammenhang mit 
der Liberalisierung des öffentlichen 
Beschaffungswesens 
(Milliarden ECU, 1984) 



direkte 
statische 
Aus wir - 
kimgen^) 

Auswir- 
kungen 
auf den 
Wettbe- 
werb 

Restruk- 

turie- 

rungs- 

effekt^) 

Ins- 

gesamt 

Landwirtschaft . 

— 

— 

— 

— 

Energie^) 

— 

- 

— 

- 

Fertigerzeug- 
nisse 

2,7 

2,0 

6,0 

10,7 

Anlagen- und 
Maschinen- 
bau 

1,7 

2,0 

6,0 

9,7 

gängige Kon- 
sumgüter .... 

0,2 





0,2 

Halbfertig- 
erzeugnisse . . 

0,8 

— 

— 

0,8 

Hoch- und Tief- 
bau 5) 

0,8 





0,8 

Dienstleistun- 
gen 5) 

0,2 

— 

— 

0,2 

Insgesamt 

3,7 

2,0 

6,0 

11,7 


1) Berechnet für fünf Mitgliedstaaten (B, D, F, I, UK). 

2) Unter der Annahme, daß im öff entheben Sektor der Anteil 
von Importen aus anderen Mitgüedstaaten auf das Niveau 
steigt, das jetzt für den Privatsektor gilt, für 80% der öff ent- 
heben Beschaffimgen. 

3) Atkins schätzte nur die Auswirkungen des Wettbewerbs und 
der Restrukturierimg in Sektoren, in denen öffenthehe Be- 
schaffungen so umfangreich sind, daß sie das Verhalten der 
HersteUer sicher beeinflussen können. Dies gilt jedoch nur im 
Anlagen- und Maschinenbau. 

4) Siehe Kapitel 4.7.3. 

5) In beiden Sektoren wird für 80% der öffenthehen Beschaf- 
fungen eine Erhöhung der Importanteile um 10 % und eine 
10%ige Preissenkung angenommen. 

QueUe: Atkins 
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Tabelle 6 


Industrielle Restrukturierung im Zusammenhang mit der Liberalisierung 
des öffentlichen Auftragswesens 



Gemein- 
schaftsmarkt 
(Mrd. ECUi) 

Gegenwärtige 

Kapazitätsaus- 

lastung 

Innergemein- 

schaftiicher 

Handel 

Anzahl der 
EG -Hersteller 

Anzahl der 
US-Hersteller 

Einsparungen 
durch Skalen- 
vorteile 

Kesselbau 

2 

20 % 

sehr gering 

12 

6 

20% 

Turbinenbau 

2 

60% 

sehr gering 

10 

2 

12% 

Lokomotivenbau 

0,1 

50-80 % 

sehr gering 

16 

2 

20 % 

Mainframe Computer 

10 

80 % 

30-100 %2) 

5 

9 

5 % 

Femsprechvermittlungs- 
anlagen 

7 

70% 

15-45 %2) 

11 

4 

20% 

Femsprechgeräte 

5 

90% 

sehr gering 

12 

17 

— 

Laser 

0,5 

50 % 

beträchtlich 

über 1 000 

über 1 000 

keine 

Angaben 


1) Skalenvorteile aufgrund der Verdoppelung der Produktion. 

2) In Prozent der Gesamtnachfrage. 

Quelle: Atkins 


Tabelle 7 


Aufgliederung der wirtschaftlichen Auswirkungen einer Liberalisierung der öffentlichen Beschaffungen 

nach Ländern (in Milliarden ECU), 1984 



B 

D 

F 

I 

UK 

EUR 5 

EUR 121) 

Statische Auswirkungen 

0,4 

1,0 

0,3 

1,0 

1,0 

3,7 

4,4 

Auswirkungen auf den Wettbewerb 

0,2 

0,8 

0,3 

0,4 

0,3 

2,0 

2,3 

Restrukturierung 

0,5 

1,5 

1,4 

1,0 

2,1 

6,0 

7,2 

Insgesamt 1984 

1,1 

2,8 

2,0 

2,4 

3,4 

11,7 

13,9 

(in % des BSP) 

(1.1) 

(0.4) 

(0.3) 

(0.4) 

(0.6) 

(0,5) 

(0.5) 

Zusätzliche Einsparungen im Rüstungssektor 






3,7 

4,0 

Insgesamt (einschließlich Rüstungsbeschaffungen) 






15,14 

17,9 


Quelle: Atkins, Dienststellen der Kommission. 

1) Die Extrapolation der Zahlen auf EUR 12 gründet sich auf die Annahme, daß die Auswirkungen in Prozent des BSP konstant 
bleiben. 
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Karte 5 


Größte Produktionsanlagen für den Transfonnatorenbau 


NEI PEEBLES (1360) 
EDINBURGH 

GEC POWER TRANSPORMERS 
STAFFOR0(6O0) 



ALSTHOMdOAO) 

LE HAVRE 
ALSTHOM 
PETIT-QUEVIUY 
ALSTHOM 
ST-OUEN (PARIS) 


SMIT TRANSFORMATOREN 
NIJMEGEN (300) 


ASEA BROWN DOVERI 
MANNHEIM 

TU (SIEMENS) 

STUTTGART AREA (3400) 

... FRANCE TRANSFO (J-S) 
METZ (600) 

MERLIN GERIN 

• BERGAMO 

• ANSALDO COMPONENTI 

MILAN ( 1600) 

ANSALOO COMPONENTI 
- POMEZIA (ROME) (420) 



Quelle: Interviews, Jahresberichte 
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B. Betroffene Sektoren und Teilsektoren 


( 1 ) Wasserversorgung 

Struktur, Trägerschaft und Kontrolle der 
Vergabestellen 

38 . Die Wasserwirtschaft umfaßt drei verschiedene 
Aktivitätsebenen. Zur Wasser ge winnung gehört die 
Gewinnung von Oberflächenwasser, das Abpumpen 
von Grundwasser sowie die Aufbereitung für den Ver- 
brauch. Der Transport vom Ort der Gewinnung zu 
Wassertanks, Wassertürmen oder Reservebecken 
oder die unmittelbare Einleitung ins Versorgungsnetz 
erfolgt durch Hauptleitungen. Das Trinkwasser wird 
sodann in kleineren Netzen an die Abnehmer weiter- 
geleitet, und zwar durch individuelle Anschlüsse, die 
mit Ventilen und Zählern ausgerüstet sind, ln einigen 
Fällen wird nicht aufbereitetes Wasser nach der Ge- 
winnimg und dem Transport an Versorgungsunter- 
nehmen verkauft, die selbst die Aufbereitung vorneh- 
men. 

39 . Die Trinkwasserversorgung gilt als öffentliche 
Dienstleistung und wird Gebietskörperschaften auf 
lokaler, regionaler oder Provinzebene übertragen. 
Diese nehmen die Versorgung in eigener Verantwor- 
tung vor oder übertragen sie Verbänden oder Unter- 
nehmen mit öffenthcher, gemischter oder privater Fi- 
nanzierung. In den meisten Mitghedstaaten besteht 
eine Vielzahl von Wasserversorgungsbetrieben, de- 
ren Größe und rechtlicher Status sowohl zwischen den 
Mitgliedstaaten als auch innerhalb eines Mitghed- 
staates große Unterschiede aufweist. 

40 . Mit einer Ausnahme sind in allen Mitgliedstaa- 
ten vor allem die Gebietskörperschaften für die Was- 
serversorgung verantwortlich. Ob sie die Versorgung 
selbst direkt vornehmen oder über Konzessionen, 
Leasing oder Managementverträge delegieren, das 
Ergebnis ist in jedem Falle eine große Zahl von klei- 
neren Versorgungsbetrieben. Es gab jedoch auch an- 
dere Entwicklungen, die zu einer kleineren Zahl grö- 
ßerer Betriebe führten, sei es durch Gründung von 
Gemeinde verbänden (wie in Belgien) oder aufgrund 
der Entwicklung von Unternehmen, die die Versor- 
gung im Auftrag der lokalen Behörden vornehmen. 
Diese Unternehmen können unter schiedhche Form 
haben. In Frankreich bestehen fünf große Unterneh- 
men, die privatrechtlich organisiert sind und 70 % der 
Bevölkerung versorgen (zwei dieser Unternehmen 
bzw. ihre Tochtergesellschaften versorgen 54 % der 
Bevölkerung). In Griechenland bestehen zwei große 
Unternehmen mit privatrechtlichem Status, die jedoch 
von der öffentlichen Hand finanziert werden. Itahen 
verfügt sowohl über eine Anzahl von Wasserversor- 
gxmgsunternehmen öff entheben Rechts als auch über 
privatrechtliche Gesellschaften. Auch in den Nieder- 
landen bestehen öffentliche und private Unterneh- 
men nebeneinander, doch befinden sich die privat- 
rechtlich organisierten Unternehmen im Besitz der öf- 
fentlichen Hand. Portugal verfügt nur über ein einzi- 


ges öffenthehes Unternehmen im Raum Lissabon, 
während in Spanien eine Reihe von privatrechthehen 
Unternehmen besteht, die jedoch in bezug auf das 
Eigentum öffentheh, privat oder gemischt sind. Zu den 
zahlreichen unterschiedhehen Systemen, die in elf 
Mitghedstaaten nebeneinander bestehen, kommt 
noch das britische System, das die geringste Zahl von 
Unternehmen umfaßt. In England und Wales beste- 
hen zehn öffentliche Versorgungsunternehmen, die 
75 % der Bevölkerung versorgen und deren Privatisie- 
rung vorgesehen ist. Der Rest entfällt auf 29 Privatun- 
ternehmen. In Schottland und Nordirland erfolgt die 
Wasserversorgung durch öffentheh kontrolherte re- 
gionale Betriebe. 

41 . Diejenigen Stellen, die Trinkwasser gewinnen, 
befördern oder verteilen sind nicht notwendigerweise 
ausschließlich oder vorwiegend mit der Trin Wasser- 
versorgung befaßt. Französische Privatfirmen sind 
auch tätig in der Energieversorgung, im Tiefbau, der 
Kommunikation, der Abfallentsorgung und verfügen 
sogar über Bestattungsunternehmen. In der Bundes- 
repubhk Deutschland ist die Strom- oder Gasversor- 
gung oft mit der Trinkwasserversorgung verbunden. 
Die Wasserbehörden in England sind zuständig für 
die gesamte Wasserwirtschaft einschheßheh der Be- 
wirtschaftung der Wasserreserven, der Trinkwasser- 
versorgung, der Aufbereitung von Abwässern und des 
Wassersport einschheßheh Angeln und für den Schutz 
des Wasser-Biotops. 

42 . Die Ab Wasseraufbereitung verdient besondere 
Beachtung, da sie auf Leitungsnetzen basiert und das 
verwendete Material (Flansche, Ventile, Röhren, Che- 
mikahen) oder die Arbeiten zur Verlegung von Lei- 
tungen oder für hydrauhsche Konstruktionen dem im 
Trinkwasser verwendeten Material ähnlich sind. Eine 
beträchtliche Zahl von Stellen sind sowohl für Trink- 
wasser als auch für Abwasser zuständig. Daher be- 
steht Anlaß, für beide Aktivitäten die gleichen Verga- 
beverfahren vorzusehen. 

43 . Was auch immer die Struktur der betreffenden 
Stellen sein mag, sie verfügen über Exklusivrechte, 
die ihnen von den Behörden verhehen werden, oder 
sie verfügen über ein De-facto-Monopol in gewissen 
geographischen Zonen aufgrund ihrer Aufsicht über 
das Leitungsnetz. 

44 . Die Konzessionen, die von den Gebietskörper- 
schaften an private Firmen vergeben werden, haben 
oft eine lange Laufzeit von bis zu 30 Jahren, so daß der 
Wettbewerb ausgeschlossen ist, bis die Konzession 
erneuert wird. Aber selbst dann ist eine Ausschrei- 
bung zur Vergabe und Erneuerung des Vertrags in 
den meisten Mitghedstaaten nicht obligatorisch. 

45 . In allen Mitghedstaaten werden die Gebühren 
für Wasser von den Behörden festgelegt, entweder 
jährheh oder aufgrund von Indikatoren, die in den 
Verträgen enthalten sind, 

46 . Selbst im Falle einer Delegation der Bewirtschaf- 
tung verbleibt die Planung der Investitionen in der 
Zuständigkeit der Behörden, gleichgültig, ob diese 
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von der öffentlichen Hand oder über die Gebühren 
finanziert werden. 


Beschaffungsstrukturen 

47 . In allen Mitghedstaaten sind die Hauptinvestitio- 
nen für das Verteilungsnetz und andere große Ein- 
richtungen für die Trinkwasserversorgung bereits vor 
langer Zeit getätigt worden. Der an das Verteilungs- 
netz angeschlossene Anteil der Bevölkerung 
schwankt zwischen 80 und 95 % in Dänemark, Irland, 
Griechenland und Portugal und 95 bis 100% in den 
übrigen Mitgliedstaaten. Die gegenwärtigen Investi- 
tionen betreffen daher vor allem die Instandsetzung 
oder Ausdehnung der bestehenden Leitungsnetze. In 
einigen Regionen können neue Anlagen zur Trink- 
wassergewinnung erforderhch sein, um die Leistung 
zu verbessern. 

48 . Auch der verstärkte Umweltschutz erfordert 
Neuinvestitionen. Die Verschmutzung des Oberflä- 
chenwassers und in geringem Maße auch des Grund- 
wassers sowie die immer strengeren Quahtätsnormen, 
wie sie von den Gemeinschaftsrichtlinien gefordert 
werden, haben die zuständigen Stellen in allen Mit- 
gliedstaaten gezwungen, in fortgeschrittene Anlagen 
zu investieren. 

49 . Die meisten Investitionsausgaben (50—70%) 
entfallen auf Bauarbeiten, darauf folgt der Kauf von 
Röhren, Ventilen und anderen Ausrüstungen (rund 
20%). Angesichts der großen Zahl von Stellen, die in 
diesem Sektor tätig sind, und aufgrund ihrer sehr un- 
terschiedhchen Strukturen hegen zahlreiche Aufträge 
unter dem Schwellenwert der bestehenden Richth- 
nien. 

50. Die typischen Beschaffungen umfassen: 

a) Chemikahen für die Wasseraufbereitung; 

b) Röhren, Ventile, Dichtungen und Flansche; 

c) KontroUeinrichtimgen einschheßhch Quahtätskon- 
troUe (weitgehend elektronisch); 

d) Kompressoren, Preßlufthämmer, Generatoren, Si- 
gnahsationsschilder; 

e) Pumpen und sonstige elektromechanische Ge- 
räte. 

51 . Typische Aufträge für Bauarbeiten betreffen Ge- 
bäude sowie Anlagen für die Wasseraufbereitung, 
Speicherbecken und Leitungsnetze. 

52 . Darüber hinaus tätigen einige Versorgungsbe- 
triebe beträchthche Wasserkäufe, wenn sie über keine 
eigenen Gewinnungsanlagen verfügen oder ihre ei- 
gene Kapazität unzureichend ist. Diese erstrecken 
sich unter Umständen auf beträchthche Summen: 


Versorgungsbetriebe Jährhcher Betrag in ECU 

pro Betrieb im Jahr 1986 

Stichting 

10 Gemeenten (Niederlande) 4 370 000 

TMVW (Belgien) 17 000 000 


Stuttgart (Bundesrepubhk Deutschland) 14 000 000 
Canal Isabel II (Spanien) 2 993 000 

Trotz der hohen Beträge für . diese Eink äufe b esteht 
kaum Wettbewerb aufgrund der Notwendigkeit, von 
nahegelegenen Lieferanten zu beziehen. Einkäufe 
über die Grenzen hinweg sind praktisch inexistent, 
und die wenigen Ausnahmen (zwischen Spanien und 
Frankreich) sind auf Grenzgebiete beschränkt. 

53 . Bestimmte Stehen, die in der Trinkwasserversor- 
gung tätig sind, unterhegen nationalen Beschaffungs- 
regelungen für öffenthche Aufträge, insbesondere in 
Belgien und Luxemburg. 

54 . Die Lieferanten werden meist in einer Voraus- 
wahl auf der Grundlage früherer Erfahrungen oder 
Referenzen ausgewählt und befinden sich auf infor- 
meUen Listen. Die Wasserbehörden im Vereinigten 
Königreich vergeben Verträge im Wege eines Rota- 
tionssystems, nach dem Gruppen von drei bis vier 
Unternehmen, die sich an der Spitze der Liste befin- 
den, aufgefordert werden, mit zwei oder drei auf der 
Grundlage früherer Verträge ausgewählten Unter- 
nehmen in Wettbewerb zu treten. Listen von Bauun- 
ternehmen werden oft geographisch ersteht. In 
Deutschland empfehlen die Beruf sverbände den Ver- 
gabestehen, ihre Lieferanten einem Eignungsverfah- 
ren zu unterwerfen, das vom Verband der Röhrenher- 
steher erarbeitet wurde. 

55 . Die große Mehrheit der Unternehmer und Liefe- 
ranten gehören dem Land der Vergabestehe an. Dies 
güt insbesondere für Lieferanten von hydraulischen 
Anlagen und für Bauarbeiten, wo jeder Mitghedstaat 
seine eigenen nationalen oder Branchenstandards 
hat. Auch die Ausrüstungen sind nationalen Ur- 
sprungs mit Ausnahme der elektrischen Geräte und 
Computer, Chemikahen, sowie Wasserzähler und be- 
stimmter Röhren, bei denen Hersteher aus verschie- 
denen Mitghedstaaten berücksichtigt werden. 


Die Lieferindustrie 

56 . Jeder Mitghedstaat verfügt über eine relativ 
große Zahl von Lieferanten, meist mit unterschiedh- 
chen Aktivitäten, die nicht ausschheßhch im Bereich 
der Wasserversorgung tätig sind. 

57 . In Frankreich hat eine vertikale Integration zwi- 
schen Wasserversorgungsunternehmen und Herstel- 
lern von Spezial-Plastikrohren, Tief- und Wasserbau- 
untemehmen und Herstehem von Wasseraufberei- 
tungsanlagen stattgefunden. Degrement, der Welt- 
führer im Bereich der Wasseraufbereitung ist eine 
Tochtergesellschaft von Lyonnaise des Eaux, die so- 
wohl direkt als auch über Degrement auch über Hol- 
dings in anderen Mitghedstaaten verfügt. Die Com- 
pagnie Generale des Eaux ist führend im Hoch- und 
Tiefbau; ihre Tochtergesellschaft OTV hat eine wich- 
tige Stellung im Bereich der Wasseraufbereitung. 

58 . Zu den dominierenden RöhrenhersteUern gehö- 
ren British Steel, Mannesmann (Stahlrohre) und Pont- 
ä-Mousson (Gußrohre). Die HersteUer von Kunststoff- 
rohren sind kleiner und sind oft mit den großen petro- 
chemischen Konzernen verbunden. Die zahlreichen 
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Hersteller von Zementrohren setzen ihre Erzeugnisse 
auch im Öl- und Gassektor und bei der Fernheizung 
ab. 

59. Zu den Hauptlieferanten von Pumpen und Kon- 
troUausrüstungen gehören die führenden Unterneh- 
men der Elektroindustrie wie Siemens und Pleufer. 

60. Die Unternehmer im Bereich des Tiefbaus und 
sonstiger Bauarbeiten sind zahlreich. Zu ihnen gehö- 
ren Firmen, die in der Wassertechnik spezialisiert 
sind. 


Normen und technische Spezifikationen 

61. Obwohl die Techniken im Bereich der Gewin- 
nung, des Transports und der Verteilung von Wasser 
in den Mitgliedstaaten sehr ähnhch sind, gibt es nur 
wenige europäische Normen. Die bestehenden ISO- 
Normen decken ungefähr 80 % der für die Wasserver- 
sorgung verwendeten Erzeugnisse ab — einschließ- 
lich Röhren aus Gußeisen, Stahl, Kupferlegierungen, 
PVC oder Polyäthylen, Ventile und Ransche — doch 
wurden nur wenige davon in nationale Normen um- 
gesetzt oder durch nationale technische Spezifikatio- 
nen ergänzt. 

62. Auf innerstaatlicher Ebene wurden von den na- 
tionalen Lieferanten und Käufern in den Mitgliedstaa- 
ten gemeinsame Spezifikationen entwickelt. Diese 
Spezifikationen erstrecken sich auf Ausrüstung, Kon- 
struktionsmethoden und die Verlegung von Rohrlei- 
tungen; sie schließen Sicherheitsregeln ein. 


Schlußfolgerungen 

63. Im Bereich der Wasserversorgung bestehen be- 
trächtliche Unterschiede hinsichtlich der Größe der 
beteiligten Vergabestellen. Mit Ausnahme des Verei- 
nigten Königreichs und Frankreichs sind sie meist 
kleinere Betriebe. Ihre rechtliche Struktur ist unter- 
schiedlich, doch haben sie ihrer Natur nach den Cha- 
rakter von Monopolen, die Teile der öffentlichen Ver- 
waltung sind oder eng von dieser abhängen. 

64. Die Hauptinfrastruktur ist weitgehend vollstän- 
dig, und die künftigen Investitionen betreffen wahr- 
scheinlich Ersatz, Modernisierung und Umwelt- 
schutz. 

66. Die Wasserversorgungsbetriebe beziehen einen 
hohen Anteil (95 %) ihrer Beschaffungen von nationa- 
len Lieferanten. Diese Praktik wird wahrscheinhch 
auch weiterhin bestehen, wenn es sich um Aufträge 
für kleinere Bauarbeiten oder für Ausrüstungen mit 
relativ geringer Wertschöpfung in der Fertigungs- 
phase handelt. 

66 . Bei einigen technisch aufwendigen und groß- 
technisch hergestellten Ausrüstungen besteht ein Po- 
tential für den innergemeinschaftlichen Handel, aus 
dem sowohl die Vergabestellen als auch die Industrie 
Nutzen ziehen könnte. Die industriellen Lieferanten 
hängen meistens nicht von nationalen Aufträgen ab, 
da sie meist auch in anderen Sektoren tätig sind. 


(2) Energieversorgung 
(i) Elektrizität 

Struktur, Trägerschaft und Kontrolle der EVUs 

67. Die EVUs sind die hauptsächlichen Stromliefe- 
ranten in der Gemeinschaft; sie hefern Elektrizität an 
Kunden, für die eine eigene Stromerzeugung wirt- 
schaftlich nicht sinnvoll ist und die kurzfristig keine 
Alternative für den Strombezug haben. Einige Indu- 
strieunternehmen erzeugen Elektrizität, hauptsäch- 
lich für ihren eigenen Gebrauch, und geben zeitweise 
Strom an das Netz ab, da überschüssige Elektrizität 
nicht gespeichert werden kann: Obwohl durchschnitt- 
lich selbst erzeugte Elektrizität etwa 8% der gesam- 
ten in der EG produzierten Elektrizität ausmacht, wird 
nur ein ganz geringer Teil davon an das Netz abgege- 
ben: nur in Deutschland (5%), in den Niederlanden 
(1,5%) und in Itahen (2,5%) erreicht diese Stromab- 
gabe signifikante Ausmaße. 

68. Von den 1 551 Twh, die 1987 von den Abneh- 
mern des Elektrizitätssektors verbraucht wurden, ent- 
fielen 40% auf Haushalte und 45% auf industrielle 
Abnehmer, während 7% an Verkehrsbetriebe gin- 
gen. 

69. Die EVUs der Gemeinschaft verbrauchen haupt- 
sächlich konventionellen Brennstoff (feste Brennstoffe, 
Gas und Öl) (54 % im Jahre 1986) und Kernbrennstoffe 
(33%); der Anteil der Wasserkraft beträgt 13%. Der 
Anteil des Atomstroms ist im Steigen und dürfte nach 
den Projektionen bis 1995 38% erreichen. 

70. Die Stromerzeugung in den fünf größten Mit- 
ghedstaaten (Bundesrepublik Deutschland, Frank- 
reich, Vereinigtes Königreich, Itahen und Spanien) 
beherrscht mit 87 % der Gesamtproduktion die Strom- 
erzeugung in der Gemeinschaft. Der Anteil der einzel- 
nen Energieträger an der Stromerzeugung ist je nach 
Mitghedstaat verschieden: konventionelle Energie- 
träger sind in der ganzen Gemeinschaft vorherr- 
schend mit Ausnahme Frankreichs, Belgiens und Por- 
tugals; die Stromerzeugung in Kernkraftwerken ist 
die vorherrschende Technologie in Frankreich und 
Belgien; sie ist bedeutend in Deutschland und Spa- 
nien. Die Wasserkraft hat einen beträchthchen Anteil 
an der Stromerzeugung in Frankreich, Itahen, Spa- 
nien und Portugal. 

71. Zwar umfaßt die Elektrizitätswirtschaft der Ge- 
meinschaft etwa 10 700 Versorgungsunternehmen, 
doch sind 75 % dieser Unternehmen nur im Bereich 
der Verteilung tätig. Ferner wird die Industrie von 
einigen großen Unternehmen beherrscht. Auf die 10 
größten Unternehmen entfallen 68 % der Produktion, 
auf die 20 größten 80%. In Frankreich, Deutschland, 
Griechenland und Irland sind die Aktivitäten voU inte- 
griert und schließen Erzeugung, Transport und Ver- 
teilung ein. Die größte Zahl der EVUs findet sich in der 
Bundesrepubhk Deutschland (354 Unternehmen für 
Erzeugung und Verteilung; 325 Unternehmen nur für 
die Verteilung) und Spanien (22 Stromerzeuger, 548 
Verteiler); allerdings finden sich dort auch beherr- 
schende Unternehmen: RWE und VEBA erzeugen 
über 50 % des deutschen Stroms, während in Spanien 
ENDESA 32 % der Elektrizität erzeugt. 
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72. Einige der großen Unternehmen sind voll inte- 
griert; ihre Aktivität schließt Erzeugung, Transport 
und Verteilung ein. 

73. Zahlreiche EVUs sind in staatlicher Hand; der 
Eigentümer ist entweder der Zentralstaat oder regio- 
nale und lokale Körperschaften. Dies gilt praktisch für 
den gesamten Sektor in Dänemark, den Niederlan- 
den, Italien, Frankreich, Griechenland, Irland, Portu- 
gal und im Vereinigten Königreich (dort wurden aller- 
dings Privatisierungspläne angekündigt). 

74. Private Beteihgung ist häufig in der Bundesrepu- 
bhk Deutschland, in Belgien, Spanien und Luxem- 
burg. Allerdings ist der Anteil der öffentlichen Hand 
am Elektrizitätssektor signifikant in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, Spanien und Belgien. In Deutsch- 
land verfügt die öffentliche Hand über die Mehrheit 
der Beteiligungen in sieben der „großen acht" Unter- 
nehmen („Verbundgesellschaften"), die 90% der Ge- 
samtproduktion auf sich vereinigen. In Spanien kon- 
trolliert der Staat einen großen Teil der Stromerzeu- 
gung, des Stromtransports sowie der Kohleförderung 
durch das Eigentum an der Transportgesellschaft 
REDSA imd der Holding ENDESA. In Belgien befin- 
den sich die größten Verteilungsunternehmen zu 66 % 
in der Hand regionaler und kommunaler Körperschaf- 
ten. 

75. In Dänemark, Deutschland, Luxemburg, den 
Niederlanden und Spanien haben die Versorgungs- 
imternehmen unabhängig vom Anteil der öff entheben 
Hand privatrechtlichen Status. 

76. Die Tätigkeit der EVUs wird durch umfassende 
Gesetze und Regelungen kontrolhert. In Belgien, Dä- 
nemark, der Bundesrepubhk, den Niederlanden und 
Spanien verfügen die EVUs über Konzessionen, die 
von den Regionalregierungen erteilt werden. In Grie- 
chenland, Irland und Luxemburg bestehen Monopole 
für die Stromversorgung. In Frankreich, Itahen, Portu- 
gal und im Vereinigten Königreich bestehen staath- 
che Monopole. Die Konzessionen schließen in vielen 
Fällen die Verpflichtung zur Stromlieferung ein. 

77. Kritische Aspekte des Betriebs, wie etwa Gebüh- 
renfestsetzung und Investitionen, werden streng ge- 
regelt, und alle Länder verfügen über irgendeine 
Form von Preisreguherungsmechanismus. Für grö- 
ßere Investitionen ist überall die Zustimmung der Re- 
gierung erforderheh, insbesondere für neue Kraft- 
werke. Umfassende Koordinierungsstrukturen sorgen 
in allen Mitghedstaaten für eine ständige staathehe 
Beteihgung am Betrieb. 

78. Angesichts des Umfangs der privaten Beteih- 
gung an den EVUs in Belgien, Deutschland, Luxem- 
burg und Spanien ist das rechthehe Umfeld, in dem 
diese Unternehmen tätig sind, besonders interes- 
sant. 

79. In Belgien wird die Verteilung von den Gemein- 
den vorgenommen, doch verfügen private Unterneh- 
men nach dem Gesetz aus dem Jahr 1925 über Strom- 
erzeugungskonzessionen. Aufgrund der bestehenden 
Regelungen unterhegen die privaten EVUs einer Ge- 
bührenkontroUe und Regelungen; sie unterstehen 
dem Wirtschaftsministerium, das seine Befugnisse 
über einen Zentralausschuß ausübt, in dem der Mini- 


ster über das Vetorecht verfügt. Diese Regelung be- 
trifft Investitionsprogramme, Standortentscheidungen 
und Auflagen für Kernkraftwerke sowie die Dividen- 
denpohtik der EVUs. 

80. In der Bundesrepubhk Deutschland ist nach dem 
KarteUgesetz eine Konzession vorgesehen, die es den 
Versorgungsuntemehmen ermögheht, ihre Tätigkeit 
in geschlossenen Gebieten auszuüben. Darüber hin- 
aus bestehen Konzessionen für Exklusivrechte an 
Netzbetreiber. Es besteht zwar eine gewisse Aufsicht 
über die Tarife, doch werden diese von den EVUs 
selbst nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten festge- 
legt. Investitionsprogramme unterhegen letztheh der 
KontroUe des Wirtschaftsministeriums, und für neue 
Standorte sind Genehmigungen erforderheh. 

81. In Spanien gewährt das Ministerium für Indu- 
strie und Energie den EVUs Nutzungsrechte für die 
Regionen. Es besteht ein Preis- Ausgleichssystem zwi- 
schen den Unternehmen, das der Überwachung durch 
die Regierung unterhegt* Für Investitionen und Stand- 
ortentscheidungen ist eine Genehmigung der Regie- 
rung erforderheh. 


Beschaffungsstrukturen 

82. Aufgrund der wirtschaftiiehen Bedeutung und 
Konzentration der Beschaffungen des Elektrizitäts- 
sektors sind die großen Aufträge für die Lieferanten 
von lebenswichtiger Bedeutung. 

83. Die Elektrizitätswirtschaft in der EG erteilt Auf- 
träge von über 20 Milharden ECU pro Jahr. Der Groß- 
teil ergeht von Unternehmen in Deutschland, Frank- 
reich, im Vereinigten Königreich und Itahen. Auf In- 
vestitionsausgaben entfaUen rund 82 % der gesamten 
Aufträge während Instandsetzungsarbeiten und War- 
tungsarbeiten mit 9 % zu Buche schlagen. 

84. Die Zahl der jährlich vergebenen Aufträge ist 
hoch, doch haben viele von ihnen ein geringes Volu- 
men. Großaufträge von 200 000 ECU und mehr ma- 
chen kaum 1 % der erteilten Aufträge aus. 

85. Diese großen, im Wege von Ausschreibimgen 
vergebenen Aufträge sind für die Lieferindustrie von 
entscheidender Bedeutung. Aufträge im Umfang von 
200 000 ECU können sich auf einen Zeitraum von 
2—4 Jahren erstrecken, während sehr große Aufträge 
eine Laufzeit von 6—8 Jahren haben können. 

86. Aus zahlreichen Gründen werden in den wich- 
tigsten Erzeugerländern gegenwärtig die Aufträge 
fast ausschheßheh an nationale Lieferanten vergeben. 
Dies kann sich jedoch ändern, da sich das Investitions- 
verhalten in den größeren Ländern wandelt. 

87. Die großen Verbraucherländer haben ihre Aus- 
bauprogramme weitgehend abgeschlossen, so daß 
angesichts des voraussichtlich geringen Wachstums 
nach Stromnachfrage (etwa 2% pro Jahr) künftige 
Investitionen vornehmlich auf den Ersatz bestehender 
Kapazitäten abgestellt sind. Dies bedeutet, daß die 
gegenwärtige Überkapazität bei der Stromerzeugung 
das Nachfragewachstum noch über Jahre hinaus auf- 
fangen kann, wenn auch die Altersstruktur der instal- 
lierten Anlagen darauf hindeutet, daß nach 1990 
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wahrscheinlich Ersatzinvestitionen beträchtlichen 
Umfangs vor allem in Deutschland und im Vereinig- 
ten Königreich notwendig werden. 

88. In einigen dieser Länder kann die Struktur des 
künftigen Investitionsprogramms dazu führen, daß 
ein nationales Ungleichgewicht zwischen Angebot 
und Nachfrage besteht. Dadurch dürfte wahrschein- 
lich der Druck zu nicht nationalen Beschaffungen ver- 
stärkt werden. So wird wahrscheinlich in Frankreich 
nach Abschluß des großen Nuklearprogramms keine 
ausreichende Nachfrage für die französische Industrie 
bestehen. Auch Italien hat eine kemtechnische Indu- 
strie entwickelt, der es nach dem Volksentscheid ge- 
gen die Kerntechnik an Aufträgen fehlen wird. 
Gleichzeitig plant das Vereinigte Königreich ein 
neues Bauprogramm für die 90er Jahre, und es ist 
nicht klar, ob etwa im Nuklearbereich ausreichende 
nationale Lieferkapazitäten bestehen. 

89 . Wie in einem Industriezweig mit so großen Aus- 
gaben nicht anders zu erwarten ist, sind die EVUs sehr 
sorgfältig bei der Vergabe von Lieferaufträgen oder 
von Aufträgen für Bau-, Wartungs- und Instandset- 
zungsarbeiten. 

90 . Es ist praktisch unmöglich, einen Auftrag von 
einer der großen E VU zu bekommen, wenn der Unter- 
nehmer nicht auf einer Liste der geeigneten Lieferan- 
ten steht. Dabei wird großer Wert auf die Zuverlässig- 
keit des Lieferanten und seine Fähigkeit gelegt, de- 
taillierte Spezifikationen einzuhalten. Preise sind mei- 
stens nicht das primäre Kriterium. Die selektive Auf- 
forderung zur Angebotsabgabe scheint die Norm zu 
sein. Die restlichen Aufträge werden in Verhandlun- 
gen mit einem einzigen Lieferanten vergeben. Offene 
Ausschreibungen sind selten. In einer Stichprobe von 
200 Aufträgen von über 200 000 ECU waren bei 25 % 
nur ein Bieter beteiligt, bei 57% 2—4 Bieter. 

91 . Es gibt kaum eine europäische Normung, so daß 
die von den großen EVUs festgelegten detaillierten 
Spezifikationen sich je nach den üblichen Praktiken 
sehr weitgehend unterscheiden können. Dies dürfte 
jedoch kein unüberwindbares Hindernis für die gro- 
ßen Lieferanten sein, vorausgesetzt, daß die Spezifi- 
kationen ohne Schwierigkeit besorgt werden kön- 
nen. 

92 . In Mitgliedstaaten, in denen eine hoch entwik- 
kelte Lieferindustrie besteht, werden die Aufträge fast 
ausschließlich an nationale Bieter vergeben. Naturge- 
mäß spielen Importe in den kleineren Ländern eine 
größere Rolle. So sind die zugelassenen Lieferanten 
für EVUs in Frankreich, Großbritannien, Deutschland 
und Italien zu über 90% einheimisch, während ein 
noch höherer Prozentsatz von Aufträgen an nationale 
Firmen vergeben wurde. Auch bei der Vergabe von 
Unterverträgen wurde die gleiche Struktur festge- 
stellt. Es wäre noch anzumerken, daß Unterverträge 
oft einen großen Anteil an den Arbeiten haben. 

93 . Dafür gibt es zahlreiche Gründe, die über die 
normalen wirtschaftlichen Erwägungen hinausgehen. 
Dazu gehört die Notwendigkeit einer Regierungsge- 
nehmigung für Aufträge, das politische Interesse von 
Aufsichtsratsmitgliedern (die meisten großen Auf- 
träge erfordern die Zustimmung des Aufsichtsrats), 
der Wunsch zur Aufrechterhaltung von Beziehungen 


zu bestehenden Lieferanten und das Bestreben, die 
lokale Industrie zu unterstützen (dadurch kann das 
Image des Versorgungsunternehmens verbessert 
werden, wenn zum Beispiel ein Planfeststellungsver- 
fahren läuft). 


Die Lieferindustrie 

94 . Die Elektrizitätswirtschaft ist ein umfangreicher 
Wirtschaftszweig, der von einigen Firmen beherrscht 
wird. Die Aufträge der Elektrizitätswirtschaft an die 
Investitionsgüter produzierende Industrie — es han- 
delt sich fast vollständig um langfristige Investitio- 
nen — beläuft sich jährlich auf weit über 20 Milliar- 
den ECU. Der Kapitalaufwand konzentriert sich auf 
einige wenige Schlüsselbereiche. Etwa 50% der er- 
forderlichen Investitionen für ein neues Kraftwerk 
entfallen auf Turbogeneratoren, Kessel, große Ma- 
schinen und Kernreaktoren. Im Bereich der Übertra- 
gung und Verteilung liegt der Schwerpunkt der Inve- 
stitionen bei Kabeln (50%) und Schaltanlagen 
( 20 %). 

95 . Die Lieferindustrie wird beherrscht von einer 
kleinen Zahl von Unternehmen mit integrierten Akti- 
vitäten über die großen Industriebereiche hinweg. Die 
meisten der führenden Firmen der Gemeinschaft in 
den wichtigsten Lieferindustrien haben ihre Aktivitä- 
ten auf die großen elektrizitätserzeugenden Länder 
konzentriert. 

96 . Die Herstellung schwerer und komplexer Inve- 
stitionsgüter, wie etwa Turbogeneratoren und Kessel, 
konzentriert sich auf einige wenige Standorte in den 
führenden Ländern. Die Herstellung von Erzeugnis- 
sen wie Transformatoren und Kabeln ist weiter ge- 
streut. 

97 . Neun Unternehmen sind für die Belieferung von 
EVUs in der Gemeinschaft besonders wichtig: ABB, 
KWU-Siemens, GEC, Alsthom, Framatome, Deutsche 
Babcock, Ansaldo, NEI und Babcock Int. Mit Aus- 
nahme der Deutschen Babcock und Babcock Interna- 
tional, die hauptsächlich Maschinenanlagen herstel- 
len, wird eine breite Palette von Kraftwerksausrüstun- 
gen und Dienstleistungen angeboten. Im Geschäfts- 
bereich Energietechnik erreichen diese neuen Unter- 
nehmen zusammengenommen einen Umsatz von 
über 20 Milliarden ECU. Sie sind daher für die Ge- 
samtwirtschaft von Bedeutung. Darüber hinaus sind 
sie in anderen Bereichen und auf ausländischen 
Märkten vertreten und bieten zahlreiche Arbeits- 
plätze. Ein Vergleich der Größe ihres Geschäfts- 
bereichs Energietechnik mit demjenigen der gro- 
ßen amerikanischen und japanischen Firmen (GE, 
Westinghouse, Toshiba und Hitachi) ist interessant: 
Nur ABB und Siemens erreichen die gleiche Größen- 
ordnung wie ihre amerikanischen und japanischen 
Wettbewerber. 

98 . Mehr oder weniger alle diese großen Unterneh- 
men leiden unter der ungünstigen Strukturentwick- 
lung in der Energietechnik; die Aufträge gehen seit 
einiger Zeit beträchtlich zurück. Daher müssen diese 
Industriebereiche mit einer äußerst niedrigen Kapazi- 
tätsauslastung arbeiten. 
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99. Als Reaktion auf diese Entwicklungen suchen 
die Lieferunternehmen der Gemeinschaft nach Mög- 
hchkeiten auf Exportmärkten, auf denen sie mit den 
großen amerikanischen und japanischen Firmen in 
Konkurrenz treten. Die europäische Industrie hat be- 
trächthche Anteile auf den Weltmärkten — 33 % bei 
Kernkraftwerken, 42% bei Turbogeneratoren, 20% 
bei Kesseln für fossile Brennstoffe. In einigen Fällen 
wurden Exportkonsortien für bestimmte Märkte ge- 
gründet. So kam es zu gemeinsamen Angeboten bri- 
tischer und französischer, britischer, deutscher, und 
itahenischer und deutscher und itahenischer Firmen. 
Es wird angenommen, daß mitunter von den nationa- 
len Regierungen eine starke Unterstützung zur Förde- 
rung der Exportaktivitäten gewährt wird. 

100. Ein weiteres Gebiet, auf dem die Unternehmen 
nach Möghchkeiten suchen, sind relativ kleine, weit- 
gehend speziahsierte Märkte mit hohem Wachstum 
wie etwa Rauchgasentschwefelung oder die Kraft- 
Wärme-Kopplung, 

101. Die Rentabihtätslage in der Energiewirtschaft 
ist besorgniserregend. Insgesamt erreichten die gro- 
ßen Unternehmen eine relativ stabile Rentabihtät, 
doch ist die Gesamtrentabihtät der Energiewirtschaft 
im Durchschnitt gering und hegt weit unter derjeni- 
gen ihrer amerikanischen Konkurrenten. 

102. Als Ergebnis der großen Restrukturierung, die 
in den 70er Jahren stattfand, sind die wichtigen 
Industrien in der EG nunmehr auf nationaler Ebene 
konzentriert. Weitere Restrukturierungsmaßnahmen 
scheinen aufgrund der ständig nachlassenden Nach- 
frage unumgänglich. Die bestehende Konzentration 
auf nationaler Ebene läßt eine Restrukturierung über 
die Grenzen hinweg als wahrscheinlich erscheinen. 
Sie hat in Wirkhchkeit mit der Bildung von ABB, des 
Unternehmens mit der weitaus größten Kapazität in 
Europa, durch Zusammenschluß von ASEA und 
Brown-Boveri bereits begonnen. 


Schlußfolgerungen 

103. Trotz der beträchthchen Unterschiede in bezug 
auf Status und Struktur unterliegen die EVU überall in 
der Gemeinschaft weitgehend dem Einfluß oder der 
Kontrolle der Regierung. 

104. Gleichzeitig besteht eine eindeutige Präferenz 
für nationale Beschaffungen, bei denen die Existenz 
langdauernder Geschäftsbeziehungen, pohtischen 
Einflusses und wirtschafthche Erwägungen gleichzei- 
tig eine Rolle spielen. Das Ergebnis ist ein beträchthch 
eingeschränkter Zugang zu den Märkten. 

105. Ebenso eindeutig ist jedoch die Tatsache, daß 
die gegenwärtige schlechte Auftragslage und die ge- 
ringe Rentabihtät der Lieferindustrien in naher Zu- 
kunft beträchthche Rationahsierungsmaßnahmen for- 
dert. Der Rationahsierungsdruck wird verstärkt durch 
den Wettbewerbsdruck der großen amerikanischen 
und japanischen Hersteller. Nachdem die Restruktu- 
rierungsmöghchkeiten auf nationaler Ebene praktisch 
ausgeschöpft sind, erscheint eine Restrukturierung 
über die Grenzen hinweg immer wahrscheinhcher. 


Würde diese zu einer Verringerung der Zahl der gro- 
ßen Hersteller führen, so würde damit der Wettbe- 
werb nicht notwendigerweise nachteüig beeinflußt 
angesichts der bestehenden Segmentierung des 
Marktes und der Tatsache, daß die hohen Kosten der 
Ausarbeitung von Angeboten und die langwierigen 
Verhandlungen es praktisch unmöghch machen, zu 
viele Bieter bei großen komplexen Aufträgen heran- 
zuziehen. 

106. Aus diesen Gründen ist es besonders wichtig, 
daß möghche Lieferanten die Möghchkeit haben, eine 
Geschäftsbeziehung zu den EVUs herzustellen. Dort 
wo weiterhin Listen von Lieferanten bestehen, ist der 
Zugang zur Liste die erste Hürde, die überwunden 
werden muß. Ein zweites Hindernis betrifft den Zu- 
gang zu den Spezifikationen, die einzelne EVUs für 
ihre Ausrüstungen vorschreiben. 

107. Die Lieferindustrie hat ihre Ausfuhren in Dritt- 
länder, mitunter sogar in die USA, beträchthch ver- 
stärkt. Bei Überlegungen über Maßnahmen zur Ent- 
wicklung oder Erhaltung irgendeiner Form europäi- 
scher Präferenzen oder eines Schutzes für die europäi- 
sche Industrie muß beachtet werden, daß diese Posi- 
tion nicht unterminiert werden darf. 

108. Schheßhch ist auf die beträchthchen Käufe von 
Brennstoffen und Strom durch die EVUs hinzuweisen, 
bei denen auch größere Mengen in anderen Mitghed- 
staaten eingekauft werden. Die Kommission hat diese 
Frage bereits im Zusammenhang mit der Mitteilung 
über den Binnenmarkt im Bereich der Energie 
[KOM(88) 238] erörtert. Wie weiter unten dargelegt 
wird [Teil III C(5), S. 82] werden die mit diesen Ge- 
schäften zusammenhängende Fragen in diesem Kon- 
text besser geregelt als im Rahmen eines neuen In- 
struments über Bau- und Lieferaufträge in den ausge- 
nommenen Sektoren. 


(ii) Rohöl- und Mineralölerzeugnisse 

Struktur, Trägerschaft und Kontrolle der 
Vergabestellen 

109. Die Aktivitäten dieses Sektors werden unter 
drei Aspekten untersucht: Erdölsuche und Rohölför- 
derung; Raffinerien; Verteilung (einschheßhch Trans- 
port und Lagerung) von leichtem Heizöl und Benzin. 
Generell kann gesagt werden, daß als VergabesteUen 
die großen, amthch notierten ÖlgeseUschaften in 
Frage kommen. Es handelt sich um integrierte Orga- 
nisationen, die miteinander auf internationaler Ebene 
im Wettbewerb stehen, auch wenn sie sich häufig 
darum bemühen, in ihrem Heimatland eine starke 
Position zu erhalten. 


1) Erdölsuche und Rohölförderung: 

110. Exploration und Förderung sind vor allem im 
Vereinigten Königreich und in den Niederlanden 
konzentriert, die fast 90% des Rohöls der Gemein- 
schaft fördern. Von den restlichen zehn Mitghedstaa- 
ten haben vier (Belgien, Irland, Luxemburg und Por- 
tugal) sehr geringe Explorations- und Förderaktivitä- 
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ten. In den sechs verbleibenden (Dänemark, Deutsch- 
land, Spanien, Frankreich, Griechenland und Italien) 
sind die Explorations- und Förderaktivitäten relativ 
ausgedehnt. 


Nationale 
Rohölför- 
derung 
(in Mio. t) 


Investi- 
tionen 
(in Mio. 
ECU) 


Zahl der 
Bohr- 
mengen 
(Schätzung 
für 1987) 


Belgien 

Dänemark , . , 
Bundesrepubhk 
Deutschland 
Griechenland . 

Spanien 

Frankreich . . 

Irland 

Itahen 

Luxemburg . . . 
Niederlande . . 

Portugal 

Vereinigtes 
Königreich . 


Zahlen wie Original 


111. In jedem Mitgliedstaat werden Exploration und 
Förderung gesetzlich geregelt und es ist die Vergabe 
von zeitlich und räumlich begrenzten Konzessionen 
vorgesehen, die mit bestimmten Auflagen verbunden 
sind. Die Gesetze und Verfahren, nach denen die Kon- 
zessionen vergeben werden, enthalten in zahlreichen 
Mitgliedstaaten ausdrücklich diskriminierende Be- 
stimmungen. So wird nach den griechischen, spani- 
schen und irischen Vorschriften der Beitrag zur Ent- 
wicklung der Volkswirtschaft berücksichtigt, wäh- 
rend in Portugal die Beschäftigung eines Mindestsat- 
zes von portugiesischen Arbeitskräften vorgeschrie- 
ben wirdi 

112. Die Regelungen für die Erteilung von Konzes- 
sionen im Vereinigten Königreich und in den Nieder- 
landen, den größten Förderländem, verdienen beson- 
dere Beachtung. 

113. In den Niederlanden werden Konzessionen für 
Exploration und Förderung nach dem Ermessen des 
Wirtschaftsministers erteilt; sie bedürfen der Geneh- 
migung durch das Parlament. Die Lizenzen müssen in 
jedem Stadium der Erschließung eines Ölfeldes neu 
beantragt und erteilt werden. Anträge auf Genehmi- 
gungen müssen bestimmte Angaben enthalten, wie 
etwa frühere Beiträge zu Exploration und Förderung 
in den Niederlanden, das voraussichtliche Arbeitspro- 
gramm und Verpflichtungen hinsichtlich der Beteili- 
gung der holländischen Industrie. Exploration und 
Förderung werden von drei Unternehmen beherrscht: 
Nederlandse Aardohe Maatschappij (NAM), Petro- 
land und DSM Aardgas BV. Auf NAM entfallen 45 % 
der Lizenzen, 83 % der Gas- und 27 % der Ölförderung 
in den Niederlanden. Wenn die Zentralregierung eine 
Förderhzenz erteilt, hat sie das Recht, eine 50%ige 
Beteiligung an der Förderung und an den Anlagen zu 


übernehmen. Dieses Recht wurde außer im Falle der 
allerersten Förderlizenzen stets wahrgenommen, und 
zwar über die DSM. 

114. Im Vereinigten Königreich werden die Pro- 
spektionsgebiete in Blöcke eingeteilt, die Unterneh- 
men für die Erteilung von Explorations- und Förderh- 
zenzen angeboten werden. Gegenwärtig sind 37 Un- 
ternehmen beteiligt. Dazu gehören die acht großen 
Ölgesellschaften, 17 US-Unternehmen, fünf weitere 
Unternehmen aus der Gemeinschaft und sieben pri- 
vate britische Gesellschaften. Drei Gesellschaften för- 
dern fast 50% des britischen Öls: BP (20%), Shell 
(15 %) und Esso (15 %). Die fünf Unternehmen aus der 
Gemeinschaft, die in dem zur Exploration freigegebe- 
nen Gebiet tätig sind, sind Agip, Denimex, Elf, Fina 
und Hydrocarbons GB. 

115. Das Energieministerium hat eine Vereinbarung 
mit der UKOOA (UK Onshore Operators Association) 
abgeschlossen. Diese Organisation vereinigt die be- 
teiügten Unternehmen und ist berechtigt, in ihrem 
Namen zu verhandeln und den Wettbewerb zwischen 
den Bietern so zu regeln, „daß sichergestellt wird, daß 
Unternehmen aus dem Vereinigten Königreich eine 
echte und faire Chance haben, sich zu bewerben und 
Aufträge für sich zu gewinnen". Diese Vereinbarung 
wird überwacht vom Offshore Supply Office (OSO), 
das von Bewerbern Angaben über den britischen An- 
teil an ihren voraussichtlichen Investitionen fordert 
und befugt ist, die Lieferantenhste des Bewerbers zu 
ändern. Ferner prüft es zweimal jährhch die Ausga- 
ben der Unternehmen insbesondere den britischen 
Firmen eingeräumten Anteil an Liefer- und Bauauf- 
trägen. Insgesamt erhöhte sich der Anteil der briti- 
schen Industrie an Lieferungen und Bauleistungen im 
Teilsektor Exploration und Förderung von 25% im 
Jahre 1973 auf 75 % im Jahre 1984 und 87 % im Jahre 
1987. 


2) Raffinerien 

116. Mit Ausnahme Luxemburgs, wo sich keine Raf- 
finerien befinden, verfügen alle Mitgliedstaaten über 
Raffineriekapazitäten, die zu drei Vierteln den folgen- 
den zehn Gesellschaften gehören: BP (9%), Elf (8%), 
Exxon (14%), Petrofina (2%), Mobil (4%), Shell 
(13%), Texaco (4%), Total (8%), INH (5%), Banco 
Central (3 %). 

117. Als Reaktion auf den sinkenden Verbrauch seit 
1973 haben die Raffinerie gesellschaf ten umfangrei- 
che Rationahsierungsmaßnahmen durchgeführt mit 
dem Ziel, überschüssige Primärkapazität zu verrin- 
gern und die Produktion an die sich verändernde 
Nachfragestruktur vor allem an den steigenden Anteil 
der leichten Erzeugnisse an der Nachfrage anzupas- 
sen. Für diesen Zweck sind nur wenige weitere Inve- 
stitionen geplant, und in der Zukunft wird der 
Schwerpunkt der Investitionen auf Ausrüstungen zur 
Verbesserung der Quahtät der Erzeugnisse liegen, 
etwa im Bereich des bleifreien Benzins und schwefel- 
armen Dieselkraftstoffs. 
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Raffinerieproduktion in den zwölf Mitgliedstaaten 

(in Millionen Tonnen) 


Land 

Raffinerie- 

kapazität 

Kapazitäts- 

auslastung 

1986 

Belgien 

Dänemark 

Bundesrepublik 
Deutschland 

Griechenland 



Spanien 

Frankreich 

Irland 

Itahen 

Luxemburg 

Niederlande 

Portugal 

Vereinigtes Königreich . 

Zahlen wie Original 

Insgesamt 




3) Direktverkauf 

118. Im Bereich der Abgabe an den Verbraucher lea- 
sen oder besitzen einige wenige Gesellschaften die 
Mehrzahl der Verkaufsstellen (Agip, Aral, BP, Camp- 
sa, Exxon, Elf, Fina, Kpc, Mobil, Shell, Texaco, Total). 
Zwölf Gesellschaften gehören über 70% des Ver- 
triebsnetzes in der Gemeinschaft mit ungefähr 
130 000 Verkaufsstellen. Die restlichen 30 % gehören 
unabhängigen Firmen. Die Zahl der Tankstellen ist 
seit 1975 um über 30% zurückgegangen. Dieser 
Trend dürfte sich in der Gemeinschaft fortsetzen, ob- 
wohl in zwei Ländern, nämlich Spanien und Portugal, 
die relativ kleinen Vertriebsnetze in den kommenden 
Jahren ausgeweitet werden dürften. 

119. Nationale Gesellschaften haben eine starke Po- 
sition in ihrem Ursprungsland nüt Ausnahme von Fina 
und BP. Diese Unternehmen befinden sich jedoch 
selbst dort in direktem Wettbewerb mit anderen mit 
Ausnahme von Campsa, das 90 % der Verkaufsstellen 
in Spanien besitzt. Die spanischen Behörden haben 
jedoch vor kurzem Maßnahmen erlassen, die eine 
schrittweise Liberalisierung vorsehen und ausländi- 
schen Firmen den Zugang zum Tankstellennetz bzw. 
Einzelverkauf ermöglichen. 


Beschaffungsstrukturen 

120. Die Beschaffungen der Mineralölwirtschaft be- 
treffen eine weite Palette von Lieferungen, Arbeiten 
und Dienstleistungen. Allein eine einzige Raffinerie 
vergibt Aufträge für Ausrüstungen und Arbeiten an 
etwa 300 Lieferanten. Die technischen Hilfsmittel, die 
zum Bau eines Bohrturms oder einer Bohrinsel erfor- 
derlich sind, sind noch komplexer und erfordern eine 
umfassende logistische Unterstützung. 


1 21 . Die größten Aufwendimgen sind im Bereich der 
Exploration und Förderung notwendig und konzen- 
trieren sich vor allem im Vereinigten Königreich. 


Investitionen der Ölgesellschaften im Jahre 1986 

(Millionen ECU) 



Exploration/ 

Förderung 

Raffinerien 

Verteilung 

Bundesrepublik 
Deutschland 

Spanien 

Frankreich 

Italien 

Niederlande 

Vereinigtes 
Königreich 

Sonstige 

Gemeinschaft .... 

Zahlen wie Original 

Insgesamt 



122. Bauaufträge haben einen betrachüichen Anteil 
an Explorations- und Förderinvestitionen. Im Bereich 
der Raffinerien und der Verteilung herrschen Liefer- 
verträge vor. 


Anteile der unterschiedlichen Beschaffungstypen 


Aufgliederung 


Studien und Manage- 
ment-Dienstleistungen . 

Lieferungen 

Arbeiten 

Zahlen wie Original 


123. Ausrüstungen und Arbeiten für den Mineralöl- 
sektor gehören acht Hauptkategorien an, deren ge- 
schätzte jährliche Beschaffung in den drei Teilsekto- 
ren in der folgenden Tabelle dargestellt werden. 


Normen, Inspektion und Sicherheit 

1 24. Aufgrund der Natur der einschlägigen Aktivitä- 
ten unterliegen zahlreiche Arbeiten und Lieferungen 
strengen Sicherheitsvorschriften, die die Einhaltung 
von Normen und Sicherheitsregeln vorschreiben und 
Inspektionen bei der Herstellung oder Durchführung 
von Arbeiten einschließen, die häufig von Kontrolleu- 
ren sowohl der kaufenden Gesellschaft als auch der 
staatlichen Behörden ^ vorgenommen werden. Es 
wurde darauf hingewiesen, daß in der Gemeinschaft 
kein System der gegenseitigen Anerkennung von 
Prüfungsnachweisen in diesem Stadium besteht. 
Diese Lage verursacht zusätzhche Kosten. 
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Bau- und Lieferaufträge in der Gemeinschaft 
im Jahre 1986 

(Millionen ECU) 


Explo- 


Trans- 


ration/ 

Raffine- 

port und 

Insge- 

Förde- 

rien 

Vertei- 

samt 

rung 


lung 



Ausrüstungen 


1. Röhren, Ventile 
und Bohrvor- 
richtungen . . . . 


2. Verarbeitungs- 
anlagen ...... 

3. Kompressoren/ 
Pumpen usw. . . 

4. Elektrische 
Ausrüstung . . . . 

5. Regelung/ 
Nachrichten- 
technik/Anla- 
gensicherheit . . 

6. Offshore- Struk- 
turen 

einschließlich 
Krane 


Zahlen wie Original 


Bauarbeiten 

7. Bauarbeiten 

und Anlagen an 
Land 

8, Wasserbau imd 

-anlagen 


Wert insgesamt . . 


125. Viele der einschlägigen Normen sind amerika- 
nischen Ursprungs oder nationale Standards, die von 
den amerikanischen Normen abgeleitet wurden. Da- 
gegen sind einige Normen wie etwa für verschiedene 
Stahlqualitäten, von Land zu Land verschieden und 
unterscheiden sich auch von den amerikanischen 
Normen. 

126. Auch Umweltschutzvorschriften führen zu un- 
terschiedlichen Anforderungen sowohl im Bereich der 
Unfallverhütung als auch der Abgasemissionen von 
Motoren und Turbinen. 


Lieferindustrie 

127. Der größte Röhrenlieferant der Gemeinschaft 
bleibt British Steel, auf die rund 40 % des gesamten 
Marktes entfallen, und zwar aufgrund der großen 
Zahl von Aufträgen für die Exploration auf dem Fest- 
landsockel, Die deutsche Stahlindustrie (Mannes- 
mann, Thyssen) liefert etwa 20% der Rohre, haupt- 
sächlich für den niederländischen Teil des Festland- 
sockels oder in Form von Exporten an Drittländer 
(Norwegen, Naher Osten und Ferner Osten). Auch der 
Anteil der japanischen Lieferanten (20 %) ist beträcht- 
lich, besonders bei Unterwasser-Ölpipelines. 


128. Bei Öl- Ventilen ist der Markt weitgehend di- 
versifiziert. Allerdings verfügen hier amerikanische 
Firmen entweder direkt oder durch Tochtergesell- 
schaften über eine beherrschende Stellung. Der 
Markt für Bohr- und Feldgeräte wird vollständig von 
amerikanischen Firmen kontrolliert. Zu den wichtig- 
sten dieser Unternehmen gehören; Cameron, Iron 
Works, Hydril, Bowen Tools, Baker, National Supply, 
die alle über große Fertigungsanlagen und Reparatur- 
werke in Europa verfügen. 

129. Der Markt für Verarbeitungsanlagen (Tanks, 
Druckbehälter und Wärmeaustauscher) umfaßt große 
Ausrüstimgen, deren Herstellung komplex ist. Bei be- 
stimmten Typen von Raffinerie-Reaktoren haben nur 
wenige Hersteller oder vielleicht sogar nur einer zu 
einem bestimmten Zeitpunkt neue Referenzen, was 
den Käufern Schwierigkeiten bereitet. Für kleinere 
Ausrüstungen bestehen offensichtlich Lieferanten in 
allen Mitgliedstaaten, in einigen Fällen haben sich 
Werften auf diese Erzeugnisse umgestellt. 

130. Nicht-elektrische Maschinen, Kompressoren, 
Turbinen, Verbrennungsmotoren sind spezifisch für 
die Ölindustrie, hauptsächlich im Zusammenhang mit 
besonderen Normen. Auf diesem Gebiet sind große 
europäische Firmen tätig. Auch eine Zahl von US- 
Unternehmen verfügt über wohletablierte Tochterge- 
sellschaften für Herstellung oder Vertrieb in den gro- 
ßen Herstellerländern, dem Vereinigten Königreich, 
den Niederlanden und in der Bundesrepublik 
Deutschland, Bei Großanlagen und -ausrüstungen be- 
werben sich auf Ausschreibungen mehrere große Fir- 
men. Es gibt zahlreiche einheimische Hersteller für 
weniger leistungsfähige Ausrüstungen und kleinere 
Beschaffungen. 

1 31 . Elektrische Starkstromanlagen werden weitge- 
hend von den großen Firmen geliefert, die auch mit 
den EVUs Zusammenarbeiten, wenn auch in diesem 
Sektor ein direkterer Wettbewerb bestehen mag. Der 
Trend zur Konzentration der Industrie ist eindeutig. 

132. Steuer- und Regelanlagen, Monitoring, Nach- 
richtentechnik und Fernsteuerung gehören zu den 
Aktivitäten von Unternehmen, die sich auf dem Ge- 
biet der Steuer- und Regeltechnik spezialisieren imd 
zu denen sowohl europäische als auch amerikanische 
Firmen gehören. Die großen Hersteller der fernmelde- 
technischen Industrie der Gemeinschaft liefern auch 
Spezialausrüstungen für die Ölindustrie. Die Beschaf- 
fungen der großen Ölgesellschaften auf diesem Ge- 
biet sind weitgehend zentralisiert, da Fernmelde- und 
Datenverarbeitungsausrüstungen in allen Systemen 
der Firmen verwendet werden. 

133. Der Gemeinschaftsmarkt bei Offshore- Stahl- 
bauten wird von britischen Konzernen (einschließlich 
Tochtergesellschaften amerikanischer Firmen) be- 
herrscht, die bei den Nordsee-Bohrplattformen einen 
Marktanteil von 60 % haben. Auch andere Firmen aus 
der Gemeinschaft sind auf diesem Gebiet aktiv, doch 
besteht im wesentlichen die Tendenz, daß die Unter- 
nehmen fast ausschließlich auf nationaler Basis arbei- 
ten, obwohl dieses Bild durch Zulieferverträge ver- 
wischt werden kann. Die modulare Bauweise erfor- 
dert eine größere Zahl von beteiligten Unternehmen, 
sowohl aus Europa als auch aus anderen Erdteilen. 
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1 34. In allen Mitghedstaaten bestehen Firmen, die in 
der Lage sind, Onshore- Arb eiten durchzuführen, und 
der Markt wird von lokalen Unternehmern be- 
herrscht. 

135. Der Markt für Offshore-Arbeiten einschheßhch 
der Transportdienste befindet sich in der Hand von 
Unternehmen, die über die wesenthchen Ausrüstun- 
gen für die Durchführung solcher Arbeiten (Schiffe, 
Krane) verfügen. Ferner kann das nationale Arbeits- 
recht einen beträchtlichen Einfluß auf die Unterneh- 
men haben. Zusammen mit der Unterstützung durch 
große nationale Bauaufträge außerhalb des Ölgebiets, 
die ähnhche Qualifikationen erfordern, haben diese 
möglicherweise eine Rolle bei der Entwicklung natio- 
naler Firmen gespielt. Bemerkenswert ist, daß zwei 
der großen Nordsee-Gesellschaften in diesem Gebiet 
Tochterfirmen amerikanischer Unternehmen sind. 


Schlußfolgerungen 

136. Zwar handelt es sich bei den Vergabestellen im 
Bereich der Exploration und Förderung hauptsächlich 
um Privatunternehmen, die miteinander im Wettbe- 
werb stehen, doch bietet der Ermessensspielraum bei 
der Vergabe der Lizenzen und die Notwendigkeit die- 
ser Lizenzen den Regierungen die Möglichkeit, die 
Vergabeentscheidungen zu beeinflussen. Vor allem, 
wenn die Lieferindustrie in einer Wachstumsphase ist, 
kann eine solche Unterstützung für ihre Entwicklung 
wichtig sein, ohne daß dies notwendigerweise zu 
Mehrkosten für die Vergabestelle führt. Es bestehen 
Anhaltspunkte dafür, daß einige Mitghedstaaten ei- 
nen solchen Druck ausüben und bei der Entwicklung 
nationaler Firmen zu Lasten eines größeren Gemein- 
schaftsmarktes Erfolg hatten. 

137. Im Bereich der Raffinerien und der Verteilung 
bestehen weniger Anzeichen für einen solchen Druck. 
Auch wenn bis zu einem gewissen Grade Verbindun- 
gen zwischen den Raffinerien und den Abgabestellen 
bestehen, so ist es doch leicht, sich bei alternativen 
Quellen in bezug auf Lieferung, Transport und Vertei- 
lung zu versorgen. 

138. Angesichts des Kapazitätsüberhangs bei den 
Raffinerien (insgesamt vielleicht auch bei allen Er- 
zeugnissen) und der Verteilung sowie aufgrund der 
Vielzahl alternativer, konkurrierender Versorgungs- 
quellen dürfte wohl kaum ein Ansatzpunkt für natio- 
nale Einflußnahme auf die Beschaffung und somit für 
ein Tätigwerden der Gemeinschaft bestehen. 

139- Im Bereich von Exploration und Förderung be- 
steht andernfalls die Notwendigkeit der Entwicklung 
von Gemeinschaftsnormen, insbesondere im Bereich 
der Sicherheitsvorschriften (Arbeitsbedingungen und 
Quahtätsstandards) sowie auf dem Gebiet des Um- 
weltschutzes. In einigen Industriesektoren haben of- 
fenbar amerikanische Normen mit leichten Änderun- 
gen als effektive gemeinsame Standards Geltung, 
doch fehlt es auf anderen Gebieten an internationalen 
oder europäischen Normen. 

140. Die Versorgungsseite ist durch ihre Diversität 
gekennzeichnet. Es ist ferner erwähnenswert, daß bei 
einigen Erzeugnissen und Dienstleistungen Unter- 


nehmen aus Drittländern eine wichtige Rolle spielen, 
mitunter mit Hilfe einer in der Gemeinschaft etabher- 
ten Tochtergesellschaft. Jeder Versuch zur Entwick- 
lung irgendeiner Form obligatorischer Gemein- 
schaftspräferenzen auf diesem Gebiet würde ohne 
Zweifel auf Widerstand sowohl von seiten der betrof- 
fenen Lieferanten als auch der Vergabestellen führen. 
Angesichts der hochtechnischen Natur vieler der ein- 
schlägigen Arbeiten und der ernsthaften Konsequen- 
zen im Falle eines Mißerfolgs ist es verständhch, 
warum die Beschaffungsstellen über eine uneinge- 
schränkte Wahl verfügen wollen. Eine Präferenzrege- 
lung müßte den Vergabestellen die freie Wahl des 
Angebots ermöglichen, das nach ihrer Ansicht die 
besten technischen Garantien bietet. 


(III) Erdgas 

Struktur, Trägerschaft und Kontrolle der 
Vergabestellen 

141 . Im Erdgassektor kann wie beim Mineralöl zwi- 
schen Exploration und Förderung, Transport und Ver- 
teilung unterschieden werden. Für Exploration und 
Förderung gelten die gleichen Regeln wie für die ent- 
sprechenden Aktivitäten der Mineralöhndustrie. Die 
Transport- und Versorgungsuntemehmen beziehen 
das Gas von den Fördergesellschaften und verkaufen 
es an industrielle Abnehmer, Kraftwerke und öffentli- 
che Versorgungsbetriebe. Die Verteilungsunterneh- 
men transportieren das Gas über das Verteilungsnetz 
zum Endverbraucher. Die Transportgesellschaften 
spielen eine entscheidende Rolle in dem nachstehend 
beschriebenen System. 

142. Aufgrund der Einsparungen beim Pipehne- 
transport ist der Transport von Erdgas durch Monopol- 
oder Quasimonopolsituationen gekennzeichnet. Die 
Regelungen in den einzelnen Mitgliedstaaten haben 
jedoch unterschiedhche rechtliche Form. Der Gas- 
transport wird in den meisten Mitghedstaaten über ein 
Netz vorgenommen. Dies wird von einer einzigen Ge- 
sellschaft betrieben, in der der Staat mindest über die 
Kapitalmehrheit verfügt. Ausnahmen bilden die Bun- 
desrepubhk Deutschland, wo 17 regionale Unterneh- 
men bestehen, die zum Teil in staatiicher Hand sind 
(ein Unternehmen, Ruhrgas, versorgt direkt oder indi- 
rekt 79% des Marktes); Frankreich, wo neben der 
staathchen Gesellschaft „Gaz de France", die 90% 
des Transports kontroUiert, noch die Societe Nationale 
des Gaz Sud Ouest, die indirekt in staathcher Hand ist, 
einen beträchtlichen regionalen Anteil hat. Schheß- 
hch noch das Vereinigte Königreich, wo das privati- 
sierte Unternehmen British Gas über ein effektives 
Monopol verfügt. 

143. Die Gastransportunternehmen verfügen häufig 
über beträchthche Beteihgungen in vor- oder nachge- 
schalteten Industriebereichen, einschheßhch Transit- 
pipelines und Gasterminals. In der Bundesrepubhk 
und in Frankreich schließen diese Beteihgungen in 
einigen Fällen eine Mehrheitsbeteihgung an Gas-En- 
gineering-Unternehmen ein, während in Itahen 
SNAM, die 98 % des Erdgases transportiert, Teil der 
ENI-Gruppe ist, deren Holdings große Engineering- 
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und Baugesellschaften einschließen, die im Gasbe- 
reich tätig sind. 

144. Mehrere der Transportgesellschaften verfügen 
auch über ein Verteilungsmonopol. Dagegen erfolgt 
die Verteilung in Dänemark, in der Bundesrepublik, 
in Spanien, Frankreich (neben Gdf), Italien und in den 
Niederlanden über regionale oder lokale Unterneh- 
men. 

145. Eine Preiskontrolle ist weit verbreitet, jedoch 
nicht überall vorhanden. Eine gewisse Überwachung 
von Preisen, Importaufträgen und Investitionen be- 
steht in Belgien, Spanien, Frankreich, Irland und in 
den Niederlanden. 


Beschaffungsstrukturen 

146. Erdgas wird hauptsächlich über Pipelines trans- 
portiert. Nur 5 % des Erdgases wird in Form von Rüs- 
siggas importiert. Das Hauptnetz in der Gemeinschaft 
ist vollständig, mit Ausnahme des Terminals von 
Zeebrugge und eines möglichen deutschen Projekts 
in Wilhelmshaven. Der Großteil des Ausbaus der Lie- 
ferkapazitäten erfolgt über Pipelines (UdSSR-Grie- 
chenland: Spanien-TroUfield: künftige Zeepipe). 

147. Der Pipeline -Transport-Markt läßt sich in eine 
Reihe von Teilbereichen auf gliedern: Die Pipelines 
selbst, ihre Ummantelung, die Verlegung und die 
Kompressoren. Die relative Größe dieser Marktseg- 
mente varüert mit dem Durchmesser der Rohre und 
ihrem Durchsatz. Eine Aufghederung der verschiede- 
nen Aspekte befindet sich in der Tabelle für eine Stan- 
dardpipeline von 1 000 km Länge. Sie zeigt die rela- 
tive Bedeutung der verschiedenen Aspekte. Mit 
wachsendem Durchsatz erhöht sich der Kostenanteil 
der Leitung selbst. 


Aufgliederung der Pipeline-Kosten (in %) 
bei einem Durchsatz von 3 Mrd. Kubikmeter/Jahr 


Rohre 

41 

Ummantelung 

2 

Verlegung 

26 

Kompressoren 

4 

Zubehör 

4 

Engineering 

8 

Sonstige Investitionen 

15 

Insgesamt 

100 


148. Beim gegenwärtigen Stand des Ausbaus der 
Netze in den meisten Mitgliedstaaten bestehen künf- 
tige Investitionen aus einer großen Zahl von Projekten 
ähnlicher Größe. Die nachstehende Tabelle zeigt den 
Umfang der bestehenden Transport- und Verteilungs- 
netze in den großen Gasverbraucherländern der Ge- 
meinschaft. Die Tabelle gibt auch die Aufteilung der 
Investitionen auf die beiden Teilsektoren wieder. Die 
größten Aufträge sind im internationalen Transport zu 
erwarten. 


Länge von Gas-Pipelines 



Transport 

Verteilung 

Insgesamt 

Belgien 

3 377 

29 973 

33 350 

Bundesrepublik 
Deutschland 

49 777 

124 851 

174 628 

Frankreich 

25 764 

102 066 

127 830 

Italien 

18 000 

77 000 

85 000 

Niederlande 

5 391 

83 762 

89 153 

Großbritannien . . . 

17 725 

215 712 

233 437 


149. Der Erdgasmarkt erreicht in der Gemeinschaft 
nach und nach den Sättigungspunkt. Die großen in- 
ternationalen und nationalen Transportsysteme ha- 
ben der Gemeinschaft ein vergleichweise enges Ver- 
bundnetz gegeben, im Unterschied zu Nord- Amerika 
und Asien, wo der Transport hauptsächlich in Form 
von Flüssiggas erfolgt. Nach Kapazitätssteigerungen 
von 2 500 km im Jahre 1978 erreichte der Netzausbau 
Spitzen von 5 000 km im Jahr 1979 und 20 000 km, als 
das Transmed- und die Verteilungsnetze in Däne- 
mark gebaut wurden, um schließlich zwischen 1983 
und 1985 auf 1 300 bis 2 300 km abzufallen. 


Lieferindustrie 

1 50. Die der Gaswirtschaft vorgeschalteten Zuliefer- 
industrien müssen mit einer Flaute rechnen, wenn 
nicht mehr Kapazitätserweiterung, sondern Kapazi- 
tätsrationalisierung an der Tagesordnung steht. Die 
Hersteller von Gas- und Ölfeldrohren in Westeuropa 
arbeiten mit einer Kapazitätsauslastung von 60 bis 
65%, während in Ländern, in denen der heimische 
Erdgasverbrauch stark expandiert (UdSSR und La- 
teinamerika) die Nutzungsraten 100% erreichen. 

1 51 . Um den Gastransport über noch größere Entfer- 
nungen zu ermöglichen, hat sich die Gaswirtschaft 
einem Pipelinebetrieb mit höherem Druck zugewen- 
det, der widerstandsfähigere Stahlsorten und größere 
Durchmesser und Rohrwanddicken erfordert, insbe- 
sondere beim Durchqueren schwieriger Gebiete 
(Flüsse, Meerengen usw.). Die für den Transport in 
der Gemeinschaft erforderlichen Stahlsorten sind 
Kohlenstoff stähle, die von allen StahlhersteUern ge- 
fertigt werden, die den allgemein anerkannten API 
(American Petroleum Institute) -Normen gerecht wer- 
den. In der Gemeinschaft gibt es rund 20 Röhrenher- 
steller, die jedoch wohl nicht alle in der Lage sind, die 
besten Erzeugnisse herzusteUen. 

152. Die große Bedeutung von Öl und Erdgas für die 
Volkswirtschaften hat die Struktur des Marktes beim 
Engineering und bei Bauarbeiten bestimmt. An der 
Offshore-Förderung im Vereinigten Königreich sind 
viele Unternehmen beteiligt, die zum Teil unabhängig 
sind, zum Teü zu multinationalen Ölkonzernen gehö- 
ren. Ferner wird Gas immer mehr als Primärenergie 
verwendet, so daß die Unternehmen veranlaßt wer- 
den, in verwandten Bereichen tätig zu werden. Da- 
durch entstand ein starker Wettbewerb. Viele dieser 
Firmen sind auch weltweit tätig. 
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1 53. Im Unterschied dazu hat die Zentralisierung der 
Mineralöhndustrie und der Gaswirtschaft in Itahen 
um ENI dazu geführt, daß zwei Unternehmen des 
Konzerns, Snamprogetti und Saipem, den Enginee- 
ring- und Baumarkt beherrschen. Die Prüfung einer 
Stichprobe von in Itahen erteilten Aufträgen zeigt, daß 
diese beiden Unternehmen zusammen mit Nuovo 
Pignoe, einer anderen ENI-Tochter, die auf dem Kom- 
pressormarkt tätig ist, bei Großprojekten praktisch 
über ein Monopol verfügen. Eine Probe von 62 von 
AGIP und SNAM (und in einem Fall der Region Tos- 
kana) durchgeführten Großprojekten zeigt, daß alle 
Unternehmen, die Aufträge für Engineering und Bau- 
arbeiten enthielten, nicht nur itahenisch waren, son- 
dern in der weitaus überwiegenden Mehrzahl der 
ENI-Gruppe angehörten (weitere Firmen sind SICIM, 
Bonetti und Unione SpA.). So wurde etwa der umfang- 
reiche Kompressorauftrag für Transmed vollständig 
an Nuovo Pignone vergeben. Allerdings könnten nur 
wenige Unternehmen solche Spezialausrüstung he- 
fern. Die Zahl der außerhalb Itahens tätigen ENI- 
Töchter beweist deren Wettbewerbsfähigkeit. Wahr- 
scheinlich hat die von der ENI-Gruppe verfolgte Poh- 
tik es den Unternehmen dieses Konzerns ermöghcht, 
nicht nur Skalenvorteile zu verwirkhchen, sondern 
auch hochspeziahsierte Dienstleistungen anzubieten 
(z. B. die Verlegung der Unterwasserpipeline durch 
Castoro Sei). 

154. Die Niederländer Frankreich und die Bundesre- 
publik Deutschland haben leistungsfähige Industrien 
mit einer gewissen Zahl von Unternehmen, die auf 
dem Weltmarkt gut plaziert sind. Der Markt für Engi- 
neering und Bauten wird in Deutschland durch eine 
relativ kleine Zahl von Unternehmen beherrscht, die 
auf große Onshore-Transportarb eiten spezialisiert 
sind. Eine Tochtergesellschaft des größten Transport- 
unternehmens spielt eine führende Rolle bei diesen 
Arbeiten. Sie ist auch an allen internationalen Trans- 
portprojekten beteüigt, bei denen Ruhrgas beteiligt 
ist. In Frankreich besteht eine relativ größere Zahl von 
Unternehmen, die den Markt von GdF abdecken. Nur 
der Kompressormarkt ist nicht vollständig in der Hand 
französischer Firmen. Diese Firmen sind auch auf an- 
deren Märkten gut plaziert. Die Vergabepohtik in den 
Niederlanden ist ähnüch. Gasunie schüeßt hauptsäch- 
lich mit ihrer Tochtergesellschaft und die Ölgesell- 
schaft mit anderen holländischen (HAK, NACAP) 
oder internationalen (R. J. Brown) Unternehmen Ge- 
schäfte ab. 

1 55. Dagegen ist in anderen Mitghedstaaten wie Dä- 
nemark, Irland, Spanien und Griechenland die Zahl 
der Unternehmen relativ klein, und die Entwicklung 
erfolgt durch Assoziation zwischen lokalen Industrien 
und etabherten Unternehmen aus anderen Mitglied- 
staaten. Das dänische System wurde von Dancon- 
Hak, einer Arbeitsgemeinschaft dänischer Firmen 
und der holländischen Firma Hakpijpeleidingen ent- 
wickelt, während Spanien über Arbeitsgemeinschaf- 
ten zwischen nationalen Firmen und itahenischen, 
französischen und deutschen Unternehmen verfügt. 
Diese grenzüberschreitende Zusammenarbeit ist 
nicht notwendigerweise ein Zeichen einer streng 
wettbewerbsorientierten Haltung, da Firmen aus 
Ländern, die in der Vergangenheit ihre eigene Gas- 


wirtschaft entwickelt haben, Skalenvorteile nutzen 
konnten. 

156. Firmen in Ländern, die über eine hochentwik- 
kelte Gasindustrie verfügen, arbeiten oft gemeinsam 
auf den Weltmärkten wie im Falle der Entwicklung 
des großen jugoslawischen Netzes. Auch die gegen- 
wärtige Überkapazität hat zu grenzüberschreitenden 
Zusammenschlüssen geführt. Eine Reihe von Zuüe- 
ferfirmen der Erdgaswirtschaft aus der Gemeinschaft 
sind wettbewerbsfähig genug, um auch Aufträge aus 
anderen Ländern zu erhalten. 


Schlußfolgerungen 

157. In allen drei Teilsektoren der Erdgas Wirtschaft 
unterhegt der Markt dem Einfluß der Behörden, ent- 
weder durch staaüiche Beteihgungen oder durch 
Rechtsvorschriften. Im Unterschied zum Mineralöl- 
sektor reicht dieser Einfluß jedoch über Exploration 
und Förderung hinaus und erstreckt sich auf den 
Transport- und Verteilungssektor. Die Abhängigkeit 
der Industrie vom Übertragungsnetz schaffte eine 
starke Barriere und verringert dementsprechend den 
direkten Wettbewerbsdruck auf die beteihgten Unter- 
nehmen. 

158. Der Markt nähert sich der Sättigung und die 
künftige Nachfrage nach Erweiterung des Systems 
dürfte kaum wieder die Spitzen der siebziger und 
achtziger Jahre erreichen, 

159. Die Zulieferindustrie umfaßt zahlreiche Unter- 
nehmen, die auch in anderen Bereichen, wie etwa auf 
dem Gebiet der Ölfeldrohre tätig sind. Obwohl sie sich 
oft im Schutze eines geschlossenen nationalen 
Marktes entwickelt haben, haben einige dieser Unter- 
nehmen offensichtÜch eine hohe Leistungsfähigkeit 
erreicht, wie durch ihre Fähigkeit, Aufträge in ande- 
ren Mitghedstaaten und in Drittländern zu erhalten, 
beweist. 

160. Der Rückgang der Aufträge für neue Pipehnes 
sorgt dafür, daß die Firmen einem ständigen Druck 
unterliegen, der zweifellos zu einer gewissen Rationa- 
hsierung führt. Es besteht eindeutig die Gefahr, daß 
angesichts der Tatsache, daß bereits jetzt eine kleine 
Zahl von Unternehmen auf bestimmten Spezialgebie- 
ten tätig sind, der Wettbewerb weiter eingeschränkt 
wird. 

161. In einigen Marktbereichen ist die Integration 
sehr hoch, wobei enge Verbindungen zwischen bei- 
den Seiten der Industrie bestehen. Dabei ist der Um- 
fang des ENI-Konzems besonders aufschlußreich. 


(iv) Feste Brennstoffe 

Struktur, Trägerschaft und Kontrolle der 
Vergabestellen 

162. Die festen Brennstoffe unterhegen zwei Verträ- 
gen: Torf und Braunkohle dem Vertrag von Rom 
(EWG) und Steinkohle, Braunkohlenbriketts und 
Halbkoks aus Braunkohle dem Vertrag von Paris 
(EGKSV). 
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163 . Die Steinkohlenförderung der Gemeinschaft 
(203 Mio. t im Jahr 1986) konzentriert sich im Verei- 
nigten Königreich (43%) und in der Bundesrepublik 
Deutschland (41%); der Rest entfällt auf Spanien 
(7 %), Frankreich (6 %) und Belgien (3 %). Die Torfge- 
winnung und die Braunkohlenförderung (46 Mio. t im 
Jahr 1986) konzentriert sich auf Deutschland (68%), 
Griechenland (16%), Spanien (9%) und Irland (4%). 
Die festen Brennstoffe haben einen Anteil von rund 
30% an der Energie erzeugung der Gemeinschaft. 

164 . Steinkohlenimporte aus Drittländern (Verei- 
nigte Staaten, Australien, Südafrika und Polen) neh- 
men seit vielen Jahren stetig zu. Der Anteil von Im- 
portkohle am gesamten Kohleverbrauch stieg von 
10% im Jahr 1973 auf über 30% im Jahr 1986. 

165 . Der innergemeinschaftliche Handel ist gering: 
Er entspricht etwa 3 % des Gemeinschaftsverbrauchs. 
Er besteht größtenteils aus traditionellen Lieferungen 
von Kokskohle und Koks aus Deutschland. Es gibt 
wenig innergemeinschaftliche Lieferungen von 
Braunkohle und Torf. 

166 . Im Steinkohlenbergbau bestehen private, öf- 
fentliche und halbstaathche Unternehmen nebenein- 
ander. So wird ein Großteil der deutschen und spani- 
schen Kohle von Privatunternehmen gefördert, die in 
einigen Fällen Tochtergesellschaften großer Kohleab- 
nehmer sind (Stahlindustrie und Elektrizitätswirt- 
schaft). In Belgien befindet sich die noch verbleibende 
Kohleförderung in den Händen einer halbstaatlichen 
Gesellschaft in der der Staat über die Kapitalmehrheit 
verfügt. In den anderen Förderländern herrschen 
Staatsunternehmen vor. 

167 . Der Kohlenmarkt ist gekennzeichnet durch ver- 
tikale Vereinbarungen zwischen Zechen und Ver- 
brauchern. Diese Vereinbarungen geben den Zechen 
einen langfristig garantierten Absatz und machen es 
möglich, die Produktionskapazitäten langfristig auf- 
rechtzuerhalten. Gleichzeitig wird weitgehend der 
Wettbewerb anderer Kohlelieferanten bzw. Energie- 
träger ausgeschaltet. Die Zechen garantierten den 
Abnehmern Kohlelieferungen unabhängig von den 
Schwankungen des Marktes und im Falle der Eisen- 
und Stahlindustrie (Hüttenvertrag in der Bundesrepu- 
blik Deutschland) unabhängig von kurzfristigen 
Schwankungen der Nachfrage in diesem Industrie- 
zweig. 

168 . Allerdings bedeuten solche Vereinbarungen 
oft, daß die Preise auf einem Niveau festgesetzt wer- 
den, das nicht notwendigerweise den Marktrealitäten 
entspricht. So sind in der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Elektrizitätserzeuger nach dem „Jahrhun- 
dertvertrag" verpflichtet, bis 1995 rund 640 Mio. t 
SKE Gemeinschaftskohle zu verbrauchen. Ein Aus- 
gleichsfonds, der durch eine Abgabe von 7,25% auf 
den Stromverbrauch (Kohlepfennig) finanziert wird, 
erstattet den Elektrizitätserzeugern für jährlich 
22 Mio. t die Preisdifferenz zwischen Gemeinschafts - 
kohle und schwerem Heizöl und für 11 Mio. t. die 
Preisdifferenz zwischen Gemeinschaftskohle und Im- 
portkohle. 

169 . In Spanien wurde im Jahr 1986 eine Methode 
zur Vergabe von Verträgen für Kohlelieferungen an 
Kraftwerke vereinbart, die langfristige Verträge mit 


den Elektrizitätserzeugern zu Referenzpreisen vor- 
sieht. Zechen, deren Produktionskosten über dem Re- 
ferenzpreis liegen, können von den Elektrizitätser- 
zeugern einen Preisaufschlag verlangen, um die Dif- 
ferenz zwischen ihren Produktionskosten und dem 
Referenzpreis auszugleichen. Der Zuschlag, der von 
den Elektrizitätserzeugern bezahlt wird, wird aus ei- 
nem Ausgleichsfonds erstattet, zu dem die Elektrizi- 
tätserzeuger beitragen. 

170 . Im Vereinigten Königreich besteht eine Abma- 
chung zwischen British Coal und dem Central Electri- 
city Generating Board (CEGB), nach der das CEGB bis 
1991 so viel Kohle verbrauchen wird wie technisch 
möglich ist, und seinen Bedarf zu 95 % bei British Coal 
decken wird. 

171 . Obwohl diese Vereinbarungen die Verwen- 
dung von Gemeinschaftskohle aus anderen Mitglied- 
staaten nicht ausdrücklich ausschließen, so schränken 
sie doch den Wettbewerb durch Importkohle und an- 
dere Energieträger beträchtlich ein, so daß das glei- 
che Ergebnis erzielt wird wie in den Mitgliedstaaten 
mit einer eigenen Kohlenförderung, in denen der 
Preis der einheimischen Kohle an die Preise von Im- 
portkohle angeglichen und die Preisdifferenz direkt 
aus öffentlichen Fonds erstattet wird. 

172 . Eine andere Art von Vereinbarungen mit dem 
Ziel der Senkung der Vertriebskosten für Hausbrand- 
kohle und Kohle für den Dienstleistungssektor und 
kleine Industrieunternehmen sieht gebietsmäßige Ex- 
klusivrechte für Kohlehändler vor, wobei die Ver- 
kaufs- und Wiederverkaufspreise vom Produzenten 
festgelegt werden, so daß je der preisbedingte Wettbe- 
werb durch andere Kohlehändler ausgeschlossen 
ist. 

173 . Diese Praktiken sind ein Hindernis für den 
freien Warenverkehr mit Kohle hauptsächlich inner- 
halb der einzelnen Mitgliedstaaten, jedoch gelegent- 
lich auch zwischen den Mitgliedstaaten. 

174 . Obwohl es einige rentable Bereiche gibt, ist die 
allgemeine Finanzlage des Steinkohlenbergbaus 
schlecht und hat sich in letzter Zeit aufgrund des Ver- 
falls der Preise für Importkohle — ausgedrückt in na- 
tionalen Währungen — noch verschlechtert. 


Finanzielle Lage des Steinkohlenbergbaus 

(ECU/t) " 



Produktions- 
kosten 1986 

Ertrag 1986 

Belgien 

120 

63 

Bundesrepublik 
Deutschland 

116 

103 

Spanien 

80") 

56") 

Frankreich 

100 

60 

Vereinigtes Königreich . 

78 

62 


Spanien: Schätzungen 
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175. So wurden zwischen 1965 und 1986 rund 
50 000 Mio. ECU für Beihilfen und andere Maßnah- 
men zur Unterstützung der laufenden Förderung be- 
reitgestellt, und diese Zahl hat sich in jüngster Zeit 
noch beträchtlich erhöht. Während 1986 der Durch- 
schnittspreis für Importkohle bei 50 USD/t lag (ca. 
40 ECU), betrug der Kostenpreis der in der Gemein- 
schaft geförderten Kohle im Durchschnitt über 
100 USD/t (ca. 80 ECU). 

176. Nach der Entscheidung Nr. 2064/86/EGKS der 
Kommission über Gemeinschaftsregeln für staatliche 
Beihilfen für den Steinkohlenbergbau kann die Kom- 
mission solche Beihilfen nur dann genehmigen, wenn 
sie zur Erreichung eines der folgenden Ziele beitra- 
gen: 

— Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit des 
Steinkohlenbergbaus und Erhöhung der Versor- 
gungssicherheit 

— Erschließung neuer Kapazitäten, vorausgesetzt, 
daß diese wirtschaftlich lebensfähig sind 

— Lösung regionaler und sozialer Probleme im Zu- 
sammenhang mit der Entwicklung im Steinkoh- 
lenbergbau. 


Beschaffungsstruktur und Lieferindustrie 

177. Ausrüstungen und Arbeiten im Zusammen- 
hang mit der Förderung und Gewinnung fester Brenn- 
stoffe schüeßen folgendes ein: 

— Arbeiten über und unter Tage, Ausbau 

— Bergbauausrüstungen 

— Ausrüstungen für Erdarbeiten 

— Transport- und Fördereinrichtungen 

— elektrische Ausrüstungen 

— Kompressoren, Pumpen, Rohre und Lüftungs- 
schächte 

— Fernmeldeeinrichtungen, Computer, Sicherheits- 
einrichtungen. 

178. Angesichts der Besonderheiten des Bergbaus 
sind eine Reihe von spezifischen Ausrüstungen erfor- 
derlich. Außerdem bestehen dort besondere Sicher- 
heitsanforderungen. Ein großer Teil der verwendeten 
Ausrüstungen ist jedoch nicht spezifisch für diesen 
Sektor und kann bei einer Vielzahl von Quellen be- 
schafft werden, zu denen auch die Hersteller traditio- 
neller Ausrüstungen in den großen Förderländern ge- 
hören. Es besteht eine gewisse Überschneidung mit 
den Ausrüstungen und Lieferanten der Mineralöl- 
und Erdgaswirtschaft. 


Schlußfolgerungen 

179. Die Unternehmen, die feste Brennstoffe gewin- 
nen, verfügen aufgrund der Natur der Kapitaleigner 
über Bergwerkskonzessionen, Absatzvereinbarun- 
gen, Absicherung gegen Importe und umfangreiche 
direkte Beihilfen. Ihre Beschaffungspolitik unterliegt 


dem Einfluß der Regierungen. Die Gewährung von 
Beihilfen für bestimmte Zwecke kann ein vertretbares 
Ziel der Regierungspolitik sein, doch besteht kein 
Grund, den Wettbewerb unter den Lieferanten auszu- 
schalten. 


(3) Verkehr 

(i) Schienenverkehr 

Struktur, Trägerschaft und Kontrolle der 
Vergabebehörden 

180. Der Schienenverkehr ist das deutlichste Bei- 
spiel eines praktischen nationalen Monopols in den 
ausgenommenen Sektoren. Alle großen Eisenbahn- 
verwaltungen haben sehr enge Verbindungen zu den 
jeweiligen Regierungen, die sie normalerweise finan- 
ziell unterstützen und stark reglementieren, nicht zu- 
letzt im Bereich der Festsetzung der Beförderungsta- 
rife. 


Beschaffungsstrukturen 

181. Ein Großteil der öffentlichen Aufträge im Be- 
reich des Schienenverkehrs entfällt auf Tiefbauarbei- 
ten und sonstige Bauvorhaben. Obwohl das Netz der 
Nebenlinien stark zurückgeht, wurde vielerorts eine 
Erneuerung der Hauptverbindungen unternommen. 
In einigen Fällen wurden die Arbeiten im Zusammen- 
hang mit Streckenbau und Betriebssystemen tradi- 
tionsgemäß von den Eisenbahngesellschaften selbst 
vorgenommen. Wenn auch eine besondere Erfahrung 
erforderlich ist, um die Arbeiten ohne Unterbrechung 
des Betriebs durchzuführen, zeigt die Erfahrung meh- 
rerer Eisenbahngesellschaften, daß es möglich ist, Ar- 
beiten nach außen zu vergeben. 

182. Darüber hinaus waren große Infrastrukturvor- 
haben — zum Teil von den Regierungen mitfinanziert 
(TGV), zum Teil als Konzessionen an private Träger 
vergeben (Eurotunnel) — eine wichtige Quelle für 
große Bauaufträge, die bei Spezialuntemehmen über 
die Grenze hinweg Interesse erweckten. Diese Vorha- 
ben sind ein wichtiges Potential für die künftige Öff- 
nung der Beschaffungsmärkte. 

183. Als Quelle für Lieferaufträge ist der Eisenbahn- 
sektor wichtig: Im Jahr 1988 entfielen auf ihn volu- 
menmäßig etwa 15 % des gesamten internationalen 
Beförderungsaufkommens in der Gemeinschaft. Der 
Anteil der Eisenbahnen ist jedoch im Rückgang be- 
griffen. 

184. Die internationale Güterbeförderung auf dem 
Schienenweg nahm zwischen 1980 und 1985 um etwa 
9 % ab, während die Beförderung auf der Straße um 
18 % zunahm. Dieser Beförderungsrückgang, der 
zum Teil auf die anhaltende Rezession in Industrie- 
zweigen zurückzuführen ist, die traditionell enge Ver- 
bindungen zur Schiene haben, wie etwa die Stahlin- 
dustrie, schlägt sich nieder in einem Schrumpfen des 
gesamten Parks an rollendem Material. Trotz dieser 
Überkapazität werden dennoch weiterhin einige neue 
Aufträge erteilt, die im Rahmen der Modernisierung 
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erforderhch sind wie etwa neue Spezialwaggons oder 
besonderes rollendes Material für die neuen Hochge- 
schwindigkeitszüge. 

185. Der kombinierte Verkehr nahm dagegen zu. Er 
besteht in allen Mitgliedstaaten in Form des Contai- 
nertransports und in sechs Mitghedstaaten auch in 
Form des Huckepackverkehrs. Im Containertransport 
werden Container auf Waggons, Schiffen, LKW oder 
Flugzeugen transportiert, während im Huckepack- 
verkehr Straßenfahrzeuge auf Spezialgüterwagen be- 
fördert werden. Es besteht die Tendenz, den kombi- 
nierten Transport anderen Unternehmen mit privat- 
rechtlichem Status zu übertragen, um im Wettbewerb 
mit dem Straßentransport ein flexibleres Management 
anzubieten. Diese Unternehmen sind entweder Toch- 
tergesellschaften, die weiterhin unter dem Einfluß ih- 
rer Muttergesellschaften stehen (Containertransport) 
oder unabhängige Unternehmen mit Minoritätsbetei- 
hgungen der Eisenbahnen, die über ein De-facto-Mo- 
nopol verfügen (Huckepackverkehr). Intercontainer 
ist tätig als Eigentümer von Plattformwagen und Con- 
tainern, die über die Grenzen der Netze der Eisen- 
bahngesellschaften hinweg eingesetzt werden. Ob- 
wohl der Anteil des kombinierten Transports noch 
relativ niedrig ist, bestehen in einigen Ländern auf 
diesem Gebiet beträchtliche Investitionspläne. 

186. Die Nachfrage nach Lokomotiven ist relativ ge- 
ring: 1987 wurden in der Gemeinschaft 84 Lokomoti- 
ven in Auftrag gegeben, verghchen zu etwa 500 in 
den USA. Die laufende Nachfrage betrifft hauptsäch- 
hch den Ersatz bestehenden Materials durch neue, 
technisch modernere Systeme wie etwa den TGV in 
Frankreich, die ETR450 in Itahen und die dass 91- 
Lokomotive im Vereinigten Königreich. Bei der Fest- 
legung der technischen Eigenschaften der in Auftrag 
gegebenen Lokomotiven können alternative An- 
triebssysteme, mechanische Teile und Komponenten 
wie Drehgestelle, Bremssysteme und elektronische 
Steuer- und Regelungssysteme berücksichtigt wer- 
den. Im Bereich der Antriebssysteme sind die Unter- 
nehmen auf unterschiedhche Systeme festgelegt, was 
zu Schwierigkeiten beim grenzüberschreitenden Ver- 
kehr führt. Gegenwärtig verfügt nur die SNCB über 
Mehrspannungs-Lokomotiven, die auch in benach- 
barten Systemen eingesetzt werden können. Dies 
führt zu einer großen Zahl unters chiedhcher Systeme 
und Konzeptionen in der Gemeinschaft und ungefähr 
50 verschiedenen Klassen von Lokomotiven. 

187. Eine ähnliche Situation besteht im Bereich der 
Waggons für die Personenbeförderung. Bisher war es 
übhch, daß jede Eisenbahngesellschaft ihre eigenen 
Fahrzeuge konstruiert und beschafft. Es sind sehr un- 
terschiedhche Typen im Betrieb, zwischen denen be- 
trächüiche Divergenzen bestehen. Die Aufträge er- 
strecken sich meist auf kleine Produktionsserien und 
ein Austausch zwischen den Systemen war meist nicht 
möghch. 

188. Eine nennenswerte Ausnahme bildete der Fall 
von Eurofima. Es wurde beschlossen, eine große Zahl 
von austauschbaren Reisezugwagen mit einer ge- 
meinsamen Auslegung in Auftrag zu geben. Die Er- 
gebnisse dieses Experiments werden jedoch im allge- 
meinen als enttäuschend betrachtet. Dafür wurden 
zahlreiche Ursachen verantworthch gemacht. Trotz 


des Umfangs des Gesamtauftrags wurde dieser in 
kleine Einzelaufträge an eine Reihe nationaler Liefe- 
ranten aufgeteilt, wodurch die potentielle Einsparung 
aufgrund einer großen Serie verlorenging. Darüber 
hinaus wurde den Auftraggebern im Rahmen des Ge- 
samtkonzepts ein großer Ermessensspielraum gege- 
ben mit dem Ergebnis, daß die Austauschbarkeit 
schwierig wurde. Schheßhch bestand bei der Wartung 
die Tendenz, gemeinsame Komponenten durch spezi- 
fisch nationale Komponenten zu ersetzen. 


Normen 

189. Unterschiedhche Spurweiten (Irland, Spanien 
und Portugal unterscheiden sich vom resthchen Eu- 
ropa), unterschiedhche Ladeprofile (die britischen 
Profile sind enger als die der Gesellschaften auf dem 
Kontinent) und die elektrischen Systeme sind die 
grundlegendsten Unterschiede zwischen den Mit- 
ghedstaaten. 

Allerdings besteht bereits ein beträchthches Maß von 
Kompatibihtät und Zusammenarbeit zwischen den Ei- 
senbahnbehörden; diese ist unerläßhch für einen un- 
unterbrochenen Personen- und Güterverkehr über die 
Grenzen hinweg, und es besteht ein ausreichender 
Bedarf an Normen. In der Tat bestehen bereits zahl- 
reiche ISO-Normen. 

190. Der kombinierte Transport ist ein Wachstums- 
bereich, der die Entwicklung gemeinsamer Normen 
voraussetzt. Obwohl auf diesem Gebiet bereits einige 
Fortschritte erzielt wurden, sind noch weitere Ent- 
wicklungen notwendig. 

191. So sind Krane und schweres Hebezeug wichtig 
für eine rasche Umladung der Container in den Ter- 
minals. Ihre HersteUer (sie sind in der Federation Eu- 
ropeenne de Manutention zusammengeschlossen) ha- 
ben eigene gemeinsame Spezifikationen festgelegt, 
ohne die offizieUen CEN-Normen abzuwarten, die 
Anfang 1988 in Kraft traten, 

192. Seecontainer (20- und 4 0-Fuß- Container) sind 
in Übereinstimmung mit den ISO-Frachtcontainern 
genormt, und diese Container sind auch für den kom- 
binierten Straßen-Schienentransport geeignet. Die 
Containerwaggons ermöghchen jedoch normaler- 
weise den Transport größerer und vor allem höherer 
Container mit einem größeren Ladevolumen, das da- 
her nicht mehr mit den ISO-Normen übereinstimmt. 
Im CEN wurde ein eigener Ausschuß für neue Nor- 
men auf diesem Gebiet eingesetzt, der seine Arbeiten 
bis Ende 1988 abschließen soll. 


Lieferindustrie 

193, Mit Ausnahme von Griechenland, Irland, Lu- 
xemburg und den Niederlanden haben alle Gemein- 
schaftsländer ihre eigene Eisenbahnindustrie, die in 
enger Beziehung zu den nationalen Eisenbahngesell- 
schaften steht. Die Beschaffungsverfahren hängen da- 
her weitgehend davon ab, ob Beschaffungen bei ein- 
heimischen Unternehmen möghch sind. 
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194 . Die Eisenbahnindustrie der Gemeinschaft, die 
weitgehend von einheimischen Aufträgen abhängt, 
arbeitet zur Zeit weit unter ihrer normalen Kapazität. 
Meist wird für die Kapazitätsausnutzung eine Zahl in 
der Größenordnung von 50 % genannt. Darüber hin- 
aus sind die Seriengrößen nicht optimal, was zweifel- 
los eine Folge der Vielzahl von Klassen und Konzep- 
ten beim rollenden Material und bei Lokomotiven ist. 
Diese Situation wird verstärkt durch den geringen in- 
nergemeinschaftlichen Handel: Im Unterschied zu 
den meisten anderen Industriezweigen zeigen die 
entsprechenden Zahlen, daß die Ausfuhren in andere 
EG-Länder nur 20 bis 30 % des Volumens der Ausfuh- 
ren in Drittländer ausmachen. 

196 . Es bestehen einige überraschende Unter- 
schiede in der Preisstruktur für Erzeugnisse, die in 
jeder Hinsicht ähnlich sind und unter weitgehend ver- 
gleichbaren Bedingungen in der Gemeinschaft herge- 
stellt werden (z. B. Containerwaggons). Dies kann 
nicht insgesamt durch unterschiedliche Lohnkosten 
oder Effizienz und Produktionsrationalisierung erklärt 
werden. Vielmehr weisen diese Unterschiede darauf 
hin, daß der Markt durch staatliche Beihilfen verzerrt 
wird. 

Dennoch bleibt die Tatsache, daß bei einer Öffnung 
der Märkte erhebliche Einsparungen möglich wären. 
Im Falle der Containerwaggons sind Fälle bekannt, in 
denen das teuerste Angebot doppelt so hoch war wie 
das des billigsten Gemeinschafts anbieters, und dies 
für im wesentlichen gleichartige Erzeugnisse. Die 
gleichen Unterschiede ergeben sich bei den Lieferfri- 
sten. 

196 . Man kann diese Diskrepanzen in dem Sinne 
auslegen, daß Bieter der unteren Preisklasse billiger 
produzieren können aufgrund höherer Kapazitäten 
(Serienvorteile) und sich auch der Nachfrage flexibler 
anpassen können. Zweifellos könnte die Großserien- 
produktion bei nahezu voller Kapazitätsauslastung 
mit einer rationalisierten Produktpalette wesentliche 
Einsparungen bringen, vielleicht in der Größenord- 
nung von 20 %. Es wurde der Gedanke geäußert, daß 
eine größere Zusammenarbeit mit entsprechenden 
Fusionen und die sich daraus ergebende Konsolidie- 
rung eine Kapazitätsverringerung von rund 25 % mit 
sich bringen könnten. Es ist jedoch nicht klar, wo sol- 
che Veränderungen sich auswirken würden. Es wird 
im allgemeinen angenommen, daß eine solche Ent- 
wicklung zu einer größeren Spezialisierung in be- 
stimmten Werken bei gleichzeitig zunehmendem 
Handel mit Komponenten führen würde. 

197 . Der wirtschaftliche Druck zur Rationalisierung 
wird verstärkt durch eine Reihe von Entwicklungen in 
der Industrie. So ist das Eurotunnelsystem der Anlaß 
für gemeinsame Aufträge von BR/SNCF für Lokomo- 
tiven. Gleichzeitig gibt die Entwicklung des TGV- 
Systems auf internationaler Basis bestehenden Her- 
stellern mit einer technologischen Führungsposition 
einen Wettbewerbsvorteil. Diese und andere Ent- 
wicklungen wurden zusammen mit dem Entstehen 
von Herstellergruppen wie etwa der 50 Hertz Gruppe 
untersucht. 

198. Unternehmen aus osteuropäischen Ländern ha- 
ben in jüngster Zeit Angebote unterbreitet, die weit 


unter dem Durchschnitt der Gemeinschaftshersteller 
liegen. Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß sie 
als staatliche Unternehmen mit niedriger Kostenbasis 
sehr wettbewerbsfähige Preise anbieten können, was 
im Kontext eines weiter geöffneten Gemeinschafts- 
marktes zu beachten wäre. 


Schlußfolgerungen 

199 . Das Zögern der Eisenbahnbehörden, über den 
Kreis ihrer traditionellen nationalen Lieferanten hin- 
aus Aufträge zu vergeben, ist Ausdruck der bekann- 
ten Trägheit einer monopolistischen Industrie, die 
eine seit langem bestehende, oft durch Beherrschung 
gekennzeichnete Beziehung zu ihren nationalen Lie- 
feranten hat, kombiniert mit einer echten Sorge über 
die Auswirkungen eines seit langem andauernden 
Rückgangs der Nachfrage in einer wichtigen Indu- 
strie. 

200 . Die Notwendigkeit einer solchen Entwicklung 
wird jedoch in der Industrie weitgehend anerkannt. 
Sie wird begünstigt durch die technologische Ent- 
wicklung und das Verkehrsgefüge. Die Liberalisie- 
rung der Beschaffungen könnte die Rationalisierung 
fördern, die Kosten senken und die Wettbewerbsposi- 
tion der Eisenbahn auf dem Transportmarkt verbes- 
sern. 

201 . Dieser Trend könnte weiter unterstützt werden 
durch Entwicklungen aus dem Gebiet der Normung, 
vor allem in den Wachstumsbereichen. 

202 . Die Rationalisierung in einem Industriezweig, 
dessen Werke weit über die Gemeinschaft verstreut 
sind, könnte lokal zu Beschäftigungsproblemen füh- 
ren. Der Ablauf der Rationalisierung läßt sich schwer 
Voraussagen und müßte sorgfältig überwacht werden, 
um geeignete soziale Maßnahmen zu ermöglichen. 
Unter diesen Umständen wäre es auch besonders 
wünschenswert, wenn sichergestellt würde, daß der 
Wettbewerb mit Drittländern fair ist und der Zugang 
zu den Märkten auf Gegenseitigkeit beruht. 


(ii) Regionale und lokale Verkehrsbetriebe 
(Busser StraßenbahneUr Schnell- und 
Untergrundbahnen) 

Struktur, Trägerschaft und Kontrolle der 
Vergabestellen 

203 . In der Gemeinschaft bestehen über 300 städ- 
tische und regionale Verkehrsbetriebe, die über einen 
Park von über 50 Bussen verfügen. Eigentümer sind in 
den meisten Fällen zentrale Regierungsstellen oder 
Gebietskörperschaften. Die Form des Staatseigen- 
tums ist in den einzelnen Mitgliedstaaten sehr unter- 
schiedlich, die Betriebe können den Status städtischer 
Verwaltungseinh eiten, städtischer Unternehmen, 
oder von Kapitalgesellschaften haben, deren Eigentü- 
mer der Staat, die Gemeinden oder Arbeitsgemein- 
schaften von Gemeinden oder Verkehrsuntemehmen 
im Rahmen von Konzessionen der lokalen Behörden 
sind. Diese Betriebe verfügen normalerweise über ge- 
wisse Exklusivrechte für den Linienverkehr, sind Ei- 
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gentümer der Fahrzeuge und Arbeitgeber für das Per- 
sonal. In Belgien werden die Verkehrsdienste zum 
Teil an private Unternehmen vergeben, die über ei- 
gene Busse mit eigenem Personal verfügen, jedoch 
unter den gleichen Bedingungen wie die Dienste, die 
von den Behörden selbst direkt erbracht werden. 

204. In vielen Mitgliedstaaten wie Spanien, Frank- 
reich, Irland und im Vereinigten Königreich werden 
städtische oder regionale Verkehrsdienste zum Teil 
von Privatfirmen erbracht. Diese verfügen normaler- 
weise über eine Exklusiv-Konzession. Im Vereinigten 
Königreich besteht jedoch mit Ausnahme von London 
und Nordirland ein freier Wettbewerb mit minimalen 
Auflagen für die Firmen, die Verkehrsdienstleistun- 
gen im Rahmen von Verträgen mit städtischen oder 
regionalen Behörden erbringen, wobei auf allen Li- 
nien Wettbewerb möglich ist. 

205. In Frankreich und in der Bundesrepublik 
Deutschland besteht eine begrenzte Zahl von ge- 
mischten Unternehmen (staatlich/privat). 

206. In der Gemeinschaft bestehen 74 städtische Ei- 
senbahnbetriebe. Mit Ausnahme einiger weniger ge- 
mischter Betriebe in Frankreich sind die Eigentümer 
der Staat oder Gebietskörperschaften. 

207. Generell wird der städtische und regionale Bus- 
und Schienenverkehr in der Gemeinschaft immer 
noch als grundlegender öffentlicher Dienst betrachtet, 
der von Staat oder von den Gebietskörperschaften 
erbracht wird, die die Verkehrsbetriebe überwachen, 
die Beförderungstarife festsetzen und die Qualität des 
Dienstes und die Linienführung festlegen. Diese 
Dienste sind weitgehend unrentabel und erfordern 
daher öffentliche Subventionen. Die Hälfte der unter- 
suchten Betriebe konnte sich nur zu 50 % oder weni- 
ger durch den erhobenen Fahrpreis finanzieren. 


Beschaffung Strukturen 

208. Sowohl die laufenden Ausgaben als auch die 
Investitionsprogramme der Betriebe unterliegen 
meist einer eingehenden behördlichen Überwa- 
chung. 

209. Zu den Betriebsausgaben gehören Kraftstoff, 
Strom, Reifen und Ersatzteile. Sie nehmen ihrer Natur 
nach ständig einen wichtigen Platz im Haushalt der 
Betriebe ein. Es besteht eine starke Tendenz zu loka- 
len Beschaffungen, die in einigen Fällen als notwen- 
dige Gegenleistung für lokale Subventionen betrach- 
tet werden. 

210. Investitionsausgaben wie die Beschaffung von 
Fahrzeugen und vor allem im Falle von Straßenbah- 
nen und städtischen Eisenbahnen die hohen Infra- 
strukturkosten für Hoch- und Tiefbauarbeiten unter- 
liegen meist einer strengen Kontrolle durch die für die 
Finanzierung zuständige Behörde. 

21 1 . Die Investitionen sind weitgehend unterschied- 
lich. Stadtbusse haben eine durchschnittliche Lebens- 
dauer von etwa 12 Jahren, Überlandbusse etwas we- 
niger aufgrund der Notwendigkeit, den Passagieren 
einen etwas größeren Komfort anzubieten. Die Le- 
bensdauer von Straßenbahn- und Eisenbahnfahrzeu- 


gen ist normalerweise viel länger und liegt bei 25 bis 
30 Jahren. 

212. Angesichts der angespannten Finanzsituation 
zahlreicher Verkehrsbetriebe besteht die Tendenz, 
die Kapitalinvestitionen so gering wie möglich zu hal- 
ten und nur die allernotwendigsten Erneuerungen 
vorzunehmen. Viele Betriebe haben keinerlei Pro- 
jekte für neue Investitionen. 

213. Dagegen sind zahlreiche Entwicklungen zu 
verzeichnen, die den städtischen Eisenbahn- und 
Straßenbahnverkehr betreffen. Dazu gehören um- 
fangreiche langfristige Investitionen im Bereich der 
Infrastruktur und des rollenden Materials. London, 
Lyon, Brüssel, Mannheim und Athen sind Städte, in 
denen solche Investitionen getätigt wurden. 


Die Lieferindustrie 

214. Es ist eine allgemeine Unterscheidung zu tref- 
fen zwischen Lieferanten von Eisenbahnmaterial und 
Lieferanten von Bussen. 

215. Im Bereich der Schienenfahrzeuge sind die 
Hauptlieferanten dieselben wie im vorstehenden Ka- 
pitel über Eisenbahnen, die mit Schwierigkeiten zu 
kämpfen haben. Die Märkte sind national abgeschot- 
tet, es besteht eine Überkapazität in der Industrie und 
ein starker Wettbewerb um Aufträge aus Drittlän- 
dern. 

216. Bei Bussen wird eine Unterscheidung gemacht 
zwischen der Herstellung von Motoren und Fahrge- 
stellen, wo Einsparungen durch Großserienfertigung 
möglich sind, und dem Karosserieaufbau, der sehr 
arbeitskräfteintensiv ist. Jedes Land verfügt über 
seine eigene Industrie und mit wenigen Ausnahmen 
versorgt diese Industrie den nationalen Markt oder 
exportiert in Drittländer. Nennenswerte Ausnahmen 
bestehen im Vereinigten Königreich und in Portugal, 
wo Aufträge auch an nichteinheimische Lieferanten 
vergeben werden. Im Vereinigten Königreich wurde 
diese Tendenz offenbar durch die Deregulation ver- 
stärkt. 

Einige Zulieferer befinden sich ebenfalls in staatlicher 
Hand. Es wurde die Befürchtung zum Ausdruck ge- 
bracht, ein fairer Wettbewerb mit diesen Lieferanten 
wäre nicht möglich. Potentiell wettbewerbsfähige Lie- 
feranten bestehen in einer Reihe von EFTA-Ländern 
sowie in osteuropäischen Ländern. Die Liberalisie- 
rung der Beschaffungen in der Gemeinschaft würde 
unvermeidlich die Frage der geeigneten Behandlung 
von Lieferanten aus Drittländern aufwerfen. 


Normung 

217. Das Problem der Divergenzen bei den Eisen- 
bahnnormen und Spezifikationen wurde bereits erör- 
tert. Die Probleme der Eisenbahnen gelten auch für 
städtische Bahnen. 

218. In bezug auf Busse haben die Lieferanten auf 
die Divergenz der nationalen Normen hingewiesen, 
da jeder Mitgliedstaat seine eigenen Sicherheits- und 
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Betriebsanforderungen festlegt. Traditionsgemäße 
Beziehimgen zwischen Lieferanten und Betreibern 
haben zweifellos zur Verstärkung der gegenwärtigen 
Trennung der Märkte durch eine Vielzahl von Unter- 
nehmensspezifikationen und -Praktiken geführt. Al- 
lerdings hat eine gemeinschaftsweite Festlegung von 
Gewicht und Abmessungen von Straßenfahrzeugen 
einen beträchtlichen Fortschritt gebracht. Die Auswir- 
kungen des bestehenden Gemeinschaftsrechts auf 
diesem Gebiet wird verstärkt durch die Rechtspre- 
chung des Gerichtshofs, während der Erlaß weiterer 
Gemeinschaftsvorschriften in naher Zukunft wahr- 
scheinhch ist. Darüber hinaus sind Fortschritte zu ver- 
zeichnen in bezug auf gewisse Aspekte der Sicher- 
heitsanforderungen und der allgemeinen Betriebser- 
laubnis auf Gemeinschaftsebene. 


Schlußfolgerungen 

219 . Mit Ausnahme der städtischen und regionalen 
Buslinien in Großbritannien außerhalb Londons be- 
steht ein hoher Grad von Einflußnahme staatiicher 
Stellen auf die Beschaffung. Es besteht eine eindeu- 
tige Tendenz, einheimische Erzeugnisse zu kaufen, 
sei es aus eingestandenen politischen Gründen oder 
aufgrund von Ursachen technischer, wirtschaftlicher 
und pohtischer Natur. Die Fähigkeit der Firmen aus 
der Gemeinschaft, auf den Weltmärkten zusammen- 
zuarbeiten, läßt den Schluß zu, daß eine umfassendere 
Zusammenarbeit auch innerhalb der Gemeinschaft 
möglich wäre, während Fortschritte im Bereich der 
allgemeinen Betriebserlaubnis und der Kompatibilität 
zur Beseitigung der Hindernisse für diese Entwick- 
lung beitragen sollten. Falls die Öffnung der Märkte 
Wirklichkeit werden soll, müsse darauf hingearbeitet 
werden, daß der Wettbewerb in der Gemeinschaft auf 
einer fairen Basis stattfindet. 

220 . Gleichzeitig müssen alle Überlegungen in be- 
zug auf die Rolle des Handels mit Drittländern berück- 
sichtigen, daß neben Lieferanten in marktwirtschaftli- 
chen Systemen auch solche in anderen Wirtschaftssy- 
stemen bestehen. 


(iii) See- und Binnenschiffahrt 
(a) Schiffahrt 

Struktur, Trägerschaft und Kontrolle der 
Vergabestellen 

221 . Etwa 95 % der Tonnage des Warenverkehrs der 
Gemeinschaft mit Nichtmitghedstaaten und etwa 
30 % des innergemeinschaftlichen Warenverkehrs 
werden zur See befördert. Allerdings hat der absolute 
Umfang der unter Raggen von Gemeinschaftsländem 
fahrenden Handelsflotte beträchtlich abgenommen 
ebenso wie der Anteil der Gemeinschaft an der Welt- 
handelsflotte und zwar von 31 % im Jahr 1970 auf 
19 % im Jahr 1986. Die auffälligste Veränderung in 
der Gemeinschaft war der ständige Anstieg der grie- 
chischen Tonnage bis 1981 — sie ist inzwischen wie- 
der zurückgegangen — sowie der Rückgang der briti- 
schen Tonnage. 


222 . Für diese Entwicklung gibt es vielfältige Ursa- 
chen. Größere Schiffe, die Container transportieren 
und einen rascheren Umschlag ermöglichen, haben 
die Effizienz erhöht. Gleichzeitig wurde der Anteil der 
Gemeinschaft druch den starken internationalen 
Wettbewerb von Drittländern mit besonderen finanzi- 
ellen Vergünstigungen und Billigarbeitskräften ver- 
ringert. 

223 . Die meisten europäischen Reedereien sind 
ganz in privater Hand. Es gibt jedoch einige nennens- 
werte Ausnahmen, die zum Teil auf Spezialmärkten 
tätig sind. 

224 . ln Belgien ist die RMT (Regie Maritime des 
Transports) eine autonome Körperschaft unter staatii- 
cher Kontrolle, die den Fährverkehr nach dem Verei- 
nigten Königreich im Wettbewerb mit anderen Linien 
betreibt. 

225 . ln Dänemark betreibt die DSB (Dänische 
Staatsbahn) eine Flotte von Auto- und Eisenbahnfäh- 
ren. Obwohl der einschlägige Geschäftsbereich der 
DSB seit 1984 sich wie eine Privatfirma verhalten soll, 
befindet sie sich unter der Kontrolle des Verkehrs- 
ministeriums, und Unternehmens strategische Be- 
schlüsse bedürfen der Genehmigung des Ministers. 
Allerdings ist die Unternehmensführung bei Investi- 
tionsentscheidungen weitgehend frei, und in den letz- 
ten Jahren wurden Aufträge für den Umbau oder die 
Reparatur von Fähren wiederholt an ausländische 
Werften vergeben. 

226 . In Irland befinden sich zwei der drei Reederei- 
gesellschaften in staatlicher Hand. B -I- I-Line betreibt 
Fähren von und nach dem Vereinigten Königreich in 
Konkurrenz mit anderen Unternehmen. Es hat in 
jüngster Zeit beträchtliche staatliche Beihilfen erhal- 
ten. Die zweite staatiiche Schiffahrtsgesellschaft, Irish 
Shipping, befindet sich in der Liquidation. 

227 . In Frankreich ist (Compagnie Generale Mari- 
time), der 16 % der Französischen Handelsflotte ge- 
hören, zu 99 % in staatiicher Hand. Obwohl sie wie 
ein Privatuntemehmen geführt wird, hängt sie von 
staatlicher Unterstützung ab, um ihre Betriebsverluste 
auszugleichen. Die CGM operiert im Wettbewerb mit 
anderen (privaten) Reedereien. SNCF und SN CM 
(eine Tochtergesellschaft von SNCF imd CGM) be- 
treiben Fahrgast-, Eisenbahn- und Autofähren zwi- 
schen Frankreich und dem Vereinigten Königreich 
sowie von imd nach Korsika. In letzterem Falle besteht 
ein Wettbewerb mit anderen Gesellschaften. 

228 . In Spanien befinden sich 25 % der Tonnage der 
Handelsflotte in staatiicher Hand; allerdings besteht 
die Absicht, diesen Anteil durch Verkauf von Schiffen 
zu verringern. 

229 . Drei itahenische Schiffahrtslinien befinden sich 
in staatiichem Besitz. Lloyd Triestino die Navigazione, 
die größte italienische Gesellschaft hat einen Anteil 
von 29 % am italienischen Markt, Italia die Naviga- 
zione (10 %) und Adriatica die Navigazione (2 %) 
werden von FINMARE, der staatlichen Schiffahrts- 
Holding kontrolliert. 

230 . In Portugal befinden sich 85 bis 90 % der Kapa- 
zitäten der Handelsflotte im Besitz von Gesellschaf- 
ten, die vom Staat kontrolliert werden. 
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231 . Im Vereinigten Königreich befinden sich die 
Hotte der Caledonian MacBrayne, die im Fährverkehr 
nach den Schottischen Inseln tätig ist, und die Mas- 
sengutfrachter von British Steel Corporation und Cen- 
tral Electricity Generating Board in staathcher Hand. 
Die britische Regierung hat ihre Absicht bekanntge- 
geben, die beiden letzteren zu privatisieren. 


Beschaff ungsstrukturen 


232 . Die meisten Schiffahrtsgesellschaften vergeben 
ihre Aufträge für Schiffsneubauten und Schiffsrepara- 
turen, Bunkerungen und andere Lieferungen auf 
kommerzieller Basis. Dieses Verhalten wird beein- 
flußt durch den Wettbewerbsdruck, dem die Reede- 
reien aus der Europäischen Gemeinschaft ausgesetzt 
sind sowie durch den harten Preiswettbewerb in der 
Werftindustrie. Staathche Beihilfen für den Schiffbau 
werden auf Gemeinschaftsebene durch die sechste 
Richüinie (18a) geregelt (67/167/EWG, ABI. L 69 vom 
12. März 1987). 

233 . Bei den staatlichen oder staatlich kontrollierten 
inländischen Unternehmen des Fährverkehrs besteht 
jedoch eine eindeutige Tendenz zur Vergabe von Auf- 
trägen an einheimische Unternehmen. Die Beschaf- 
fungsstrukturen von RMT, DSB, SNCF und SNCM 
und Caledonian MacBrayne sind offensichtlich rein 
national und sind das Ergebnis entsprechender pohti- 
scher Entscheidungen. 

234 . Mit dem Schrumpfen der Handelsflotte der Ge- 
meinschaft ist auch der Niedergang der Werftindu- 
strie der Gemeinschaft verbunden, die unter der welt- 
weiten Überkapazität zu leiden hat. In den letzten 
zehn Jahren ist die Gesamtauslastung der Gemein- 
schaftswerften um über 50 % zurückgegangen, wobei 
der Rückgang bei Neubauten 59 % und bei Reparatu- 
ren 33 % betrug. Der Marktanteil der Gemeinschaft 
am Weltschiffbau ging von 23 % im Jahr 1975 auf 
15 % im Jahr 1984 zurück. 1987 ging die Neubauton- 
nage der Gemeinschaft weiter zurück, wenn auch der 
prozentuale Rückgang geringer war als der Welt- 
durchschnitt. Aus diesem Grund erhöhte sich der 
Marktanteil auf 18,6 %. 

235 . Daher hängt der Schiffbau weiterhin in hohem 
Maße von öffenüichen Unterstützungsmaßnahmen 
ab. Die relativ hohen staathchen Beihilfen werden 
durch die sechste Richüinie geregelt. Trotz der großen 
Überkapazität der Werftindustrie geht ein großer Teil 
der Aufträge der Reedereien der Gemeinschaft an 
Drittländer. 

236 . Es bestehen keine offensichtlichen Verbindun- 
gen zwischen den großen Reedereien und bestimmten 
Werften, mit Ausnahme in Dänemark, wo die größe- 
ren Werften den größten Reedereien des Landes ge- 
hören. 


(b) Hafenanlagen 

Struktur, Trägerschaft und Kontrolle der 
Vergabestellen 

237 . Der große Unterschied der institutioneilen 
Strukturen der Häfen in der Gemeinschaft veranlaßte 
die Arbeitsgruppe „Hafenanlagen" der Kommission, 
die Häfen in vier Gruppen einzuteilen: staathche Hä- 
fen, die direkt von den zuständigen zentralen Regie- 
rungsstellen abhängenj städtische Häfen, die den lo- 
kalen Behörden unterstehen; autonome Häfen, die 
zwar Staatseigentum sind, jedoch weniger direkt kon- 
trolhert werden als staathche oder städtische Häfen; 
und schließhch private Häfen. 

238 . Der relative Anteil der staathchen, städtischen 
und autonomen Häfen überwiegt: Auf sie entfallen 
92 % der umgeschlagenen Tonnage. Private Häfen 
bestehen in vier Mitghedstaaten: Dänemark (37 % 
der nationalen Tonnage); Irland (3 %); Vereinigtes 
Königreich (28 %); und Griechenland (32 %). 

239 . Mit Ausnahme der Häfen im Vereinigten Kö- 
nigreich und in den Niederlanden bestehen weitge- 
hend Subventionen oder besondere Beihilfen. Die 
verschiedenen Formen der finanzieUen Unterstützung 
schheßen Beihilfen für große Infrastrukturvorhaben 
ein, die eine Basis für den staathchen Einfluß bie- 
ten. 


Beschaffungsstrukturen 

240 . Häfen vergeben normalerweise Bauaufträge 
für Kais, Molen, Seeschleusen usw. sowie für Bagger- 
arbeiten. Die Lieferaufträge betreffen Krane, Naviga- 
tionshilfen und andere Geräte. Daneben werden 
Dienstieistungsaufträge für Beladen und andere 
Dienstleistungen vergeben. 

241 . Eine besondere Lage besteht in Frankreich, wo 
eine Arbeitsgemeinschaft autonomer Häfen mit einer 
BaggergeseUschaft in Form eines „Groupement d'In- 
teret Economique" jeden Wettbewerb verhindert. 

242 . In den restiichen Fähen scheint zwar der Wett- 
bewerb bei der Vergabe von Aufträgen die Regel zu 
sein, doch erweist es sich, daß die meisten Aufträge an 
lokale oder nationale Bieter vergeben werden. 


Lieferindustrie 

243 . Eine große Zahl von Unternehmen ist an der 
Erbringung von Dienstleistungen und an Lieferungen 
für die Häfen beteihgt. Die Natur vieler Aufträge 
bringt es mit sich, daß sie meist an lokale Unterneh- 
men vergeben werden. 

244 . Allerdings stehen unter den Beschaffungen 
elektronische Hilfen, mobile Ausrüstungen und Krane 
technisch hochwertige Erzeugnisse dar. Gleichzeitig 
kann die weitgehende Speziahsierung bei vielen 
Hoch- und Tiefbauarbeiten für die Instandhaltung 
und den Ausbau der Häfen für Unternehmer außer- 
halb des nationalen Marktes interessant sein. Unter- 
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schiedliche nationale Normen scheinen in diesem 
Sektor kein großes Problem darzustellen. 


Schlußfolgerungen 

(a) Schiffahrt 

245 . Die Beschaffungen des Schiffahrtsektors sind 
naturgemäß vor allem Schiffe. Die Wettbewerbslage 
des Weltmarktes hatte zur Folge, daß trotz umfangrei- 
cher staatiicher Beihilfen ein großer Anteil europäi- 
scher Aufträge an Lieferanten aus Drittländern 
ging. 

246 . Darüber hinaus dürften die jüngsten Entwick- 
lungen zur Regelung des innergemeinschafthchen 
Seeverkehrs zu einer weiteren Öffnung dieses 
Marktes führen. 

247 . Unter diesen Voraussetzungen scheint kein be- 
sonderer Anlaß zu bestehen, die Beschaffungen der 
Reedereien einer Regelung zu unterwerfen. Gleich- 
zeitig könnten staatiiche Beihilfen zur Deckung der 
Verluste einzelner Fährhnien zu Diskriminierungen 
führen, wenn Aufträge vergeben werden, und müßten 
daher aufmerksam überwacht werden. Diese Frage 
wird in Teil III C (6) eingehender geprüft. 


(b) Hafenanlagen 

248 . Dagegen werden die Häfen meist in einer 
Weise betrieben, die sie indirekt oder direkt einer 
Beeinflussung durch den Staat unterwirft. Einige 
Aspekte der Beschaffungen für Häfen unterliegen be- 
reits den Gemeinschaftsregeln für öffentiiche Auf- 
träge. Dort, wo der Staat Eigentümer der Häfen ist und 
Investitionen und Gebühren kontrolhert, erweist sich 
eine Einbeziehung in die Regelung als notwendig. 
Ausnahmen sollten vielleicht eine Reihe völlig priva- 
ter Häfen bilden, sofern diese eindeutig keinen staat- 
lichen Einfluß durch Beihilfen, Kontrolle der Entwick- 
lung und der Gebühren oder durch andere Techniken 
unterhegen. Es hat sich bisher noch nicht als möghch 
erwiesen, die Umstände, die eine solche Ausnahme 
ermöghchen würden, genau zu definieren. 


(iv) Luftverkehr 

(a) Fluggesellschaften 

Struktur, Trägerschaft und Kontrolle der 
Vergabestellen 

249 . Jeder Mitghedstaat verfügt über seine eigene 
nationale FluggeseUschaft, die Linienflüge auf in- und 
ausländischen Routen durchführt. Sieben der nationa- 
len Gesellschaften in der EWG (British Airways, Air 
France, Lufthansa, KLM, Iberia, Ahtaha und SAS) ge- 
hören zu den 20 größten GeseUschaften in der Welt. 
Es bestehen auch noch andere Fluggesellschaften, die 
Linienflüge durchführen, doch bestehen nur in Frank- 
reich zwei größere Gesellschaften, die neben der 


staatiichen Fluggesellschaft in- und ausländische 
Routen befliegen. 

250 . In den meisten Ländern bestehen große, private 
Chartergesellschaften, die im Bereich der Charter- 
flüge mit den Tochtergesellschaften der nationalen 
Gesellschaften konkurrieren. 

251 . In den meisten Mitghedstaaten b esitzt der Staat 
eine Mehrheitsbeteiligung an den nationalen Gesell- 
schaften. In Frankreich, Griechenland, Irland, Portu- 
gal und Spanien beträgt der Staatsanteil effektiv 
100 %. In Luxemburg (21 %) und den Niederlanden 
(39 %) ist der Staatsanteil hoch, während Dänemark 
27 % der insgesamt 50 % betragenden Staatsanteile 
an der SAS besitzt. Air Inter befindet sich im Besitz 
privater und öffentlicher Verkehrsunternehmen wie 
Air France und SNCF. Von den führenden nationalen 
Gesellschaften ist nur British Airways vollständig in 
privater Hand. 

252 . Alle großen nationalen Fluggesellschaften kon- 
troUieren andere Gesellschaften, die Charterflüge un- 
ternehmen, Reisebüros, Catering-Dienste und andere 
damit zusammenhängende Aktivitäten betreiben. 

253 . In einigen Mitghedstaaten werden nationale 
FluggeseUschaften durch besondere Gesetzgebung 
errichtet (Belgien, Dänemark, Griechenland, Spa- 
nien), doch haben sich in den meisten Fällen die natio- 
nalen FluggeseUschaften im Lauf der Jahre allmähhch 
entwickelt, teils durch Zusammenschlüsse, jedoch 
stets in engem Kontakt mit den Regierungen. 

254 . Die internationale Zivilluftfahrt ist weitgehend 
durch nationale Vorschriften geregelt, die die meisten 
Aspekte des Flugbetriebs abdecken wie etwa die 
Rechte für das Befliegen der Routen, die Festsetzung 
der Flugtarife und die Betriebsnormen. 

255 . Die Grundlage für die internationale Regelung 
des Flugverkehrs bildet die Konvention von Chicago 
aus dem Jahr 1944. Nach diesem Übereinkommen 
werden Regeln für minimale Betriebsnormen norma- 
lerweise auf multilateraler Basis festgelegt. Dagegen 
werden Rechte im Verkehr zwischen den einzelnen 
Ländern sowie die Flugtarife auf bilateraler Basis zwi- 
schen den Regierungen vereinbart. Nach diesen Ver- 
einbarungen gewährt jede Regierung der anderen das 
Recht, eine GeseUschaft für planmäßige Flüge zwi- 
schen bestimmten Punkten in den jeweüigen Ländern 
zu benennen. Normalerweise bestimmt jeder Staat 
seine eigene nationale LuftverkehrsgeseUschaft. Im 
Verkehr zwischen den Mitghedstaaten werden je- 
doch die meisten Verkehrsrechte und Genehmi- 
gungsverfahren für Flugtarife auf multilateraler Basis 
vereinbart. 

256 . Auf internationaler Ebene bestehen einige 
wichtige Kooperationsvereinbarungen zwischen den 
großen Luftverkehrsgesehschaften. Diese erstrecken 
sich auf die Wartung und Instandsetzung von Flug- 
zeugen. Hier sind zwei größere Zusammenschlüsse zu 
verzeichnen: ATLAS (Air France, Lufthansa, Ahtaha, 
Iberia und Sabena) und KSSU (SAS, KLM, UTA und 
Swissair). Zweck dieser Zusammenschlüsse sind Ska- 
lenvorteile durch Speziahsierung auf einen besonde- 
ren Flugzeugtyp. Die nationalen FluggeseUschaften 
arbeiten auch international beim Betrieb der Compu- 
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ter- Platzreservierungssysteme zusammen. Es gibt 
zwei europäische Gruppen: Amadeus mit Air France, 
Lufthansa, SAS, Iberia, Air Inter und wahrscheinhch 
auch Luxair, UTA und Finnair — arbeitet mit System 
One von Eastem Airlines/Texas Air zusammen. GaH- 
leo, an dem British Airways, KLM, Ahtalia, Air Lingus, 
Sabena, TAP, Swissair und Austrian Airways beteüigt 
sind, arbeitet mit dem Apollo System von United Air- 
hnes zusammen. Die Entwicklungskosten dieser Sy- 
steme sind sehr hoch. Eine Beteiligung ist von großer 
strategischer Bedeutung für alle Fluggesellschaften, 
da es ihnen die Möghchkeit gibt, eine möghchst große 
Anzahl von Flügen zu vermarkten. 

257 . Die typische Situation für den innereuropäd- 
schen Linienflug ist ein Duopol für die Routen zwi- 
schen zwei Ländern. Die Sitzkapazität ist beschränkt 
und wurde bis vor kurzem auf der Basis 50—50 ver- 
teilt. Die Gemeinschaft einigte sich 1987 auf eine voll- 
ständige Routen- Flexibihtät, jedoch mit einer bilate- 
ralen Kapazitätsaufteilung 45—55, die ab Oktober 
1989 auf 40—60 erweitert wird. 

258 . Die nationalen Fluggesellschaften haben auf 
zahlreichen inländischen Routen ein praktisches Mo- 
nopol. In den letzten Jahren hat sich die Zahl kleiner 
regionaler Fluggesellschaften in Ländern im Verei- 
nigten Königreich, Frankreich, Italien und Deutsch- 
land stark erhöht. Diese Gesellschaften waren relativ 
erfolgreich, wenn es darum ging, Konzessionen für 
den Betrieb kleiner Flugzeuge auf Routen zu erhalten, 
die den nationalen Fluggesellschaften für den Einsatz 
ihrer größeren Flugzeuge unrentabel erscheinen. Die 
regionalen Gesellschaften haben normalerweise kei- 
nen Zugang zu Routen mit einem großen Beförde- 
rungsaufkommen. 

259 . Bei den meisten bilateralen Vereinbarungen 
müssen beide Regierungen Tarife, Gebühren und Ko- 
sten für Liniendienste genehmigen. Aufgrund der 
Vereinbarung über eine größere Flexibihtät in der 
Kapazitätsaufteilung hat die Gemeinschaft nunmehr 
Kriterien für Flugtarife festgelegt und genehmigt be- 
sondere Beförderungstarife. 

260 . Die Investitionspohtik der meisten großen Un- 
ternehmen unterhegt aufgrund der staathchen Kapi- 
talbeteihgung zu einem großen Teil der KontroUe 
durch die Regierungen. Das Ausmaß, in den die Be- 
schaffung durch eine „Buy national" -Praxis beein- 
flußt werden, hängt von der Art der Erzeugnisse, dem 
Umfang der Investitionen und der Verfügbarkeit in- 
ländischer Alternativerzeugnisse ab. 

261 . Aufgrund der Besonderheit der Produktanfor- 
derungen können zahlreiche Spezialerzeugnisse 
weltweit nur von einigen wenigen Lieferanten bezo- 
gen werden (Flugzeuge, Triebwerke, Flugelektro- 
nik). 

262 . Die meisten Fluggesellschaften haben große fi- 
nanzielle Schwierigkeiten, doch gewähren nur we- 
nige Mitghedstaaten ihren nationalen Gesellschaften 
finanziehe Unterstützung. Das Anlagekapital von 
Fluggesellschaften besteht hauptsächhch aus ihrer 
Flotte. Auf diese entfaUen etwa im Fähe von British 
Airways, der größten Fluggesehschaft der EG, wert- 
mäßig 78 % des Sachanlagevermögens. Dazu hat Bri- 
tish Airways Kapitalverpfhchtungen in Höhe von 


1 190 MiUionen USD für den Kauf von 16 Boeing 747- 
Maschinen. 


Beschaffungsstrukturen 


263 . Die Beschaffungen der Fluggesehschaften um- 
fassen folgende Hauptgruppen: 

— Flugzeuge, Triebwerke, Flugelektronik und Flug- 
simulatoren; 

— Ersatzteile für Flugzeuge; 

— Treibstoff und Schmiermittel; 

— Ausrüstungen für Wartung und Reparaturen; 

— Bauten wie FlugzeughaUen und Verwaltungsge- 
bäude; 

— Dienstleistungen und sonstige Güter. 

264 . Der Weltmarkt für Zivilflugzeuge wird in den 
nächsten 15 Jahren auf etwa 5 400 Maschinen mit ei- 
nem Wert von über 250 MiUiarden USD geschätzt. 
Davon werden etwa 20 % auf EG-Länder entfallen. 


265 . Schätzung der jährhchen Beschaffungen durch 
die Fluggesellschaften der Gemeinschaft: 


Flugzeuge, Triebwerke 20—30 % 

Ersatzteile 15— 20 % 

Dienstleistungen 20—30 % 

Ausrüstungen für Wartung 2— 5 % 

Bauten 2— 5 % 

sonstige Güter 5— 10 % 

Treibstoff 20—30 % 


Insgesamt 15 MiUiarden ECU. 

266 . Bei der Beschaffung von Flugzeug-Komponen- 
ten und Ersatzteüen ist die Wahl der Lieferanten be- 
schränkt. In einigen Fällen (z. B. Treibstoff) besteht 
offensichüich ein gewisser Druck, im Inland einzu- 
kaufen, oder eine Strategie zur Verwendung beson- 
derer einheimischer Erzeugnisse, um das „nationale" 
Image einer GeseUschaft zu verstärken (z. B. Speisen 
und Getränke für den Bordservice). 


267 . Fast alle mit Flugzeugen zusammenhängenden 
Erzeugnisse sind nach internationalen Normen herge- 
stellt. Die Normen werden aufgrund der Joint Airwor- 
thiness Requirements (JAR) festgelegt. JAR ist bereits 
ein in Europa allgemein anerkannter Standard, wie 
dies für den amerikanischen US Code of Federal Re- 
gulations der Federal Aviation Administration der Fall 
ist. Der Exiropäische Verband der Lieferanten, die 
AECMA, arbeitet an einem europäischen Standard, 
der weitgehend den US-Standard zugrunde legt. 


Die Lieferindustrie 

268 . Ein Hauptmerkmal der Lieferindustrie im Luft- 
fahrtsektor ist die enge Verbindung zwischen dem 
Zivil- und dem Verteidigungssektor. Wertmäßig ent- 
fallen auf den Müitär- und Verteidigungssektor etwa 
70—80 % der Produktion der Luftfahrtindustrie der 
Gemeinschaft. 
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269 . Ein weiteres Hauptmerkmal ist die Tatsache, 
daß der Welt-Flugzeugmarkt von drei Herstellern be- 
herrscht wird. 1986 hatte Boeing einen Anteü von 
49 % am Flugzeugmarkt, vor Airbus mit 25 % und 
McDonnel Douglas mit 17 %. US-Untemehmen be- 
herrschen auch den Markt für Flugzeugkomponen- 
ten. Selbst im Airbus sind etwa 30 % der Komponen- 
ten amerikanischen Ursprungs. Am Airbus- Konsor- 
tium sind die drei größten Flugzeughersteller der Ge- 
meinschaft (British Aerospace, Aerospatiale und 
MBB) zusammen mit der spanischen CASA beteiligt. 
Ein wichtiger Aspekt der FlugzeughersteUimg sind 
große Einspanmgen durch SerienhersteUimg, durch 
die der Marktzugang für neue Wettbewerber er- 
schwert wird. In der Tat sind die Forschungs- und Ent- 
wicklungskosten für neue Flugzeuge imd die wichtig- 
sten Komponenten, wie etwa Triebwerke, ungeheuer 
und machen daher den Markt für neue Konkurrenten 
schwer zugänglich. Generell werden die nationalen 
Märkte imd sogar der Gemeinschaftsmarkt von vielen 
Herstellern als zu klein betrachtet, um die wachsen- 
den FuE-Kosten für komplexe Hochtechnologie er- 
zeugnisse oder komplette Systeme rentabel zu ma- 
chen. Dies fördert die nationale und internationale 
Zusammenarbeit und Zusammenschlüsse, ein Trend, 
der auch außerhalb der Luftfahrtindustrie anzutreffen 
ist. 

270 . Obwohl der Weltmarkt von den amerikani- 
schen Flugzeugherstellem beherrscht wird, bestehen 
zahlreiche große, wettbewerbsfähige Lieferanten für 
den Luftfahrtsektor in der Gemeinschaft. Neben den 
Teilnehmern am Airbusprojekt bestehen im Vereinig- 
ten Königreich, in Frankreich, in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Italien und in geringerem Maße in 
Spanien und in den Beneluxländem nationale Her- 
steller von Weltruf. Diese Unternehmen sind entwe- 
der auf eine Reihe von Erzeugnissen, die mit der Luft- 
fahrt Zusammenhängen, spezialisiert oder beliefern 
diesen Sektor, wie unter anderem große Unterneh- 
men des Elektroniksektors: Thomson, Philips und Sie- 
mens. Große Unternehmen haben meist zusammen 
mit anderen spezialisierten HersteUem, Patentinha- 
bern oder Herstellern von Spezialprodukten eine in- 
ternationale Vertriebsorganisation, die es ihnen er- 
möglicht, auf die Listen für die einschlägigen Aufträge 
gesetzt zu werden. Die Beteiligung an Aufträgen in 
anderen Ländern macht dagegen kleinen oder mittle- 
ren Unternehmen Schwierigkeiten, deren Erzeug- 
nisse zwar spezialisiert aber nicht einzigartig sind 
(z. B. Flurförderzeuge oder Hebebühnen). 


(b) Flughäfen 

Struktur, Trägerschaft und Kontrolle der 
Vergabestellen 

271 . Jeder Mitgliedstaat der Gemeinschaft verfügt 
über wenigstens einen großen internationalen Flug- 
hafen. Von diesen gehören London-Heathrow, Frank- 
furt, Paris -Roissy und Orly sowie London Gatwick zu 
den 20 größten Flughäfen der Welt. 

272 . Die Gemeinschaft verfügt über 53 Flughäfen in 
denen 1986 jeweils über eine MiUion Passagiere ab- 


gefertigt wurden: (UK: elf, Spanien: zehn, Bundesre- 
publik Deutschland: neun, Frankreich: sieben, Italien 
und Griechenland: jeweils fünf, Portugal: zwei, Bel- 
gien, Dänemark, Irland und die Niederlande: jeweils 
eine). Das Passagieraufkommen des Flughafens Lu- 
xemburg lag knapp unter der 1-MiUion-Marke. Dazu 
kommen zahlreiche kleinere Flughäfen, die ebenfalls 
ein beträchtliches Passagier- und Frachtaufkommen 
haben. 

273 . Flughäfen bilden naturgemäß ein Oligopol. In 
allen Mitgliedstaaten mit Ausnahme der Niederlande 
und des Vereinigten Königreichs haben der Staat oder 
Gebietskörperschaften die voUe Kontrolle über die 
großen Flughäfen. Auch in den Niederlanden ist die 
Kapitalmehrheit der großen Flughäfen in staatlicher 
Hand. Im Vereinigten Königreich ist der Eigentümer 
und Betreiber von sieben großen Flughäfen BAA plc, 
eine 1987 errichtete private Gesellschaft. In den ande- 
ren Fällen besteht zwar ein unterschiedliches System 
in bezug auf das Eigentum, doch sind alle Flughäfen 
mit Ausnahme kleiner Flughäfen Staatseigentum und 
werden vom Staat kontrolliert. Darüber hinaus wer- 
den die Flughäfen in Spanien, Portugal und Griechen- 
land von der Zentralregierung verwaltet. 

274 . Landegebühren, Fluggastgebühren, Mieten 
und kommerzielle Aktivitäten (Konzessionen für Lä- 
den, Restaurants, Büros usw.) sind die Haupteinnah- 
mequelle für Flughafengesellschaften. Höhe und 
Struktur der Flughafeneinnahmen variieren zwischen 
den Mitgliedstaaten und innerhalb der einzelnen Län- 
der beträchtiich. Landegebühren und Fluggastgebüh- 
ren werden normalerweise von staaüichen Behörden 
oder zumindest mit deren Zustimmung festgelegt. 
Selbst der privaten BAA sind enge Grenzen bei der 
Gebührenfestlegung gesetzt. 

276 . Die finanzielle Autarkie eines Flughafens hängt 
weitgehend vom jährlichen Verkehrsaufkommen ab. 
Verschiedene Studien zeigen, daß die Kostenschwelle 
allein für die Betriebskosten mit 150 000 bis 200 000 
Passagieren pro Jahr erreicht werden kann, während 
nicht weniger als 1 MiUion Passagiere pro Jahr erfor- 
derlich ist, um sowohl die Betriebs- als auch die Inve- 
stitionskosten zu decken. Zahlreiche der kleineren re- 
gionalen Flughäfen werden daher entweder vom 
Staat oder von Gebietskörperschaften subventioniert, 
die darauf bedacht sind, angesichts der Bedeutimg 
der Flughäfen für den Verkehr imd die wirtschaftliche 
Entwicklung der jeweiügen Region den Betrieb auf- 
rechtzuerhalten oder zu erweitern. 


Beschaffungsstrukturen 

276 . Die jährlichen Beschaffungen der Flughäfen in 
der Gemeinschaft werden auf 2— 3 Milliarden ECU 
geschätzt und schließen folgende Gebiete ein: 

— Bauarbeiten (Erneuerung imd Erweiterung von 
Gebäuden imd Start-/Landeb ahnen) 

— Flughafenfahrzeuge-und Ausrüstung für die Lan- 
debahnen 

— besondere Einrichtungen (Gepäckabfertigimgssy- 
steme, Beleuchtungsanlagen usw.) 
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— Ersatzteile und sonstige Güter 

— Dienstleistungen (Sicherheit, Reinigung, Catering 
usw.) 

— sonstige Güter 

277. Ausschreibungen sind bei den Beschaffungen 
der Flughäfen nicht ungewöhnlich. Etwa 30 bis 40 % 
des Gesamtvolumens der Aufträge laufen über Aus- 
schreibungen, vor allem für Bauarbeiten, die einen 
hohen Anteil an den Investitionen der Flughäfen ha- 
ben, Hauptkriterien für die Wahl eines Bieters sind 
niedrige Preise, Produktquahtät, technische und fi- 
nanzielle Zuverlässigkeit sowie die Kompatibilität der 
Produkte mit bestehenden Systemen oder Anlagen. In 
einigen Ländern haben einheimische Bieter den gro- 
ßen Vorteil, den nationalen Normen entsprechen zu 
können. 

278. Etwa 50 % der Beschaffungen der Flughäfen 
unterhegen nationalen Normen (Bauten, Elektrizität 
usw.) und 25 % internationale Normen, die in natio- 
nale Normen umgesetzt sind. Die internationalen Nor- 
men betreffen hauptsächlich die Flugsicherung, wo 
die Beschaffungen der Zuständigkeit der nationalen 
Behörden unterhegen und nicht den Flughäfen selbst. 
Internationale Normen gelten auch für die sonstigen 
Sicherheits-Ausrüstungen. 


Lieferindustrie 

279. Die Gemeinschaft verfügt über zahlreiche 
große wettbewerbsfähige Lieferanten. Diese Unter- 
nehmen sind entweder auf eine bestimmte Produkt- 
palette speziahsiert oder behefern diesen Sektor unter 
vielen anderen. So behefern etwa LKW-HersteUer wie 
Daimler-Benz oder Iveco Rughäfen, auch wenn die- 
ser Geschäftsbereich einen sehr kleinen Teil ihres 
Gesamtumsatzes ausmacht. Das gleiche gilt für große 
Unternehmen der Elektrotechnik oder der Elektronik 
wie Thomson, Phihps und Siemens. Ferner besteht 
eine Vielzahl mittelständischer Unternehmen, deren 
Erzeugnisse zwar speziahsiert, jedoch nicht einzigar- 
tig sind, wie etwa Rurförderzeuge oder Hebebüh- 
nen. 

280. Einige Länder werden als ziemhch unzugäng- 
hch für ausländische Lieferanten betrachtet, insbe- 
sondere die Bundesrepubhk, Frankreich, Itahen und 
das Vereinigte Königreich, wo leistungsfähige natio- 
nale Lieferanten und umfangreiche nationale Normen 
für die Rughäfen bestehen. 


Schlußfolgerungen 
1) RuggeseUschaften 

281. Die RuggeseUschaften, vor allem solche, die 
große nationale oder internationale Routen befliegen, 
werden stark von den Regierungen beeinflußt, entwe- 
der aufgrund einer staathchen Kapitalbeteihgung 
oder aufgrund der Abhängigkeit von Regierungsstel- 
len für die Lizenzen und die Tariffestsetzung. 


282. Dennoch hat sich die Lage in diesem Sektor 
rasch entwickelt; im Bereich des Zugangs zu Neben- 
routen und eines flexibleren und mehr wettbewerbs- 
orientierten Betriebs von Hauptrouten innerhalb der 
Gemeinschaft wurden beträchthche Fortschritte er- 
zielt. 

283. Gleichzeitig erweist es sich aufgrund der be- 
sonderen Natur der Lieferindustrie für Rugzeuge, 
Triebwerke und Rugelektronik, daß obhgatorische 
Verfahren zur Erhöhung der Transparenz die Effi- 
zienz des Marktes kaum verbessern würden. In der 
Tat ist die Beschränkung der verfügbaren Erzeugnisse 
den großen RuggeseUschaften wohl bekannt, die un- 
ter Umständen sogar beide Alternativen nebeneinan- 
der benutzen, nicht zuletzt aufgrund der Notwendig- 
keit, Rugzeuge einzusetzen, die den Kennmerkmalen 
einer bestimmten Route am besten entsprechen. 

284. Daher sollte im gegenwärtigen Zeitpimkt nicht 
versucht werden, die RuggeseUschaften in neue Be- 
schaffungsverfahren der Gemeinschaft einzubezie- 
hen. Diese Frage wird in Teil III C (6) eingehender 
erörtert. 


2) Rughäfen 

285. Rughäfen werden von den Behörden kontrol- 
liert, und ihr Betrieb ist von diesen abhängig. Dies gilt 
unabhängig vom formeUen Eigentümer des Flugha- 
fens. Hier ist die Notwendigkeit einer Einbeziehung 
offensichtlich. Die Anwendung der bestehenden 
RichÜinien auf Rughäfen stieß auf Auslegungspro- 
bleme. Es schien daher zweckmäßig, sie ausdrückhch 
in die neuen Vorschläge einzubeziehen. 

286. Es scheint nicht, daß offene Vergab everfahren 
Wettbewerbsprobleme verursachen würden. Es läßt 
sich auch nicht ohne weiteres absehen, welche Kon- 
sequenzen dies bei den zahlreichen Zulieferern und 
den Auftragnehmern der Rughäfen haben würde. 
Sicher ist nur, daß die dynamischsten unter ihnen ge- 
fördert würden. 


(4) Telekommunikation 

Struktur, Trägerschaft und Kontrolle der 
Vergabestellen 

287. Der Telekommunikationssektor erfuhr eine re- 
volutionäre Wandlung durch elektronische Vermitt- 
lungstechniken und Digitalisierung, Einführung der 
Elektronik und Op to- Elektronik, Mikrowellenverbin- 
dungen, Modems und Multiplexer für die Übertra- 
gung, der Computerisierung und Digitalisierung der 
Übertragungs- und Empfangsgeräte und durch die 
Entwicklung der Netze in Richtung auf dienstinte- 
grierte digitale Netze (ISDN). 

288. Die Auswirkungen dieses technologischen 
Wandels wurden in dem Grünbuch vom Juni 1987 
beschrieben. Zu ihnen gehören das rasche Wachstum 
der Märkte für Geräte, Veränderungen der industriel- 
len Strukturen und die Infragestellung des Monopoles 
des öffentlichen Dienstes sowie ein vielfältigeres An- 
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gebot von Erzeugnissen und Dienstleistungen zusam- 
men mit der künftigen Aufteilung der Nachfrage 
(Femsprechdienst, Telex, Datenfernverarbeitung und 
„fortgeschrittene" Dienste). 

289 . Die Kommission hat prioritäre Gebiete festge- 
legt, in denen die Märkte für den Wettbewerb geöff- 
net werden müssen und für die besondere Vorschläge 
ausgearbeitet werden müssen [KOM(88) 48 endg.]. 
Dazu gehören: 

— der Markt für Endgeräte, der gemäß der Richtlinie 
der Kommission 88/301/EWG bis 31. Dezember 
1990 geöffnet werden muß; 

— der Markt der Telekommunikations-Dienstleistun- 
gen mit Ausnahme derjenigen Dienste, für die be- 
sondere oder ausschließliche Rechte der Femmel- 
deverwaltungen vorübergehend aufrechterhalten 
werden, sofern die Belieferung und der Betrieb der 
Netzinfrastruktur und Femsprechdienste betroffen 
sind, ab 1989. Nach dem 1. Januar 1992 darf die 
ausschließhche Erbringung von Dienstleistungen 
und die kommerzielle Aktivität der Femmeldever- 
waltungen den Interessen der Gemeinschaft nicht 
zuwiderlaufen; 

— der Markt der Beschaffungen für die Telekommu- 
nikation; die Empfehlung des Rates 84/550/EWG, 
deren Ziel die freiwillige Öffnung des Beschaf- 
fungsmarktes für Endgeräte und Vermittlungsge- 
räte war, wird gegenwärtig überprüft (Anhang I). 

290 . Die Kommission hat ferner beschlossen, eine 
Reihe von Maßnahmen zu unterstützen, um den Weg 
für die Liberahsierung freizumachen. Dazu gehört die 
Trennung von Netzbetrieb und Regelungstätigkeit: 
die Fernmeldeverwaltungen dürfen ihre Regelungs- 
befugnisse nicht ausnutzen, wenn sie gleichzeitig als 
Betreiber der Netze Wettbewerber sind; die Errich- 
tung eines Europäischen Instituts für Telekommuni- 
kationsnormen und die gegenseitige Anerkennung 
der Bauartzulassung für Endgeräte durch Ausdeh- 
nung der Richtlinie 86/361/EWG. 

291 . Die institutioneile Form der Telekommunika- 
tionsbehörden, die praktisch überall noch über ein 
Monopol verfügen, ist in den Mitghedstaaten unter- 
schiedlich. Einige Mitgliedstaaten haben die Rege- 
lungsfunktion und den Netzbetrieb bereits getrennt. 
Das Vereinigte Königreich hat Lizenzen an zwei kon- 
kurrierende Betreiber öffenüicher Fernmeldedienste 
vergeben, während in anderen Mitghedstaaten ent- 
weder ein Betreiber oder mehrere nicht miteinander 
im Wettbewerb stehende Betreiber bestehen. Der 
Postdienst ist manchmal von den Fernmeldediensten 
getrennt (in Belgien, Griechenland, Irland, den Nie- 
derlanden und im Vereinigten Königreich), in ande- 
ren Fällen Teil derselben Organisation. In Spanien, 
Itahen und im Vereinigten Königreich können sich die 
Femmeldeverwaltungen an Produktionsaktivitäten 
beteüigen, während in der Bundesrepubhk Deutsch- 
land die Deutsche Bundespost nicht das Recht hat, 
sich an der Fertigung zu beteüigen. British Telecom 
wurde 1984 privatisiert. 


Beschaffungsstrukturen 

292 . Die Aufträge schheßen Bauarbeiten, Geräte 
und Softwaredienste ein. Die Bedeutung der Soft- 
waredienste wird deutUch bei modernen Vermitt- 
lungsanlagen, bei denen 70 bis 80 % der gesamten 
Entwicklungskosten auf Software entfallen. 

293 . Ein besonderes Problem bei Bauaufträgen im 
Telekommunikationssektor, die nicht von der beste- 
henden Richthnie für Bauarbeiten ausgenommen 
sind. Fällt ein Betrieb unter die einschlägigen Bestim- 
mungen dieser Richthnie, so sind diese anwendbar. 
Auf diese Weise werden die Femmeldeverwaltungen 
in Frankreich, Deutschland, Itahen und Luxemburg 
erfaßt. 

294 . Einige Betriebe unterhegen in bezug auf Bau- 
und Lieferaufträge nationalen Regelungen für öffent- 
hche Aufträge. 

296 . Die Telekommunikation besteht aus einer 
Reihe von Übertragungs- und Vermittlungsanlagen 
sowie SchnittsteUen, die es dem Benutzer ermögh- 
chen, mit Hüfe öffenüicher oder privater Endgeräte 
eine Verbindung mit anderen Teilnehmern herzustel- 
len. Die gmndlegenden Funktionselemente des Sy- 
stems sind Vermittiungs-, Übertragungs- und Endge- 
räte. 

296 . Die normale Lebensdauer der Netze (Übertra- 
gungs- und Vermittiungseinrichtungen) beträgt an- 
nähernd 40 Jahre. Die Betreiber können diese Zeit 
halbieren, sofern der technologische Fortschritt einen 
früheren Ersatz rechtfertigt, sei es durch gesteigerte 
Einnahmen oder geringere Betriebs- und Wartungs- 
kosten. AUerdings ist die Emeuemng der Netzausrü- 
stung (5 % pro Jahr, bei einer Lebensdauer von 
20 Jahren) viel langsamer als die Emeuemng der 
Dienste, die über das Netz erbracht werden und die 
Emeuemng der Endgeräte (10 % pro Jahr bei einer 
Lebensdauer von 10 Jahren). 

297 . Eine Reihe von Merkmalen der Systeme haben 
großen Einfluß auf die Natur der Aufträge: 

i. Die technischen Besonderheiten der Vermitt- 
lungsanlagen und Kabel begünstigen den Wettbe- 
werb nicht. 

ü. Die Vergabebehörden bestehen auf einer einge- 
henden Prüfung der Erzeugnisse eines neuen Bie- 
ters, um festzustellen, ob sie mit den bestehenden 
Geräten kompatibel sind und ob die gebotenen 
Garantien ausreichend sind. Sind die angebote- 
nen Ausrüstungen innovativ, muß die Verwaltung 
eine detaillierte Untersuchung der indirekten Ko- 
sten durchführen, die durch die Verwendung des 
neuen Geräts gleichzeitig mit bestehenden Anla- 
gen entstehen würden. 

iii. Die Technologie wandelt sich ständig, und die Er- 
zeugnisse werden ständig verbessert. Die Herstel- 
ler müssen beträchtliche Mittel in Forschung und 
Entwicklung investieren, und der künftige Käufer 
beteiligt sich häufig am Forschungsprozeß, mitun- 
ter in Form einer direkten Finanziemng. Unter die- 
sen Bedingungen ist der Anreiz für beide Seiten 
groß, das Erzeugnis gemeinsam zu vermarkten. 
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iv. Die Wahl einer technischen Lösung ist von grund- 
legender Bedeutung und kommt stets einer be- 
stimmten Unternehmensgruppe zugute. 


Lieferindustrie 

298. Die fernmeldete chnische Industrie ist durch die 
besondere Beziehung zwischen den Telekommunika- 
tionsdiensten und ihren Lieferanten gekennzeichnet. 
Einen praktischen Monopson bei der Beschaffung, 
steht eine oligopolistische Lieferindustrie gegen- 
über. 

299. Typisch für den Telekommunikationssektor ist 
eine starke Konzentration, so daß Firmen, die sich neu 
in der Produktion betätigen wollen, große Hindernisse 
zu überwinden haben. Die Konzentration im Tele- 
kommunikationssektor hat sich seit 1985 verstärkt, 
insbesondere nach dem Verkauf der Tochtergesell- 
schaften von ITT an CGE, so daß die neue Gruppe 
Alcatel NV fast 20 % des Weltmarktes kontrollieren 
kann. Dazu kommt der Erwerb der GTE-Aktivitäten 
außerhalb der Vereinigten Staaten durch Siemens, die 
Vereinbarung zwischen ATT und Philips sowie die 
Restrukturierung in Italien. Dafür können drei Gründe 
genannt werden: Einsparung durch Großserien, wie 
etwa im Bereich der Montage von gedruckten Schal- 
tungen; der monopsonistische Käufer begünstigt eine 
kleine Zahl nationaler Hersteller; hohe FuE-Kosten. 

300. Hindernisse für eine Öffnung sind die Bezie- 
himg zwischen British Telecom und GEC und Plessey, 
der Direction Generale des Telecommunication und 
Alcatel, der Deutschen Bundespost und Siemens, SIP 
und Italtel, Telefonica und SESA, der Regie des Tele- 
graphes et des Telephones und Bell Telephone. Diese 
Situation findet sich weitgehend in den meisten Mit- 
gliedstaaten wieder. 

301. Effektiv gingen 70 bis 90 % der Aufträge der 
Femmeldeverwaltungen an nationale Hersteller. 

302. Die rasche technologische Innovation im Pro- 
duktionssektor macht FuE auf diesem Gebiet zu einer 
Bedingung für das Überleben und die Wettbewerbs- 
fähigkeit auf dem Weltmarkt. Die FuE-Kosten für die 
Entwicklung von digitalen Vermittlungsstellen wur- 
den auf 500 bis 1 400 Millionen USD geschätzt. Für die 
Entwicklung der nächsten Generation von Vermitt- 
lungsanlagen werden sogar 2 000—3 000 Millionen 
USD veranschlagt. Den Schätzungen zufolge wäre ein 
Weltmarktanteil von 15 bis 20 % erforderlich, um die- 
sen Kapitalaufwand zu rentabilisieren. 

303. Ein Vergleich zwischen Europa und anderen 
Telekommunikationssystemen, vor allem mit den 
Vereinigten Staaten, wo nur zwei Systeme bestehen, 
ist aufschlußreich. In Europa wurden 7 000 Millionen 
DoUar für die Entwicklung von wenigstens acht ver- 
schiedenen Vermittlungssystemen ausgegeben, wäh- 
rend der entsprechende Aufwand in den USA 
3 000 Millionen und in Japan 2 000 Millionen betrug. 
Es dürften wohl kaum mehr als vier Systeme bis 1990 
überleben. Dies war zweifellos ein Grund für Plessey, 
Alcatel, Siemens und Italtel, 1985 eine Vereinbarung 
über die Zusammenarbeit in FuE über Schnittstellen 


und Software für das künftige ISDN zu unterzeich- 
nen. 


Normung 

304. Der CCITT (Zwischenstaatlicher Beratender 
Ausschuß für den Telegraphen- und Fernsprech- 
dienst) arbeitet Empfehlungen für Normen auf inter- 
nationaler Ebene aus. Im September 1987 wurde be- 
schlossen, der europäischen Normung einen institu- 
tionellen Rahmen zu geben, und die Europäische Kon- 
ferenz der Verwaltungen für Post- und Femmeldewe- 
sen hat beschlossen, ein europäisches Institut für 
Femmeldenormen zu errichten. An diesem Gremium 
können sich die Industrie, Vertreter der Benutzer und 
Netzbetreiber beteiligen. Es hat die Aufgabe, europäi- 
sche Normen auszuarbeiten, die die nationalen Nor- 
men ersetzen sollen. 


Schlußfolgerungen 

305. Der Markt für Femmeldeausrüstungen ist für 
Lieferanten aus anderen Mitgliedstaaten weitgehend 
geschlossen. Das Haupthindernis für den Zugang ist 
die Macht der Vergabebehörden. Dies führt dazu, daß 
die nationalen Fernmeldenetze durchschnittlich zu 
über 70 % von nationalen Herstellern beliefert wer- 
den. Diese Zahl erreicht in einigen Fällen, in denen 
die einschlägige nationale Industrie sehr stark ist, 
90 %. Dies führte zu einer verstärkten Konzentration 
und vertikalen Integration auf nationaler Ebene. Nach 
neueren Untersuchimgen kann der Sektor nur überle- 
ben, wenn er umfassend rationalisiert wird. Die Vor- 
aussetzung für eine solche Rationalisierung ist die Öff- 
nung der Märkte für alle Fernmeldeausrüstungen. Es 
wurden bereits Schritte unternommen, um eine voll- 
ständige Liberalisierung des Marktes für Endgeräte 
zu erreichen. 

306. Aufgrund der starken Integration der Lieferin- 
dustrie wird sich durch eine gemeinschaftsweise Öff- 
nung des Marktes der Wettbewerb eher verstärken, 
wenn auch aufgrund der Rationalisierung die Zahl der 
Unternehmen abnehmen dürfte. 

307. Die Öffnung der Beschaffungsmärkte ist Be- 
standteil der Konzeption der Gemeinschaft für den 
T elekommunikationssektor. 


C. Weitere Politiken zur Ergänzung 

einer Aktion der Gemeinschaft im Bereich 
der Beschaffungsverfahren 

(1) Liberalisierung des Auftragswesens 

308. Die Kommission hat sich verpflichtet, einen 
wettbewerbsorientierten Markt im Bereich der Tele- 
kommunikation zu verwirklichen, um eine effiziente 
Infrastruktur zu schaffen, die für die Entwicklung der 
Informationstechnologien der Gemeinschaft und für 
das Wachstum und die Rexibilität der Wirtschaft ins- 
gesamt unerläßlich ist. Eine solche Strategie erfordert 
Marktbedingungen, die die Innovation und die Suche 
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nach neuen Lösungen sowie die Flexibilität gegen- 
über der Wahl der Verbraucher fördern, jedoch 
gleichzeitig umfangreiche Investitionen in die Erwei- 
terung des Netzes und der Dienstleistungen ermögh- 
chen. 

309 . Mit Bhck auf dieses Ziel bemüht sich die Kom- 
mission bereits um die schrittweise Liberahsierung 
des Marktes für Endgeräte und die klare Trennung 
der Regelungs- und Betriebsfunktion der Fernmelde- 
verwaltungen, so daß diese frei sind, eine Rolle im 
Wettbewerb zu spielen. 

310 . Dieses Szenario, wie es im Grünbuch der Kom- 
mission über die Entwicklung eines gemeinsamen 
Marktes für Telekommunikationsdienste und -ausrü- 
stungen dargelegt wurde (KOM(87) 290 endg. vom 
30. Juni 1987, vgl. auch KOM(88) 48 endg. vom 9. Fe- 
bruar 1988), unterstreicht die künftige Rolle der Fem- 
meldeverwaltungen nicht nur in bezug auf die Bereit- 
stellung der grundlegenden Netzinfrastruktur, son- 
dern auch im Bereich der Innovation. 

311 . Die Abkehr der Beschaffungspraktiken der 
Femmelde Verwaltungen von einer rein nationalen 
Basis hin zu einer europäischen Basis und zu einer 
effizienten und offenen öffentiichen Beschaffung 
sollte die Restrukturierung der Lieferseite des Tele- 
kommunikationsmarktes der Gemeinschaft ergänzen, 
wo als Reaktion auf die veränderten Bedingungen des 
Weltmarktes neue transnationale Verbindung ge- 
schaffen wurden. 

31 2 . Im Bereich der Energiepolitik legt die Entschlie- 
ßung des Rates vom 16. Dezember 1986 eine ähnliche 
Orientierung fest, indem sie die nationalen Energie- 
politiken in einer gemeinschaftsweiten Perspektive 
der Liberahsierung des Marktes stellt. Die Mitteilung 
der Kommission über den Binnenmarkt für Energie 
[KOM(88) 238 vom 19. April 1988] unterstreicht die 
besonderen monopohstischen Merkmale des Energie- 
sektors mit Exklusivrechten für Förderung, Transport 
und Verteilung und seiner mangelnden Transparenz 
der Preise und Kosten, die insgesamt dem Verbrau- 
cher alternative Versorgungsquellen vorenthalten. 

313 . Die Kommission empfiehlt, daß diese Merk- 
male, die traditionsgemäß durch die Verpflichtung 
der Regierungen, die Energieversorgung ihres Landes 
sicherzustellen, begründet sind, nun überprüft wer- 
den sollten, um ihre Vereinbarkeit mit den Bestim- 
mungen des Vertrags über Hindernisse mit gleicher 
Wirkimg wie mengenmäßige Beschränkungen (Arti- 
kel 30), die Gleichbehandlung von Angehörigen an- 
derer Mitghedstaaten (Artikel 37) und die Erbringung 
von Dienstleistimgen von allgemeinem wirtschaftii- 
chen Interesse (Artikel 90) zu untersuchen. Diese 
Überprüfung und die Liberahsierung des öffentiichen 
Auftragswesens sind Pohtiken, die sich gegenseitig 
verstärken mit dem Ziel einer größeren Liberahsie- 
rung der Energiemärkte. 

314 . Der Verkehrssektor zeichnet sich aus durch die 
Anwendung spezifischer Vertragsbestimmungen im 
Bhck auf eine gemeinsame Verkehrspohtik. Arti- 
kel 80 EWGV, der Frachten und Beförderungsbedin- 
gungen verbietet, die in irgendeiner Weise der Unter- 
stützung oder dem Schutz eines oder mehrerer be- 
stimmter Unternehmen oder Industrien dienen, es sei 


denn, daß die Kommission die Genehmigung hierzu 
erteilt, kann herangezogen werden, um ungerechtfer- 
tigte Beschränkungen bei öffentiichen Beschaffungen 
zu beenden und gleichzeitig die Liberahsierung des 
Verkehrsmarktes zu verwirkhchen. 

315 . Diese Liberahsierung wurde auf verschiedenen 
Gebieten vorangetrieben, z. B. durch Förderung des 
kommerzieUen Betriebs von Eisenbahnen, die Libera- 
hsierung kombinierter Straßen- und Schienendienste, 
größere Bewegungsfreiheit für den Charterverkehr im 
Lufttransport und die Erschheßung neuer Linienrou- 
ten sowie die Ausdehnung der Ausnahmen von bila- 
teralen Genehmigungssystemen im Güterkraftver- 
kehr. 

316 . Eine Liberahsierung der öffenthchen Beschaf- 
fungen verstärkte den Beitrag zu einer größeren Libe- 
rahsierung in Richtung auf eine „good commercial 
practice " und einen dynamischeren Verkehrssektor in 
der Gemeinschaft. 


(2) Anwendung der Wettbewerbspolitik 

317 . In der Analyse der einzelnen Sektoren wurde 
wiederholt darauf hingewiesen, wie schwierig es ist, 
die Diskussion über eine Liberahsierung der öffenth- 
chen Beschaffungen zu trennen von Erwägungen 
über die Aufrechterhaltung des Wettbewerbs und die 
Vermeidung von Verzerrungen aufgrund unzulässi- 
ger staathcher Beihilfen. Zusätzhch zur Liberahsie- 
rung von Märkten, die staathchen Monopolen unter- 
hegen, oder an denen Unternehmen beteihgt sind, 
denen die Staaten besondere oder ausschheßliche 
Rechte gewähren, soUte die Wettbewerbspolitik der 
Gemeinschaft dazu genutzt werden, den Wettbewerb 
auf den Beschaffungsmärkten in den ausgenomme- 
nen Sektoren, die noch mehr geöffnet werden sollen, 
zu fördern. Sie müßte sich ebenfaUs mit der Konzen- 
tration auf der Lieferseite befassen sowie mit der ver- 
tikalen Integration, die in einigen der betroffenen 
Sektoren die Auswirkungen der nunmehr vorgeschla- 
genen Beschaffungsmaßnahmen einschränken 
könnte. Schheßhch ist es wichtig, daß die Beschaf- 
fungspohtik der Gemeinschaft selbst keinen neuen 
Anreiz für Unternehmen schafft, Absprachen bei ih- 
ren Angeboten zu praktizieren. 

318 . In bezug auf staatliche Beihilfen besteht in eini- 
gen Sektoren die weitverbreitete Sorge, daß die Öff- 
nung der Märkte zwar einen verstärkten Wettbewerb 
durch kommerzieUe Konkurrenten bringt, daß dieser 
Wettbewerb jedoch weiterhin durch unterschiedliche 
Beihilfen verzerrt wird, die in verschiedenen Mit- 
ghedstaaten auf der Lieferseite gewährt werden, sei 
es für Forschung, Absatzförderung oder sonstige 
Zwecke. Diese Beihilfen sind schwer zu ermitteln, 
wenn sie öffentiichen Unternehmen oder Unterneh- 
men gewährt werden, denen die Behörden Sonder- 
rechte oder Exklusivrechte eingeräumt haben. Vor 
allem die Exklusivrechte geben den betreffenden Un- 
ternehmen völhge Freiheit bei der Tarif festsetzung 
und bei der Wahl ihrer Lieferanten. Die Öffnung ihrer 
Beschaffungsmärkte wird diese Freiheit einschrän- 
ken, die Transparenz verstellen und den Wettbewerb 
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verstärken, nicht nur zum Nutzen der Verbraucher, 
sondern auch der Lieferindustrie in der ganzen Ge- 
meinschaft. 

Die Kommission muß ihre Kontrolle verstärken, um 
sicherzustellen, daß der Wettbewerb auch nach Öff- 
nung der Märkte nicht nur frei ist, sondern auch imter 
gleichartigen Bedingungen stattfindet. 

319. In bezug auf die Konzentration auf der Lieferer- 
seite hat der starke Druck zur Rationalisienmg der 
Produktion bereits eine schrittweise Konsolidierung 
auf nationaler Ebene bewirkt. Die elektrotechnische 
Industrie ist beispielhaft für einen Sektor, in dem die- 
ser Prozeß in einigen Fällen im Rahmen eines einzigen 
nationalen Marktes seine Grenzen erreicht hat. Eine 
weitere Konsolidierung über die Grenzen hinweg ist 
nun zu erwarten. Der Umfang des einheitiichen 
Marktes ist zweifellos eine Gelegenheit für eine wei- 
tergehende Rationalisierung, soweit dies wirtschaft- 
lich sinnvoll ist, wobei jedoch ein funktionierender 
Wettbewerb erhalten bleiben sollte. 

Möglichkeiten für eine solche Konsolidierung schei- 
nen zu bestehen etwa im Telekommunikationssektor 
und in der elektrotechnischen Industrie. Diese Ent- 
wicklimgen sind zweifellos mit gewissen Gefahren 
verbunden. Ihre Auswirkungen auf den einheitiichen 
Markt verstärken die Notwendigkeit geeigneter Ge- 
meinschaftsmaßnahmen. 

320. Auch die vertikale Integration muß genauer ge- 
prüft werden. In einigen Bereichen könnte sie ein 
beträchtiiches Hindernis für die künftige Entwicklung 
des Wettbewerbs darstellen. Einige bestehende Bei- 
spiele zeigen, daß dieses Problem tatsächlich existiert. 
Die ENI-Gruppe ist auf einigen Gebieten autark, da 
sie sowohl Beschaffungsstellen als auch potentielle 
Lieferanten einschlägiger Erzeugnisse wie etwa im 
Gassektor umfaßt. Gleiche oder ähnhche Situationen 
bestehen auch anderswo. Vertikale Verbindungen 
sind festzustellen in Frankreich, in der Bundesrepu- 
blik Deutschland, in den Niederlanden sowie im Ver- 
einigten Königreich. Stetige Wachsamkeit ist ange- 
zeigt in bezug auf Fusionen und die Herausbildung 
imd Ausnutzung beherrschender Stellimgen. 

321. Die Aufrechterhaltung des Wettbewerbs auf 
den Märkten ist ein Ziel, das von den Beschaffungsre- 
gelungen systematisch verfolgt wird. Ein funktionie- 
render Wettbewerb erfordert eine ausreichende Zahl 
von Bietern, jedoch nicht zuviele. Nach einem be- 
stimmten Pimkt sind die Chancen, einen Auftrag zu 
erhalten, geringer. Da aber die Abgabe von Angebo- 
ten mit hohen Kosten verbunden ist (für einige der 
technisch aufwendigen Beschaffungen, die erörtert 
wurden, können die Angebotskosten bis zu 10% des 
Gesamtpreises ausmachen), müssen sowohl Lieferan- 
ten als auch Käufer darauf bedacht sein, eine zu große 
Zahl erfolgloser Angebote zu vermeiden: Für den Lie- 
feranten gilt es, Verluste zu vermeiden; für den Käu- 
fer, da die Verluste des Lieferanten bei erfolglosen 
Angeboten schließlich durch erhöhte Gewinnspannen 
bei erfolgreichen Angeboten ausgeglichen werden 
müssen. Ferner sind auch für den Käufer die direkten 


Kosten der Bewertung komplexer Angebote nicht un- 
erhebhch. 

322. Mit den Kosten eines Angebots hängt auch die 
Gefahr zusammen, daß die Lieferanten sich abspre- 
chen und aiof diese Weise den Wettbewerb einschrän- 
ken. Jeder Versuch, ein zu hohes Ausmaß kostspieli- 
ger Angebote zu erhalten, fördert diese Entwicklung. 
Daher ist Wachsamkeit in zwei Richtungen geboten: 
Erstens darf kein künstlicher Wettbewerb erzwungen 
werden, der zu Absprachen führen würde, damit un- 
nötige Angebotskosten vermieden werden; zweitens 
muß den Firmen klargemacht werden, daß unzuläs- 
sige Absprachen nicht geduldet werden. 


(3) Forschungsprogramme 

323. Zahlreiche Aktivitäten des Rahmenprogramms 
für 1987 bis 1991 des Demonstrationsprogramms 
Energie und des Forschungs- und Entwicklimgspro- 
gramms auf dem Gebiet der Kohlenwasserstof ftech- 
nologie, sind für die hier untersuchten Sektoren rele- 
vant. Dazu gehören: 

— Strahlenschutz (grundlegende Arbeiten für die 
Setzung von Normen) 

— Umweltschutz 

— Grundlagenforschung über industrielle Technolo- 
gien (BRITE) 

— technische Normen (einschließlich Meßverfahren 
und Referenzmaterialien) 

— Telekommunikation (RAGE) 

— Energie (vor allem Energieeinsparung, alternative 
Energien, Kohlenwasserstofftechnologie und 
Kernenergie). 

324. Diese Programme sind Beispiele für die syste- 
matische Entwicklung der transnationalen Koopera- 
tion zwischen den Unternehmen, wobei die Partner- 
schaft und die finanzielle Beteüigimg durch die Ge- 
meinschaft im Stadium der vorwettbewerbhchen For- 
schung unterschiedliche Formen annehmen kann. In 
der Praxis schafft eine solche Zusammenarbeit Ver- 
bindungen zwischen den Unternehmen, hilft diesen, 
sich auf neue Verfahren imd Erzeugnisse zu speziali- 
sieren oder diese zu demonstrieren und trägt so zur 
Entwicklung der Strukturorganisation imd Arbeitstei- 
lung in der Gemeinschaft bei. 

325. Einige Programme sind Teil einer lomfassende- 
ren Gemeinschaftsstrategie zur Schaffimg einer wett- 
bewerbsfähigen europäischen Industrie. Dies ist der 
Fall im Bereich der Telekommunikation, wo das Pro- 
gramm RAGE darauf abzielt, im Benehmen der natio- 
nalen Post- imd Femmeldeverwaltungen die nationa- 
len Interessen und Konzeptionen in einem vereinbar- 
ten Rahmen abzustimmen und auf die Schaffung einer 
technologischen Basis für die Einführung eines ge- 
meinschaftsweiten internationalen Breitband-Kom- 
munikationsnetzes auszurichten. 


91 



Drucksache 11/3888 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


326. Das BRITE -Programm ist in seiner Zielsetzung 
allgemeiner, dennoch schheßt es vorwettbewerbliche 
Forschungen über die „erhöhte Zuverlässigkeit indu- 
strieller Wertstoffe, Komponenten und Systeme" 
ein. 

Vor allem zwei Projekte sind in diesem Rahmen von 
Interesse, da sie beispielhaft für den fraglichen Sektor 
sind. Sie betreffen die Verwendung von Lasern zur 
Oberflächenbehandlung von legierten Komponenten 
in Dampf- und Gasturbinen, um die Verschleiß- und 
Korrosionsfestigkeit zu verbessern sowie die Mem- 
brantechnologie für die Wasseraufbereitung. 

327. Das letztere Projekt wird von der Societe Lyon- 
naise des Eaux und der Dansk Sukkerfabriker mit drei 
britischen und dänischen Universitäten bzw. For- 
schungsinstituten durchgeführt. Ziel des Vorhabens 
ist die Bestimmung einer geeigneten Fasermembran 
für die „Ultrafiltrierung" von nicht auf gearbeitetem 
Wasser, (Leitungswasser, Flußwasser, Koagulat, Was- 
ser aus Bioreaktoren und aktiviertem Schlamm) zur 
Trinkwasserbereitung. Die Membran soll von der So- 
ciete Lyonnaise des Eaux in einer Anlage, in der 
Trinkwasser für die Stadt Paris aufbereitet wird, in situ 
getestet werden. 

328. Diese Programme, gleichgültig ob sie ihrer Na- 
tur nach allgemein oder sektoral sind, können den 
Aufbau eines Konsens nur fördern, auf den sich die 
Akzeptanz der Gemeinschaftspolitik einschheßlich 
der effektiven Liberalisierung der öffenthchen Be- 
schaffungen stützen muß. 

329. Ferner sollte geprüft werden, inwieweit die Re- 
levanz der verschiedenen Forschungsprogramme für 
die hier untersuchten Sektoren weiter verstärkt wer- 
den könnte. 


(4) Normen und gemeinsame technische 
Spezifikationen 

330. Transparente Verfahren sind nicht ausrei- 
chend, um die Liberalisierung der Beschaffungs- 
märkte sicherzustellen, wenn die technischen Spezifi- 
kationen und Normen, die bei den Vergabeverfahren 
verwendet werden, in der Praxis diskriminierend 
sind. 

331 . DetaiUierte Anforderungen für Erzeugnisse und 
Systeme können insbesondere bei Hochtechnologie- 
erzeugnissen sehr komplex sein, wobei die Tendenz 
besteht, daß divergierende nationale oder gar firmen- 
inteme Praktiken mit der Zeit festgeschrieben wer- 
den. Diese Spezifikationen sind nicht notwendiger- 
weise diskriminierend, doch kann ihre Einhaltung 
dazu führen, daß ein etablierter Lieferant, der mit ih- 
nen vertraut ist, beträchtliche Wettbewerbsvorteile 
erhält. 

332. Zu Diskriminierungen kommt es, wenn die For- 
derung nach Einhaltung der nationalen Spezifikatio- 
nen oder Normen nicht durch Betrieb oder Funktion 
gerechtfertigt ist, d. h. wenn die Vergabestelle auch 
Erzeugnisse verwenden könnte, die nach anderen 
Spezifikationen hergestellt wurden. 


Die Beschaffungsexperten sind sich darüber einig, 
daß die Tendenz der Spezialisten zu einem Überm^ 
von Spezifikationen den Markt einschränkt und 
gleichzeitig die Kosten in die Höhe treibt. 

333. Eine weitere, offene Diskriminierung besteht, 
wenn Detailspezifikationen, die den bestehenden Lie- 
feranten wohlbekannt sind, anderen interessierten 
Bietern nicht rechtzeitig zur Verfügung gestellt wer- 
den. 

334. Wenn es nicht gelingt, die Divergenzen bei den 
Spezifikationen soweit wie möglich abzubauen, wer- 
den diese weiterhin ein beträchtiiches Hindernis für 
die volle Nutzung des großen Binnenmarktes sein. 
Gleichzeitig sollten die Unternehmen verpflichtet 
werden, ihre technischen Spezifikationen als techni- 
sche Vorinformation interessierten Unternehmen mit- 
zuteilen. 

335. Der Zweck gemeinsamer technischer Spezifi- 
kationen und Normen ist es, einen gemeinsamen Be- 
zugspunkt zu schaffen, der den Stand der Technik 
wiedergibt und sicherstellt, daß ein Erzeugnis oder 
eine Dienstleistung für eine bestimmte Aufgabe ge- 
eignet ist. 

336. Daher muß sichergestellt werden, daß ein Kern 
von gemeinsamen europäischen technischen Spezifi- 
kationen und Normen geschaffen wird. Auch wenn 
sie nicht unbedingt allen Bedürfnissen der Vergabe- 
stellen bis ins letzte Detail genügen, so können sie 
doch einen gemeinsamen Ausgangspunkt bilden, der 
allen bekannt und für alle zugänglich ist und auf dem 
künftige Spezifikationen aufbauen können. Je mehr 
Normen in Detailspezifikationen enthalten sind, um 
so geringer sind die Hindernisse für die Lieferanten. 
Allerdings darf nicht davon ausgegangen werden, 
daß Normen die Spezifikationen der Vergabestellen 
vollständig ersetzen können. Es wurde die Vermu- 
tung geäußert, daß in der Elektrizitätswirtschaft von 
etwa 2000 Spezifikationen, die von einem großen Ver- 
sorgungsuntemehmen verwendet werden, etwa 500 
durch entsprechende Normen ersetzt werden können, 
falls diese ausgearbeitet werden. 

337. Es wurde ein Arbeitsprogramm vereinbart und 
wird in Kürze CEN/CENELEC in Form eines Auftrags 
für die Erstellung einer Bestandsaufnahme der beste- 
henden Normen in jedem der betroffenen Sektoren 
und Teilsektoren mit Ausnahme der Telekommunika- ‘ 
tion übertragen. Auf der Grundlage dieser Untersu- 
chung wird CEN/CENELEC detaiUierte Normungs- 
programme ausarbeiten und Prioritäten Vorschlägen, 
wobei die wirtschaftliche Bedeutung, die technische 
Machbarkeit und die Dringlichkeit berücksichtigt 
werden. Es werden ferner Vorschläge für geeignete 
Merkmale solcher Normen vorgelegt. Ein Zwischen- 
bericht dürfte noch im Verlauf des Jahres 1988 und ein 
Schlußbericht Anfang 1989 vorgelegt werden. 

338. Darüber hinaus dürften an CEN/CENELEC in 
naher Zukunft auch Normungsaufträge im Bereich 
des Wassertransports, cjer Hochspannungskabel und 
der Schalteinrichtungen ergehen und zwar als Pilot- 
fälle zum Nachweis der Durchführbarkeit einer Aus- 
dehnung der europäischen Normen auf das Gebiet 
der öffenthchen Beschaffungen. 
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339. Aus einigen dieser Arbeiten können sich Vor- 
normen ergeben, die, wenn sie auch nicht im gleichen 
Maße anerkannt werden wie Europäische Normen, 
Fortschritte auf besonders sensiblen oder schwierigen 
Gebieten ermöglichen. Nach zwei bis drei Jahren 
praktischer Anwendung können sie relativ rasch in 
endgültige Normen umgesetzt werden, wenn die Er- 
fahrung zeigt, daß sie allgemeine Anerkennung ver- 
dienen. 

340. Im Bereich der Telekommunikation werden die 
Aktivitäten des Europäischen Instituts für Fernmelde- 
normen (ETSI) die Spezifikationen und Normen lie- 
fern, die die Grundlage für eine liberalere Vergabe- 
praxis diesem Gebiet bilden werden. 

341. Wenn auch die Festlegung gemeinsamer Euro- 
päischer Spezifikationen und Normen einige Zeit in 
Anspruch nehmen wird, so wurde mit den Arbeiten 
zumindest begonnen. Allerdings darf nicht angenom- 
men werden, daß das Problem gelöst ist, sobald die 
Normen gesetzt sind. Die gegenwärtigen Spezifika- 
tionen sind das Ergebnis einer langen Erfahrung und 
es bestehen noch erhebliche Lagerbestände von Er- 
zeugnissen, die nach diesen Spezifikationen herge- 
stellt wurden, so daß nur ein schrittweiser Ersatz mög- 
hch ist, wenn der wirtschaftliche Vorteil einer solchen 
Aktion deutlich wird. 


(5) Strukturinstrumente 

342. Die Reform der Strukturinstrumente der Euro- 
päischen Gemeinschaft, an der zur Zeit gearbeitet 
wird, soll zur Erreichung der Ziele im Bereich des wirt- 
schaftlichen und sozialen Zusammenhalts gemäß Ar- 
tikel 130 Buchstaben a bis e des Vertrags beitragen. 
Zu diesem Zweck wurden fünf prioritäre Ziele für die 
Aktivitäten der Strukturinstrumente festgesetzt: 

— Förderung der Entwicklung und Strukturanpas- 
sung der strukturell weniger entwickelten Regio- 
nen 

— Umstellung von Regionen, Grenzgebieten oder 
Teilregionen (einschließhch Beschäftigungszonen 
und Gemeinden), die vom industriellen Nieder- 
gang stark betroffen sind 

— Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit 

— Unterstützung für die Eingliederung Jugendlicher 
ins Arbeitsleben 

— Beschleunigung der Anpassung der Agrarstruktu- 
ren und Förderung der Entwicklung ländlicher Ge- 
biete im Rahmen der Reform der Gemeinsamen 
Agrarpolitik. 

343. Wie oben dargelegt wurde [Teil IIA(4)] besteht 
gegenwärtig kein Grund zu der Annahme, daß die 
Restrukturierung im Gefolge der Liberalisierung des 
öffentlichen Auftragswesens kritische Probleme im 
Bereich der Regional- oder Beschäftigungspolitik 
schaffen wird. Andererseits ist eine stetige Wachsam- 
keit notwendig, und die Analyse wird fortgesetzt. 

344. Sollte es sich zeigen, daß derartige Probleme 
entstehen, bestehen Möglichkeiten im Kontext der 
Anwendung der Strukturinstrumente — wie oben be- 


schrieben wurde — für Maßnahmen, die zur Lösung 
dieser Probleme beitragen können. 


(6) Akzeptanz bei den unmittelbar Betroffenen 

345. Es erhebt sich die Frage, wie den Behörden und 
Unternehmen deutlich gemacht werden kann, daß die 
Liberalisierung der öffentlichen Beschaffungen lang- 
fristig mehr Vorteile als Nachteile für die Gemein- 
schaftsindustrie insgesamt bringen wird. 

346. Zwei mögliche Schwierigkeiten könnten die 
Besorgnis der Behörden und der Unternehmen in be- 
zug auf die kurzfristigen Auswirkungen und ihre 
mangelnde Verantwortung für die Situation der Ge- 
meinschaftsindustrie insgesamt sein. 

347. Keine dieser Erwägungen ist trivial oder an sich 
unbegründet. Die Behörden wissen sehr wohl, daß 
Krisen auftreten, die eine kurzfristige Aktion erfor- 
dern, auch wenn langfristig mehr gnmdlegende Lö- 
sungen gefunden werden müssen. Dazu kommt, daß 
ein Unternehmen, das seine kurzfristigen Probleme 
nicht lösen kann, langfristig nicht lebensfähig sein 
kann. 

348. Verantwortung für die Lage der Gemein- 
schaftsindustrie insgesamt besteht nur auf Gemein- 
schaftsebene. Sonst haben die Behörden nur eine 
Teilverantwortung, während die Leitung einzelner 
Vergabestellen sich mit mehr spezifischen Problemen 
befassen muß. 

349. Dennoch steht außer Zweifel, daß die Betroffe- 
nen von den Vorteilen einer Liberalisierung des öf- 
fentlichen Auftragswesens überzeugt werden müssen 
und daß der Wohlstand einzelner sich auf den Wohl- 
stand aller gründet. Es geht hier darum, die Aussicht 
auf die Wahrscheinlichkeit einer vollständigen Ant- 
wort zu bewerten. 

350. Um den besten Ansatz zu finden ist es nützhch, 
die wahrscheinhchen Reaktionen derjenigen, die auf 
verschiedenen Ebenen beteiligt sind, in Betracht zu 
ziehen. 

351. Bei den Behörden werden wohl folgende Vor- 
züge einer liberaleren Beschaffung einsehen: 

— Haushaltseinsparungen, und zwar sowohl langfri- 
stig als auch kurzfristig; 

— größere Wahl und bessere Verfügbarkeit der Lie- 
ferungen aufgrund der Erweiterung des Marktes, 
auch hier kurz- und langfristig; 

— größere Dynamik und Innovation bei den Lieferan- 
ten, mittel- und langfristig; 

— Klärung der Natur und des Zwecks von Vergabe- 
beschlüssen. 

352. Dem stehen folgende Nachteile gegenüber: 

— die Gefahr, Heimmärkte an Lieferanten aus Dritt- 
ländern zu verheren, ohne daß der Nutzen auf- 
grund der Gegenseitigkeit deuthch wird; 

~ das Problem der Behandlung von Firmen und Sek- 
toren, die die Verlierer des großen Marktes sind; 
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— die Notwendigkeit, gewissen Vergabestellen, die 
herkömmlicherweise nicht dem öffentlichen Sek- 
tor zugerechnet werden. Vergab everfahren aufzu- 
erlegen; 

— der Verlust der Macht, die mit der Vergabe von 
Aufträgen verbunden ist. 

353. Bei den Vergabestellen können ganz andere 
Erwägungen in den Vordergrund treten; als Vorteile 
werden wohl empfunden: 

— die Beseitigung (oder Verringerung) der politi- 
schen Einflußnahme, gibt den Vergabestellen die 
Möglichkeit, Aufträge nach wirtschaftlichen Krite- 
rien zu vergeben; 

— verstärkter Wettbewerb zwischen den Lieferanten, 
so daß bessere Erzeugnisse unter besseren Bedin- 
gimgen (einschließlich Preise) verfügbar sind; 

— Europäische Normen als Bezugspimkt für alle Lie- 
feranten. 

354. Zu den Nachteilen gehören: 

— die weitverbreitete Sorge, daß die Vergabeverfah- 
ren starr, aufwendig und teuer sind; 

— mangelnde Bereitschaft zur Verwendung Europäi- 
scher Normen anstelle von Spezifikationen, die 
sich in der Vergabepraxis über Jahre hinaus be- 
währt haben; 

— Verlust der engen Beziehung zwischen dem Auf- 
traggeber und seinen traditionellen Lieferanten 
(gleichgültig, ob diese Beziehung wirklich positiv 
war oder nur den einfacheren Weg darstellte). 

355. Vom Standpimkt der Lieferanten und Unter- 
nehmer aus gesehen bieten sich folgende Vorteile 
an: 

— potentieller Zugang zu neuen Märkten; 

— Informationen über zu vergebende Aufträge (viel- 
leicht vor allem für kleinere Firmen von Vorteil) ; 

— einfachere Übereinstimmung mit Spezifikationen, 
die auf Europäischen Normen basieren; 

— Möglichkeit eines „feed back" bei erfolglosen Be- 
werbungen. 

356. Demgegenüber muß anerkannt werden, daß 
die Lieferanten mit folgenden Problemen konfrontiert 
sind: 

— möglicher Verlust früher sicherer Märkte und enge 
Beziehungen zu den Auftraggebern; 

— schärferer Wettbewerb um die Aufträge mit ent- 
sprechenden Auswirkungen auf die Gewinnspan- 
nen; 

— Notwendigkeit, die Produktion an Europäische 
Normen anstelle der bisher übhchen Standards an- 
zupassen. 

357. Bei der Ausarbeitung der in dieser Mitteilung 
enthaltenen Vorschläge wurde Punkten, die echte Be- 
sorgnis hervorrufen können (Position von Lieferanten 
aus Drittländern, Anpassungsprobleme, Flexibilität 
der Verfahren und Anpassung an Europäische Nor- 
men) besondere Beachtung geschenkt. Ferner wurde 


auf Maßnahmen hingewiesen, die sicherstellen, daß 
der verstärkte Wettbewerb in fairer Weise erfolgt. 

358. Die durchgeführten Studien haben gezeigt, 
welche Vorteile mit einer Liberalisierung des Auf- 
tragswesens verbunden sind; sie haben auch gleich- 
zeitig auf wahrscheinliche Entwicklungen hingewie- 
sen. 

359. Die Überzeugung der Beteiligten ist keine ein- 
fache Aufgabe, die rasch und ein für allemal erledigt 
werden kann. Man kann jedoch feststellen, daß die 
bisherigen Interventionen der Kommission und die 
Gespräche, Kontakte und Anhörungen, die bereits 
stattgefunden haben, Interesse geweckt haben und 
daß dieser Prozeß unter Nutzung aller Möglichkeiten 
fortgesetzt werden muß, um deutiich zu machen, daß 
eine liberalere Vergabepraxis möglich ist und die 
wirtschaftiiche Leistungsfähigkeit und industrielle 
Wettbewerbsfähigkeit der Gemeinschaft beträchtiich 
stärken kann. 


D. Die außenwirtschaftliche Dimension 

360. Bei der Schaffung der Voraussetzungen, unter 
denen die heimische Industrie den großen Europäi- 
schen Markt nutzen kann, kann die Gemeinschaft der 
Frage nicht ausweichen, inwieweit sie ihren Binnen- 
markt auch Firmen aus Drittländern zugänglicher ma- 
chen soll. 

361 . Zunächst würde die liberale Niederlassungspo- 
litik der Gemeinschaft denjenigen Firmen aus Dritt- 
ländern, die Tochtergesellschaften in der Gemein- 
schaft errichtet haben, den vollen Zugang gewähren. 
Da zahlreiche in der Gemeinschaft niedergelassene 
Tochterfirmen einen Großteil oder gar alle Erzeug- 
nisse von außen einführen, würde damit der Markt für 
Drittländer weit geöffnet. 

362. Erzeugnisse, die in Übereinstimmung mit han- 
delspolitischen Verpflichtungen eingeführt werden, 
dürften kein Gegenstand von Diskriminierung sein. 
Es bestehen jedoch objektive Gründe für die An- 
nahme, daß das Problem lösbar ist, nicht zuletzt weil 
Firmen aus Drittländern auf dem Gemeinschaftsmarkt 
allmählich und nicht von heute auf morgen Fuß fassen 
würden. Es ist daher klar, daß diejenigen Firmen, die 
bereits in der Vergangenheit Aiifträge des öffenth- 
chen Sektors erhalten haben, eine starke Startposition 
bei der Nutzung der neuen Möglichkeiten haben wer- 
den. Ferner würde dort, wo Europäische Normen be- 
stehen, der Wettbewerb nach europäischen Bedin- 
gungen stattfinden. Die Priorität für Europäische Nor- 
men in den Richtlinien bedeutet, daß die Vergabebe- 
hörden sich nicht über relevante Europäische Normen 
zugunsten von Normen eines großen Herstellers in 
einem Drittland hinwegsetzen dürften und daß in eini- 
gen Fällen eine Bescheinigung der Übereinstimmimg 
der Erzeugnisse mit Europäischen Normen notwendig 
wäre. 

363. Es ist jedoch klar^ daß einheimische Hersteller 
sich in zunehmendem Maße mit dem Wettbewerb 
durch etablierte Tochtergesellschaften von Unterneh- 
men aus Drittländern auseinandersetzen müßten. Die 
Gemeinschaftsregelung für die Niederlassung von 
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Firmen, die ihre Basis in Drittländern haben, ist sehr 
hberal. Die Gemeinschaft muß sich vor einer Situation 
hüten, in der ihre Märkte de facto geöffnet sind und 
sie bei Verhandlungen keine Trümpfe mehr in der 
Hand hat, um die Öffnung der Märkte der Drittländer 
zu erreichen. Allein schon aus diesem Grund muß im 
GATT von Anfang an eine aktive Haltung eingenom- 
men werden, um sicherzustellen, daß die Gemein- 
schaft für ihre hberale Niederlassungsregelung Ge- 
genleistungen erhält. 


Die GATT-Vereinbarung über öffentliche Aufträge 

364 . Der Zugang zu staathchen Beschaffungen für 
Drittländer wird durch einen Code geregelt, der vom 
GATT im Jahr 1980 angenommen wurde. Dieser sieht 
gleichen Zugang für Firmen in den Unterzeichner- 
staaten zu staathchen Aufträgen mit Hilfe einer ver- 
einbarten Liste von Vergabestellen vor. Die Liste um- 
faßt gegenwärtig die wichtigsten Vergabestellungen 
der Zentralregierungen. Diejenigen Sektoren, die 
Aauptgegenstand dieses Dokuments sind, sind weit- 
gehend ausgeschlossen. Zwei nennenswerte Ausnah- 
men bilden die Japan National Railways und ihre 
Nachfolgegesellschaften sowie die Nippon Telephone 
und Telegraph Pubhc Corporation. 

365 . Die Parteien sind nach der Vereinbarung ver- 
pflichtet, im Bück auf eine Erweiterung des Geltungs- 
bereichs der Vereinbarung zu verhandeln. Vorge- 
spräche für solche Verhandlungen sind zur Zeit im 
Gange. Es ist bereits deutiich, daß die Beschaffungen 
im Bereich der Telekommunikation ein wichtiger Fak- 
tor für zahlreiche der beteihgten Parteien sind, von 
denen einige jedoch auch an der Beschaffung von 
Kraftwerksanlagen interessiert sind. 

366 . Im Zusammenhang mit der Erweiterung des 
Codes erhebt sich unter anderem die Frage, inwiefern 
die Beschaffungen von öffentiichen Unternehmen 
oder anderen Unternehmen, die pohtischem Einfluß 
unterliegen, im kommerziellen oder halbkommerziel- 
len Bereich in den Code einbezogen werden sollten. 

367 . Die Vorzüge des Codes dürfen nicht übersehen 
werden. Die öffentiichen Beschaffungen in den mei- 
sten der beteihgten Länder — die USA, Kanada, Ja- 
pan und die EFTA- Länder sind wirtschaftiich am be- 
deutendsten — sind von großer Bedeutung, und die 
Disziphn des Codes hilft den Unternehmen der Ge- 
meinschaft bei der Überwindung von Schwierigkeiten 
beim Absatz in diesen wichtigen Drittländern. So gilt 
etwa die „Buy- American" -Gesetzgebung nicht für Er- 
zeugnisse, die vom Code erfaßt werden. 

368 . Gleichzeitig wäre es jedoch nicht sinnvoll, die 
Beschaffungen gegenüber Drittländern weiter zu öff- 
nen, wenn dies nicht innerhalb der Gemeinschaft be- 
reits der Fall wäre. 

369 . Ziel der Gemeinschaft muß es sein, im Inneren 
die Voraussetzungen für die Lebensfähigkeit der eu- 
ropäischen Industrie zu schaffen und zu versuchen, 
mit Hilfe des Codes im Welthandel die besten Mög- 
hchkeiten für ihre Industrie zu erreichen. Da aber die 
freie Niederlassung bedeutet, daß Hersteller aus Dritt- 
ländern bereits weitgehend Zugang zu den Märkten 


der Gemeinschaft haben, besteht Anlaß, im Kontext 
des Codes stetig fortzuschreiten, nicht um die interne 
Liberahsierung vorwegzunehmen, sondern um si- 
cherzustellen, daß in dem Maße, wie der Binnenmarkt 
Wirkhchkeit wird, die Gemeinschaft sich in einer gün- 
stigen Position befindet, xim ihre neu gefundene 
Stärke auf den Weltmärkten zu nutzen. Die Verwirk- 
hchung dieses Prinzips muß im Lichte der Situation 
jedes einzelnen Sektors vorgenommen werden, insbe- 
sondere in bezug auf Maßnahmen in der Zeit vor der 
Erweiterung des Codes auf wirklich gegenseitiger 
Basis. 


Eine Grundlage für die schrittweise Herstellung der 
Gegenseitigkeit 

370 . Die gemeinschaftsrechtiichen Vorschriften für 
die Liberalisierung der Beschaffungen in den ausge- 
nommenen Sektoren sollten daher Bestimmungen 
enthalten, die sicherstellen, daß das Gleichgewicht 
der Handelsbeziehungen der Gemeinschaft zu Dritt- 
ländern aufrechterhalten wird. Es dürfte kein Zugang 
zu den einschlägigen Gemeinschaftsmärkten gewährt 
werden, wenn nicht gleichzeitig gleicher Zugang zu 
ähnhchen Märkten in Drittländern garantiert wird. 
Zur Lösung dieses Problems sind verschiedene Mög- 
lichkeiten vorhanden, die in Teil III F erörtert wer- 
den. 


E. Rüstungsbeschaffungen 

371 . Weder diese Mitteilung noch die neuen Vor- 
schläge über die ausgenommenen Sektoren behan- 
deln die Frage der Rüstungsbeschaffungen. Beschaf- 
fungen der Streitkräfte der Mitghedstaaten unterhe- 
gen bereits der Richtiinie des Rates 88/295/EWG vom 
22. März 1988 mit Ausnahme der Erzeugnisse, die 
unter Artikel 223 Abs. 1 Buchstabe b fallen, d. h. 
die für spezifisch mihtärische Zwecke bestimmt sind. 
Nach den Bestimmungen der Einheitlichen Europäi- 
schen Akte über die europäische Zusammenarbeit in 
der Außenpohtik sind die Hohen Vertragsparteien der 
Auffassung, daß eine engere Zusammenarbeit in Fra- 
gen der europäischen Sicherheit geeignet ist, wesent- 
hch zur Entwicklung einer außenpohtischen Identität 
Europas beizutragen. Sie sind zu einer stärkeren Ko- 
ordinierung ihrer Standpunkte zu den pohtischen und 
Wirtschaf tiichen Aspekten bereit. (Artikel 30 Abs. 6 
Buchstabe a). Die Hohen Vertragsparteien sind ent- 
schlossen, die für ihre Sicherheit notwendigen techno- 
logischen und industriellen Voraussetzungen auf- 
rechtzuerhalten. Sie setzen sich hierfür sowohl auf 
einzelstaatiicher Ebene als auch, wo dies angebracht 
ist, im Rahmen der zuständigen Institutionen und Or- 
gane ein (Artikel 30 Abs. 6 Buchstabe b). 

372 . Dementsprechend muß die Kommission nun- 
mehr vordringhch die Frage der Rüstungsbeschaffun- 
gen im Lichte der Bestimmungen des EWG- Vertrags 
und der Bestimmungen der Einheitiichen Europäi- 
schen Akte über die europäische Zusammenarbeit im 
Bhck auf pohtische Initiativen prüfen, die eine kohä- 
rente Verwirklichung dieser Ziele gewährleisten. 
Diese Initiativen müssen von den Verantwortiichen in 
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naher Zukunft geprüft werden, so daß ihre Verab- Vollendung des Binnenmarktes bis 31. Dezember 
schiedung und Durchführung im Einklang mit der 1992 erfolgt. 


III. Die ausgeschlossenen Sektoren 

A. Das Problem und der Ruf nach einer neuen 
Initiative 

373 . Die auf dem Gebiet der öffentlichen Lieferauf- 
träge und der öffentlichen Bauaufträge geltenden 
Richtlinien schließen bestimmte Wirtschaftstätigkei- 
ten von ihrem Anwendungsbereich aus. 

374 . So finden die Vorschriften der Richtlinie 
77/62/EWG über öffentliche Lieferaufträge keine An- 
wendung auf Aufträge, die von Verkehrsträgern ver- 
geben werden, sowie auf Aufträge, die von Versor- 
gungsbetrieben für Wasser und Energie sowie von 
den im Fernmeldewesen tätigen Einrichtungen ver- 
geben werden 1). Durch die im März 1988 verabschie- 
dete Änderung der Richtlinie wird dieser Ausschuß 
neu formuliert, so daß die Vorschriften der Richtlinie 
keine Anwendung finden auf Lieferaufträge, die im 
Binnen-, Luft- und Seeverkehr von Beförderungsun- 
temehmen vergeben werden, sowie auf Lieferauf- 
träge öffentlicher Auftraggeber, deren Haupttätigkeit 
in der Trinkwasser- und Energieversorgung oder de- 
ren Haupttätigkeit im Bereich des Fernmeldewesens 
liegt 2). Die Textauslegung wird durch diese Formulie- 
rungsänderungen vor allem dadurch klarer, daß der 
Ausschluß des Verkehrs nun auf Beförderungsunter- 
nehmen beschränkt wird, die sich von öffentlichen 
Verkehrsträgern unterscheiden, welche Infrastruktu- 
ren wie Häfen und Flughäfen liefern und die nicht 
ausdrücklich in den Anwendungsbereich der Grund- 
richtlinien fielen. 

375 . Die Vorschriften der Richtlinie 71/305/EWG 
über öffentliche Bauaufträge finden keine Anwen- 
dung auf Aufträge, die von den öffentlich-rechtlichen 
Verkehrsträgern sowie den Versorgungsbetrieben für 
Wasser und Energie vergeben werden 3). Durch den 
Änderungsvorschlag für diese Richtlinie wird eben- 
falls versucht, die Textauslegung in ähnlicher Weise 
wie im Falle der Richtlinie über öffenthche Lieferauf- 
träge zu klären 4). 

376 . Im Femmeldesektor sah die Empfehlung des 
Rates 84/550/EWG eine erste Phase der Öffnung der 
öffentlichen Femmeldemärkte gegenüber den Liefe- 
ranten in anderen Ländern vor. Was den Umfang der 
veröffentlichten Aufträge, die Reaktion der Unterneh- 
mer in anderen Mitgliedstaaten und die Informatio- 
nen der Mitgliedstaaten über die Durchführung der 
Empfehlung (siehe Anhang) betrifft, so sind die Er- 
gebnisse dieser ersten Erfahrung enttäuschend. Au- 
ßerdem ist daran zu erinnern, daß Fernmeldeträger 
nicht speziell vom Anwendungsbereich der Richtlinie 


1) Artikel 2 der Richtlinie 77/62/EWG 

2) Richtiinie Nr. 88/92/EWG vom 22. März 1988, ABI. L 127 vom 
20. Mai 1988. 

3) Artikel 3 der Richtlinie 88/295/EWG 

4) Artikel 3 Abs. 4 und 5 der Richtlinie 71/305/EWG 


über öffentliche Bauaufträge ausgeschlossen wurden, 
was zur Folge hat, daß mindestens vier Fernmeldeträ- 
ger mit dem Status einer Behörde von der Richtlinie 
erfaßt werden, die übrigen aber nicht 5). 

377 . Der Grund für diese Annahmen bestand tat- 

sächlich darin, daß einige Einrichtungen, die in den 
betreffenden Sektoren Tätigkeiten ausüben, öffenth- 
che und keine privatrechüichen Einrichttmgen wie 
die übrigen waren. Mit Ausnahme der Bauaufträge im 
Femmeldesektor hielt man es daher für notwendig, 
die vorerwähnten Sektoren so lange vom Anwen- 
dungsbereich der Richthnie auszuschheßen, bis sich 
Lösungen, die diesen besonderen Umständen Rech- 
nung tragen, finden würden. / 

378 . Die Vollendung des Binnenmarktes bis 1992 
setzt voraus, daß die ergänzenden Maßnahmen, die 
zum Zeitpunkt der ersten Ausschlüsse in Erwägung 
gezogen wurden, nun ergriffen werden. Die wirt- 
schafthche Notwendigkeit hierfür wurde bereits wei- 
ter oben dargelegt (siehe Teil II). Außerdem haben 
die Regiemngen der Mitghedstaaten anläßhch des 
Europäischen Rates wiederholt erklärt, wie wichtig 
die Vollendung der Öffnung des öffenthchen Auftrag- 
wesens ist. 


B. Die beiden Teile der Gleichung: Der 
Anwendungsbereich und die Auflagen 

379 . Wie bereits erklärt wurde, bestand der Haupt- 
gnmd für den Ausschluß der genannten Sektoren 
darin, daß eine bestimmte Wirtschaftstätigkeit in 
manchen Staaten einer „öffenthchen" Einrichtung 
und in anderen Mitgliedstaaten wiederum einer „pri- 
vatrechtlichen" oder beiderlei Einrichtungen übertra- 
gen wird. Je nach dem genauen nationalen und recht- 
hchen Kontext kann im übrigen der Begriff einer öf- 
fenthchen Einrichtung sehr unterschiedhche Inhalte 
haben. Jede Gemeinschaftslösung dieses Problems, 
bei der man einfach zwischen öffenthchen und priva- 
ten Einrichtungen unterscheidet, wäre daher von An- 
fang an überaus problematisch und wahrscheinhch 
zum Scheitern vemrteüt. Es muß also ein Begriff ent- 
wickelt werden, der über die öffenthch-Zprivatrechtii- 
che Unterscheidung hinausgeht und Situationen be- 
rücksichtigt, die unabhängig von Unterschieden der 
Rechtsform im wesenthchen gleich behandelt werden 
müssen. 

380 . Was den Anwendungsbereich betrifft, so wer- 
den im Vorschlag zunächst diejenigen objektiven 
Gmndbedingungen definiert, die Einrichtungen in 
diesen Sektoren zu einer insofern unrentablen Be- 
schaffungspohtik verleiten, als nicht automatisch das 
beste Angebot eines Unternehmers in der Gemein- 


5) KOM(88) 354 vom 20. Juni 1988 
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Schaft, sondern inländische Unternehmen bevorzugt 
werden. 

381. Hier sind zwei Arten von Bedingungen beson- 
ders wichtig. 

382. Erstens versetzen technische, wirtschaftiiche 
oder rechtliche Behinderungen potentieller Wettbe- 
werber eine öffentliche oder privatrechtliche Einrich- 
tung häufig in eine Lage, in der sie vom Markt so iso- 
hert ist, daß sie andere Ziele als das des besten Ange- 
botes, darunter auch den Schutz nationaler Unterneh- 
men, verfolgen kann. 

383. In diese verhältnismäßig privilegierte Situation 
kann ein Unternehmen auf verschiedene Weise gera- 
ten. Es kann z. B. über ein offizielles gesetzhches Mo- 
nopol von territorialem Charakter verfügen; dies ist 
der klarste Fall, der beispielsweise im Fernmeldesek- 
tor anzutreffen ist. Auch wenn kein echtes Monopol 
besteht, kann die Zahl der Teilnehmer durch techni- 
sche, rechtliche oder wirtschaftiiche Faktoren oder 
eine Mischung dieser Faktoren so beschränkt sein, 
daß das Wettbewerbsumfeld stark eingeschränkt ist 
und das Verhalten der betreffenden Unternehmen 
nicht marktabhängig ist. 

384. Wo ein Erzeugnis oder eine Leistung beispiels- 
weise aufgrund eines technischen Netzes zur Verfü- 
gung gestellt wird, entwickelt sich ein derartiges Sy- 
stem ohne weiteres zu einem Monopol oder Oligopol. 
Diese natürhche Tendenz wird manchmal noch da- 
durch verstärkt, daß der Staat für die Verwaltung des 
Netzes besondere Rechte oder Sonderbefugnisse er- 
teilt. Sowohl öffentliche als auch privatrechtliche Ein- 
richtungen, die das Netz zur Verfügung stellen oder 
verwalten, befinden sich in einer Lage, in der die 
Wettbewerbskräfte derart eingeschränkt sind, daß 
Verwaltungs- oder andere staatliche Maßnahmen er- 
forderlich sind, um das Gleichgewicht wieder herzu- 
stellen. 

385. Eine andere Art von Bedingungen, die ein un- 
wirtschaftliches Auf tragswesen, das nicht immer, aber 
häufig auf Behinderungen des Zugangs zurückge- 
führt werden kann, zur Folge hat, besteht in der Mög- 
lichkeit des Staates, die gegenwärtigen oder künfti- 
gen Tätigkeiten einer Einrichtung zu beeinflussen. 
Dieser Möglichkeiten gibt es viele. Der öffentliche 
Charakter einer Einrichtung beinhaltet im übrigen 
häufig von selbst derartige Einflußmöglichkeiten, wie 
es z. B. die Kontrolle der Geschäftsführung oder der 
Finanzierung der Einrichtung durch den Staat ist. 
Aber auch privatrechtliche Einrichtungen können der 
staatiichen Beeinflussung ausgesetzt sein, insbeson- 
dere wenn eine lebenswichtige Tätigkeit von der 
ständigen Zustimmung des Staates, z. B. von einer 
Konzession oder Genehmigung zur Ausübung der be- 
treffenden Tätigkeit abhängt. In derartigen Fällen ist 
es kaum überraschend, daß eine Einrichtung, auch 
wenn dies nicht ausdrücklich gefordert wird, in ihrem 
eigenen langfristigen Interesse beschließt, die Zielset- 
zungen des Staates trotz der kurzfristig entstehenden 
Kosten zu den eigenen Zielsetzungen zu machen und 
die öffentlichen Aufträge an nationale Unternehmen 
statt an Unternehmen aus anderen Mitgliedstaaten zu 
vergeben. 


386. Wo die beiden Bedingungen, nämhch Markt- 
isolation und staatliche Beeinflussung, in erheblichem 
Maße vielleicht für viele Jahre vereinigt sind, hat dies 
zur Folge, daß wichtige Märkte den Unternehmen aus 
anderen Mitgliedstaaten, so wettbewerbsfähig sie 
auch sein mögen, im wesentiichen verschlossen blei- 
ben. Das Ergebnis scheint in einigen Fällen tatsäch- 
hch ein enger Circulus vitiosus zu sein, den ausländi- 
sche Unternehmen nicht einmal zu durchbrechen ver- 
suchen, da dies eine Vergeudung der Mittel wäre und 
von verantwortungsbewußten Geschäftsführern nicht 
gerechtfertigt werden könnte. 

387. Die beiden Bedingungen, auf die hier Bezug 
genommen wurde, können natürlich in einem mehr 
oder weniger starkem Maße bestehen. Einige Fälle 
lassen den verhältnismäßig einfachen Schluß zu, daß 
ein bestimmter Wirtschaftszweig angesichts der be- 
kannten Merkmale sicherlich prioritär behandelt wer- 
den sollte. Auf der anderen Seite gibt es manche Fälle, 
die gegenwärtig mit Sicherheit keiner besonderen 
Aufmerksamkeit bedürfen. Dazwischen gibt es nun 
wieder Fälle, bei denen eine korrekte Beurteilung 
eher schwierig ist und verschiedene Ansichten vertre- 
ten werden können. Die besonderen Umstände all 
dieser Fälle werden im Teil III C (6) behandelt. 

388. Bei den Verpflichtungen, die den Einrichtun- 
gen aufzuerlegen sind, welche in den Anwendungs- 
bereich der neuen Gemeinschaftsrichtlinien fallen 
sollen, muß der besondere Charakter dieser Einrich- 
tungen voll berücksichtigt werden. Ob öffentlicher 
oder privatrechtlicher Art, unterscheiden sich diese 
Einrichtungen von den im wesentlichen administrati- 
ven Einrichtungen, welche generell in den Anwen- 
dungsbereich der bestehenden Richtlinien fallen, da- 
durch, daß sie wirtschaftliche oder industrielle Ziele 
verfolgen. Hinzu kommt, daß sie sich zur Verwirkli- 
chung ihrer Ziele häufig einer technischen Infrastruk- 
tur bedienen, die kompliziert und hochentwickelt sein 
kann. Sie sind im wahrsten Sinne des Wortes Unter- 
nehmen, die mit gewöhnhchen Unternehmen, welche 
nicht den vorerwähnten besonderen Bedingungen 
unterhegen, viel gemein haben. 

389. Demzufolge sollten die ihnen aufzuerlegenden 
Verpflichtungen nicht denjenigen entsprechen, die 
seit langem gegenüber Verwaltungseinrichtungen 
gelten. 

Hier bedarf es einer größeren Flexibihtät, damit die 
betreffenden Einrichtungen ihre öffentiiche Auftrags- 
tätigkeit tatsächhch anhand ihrer besonderen Situa- 
tion ausüben können. Die Anforderungen, die hier 
gestellt werden müssen, sollten sich nicht in einer 
umfassenden Regelung der öffenthchen Auftragstä- 
tigkeit niederschlagen, sondern eine Mindestgarantie 
sein, die notwendig ist, damit die betreffenden Ein- 
richtungen das beste Angebot von allen wettbewerbs- 
fähigen Gemeinschaftsunternehmen erhalten kön- 
nen. 

390. Die vorgeschlagene Regelung stellt einen Rah- 
men für vernünftige Handelspraktiken dar. Viele Ein- 
zelheiten werden von den Auftraggebern selbst in 
Übereinstimmung mit ihren besonderen Bedürfnissen 
und ihrer besonderen Situation geregelt. Hinsichtlich 
der Wahl eines offenen, nicht offenen oder Verhand- 
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lungsverfahrens und der besonderen Art und Weise, 
wie die Verfahren für den Wettbewerb zugänglich 
gemacht werden, ist Flexibilität vorgesehen. Vorgese- 
hen sind außerdem die übhchen Aufrufe zum Wettbe- 
werb durch Bekanntmachung, regelmäßige Bekannt- 
machungen von Beschaffungsabsichten ebenso wie 
Aufrufe an die Unternehmer, die sich in einem Prü- 
fungsverfahren qualifiziert haben. Als Gegenleistung 
für diese Flexibüität wird gefordert, daß aUe Verfah- 
ren unabhängig von ihrer Art nicht diskriminierend 
sein dürfen, auf objektiven Kriterien beruhen müssen, 
die mit bestimmten Rahmenvorschriften der Richtlinie 
vereinbar sind, und vor allem transparent und für die 
Kommission kontrollierbar sein müssen. 

Die Haupterfordernisse werden im Teil III D einge- 
hend behandelt. 


C. Der Anwendungsbereich 

(1) Das allgemeine Konzept 

391. Wie bereits oben erklärt wurde, lassen sich na- 
tionalistische Beschaffungspraktiken nicht allein mit 
der Anwesenheit öffentlich-rechtiicher Einrichtungen 
erklären. Privatrechthche Einrichtungen, die vom 
Markt abgeschnitten sind und sowohl mit dem Staat 
als auch mit ihren übhchen nationalen Lieferanten in 
enger Verbindung stehen, und zwar in einigen Fällen 
über sehr lange Zeiträume, verfolgen dieselbe Poh- 
tik. 

392. In den Richthnienvorschlägen wird versucht, in 
den bisher ausgeschlossenen Sektoren diejenigen Si- 
tuationen darzustellen, in denen unabhängig vom 
Status der betreffenden Einrichtungen die objektiven 
Voraussetzungen für nationahstische Beschaffungs- 
praktiken festgestellt werden können. 


(2) Der Rechtsmechanismus 

393. Um ein hohes Maß an Rechtssicherheit zu ge- 
währleisten, werden die Vorschriften über diese 
zwangsläufig ziemhch generell abgefaßten Voraus- 
setzungen®) durch eine Reihe von Anhängen unter- 
stützt, in denen mit größtmöghcher Genauigkeit für 
jeden Mitghedstaat die betreffenden Einrichtimgen 
genannt werden^). Der einzelstaatiiche Gesetzgeber 
ist auf eine genaue Bezeichnung der Einrichtungen, 
die der Gemeinschaftsregelung unterhegen, ange- 
wiesen. Auch wird hierdurch die Aufgabe der Kom- 
mission erleichtert, die Richtiinien anzuwenden, so- 
bald sie in Kraft sind. Ein Mechanismus zur Aktuah- 
sierung der Anhänge ist ebenfaUs vorgesehen®). 


6) Das französische Ministere des Postes et Telecommunica- 
tions, die Deutsche Bundespost, das italienische Ministero 
Poste e Telecommunicazioni und die luxemburgische Admi- 
nistration des Postes et Telöcommunications. 

7) Artikel 2 des Vorschlags für Wasser, Energie und Verkehr 
und Artikel 1 des Vorschlags für das Femmeldewesen. 

8) Anhänge I bis IX des Vorschlags für Wasser, Energie und 
Verkehr sowie Anhang I des Vorschlags für das Femmelde- 
wesen. 


(3) Die relevanten Sektoren 

394. Zur ersten Art der erfaßten Situationen gehör- 
ten diejenigen, wo der Öffenthchkeit aufgrund eines 
technischen Netzes, dessen Existenz aUein das Wett- 
bewerbsumfeld einschränkt, eine Dienstleistung er- 
bracht wird. Sobald ein Netz etabhert ist, sind die Aus- 
sichten für eine Konkurrenz durch ein anderes Netz 
oder neue Marktzugänger in Wirklichkeit gering und 
sie bestehen überhaupt nicht, wenn das Monopol der 
Ohgopol durch die Gewährung von Sonder- oder Al- 
leinrechten oder aufgrund des Verfahrens der öffent- 
hchen Zulassung, das neue Zugänger ausschließt, 
rechtiich untermauert wird. 

395. Diese Situation trifft man in mehreren Zusam- 
menhängen in den bisher ausgeschlossenen Sektoren 
an, worunter auch diejenigen Netze fallen, die der 
Öffentlichkeit durch die Erzeugung, Weiterleitung 
oder Verteilung von Trinkwasser, Strom, Gas oder 
Wärme eine Dienstleistung erbringen®). Dieselbe Si- 
tuation besteht in bezug auf die für die Öffentlichkeit 
bestimmten Femmeldeleistungen, die mit den Worten 
des Grünbuchs über das Femmeldewesen i®) reser- 
viert bleiben müssen, und zwar insbesondere die Be- 
reitstellung und der Betrieb der Netzstmktur und des 
Fernsprechers. 

396. Die zweite Art von Fällen ähnelt in vielem der 
zuerst genannten Art: Es handelt sich nämhch um 
Netze, die der Öffenthchkeit im Verkehrssektor eine 
Dienstleistung erbringen. Wird die Dienstleistung von 
einem einzigen technischen Netz wie der Straßen- 
bahn oder der Untergmndbahn erbracht, so ist die 
Situation genau dieselbe i^). Im Verkehrssektor muß 
jedoch das Netzkonzept etwas weiter gefaßt werden, 
um alle diejenigen Systeme einzuschheßen, bei denen 
das „Netz" kein technisches System wie eine Schiene 
für Züge oder Straßenbahnen ist, sondern wie im Falle 
des Stadtbusverkehrs ein System von miteinander 
verbundenen Strecken, auf denen die Fahrzeuge 
nach von den Behörden niedergelegten Bedingungen 
verkehren. Wenn der Staat den Zugang zu derartigen 
Netzen beschränkt, dann werden Verkehrsgesell- 
schaften — ob öffentiicher oder privatrechtiicher 
Art — vom Spiel der Marktkräfte abgeschnitten und, 
nicht zuletzt im Beschaffungswesen, dem staatiichen 
Einfluß ausgesetzt. 

Deswegen werden von den Vorschlägen Einrichtun- 
gen erfaßt, die Dienstleistungen im Bereich des Eisen- 
bahn-, Straßenbahn- oder Trolleybus Verkehrs sowie 
Busdienstleistungen nach behördhch festgelegten Be- 
dingungen, zu denen auch die Bedingungen über die 
zu befahrenden Strecken gehören, erbringen i2). Die 
Frage der möghchen Einbeziehung von Rugver- 
kehrsgesellschaften wird im Teil III C (6) erörtert. 


9) Artikel 26 des Vorschlags für Wasser, Energie und Verkehr 
und Artikel 8 und 9 des Vorschlags für das Femmeldewe- 
sen. 

18) Artikel 2 Absatz 1 imd Artikel 2 Absatz 3 a) des Vorschlags 
über Wasser, Energie und Verkehr. 

11) KOM(87) 290 endg. Vom 30. Juni 1987? siehe auch 
KOM(88) 48 endg. vom 9. Febmar 1988. 

12) Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe c) des 
Vorschlags über Wasser, Energie und Verkehr. Zur Deregu- 
liemng des Busverkehrs siehe Teil III C 4. 
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397. Die dritte Art von Fällen betrifft diejenigen Si- 
tuationen, wo eine Einrichtung aufgrund einer staatli- 
chen Konzession oder Genehmigung für einen be- 
stimmten Zweck in einem bestimmten geographi- 
schen Gebiet tätig ist. 

Auch hier befinden sich die betreffenden Einrichtun- 
gen in einer Situation, wo der Einfluß der Marktkräfte 
häufig erheblich herabgesetzt ist und sie aufgrund 
verschiedener Mittel, und zwar nicht zuletzt der Not- 
wendigkeit, daß die Konzession oder Genehmigung 
erneuert wird oder andere ähnliche Konzessionen 
oder Genehmigungen erworben werden, dem staatli- 
chen Einfluß ausgesetzt sind. 

Auch wenn in einem gewissen Umfange immer noch 
Wettbewerbskräfte wirksam sind, reicht doch die Un- 
terordnimg unter den staathchen Einfluß aufgrund 
der bestehenden Notwendigkeit, die Konzession zu 
bewahren oder neue Konzessionen zu erhalten, häu- 
fig aus, um ihr Beschaffungsverh alten zu beeinflus- 
sen. 

398. Deswegen wird diese Situation in den V orschlä- 
gen in zweierlei Weise erfaßt: Die Betätigung in be- 
stimmten geographischen Gebieten entweder zum 
Zwecke der Suche und Förderung von Öl, Gas, Kohle 
oder anderen Festbrennstoffen oder zum Zwecke der 
Bereitstellung von Flughäfen, Häfen, Binnenwasser- 
straßen oder Verkehrsendpunkten an die Beförde- 
rungsunternehmen des Land-, Luft- oder Schiffsver- 
kehrs 13). 

399. Die Einrichtungen, von denen bisher die Rede 
war, sind unterschiedlich stark vom Markt abge- 
schnitten. Die Tatsache aber, daß ein bestimmtes 
Wettbewerbsmaß besteht, reicht an sich nicht aus, um 
ein offenes Auftragswesen zu gewährleisten. 


(4) Ausnahmen für den Wettbewerb unterliegende 
Aktivitäten 

400. Verschiedene der vorerwähnten Tätigkeiten 
konkurrieren in gewissem Maße untereinander (Sub- 
stitutionswettbewerb). Dies gilt für verschiedene 
Energiequellen (Strom, Gas, Öl, Kohle, andere feste 
Brennstoffe, Wärme). Dies gilt ebenfalls für verschie- 
dene Verkehrsarten (Straße, Schiene, Luft und Was- 
ser). Auch wenn die Dienstleistungen der einen Kate- 
gorie von Einrichtungen durch eine andere Kategorie 
ersetzt werden können, wird sich das Beschaffungs- 
wesen doch nicht am Markt ausrichten können, so- 
lange beide Arten von Einrichtungen vom Markt glei- 
chermaßen isohert sind, wie es häufig der Fall ist. Da 
ein öffentliches Auftragswesen nach rein kommerziel- 
len Kriterien wahrscheinlicher ist, wenn Unterneh- 
men mit anderen Unternehmen, die keinen Schutz 
haben oder keinem staathchen Einfluß ausgesetzt 
sind, miteinander im Wettbewerb stehen, wird über- 
dies ein Großteil davon abhängen, ob die betreffen- 
den Einrichtungen aufgrund anderer Faktoren auf je- 
den Fall in der Lage sind, unwirtschaftliche Beschaf- 
fungspraktiken fortzusetzen. Zu solchen Faktoren ge- 
hört beispielsweise die Möglichkeit der öffenthchen 


13) Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b) des 
Vorschlags über Wasser, Energie und Verkehr. 


Finanzierung auf die eine oder andere Weise. Deswe- 
gen ist es kaum überraschend, daß diese Art von Wett- 
bewerb bisher nicht ausgereicht hat, um ein EG -wei- 
tes offenes Beschaffungswesen zu gewährleisten. Alle 
Untersuchungen führen zu dem Schluß, daß in den 
bisher erörterten Tätigkeitsbereichen das Beschaf- 
fungswesen stark national ausgerichtet ist. 

401. Es kann auch innerhalb eines bestimmten Sek- 
tors bzw. Teilsektors Wettbewerb bestehen, da die 
Schranken mehr oder weniger durchlässig sind. Eine 
allgemeine, wenn auch nicht ausschließliche Regel 
besagt, daß mit zunehmendem Wettbewerb mögliche 
staatliche Einflüsse zurückgehen. 

Diese allgemeine Regel gilt aber nicht dort, wo der 
Staat über unmittelbare Einflußmöglichkeiten ver- 
fügt, wie die Befugnis, wertvolle Konzessionen zu er- 
teilen, um die die betreffenden Unternehmen eben- 
falls konkurrieren. Beschaffungspraktiken können 
dort ohne weiteres zu einem — wenn auch nicht aus- 
schließlichen — Bestandteil von Verhandlungen wer- 
den, in deren Rahmen Konzessionen gewährt und Be- 
dingungen geregelt werden. 

402. Unter bestimmten Umständen verhält es sich 
mit dem Wettbewerb so, daß unter Berücksichtigung 
sämthcher Faktoren, die das Beschaffungswesen be- 
einflussen können, darauf geschlossen werden kann, 
daß der Markt das Verhalten der beteiligten Einrich- 
tungen zu fairen und offenen Beschaffungsmethoden 
veranlaßt. Die Fälle, wo dies zutrifft, sollten von dem 
Anwendungsbereich der neuen Regelung ausgenom- 
men werden. Regeln um des Regeins Willen hat kei- 
nen Sinn und wäre zu kritisieren. 

403. Aus diesem Grunde enthalten die Vorschläge 
eine Reihe von Vorschriften, um Situationen Rech- 
nung zu tragen, in denen der Markt in jeder Hinsicht 
offen ist und andere Faktoren für ein nationalistisches 
Beschaffungswesen fehlen. 

404. Im Fernmeldesektor werden die neuen Vor- 
schriften — wie bereits angedeutet — lediglich für 
Aufträge für reservierte Dienstleistungen, nicht aber 
für Aufträge in Verbindung mit konkurrierenden 
Dienstleistungen gelten. Im übrigen wäre es ange- 
sichts der gegenwärtigen Liberalisierung des Marktes 
für Telekommunikationsendgeräte aufgrund der 
Richthnie der Kommission 88/301/EWG ^^) überflüs- 
sig, den Kauf von Endgeräten durch in den Anwen- 
dungsbereich der Richtlinie fallende Fernmeldeein- 
richtungen zum Zwecke des Wiederverkaufs oder 
Leasing auf den Liberalisierten Markt einzuschlie- 
ßen ^3) Dies wäre sogar ungerecht, da die in den An- 
wendungsbereich der Richtlinie fallenden Fernmel- 
deeinrichtungen bei ähnlichen Transaktionen in di- 
rektem Wettbewerb mit Verbänden stehen werden, 
die nicht in den Anwendungsbereich der neuen Ge- 
meinschaftsvorschriften fallen werden. 

405. Auch im Verkehrssektor haben jüngste Ent- 
wicklungen gezeigt, daß bei öffentlichen Busdienst- 
leistungen ein hoher Entregelungsgrad erreicht wer- 


14) ABI. L 131/73 vom 27. Mai 1988. 

13) Artikel 3 Absatz 1 des Vorschlags für das Femmeldewesen 
und Artikel 4 des Vorschlags über Wasser, Energie und Ver- 
kehr. 
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den kann. Wenn die Genehmigung einer Behörde 
immer noch erforderhch ist, so doch lediglich zu dem 
Zweck, die Grundanforderungen auf dem Gebiet der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung zu gewährlei- 
sten. Im Rahmen dieser Grenzen können sehr viele 
Unternehmen auf denselben Strecken und für diesel- 
ben Ziele unter denselben Rechtsbedingungen tätig 
sein. Diese Busunternehmen in die Beschaffungsricht- 
linie einzubeziehen, wäre ebenso unvernünftig, als 
täte man dies mit Taxiuntemehmen. Die Käufer dieser 
Unternehmen orientieren sich offensichtlich nicht an 
nationalen Ursprungserwägungen. Daher werden öf- 
fentliche Busleistungen in den Fällen, wo genau for- 
mulierte Bedingungen erfüllt werden, welche ge- 
währleisten, daß sich die Unternehmen unter Aus- 
schluß aller anderen Faktoren nur von marktpoliti- 
schen Erwägungen leiten lassen, von Anwendungs- 
bereich des Richtlinienvorschlags ausgenommen i®). 

406. Aus denselben Gründen, die zum Ausschluß 
der Telekommunikationsendgeräte geführt haben, 
sollte eine allgemeinere Vorschrift für Käufe zum 
Zwecke des Wiederverkaufs und Leasing auf einem 
dem Wettbewerb geöffneten Markt vorgesehen wer- 
den. Derartige Situationen können sich auch in ande- 
ren Sektoren ergeben, zum Beispiel im Gas- und Elek- 
trizitätssektor, wo die betreffenden Einrichtungen Ge- 
räte, z. B. Küchen- und andere Haushaltsgeräte, für 
den privaten Gebrauch an Benutzer verkaufen oder 
vermieten. Der Richtlinienvorschlag schließt Käufe 
von Geräten für derartige Zwecke von seinem An- 
wendungsbereich aus^^). 

407. Nicht zuletzt wegen der Entwicklungen, die in 
den Mitghedstaaten und auf Gemeinschaftsebene bei 
der Öffnung von Tätigkeitsbereichen der ausge- 
schlossenen Sektoren für den Wettbewerb stattgefun- 
den haben, mag noch mehr Raum für eine Einschrän- 
kung des Anwendungsbereichs der neuen Gemein- 
schaftsregelung bestehen. Selbständige Hafenunter- 
nehmen und Energieerzeuger werden vielleicht um 
Ausnahmen dieser Art ersuchen. Es ist jedoch wichtig, 
daß derartige Beschränkungen klar definiert werden. 
Sonst könnte die Regelung in vielen Teilen gegen- 
standslos werden und sich in den verschiedenen Mit- 
gliedstaaten unter schiedhch auswirken. Jeder Antrag 
muß daher einer besonderen Prüfung unterzogen 
werden. 


(5) Ausschluß der Energie- und Brennstoffkäufe im 
Energiesektor 

408. Der Richtlinienvorschlag schließt von seinem 
Anwendungsbereich Energie- und Brennstoffkäufe 
von Einrichtungen aus, die Elektrizität, Gas oder 
Wärme herstellen, weiterleiten und verteilen ^8). Diese 
Käufe haben häufig einen großen Anteil an den Ko- 
sten dieser Einrichtungen und ihre Einbeziehung in 
diesen Vorschlag würde über die normalen Zielset- 


1®) Artikel 2 Absatz 4 des Vorschlags über Wasser, Energie und 
Verkehr. 

17) Artikel 4 des Vorschlags über Wasser, Energie und Ver- 
kehr. 

18) Artikel 5 Buchstabe b) des Vorschlags über Wasser, Energie 
und Verkehr. 


Zungen eines Rechtsinstruments auf dem Gebiet der 
öffentlichen Bau- und Lieferaufträge weit hinausge- 
hen. Hier sollte vielmehr im Rahmen des Binnen- 
markts für Energie eine gemeinschaftliche Politik aus- 
gearbeitet werden, wie in dem kürzlich verabschiede- 
ten diesbezüglichen Arbeitsdokument angeregt 
wird 19 ) Durch eine Einbeziehung der vorerwähnten 
Käufe in den vorliegenden Richtlinienvorschlag 
würde vielleicht dessen Verabschiedung kompliziert 
und hinausgeschoben, weil Probleme aufgeworfen 
würden, die im Rahmen der Maßnahmen zur Verwirk- 
lichung eines Binnenmarkts für Energie wirksamer 
gelöst werden können. 


(6) Grenzen der Regelung: Ausgeschlossene und 
zweifelhafte Fälle 

409. Im Teil III (C) (3) wurden die Tätigkeiten ge- 
nannt, die mit Sicherheit in den Anwendungsbereich 
der neuen Gemeinschaftsregelung fallen sollten. Es 
können andere Tätigkeiten genannt werden, deren 
Aufnahme in die Regelung nicht empfehlenswert 
wäre. Hierunter fällt zum Beispiel der Straßenverkehr 
mit Ausnahme der öffentlichen Busleistungen. Der 
Straßenverkehr und private Busleistungen sind 
ebenso wie Schiffsverkehrsleistungen im wesenth- 
chen in allen Mitgliedstaaten allen Marktteilnehmern 
zugänghch. Die noch verbleibenden Einschränkun- 
gen und Einflußmöglichkeiten der Mitgliedstaaten 
scheinen keine erhebhche Rolle zu spielen und die 
Beschaffungspraktiken dieser Wirtschaftsträger we- 
senthch zu beeinflussen. Deswegen wurden diese Tä- 
tigkeitsbereiche nicht in den Richtlinienvorschlag auf- 
genommen. Ihr Ausschluß bedeutet jedoch nicht, daß 
keine Maßnahmen ergriffen werden könnten oder 
sollten, wenn sich in einem bestimmten Fall heraus- 
stellt, daß ein Staat Auftragsentscheidungen beein- 
flußt. Die Maßnahmen, die dann zu ergreifen sind, 
werden davon abhängen, welcher Einflußmöglichkei- 
ten sich der Staat bedient hat und welche Instrumente 
der Kommission aufgrund des Vertrages zu Verfü- 
gung stehen, z. B. aufgrund von Artikel 30 EWG V und 
aufgrund der Gemeinschaftsvorschriften über staatli- 
che Beihilfen. 

410. Bei drei Tätigkeitsbereichen jedoch macht eine 
Klassifizierung Schwierigkeiten. Hierbei handelt es 
sich um die öffentlichen Luftverkehrsleistungen, die 
Verarbeitung, Weiterleitung oder Verteilung von Erd- 
ölerzeugnissen und die Leistungen von Fährschif- 
fen. 

411. Was die Luftverkehrsgesellschaften betrifft, so 
sprechen einerseits mehrere Faktoren für ihre Einbe- 
ziehung in den Richtlinienvorschlag. Sowohl die öf- 
fenthchen als auch die privaten Gesellschaften betrei- 
ben ihre Tätigkeit in einem überaus geregelten Um- 
feld, in dem der Zugang zu den Strecken immer noch 
beschränkt ist und von staatlichen Genehmigungen 
abhängt. 

412. Andererseits stehjen sie im grenzüberschreiten- 
den Verkehr häufig in einem direkten, wenn auch 


19) Der Binnenmarkt im Bereich der Energie, KOM(88) 238 
endg. vom 19. April 1988. 
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begrenzten, Wettbewerb untereinander und mit Ge- 
sellschaften aus Drittländern. Der Wettbewerbsum- 
fang nimmt aufgrund der Gemeinschaf tspohtik zu^o). 
Darüber hinaus ist die Industrie für Flugwerke und 
Flugmotoren in hohem Maße konzentriert. Die wich- 
tigsten europäischen Unternehmen arbeiten bereits in 
verschiedenen Arten grenzüberschreitender Unter- 
nehmungen zusammen. Die Luftfahrtelektronik wird 
in zunehmendem Maße als ein fester Bestandteü des 
Flugzeugs gehefert, wodurch die Möglichkeit der 
Luftverkehrsgesellschaften, nationale Lieferanten für 
diese Komponenten zu wählen, auch wenn sie dies 
wollten, eingeschränkt ist. Schließhch schafft die Not- 
wendigkeit zur Rentabilität unabhängig von den 
Wettbewerb seinschränkungen auf bestimmten Strek- 
ken einen mächtigen Anreiz zum Kauf des richtigen 
Rugzeugs. 

413. Deswegen stellt sich die Frage, ob die in der 
Richtlinie vorgeschlagenen Verpflichtungen und Ver- 
fahren tatsächlich notwendig sind bzw. von großer 
praktischer Bedeutung wären. 

414. Die eine Möglichkeit bestünde darin, die Luft- 
verkehrsgesellschaften vorerst vom Anwendungsbe- 
reich auszuschheßen und gleichzeitig anzukündigen, 
daß weitere Untersuchungen stattfinden, um die Si- 
tuation unter Kontrolle zu halten. Weitere Vorschläge, 
vielleicht durch Änderung der hier zur Diskussion ste- 
henden Vorschläge, könnten gemacht werden, sollten 
sie sich später als notwendig heraussteilen. 

415. Was die Verarbeitung, Weiterleitung und Ver- 
teilung von Erdölerzeugnissen betrifft, so ist die Indu- 
strie hier vielfältiger und weit stärker dezentrahsiert 
als die zur Einbeziehung in den Vorschlag vorgeschla- 
genen Energie- und Verkehrsteilsektoren. Während 
es im Gas-, Elektrizitäts- und Wärmesektor ein einzi- 
ges technisches Netz gibt, besteht eine solche Struk- 
tur im Bereich der Erdölerzeugnisse nicht. 

Es gibt sicherlich Erdölleitungen, doch stellen diese 
nur einen relativ kleinen Teil des gesamten Vertriebs- 
systems dar, zu dem auch die Beförderung und Ver- 
teilung per Schiff, Bahn und Achse gehört. Es gibt 
weniger Marktzugangsbeschränkungen, und eine 
verhältnismäßig große Anzahl öffentlicher und priva- 
ter Einrichtungen stehen in allen Mitgliedstaaten, au- 
ßer in Spanien, in direktem Wettbewerb untereinan- 
der. Diese miteinander konkurrierenden Unterneh- 
men arbeiten nicht auf der Grundlage von Konzessio- 
nen oder ähnlichen ausschheßlichen Rechten wie auf 
dem Gebiet der Suche und Förderung. 

416. Hieraus läßt sich wirklich nicht die Notwendig- 
keit ableiten, diese Einrichtungen in den Richtlinien- 
vorschlag einzubeziehen. Angesichts der Tatsache, 
daß in naher Zukunft kaum neue Raffinerie- oder Pi- 
pelinekapazitäten errichtet werden dürften, hätte ihre 
Einbeziehung auf jeden Fall eine sehr geringe wirt- 
schafthche Bedeutung. 


20) Verordnungen des Rates 3975/87/EWG und 3976/87/EWG 
sowie Richtlinie des Rates 87/601/EWG und Entscheidung 
des Rates 87/602/EWG, ABI. L 374 vom 31. Dezember 1987; 
Richtlinie des Rates 83/416/EWG, ABI. L 237 vom 26. August 
1983 sowie Vorschlag zu ihrer Änderung KOM{86) 424 
endg. /2 vom 8. September 1986. 


417. Daher scheint es vernünftig, den betreffenden 
Sektor ebensowenig wie die Luftverkehrsgesellschaf- 
ten derzeit in die Richtlinie einzubeziehen, doch soll 
die Frage weiter untersucht werden. 

418. Die Leistungen der Fährschiffe stellen ein be- 
sonderes Problem dar. Im allgemeinen liegt der 
Schiffsverkehr in den Händen privater Unternehmen, 
doch trifft dies nicht immer zu. Ausnahmen gibt es in 
einigen Mitghedstaaten, wo es der Regierungskon- 
trolle unterstellte autonome Einrichtungen oder eine 
staatliche Eisenbahn oder Staatsbetriebe gibt. 

419. Was den Schiffbau und Schiffsreparaturen, 
Bunker und andere Lieferungen betrifft, so vergeben 
die meisten Schiffahrtsgesellschaften ihre Aufträge 
nach kommerziellen Erwägungen. Dies hängt mit 
dem Wettbewerbsdruck zusammen, unter dem die 
Schiffahrtsgesellschaften in der Europäischen Ge- 
meinschaft auf internationalen Strecken stehen, sowie 
mit dem starken Preiswettbewerb im Schiffbausektor. 
Die umfassenden staatlichen Beihilfen, die für den 
Schiffbau zur Verfügung gestellt werden, unterhegen 
auf Gemeinschaftsebene der sechsten Richtlinie 21 ). 

420. Außerdem haben jüngste Entwicklungen auf 
dem Gebiet der Regelung des internationalen Schiffs- 
verkehrs 22) zu einer größeren Marktöffnung geführt. 
Die Marktzugangsbehinderungen scheinen generell 
keine Voraussetzungen für eine staathche Beeinflus- 
sung zugunsten nationaler Lieferanten zu schaffen. 

421. Gleichzeitig hat die Bereitstellung staathcher 
Beihilfen zur Deckung von Verlusten einiger Fährun- 
ternehmen, die in manchen Mitghedstaaten gewährt 
wurden, offensichthch in mehreren Fällen zu Diskri- 
minierungen geführt, wenn Aufträge vergeben wer- 
den. Hierbei handelt es sich aber um ein wirtschafthch 
begrenztes Problem. Es scheint kaum signifikant ge- 
nug zu sein, um den gesamten Seeverkehr in den 
Anwendungsbereich der Richtlinie einzubeziehen. 
Der Versuch, ledighch Fährunternehmen aufzuneh- 
men, würde andererseits viele komphzierte Probleme 
aufwerfen, darunter die Notwendigkeit, Fairneß unter 
konkurrierenden Einrichtungen zu gewährleisten, 
von denen viele keine Beihilfen erhalten, die die Ursa- 
che des Problems sind. 

422. Daher wäre es besser, dieses besondere Pro- 
blem im Rahmen der Gemeinschaftskontrolle der Bei- 
hilfen zugunsten der betreffenden Einrichtungen zu 
behandeln, statt den gesamten Seeverkehr oder einen 
Teil dieses Sektors in die neue Regelung auf dem 
Gebiet der öffenthchen Aufträge einzubeziehen. 


D. Die Verpflichtungen 

(1) Verfahren und Transparenz 

423. In dem industriellen Kontext, in dem viele Ein- 
richtungen der ausgeschlossenen Sektoren tätig sind, 
sind öffenthche Aufträge häufig kein Gegenstand dis- 
kreter Transaktionen auf einem herkömmhchen 


21) Richtlinie 87/167/EWG, ABI. L 69 vom 12. März 1987. 

22) Verordnungen des Rates 4055/86, 4056/86, 4057/86, 
4058/86, 4059/86, ABI. L 378 vom 31. Dezember 1986. 
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Markt. Es trifft in zunehmendem Maße für alle Indu- 
strieunternehmen zu, daß der Auftraggeber in einer 
anhaltenden, festgewachsenen Beziehung zu einer 
Gruppe Auftragnehmern steht, mit denen er zusam- 
menarbeitet, um wichtige Ziele wie eine bessere Pro- 
duktqualität, kurz- und langfristige Zuverlässigkeit, 
Rechtzeitigkeit der Lieferung („Sofort-Lieferungen") 
und die Entwicklung neuer Produkte zu erreichen. 
Diese enge Beziehung zu den Auftragnehmern ist dort 
besonders wichtig, wo die Aufträge technisch hoch 
entwickelte, komplizierte Ausrüstungen und Anlagen 
betreffen, die für eine effiziente Erbringung der öf- 
fentlichen Dienstleistung des Auftraggebers von zen- 
traler Bedeutung sind, handele es sich um die Bereit- 
stellung einer ständigen Energie- oder Wasserversor- 
gung, die zuverlässige Beförderung nach einem fe- 
sten Zeitplan oder irgendeine andere Leistung, von 
der große Teile der Bevölkerung abhängen, um ihrer 
täglichen Arbeit nachgehen zu können. 

424. Die vorgeschlagene Regelung sieht daher hin- 
sichtlich der Wahl des Vergabe Verfahrens eine größt- 
mögliche Flexibilität vor, vorausgesetzt, daß der Auf- 
traggeber in einer Weise zum Wettbewerb auf ruft, die 
den besonderen Umständen des Falles Rechnung 
trägt. 

425. Es wird also nicht versucht, die Umstände zu 
beschreiben, unter denen ein bestimmtes Verfahren 
angewandt werden darf. Es können offene, nicht of- 
fene oder Verhandlungsverfahren je nach der Wahl 
des Auftraggebers angewandt werden, vorausgesetzt, 
daß bei allen Verfahren vorher zum Wettbewerb auf- 
gerufen wird. Das Verhandlungsverfahren kann ohne 
einen vorherigen Aufruf zum Wettbewerb nur in be- 
gründeten Fällen, die in den Richtlinien angegeben 
sind 23), angewandt werden. Zu diesen begründeten 
Fällen gehören das Ausbleiben gültiger Angebote bei 
offenen oder nicht offenen Verfahren, besondere 
Dringlichkeit oder Situationen, in denen nur ein Un- 
ternehmer in der Lage ist, die betreffenden Güter oder 
Leistungen zu liefern. Eine solche Vorschrift ist wich- 
tig, um zu wissen, wie weit die Möglichkeit des Auf- 
traggebers geht, einen Aufruf zum Wettbewerb zu 
vermeiden. 

426. In den Fällen, wo ein Aufruf zum Wettbewerb 
durchgeführt werden muß, braucht das Verfahren 
nicht unbedingt offen zu sein. Es können ebenfalls 
nicht offene und Verhandlungsverfahren angewandt 
werden 24). Der Aufruf zum Wettbewerb kann durch 
eine Bekanntmachung 25), regelmäßige Bekanntma- 
chungen 26) oder durch eine Einladung an die Bewer- 
ber erfolgen, die sich in einem objektiven und nicht 


23) Artikel 12 Absatz 2 des Vorschlags über Wasser, Energie 
und Verkehr, auf den in Artikel 6 Absatz 1 des Vorschlags 
für das Femmeldewesen verwiesen wird. 

24) Artikel 12 Absatz 1 des Vorschlags über Wasser, Energie 
und Verkehr, auf den in Artikel 6 Absatz 1 des Vorschlags 
für das Femmeldewesen verwiesen wird. 

25) Artikel 13 Absatz 1 und 2 Buchstabe a) des Vorschlags über 
Wasser, Energie imd Verkehr, auf den in Artikel 6 Absatz 1 
des Vorschlags für das Femmeldewesen verwiesen wird. 

26) Artikel 13 Absatz 3 des Vorschlags für Wasser, Energie und 
Verkehr, auf den in Artikel 6 Absatz 1 des Vorschlags für das 
Femmeldewesen verwiesen wird. 


diskriminierenden Prüfungsverfahren qualifiziert ha- 
ben27). 

427. Die Eignungs- und Auswahlkriterien werden in 
der Regelung nicht erschöpfend aufgeführt. Jeder 
Auftraggeber kann seine eigenen Kriterien innerhalb 
eines in der Regelung enthaltenen Rahmens auf stel- 
len, wonach stets objektive und nicht diskriminie- 
rende Kriterien angewandt werden müssen und keine 
unnötige Wiederholung von Tests oder anderen Prü- 
fungen verlangt werden darf 28). 

428. Die Richtlinie ist so angelegt, daß die Auftrag- 
geber Verfahren anwenden können, die den besonde- 
ren Umständen am besten entsprechen, und gewähr- 
leistet gleichzeitig, daß potentielle Unternehmer an- 
derer Mitgliedstaaten die Möglichkeit erhalten, von 
Aufträgen, an denen sie Interesse haben könnten, zu 
erfahren und sich um diese zu bewerben. 

429. Diese notwendige Flexibilität wird damit be- 
zahlt, daß das besondere Verfahren, welches jeder 
Auftraggeber anwendet, transparent gemacht wird. 
Es muß nämlich nicht nur ein vorheriger Aufruf zum 
Wettbewerb erfolgen, wenn nicht eine der besonde- 
ren Ausnahmen gilt, sondern gleichzeitig müssen die 
vom Auftraggeber verwendeten Eignungs-, Auswahl- 
und Zuschlagskriterien vorher bekannt sein 29). Das 
Ergebnis eines Vergabeverfahrens muß den Bewer- 
bern ebenfalls mitgeteilt werden, sofern nicht beson- 
dere Gründe vorliegen, um diese Information nicht zu 
erteilen 89). Auf jeden Fall sind diese Informationen 
der Komnüssion vorzulegen 8i). 

430. Die Transparenzvorschriften wurden auf ein 
Mindestmaß reduziert 82). Sie sind nicht allzu bürokra- 
tisch, gewährleisten aber, daß die durch die Regelung 
vorgesehene Flexibilität bei den Verfahren nicht miß- 
braucht wird und die Aufträge in allen Mitgliedstaa- 
ten für die Unternehmer aus allen Teilen der Gemein- 
schaft gleichermaßen zugänglich sind. 


(2) Normen und technische Spezifikationen 

431. Die Richtlinienvorschläge lehnen sich insofern 
an die kürzlich geänderte Richtlinie über öffentliche 
Lieferaufträge an, als sie fordern, daß in den Auftrags- 
unterlagen europäische Normen und gemeinsame 
technische Spezifikationen verwendet werden, sofern 
keine besonderen gegenteiligen Gründe hierfür vor- 


27) Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe b) des Vorschlags über Was- 
ser, Energie und Verkehr, auf den in Artikel 6 Absatz 1 des 
Vorschlags über das Femmeldewesen verwiesen wird. 

28) Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b) des Vorschlags über Was- 
ser, Energie und Verkehr, auf den in Artikel 6 Absatz 1 des 
Vorschlags für das Femmeldewesen verwiesen wird. 

29) Artikel 19 Absatz 3 des Vorschlags über Wasser, Energie 
und Verkehr, auf den in Artikel 6 Absatz 1 des Vorschlags 
über das Femmeldewesen verwiesen wird. 

30) Artikel 15 des Vorschlags über Wasser, Energie und Ver- 
kehr, auf den in Artikel 6 Absatz 1 des Vorschlags für das 
Femmeldewesen verwiesen wird. 

31) Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe c) imd 2 des Vorschlags über 
Wasser, Energie und Vefkehr, auf den in Artikel 8 des Vor- 
schlags für das Femmeldewesen verwiesen wird. 

32) Artikel 27 und 28 des Vorschlags über Wasser, Energie und 
Verkehr sowie Artikel 8 und 1 1 des Vorschlags für das Fem- 
meldewesen. 
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hegen 33). Außerdem besteht das ausdrückhche Ver- 
bot, technische Spezifikationen zu verwenden, durch 
die bestimmte Unternehmen bevorzugt oder ausge- 
schaltet werden, es sei denn unter ganz bestimmten 

Umständen 34). 

432 . Wie bereits erklärt wurde, hängt diese Forde- 
rung weitgehend von dem Bestehen einschlägiger eu- 
ropäischer Normen und gemeinsamer technischer 
Spezifikationen ab. Leider fehlen in den ausgeschlos- 
senen Sektoren häufig solche einschlägigen europäi- 
schen Normen und gemeinsamen Spezifikationen. 
Deswegen sind ergänzende Maßnahmen notwen- 
dig. 

433 . Zunächst werden, wie bereits erklärt wurde, 
Schritte unternommen, um die Ausarbeitung neuer 
europäischer Normen und gemeinsamer technischer 
Spezifikationen zu fördern, da diese für die Öffnung 
der Märkte in den ausgeschlossenen Sektoren beson- 
ders nützhch sein werden. 

434 . In der Zwischenzeit sind andere Maßnahmen 
notwendig, da die Ausarbeitung und Verabschiedung 
neuer Normen und Spezifikationen Zeit braucht. 

435 . Deswegen sollten, sofern keine vernünftigen 
gegenteiligen Gründe vorhegen, Leistungsspezifika- 
tionen und -normen mit dem Hinweis auf eher funk- 
tionelle Erfordernisse als auf besondere Techniken 
verwendet werden 35). 

436 . Außerdem besteht für die Auftraggeber die 
Verpflichtung, den interessierten Unternehmer auf je- 
den Fall die technischen Spezifikationen mitzuteilen, 
die sie übhcherweise oder für den geplanten Auftrag 
verwenden werden, d. h. ihre Spezifikationsprofile 36). 
Hierdurch wird zumindest gewährleistet, daß interes- 
sierte Unternehmer vor der Vergabe eines bestimm- 
ten Auftrags abschätzen können, ob sie auf der 
Grundlage der besonderen Spezifikationen, die ver- 
wendet werden sollen, wettbewerbsfähige Angebote 
abgeben können. 


E. Sektorale Unterschiede 

437 . Die Konsultationen, die zu der Ausarbeitung 
des Vorschlags für eine Richthnie über die ausge- 
schlossenen Sektoren Wasser, Verkehr und Energie 
geführt haben, haben keine schwerwiegenden sekto- 
ralen Unterschiede erkennen lassen, die so zahlreich 
wären, daß sie nicht in einem einzigen Rechtsinstru- 
ment geregelt werden könnten. Die Vorschriften über 
technische Normen und Spezifikationen, Vergabever- 
fahren und Transparenz scheinen den Bedürfnissen 


33) Artikel 9 des Vorschlags über Wasser, Energie und Verkehr, 
auf den in Artikel 5 Absatz 1 des Vorschlags für das Fern- 
meldewesen verwiesen wird. 

34) Artikel 10 Absatz 3 des Vorschlags über Wasser, Energie 
und Verkehr, auf den in Artikel 5 Absatz 1 des Vorschlags 
für das Femmeldewesen verwiesen wird. 

35) Artikel 10 Absatz 2 des Vorschlags über Wasser, Energie 
und Verkehr, auf den in Artikel 5 Absatz 1 des Vorschlags 
für das Femmeldewesen verwiesen wird. 

36) Artikel 11 des Vorschlags über Wasser, Energie und Ver- 
kehr, auf den in Artikel 5 Absatz 1 des Vorschlags für das 
Femmeldewesen verwiesen wird. 


sämtlicher Sektoren zu entsprechen. Die Vorschriften 
über den Anwendungsbereich sind natürhch eher 
sektoral angelegt, doch stellen sie die Verwendung 
eines einzigen Rechtsinstruments nicht in Frage. Zu- 
dem können die Richüinienvorschriften angepaßt 
werden, sollte es sich als notwendig herausstellen, 
zusätzhche sektorale Besonderheiten zu berücksichti- 
gen, zum Beispiel unterschiedhche Schwellenwerte. 
Derartige Änderungen würden aber weder die Ein- 
heit noch die Struktur des Richtlinienvorschlags radi- 
kal ändern. 

438 . Die Zusammenfassung der Sektoren Wasser, 
Energie und Verkehr in einem einzigen Rechtsinstru- 
ment hat den Vorteil, für die betreffenden Sektoren 
eine einzige in sich geschlossene Lösung zu haben 
und einen statt mehrere Vorschläge durch das Gesetz- 
gebungsverfahren der Gemeinschaft zu schleusen. 

439 . Der Telekommunikationsvorschlag hat auf Ge- 
meinschaftsebene seine besondere Geschichte und ist 
ein Teil der Maßnahmen, die auf der Grundlage des 
Grünbuchs über das Femmeldewesen ausgearbeitet 
wurde. Sowohl auf Gemeinschaftsebene als auch in 
den Mitgliedstaaten sind die für die Telekommunika- 
tion zuständigen Stellen nicht auch gleichzeitig dieje- 
nigen Stellen, die für die Politik im Bereich des Öffent- 
hchen Auftragswesens hauptverantwortiich sind. Bei 
nur zwei Vorschlägen sind die Risiken eines Kohä- 
renzverlustes im übrigen überschaubar und bleibt die 
zusätzhche Verwaltungsarbeit begrenzt. Daher wäre 
es insgesamt gesehen vernünftig, die Fragen weiter- 
hin getrennt zu behandeln, gleichzeitig aber zu ge- 
währleisten, daß der Inhalt der einen Maßnahme 
möghchst stark dem Inhalt der Maßnahme für die 
anderen Sektoren entspricht. Unterschiede sollten 
sich auf die Fragen beschränken, wo aufgmnd des 
besonderen Charakters des Fernmeldesektors wegen 
einer tatsächhchen Differenz in den Problemen und 
den praktisch anwendbaren Lösungen eine unter- 
schiedhche Behandlung notwendig ist. Der Richth- 
nienvorschlag für den Fernmeldesektor wurde auf 
dieser Grundlage ausgearbeitet. 


F. Die gemeinschaftsexterne Dimension 

440 . Die Unternehmen in den DritÜändern verfolgen 
mit wachsendem Interesse den erneuten Anlauf der 
Gemeinschaft zur Schaffung eines gemeinsamen Auf- 
tragswesens als einem wesenthchen Element bei der 
Errichtung des Binnenmarkts bis 1992. Dabei interes- 
sieren sie insbesondere die Maßnahmen der Gemein- 
schaft zur Öffnung des Auftragswesens in den ausge- 
schlossenen Sektoren, und zwar nicht nur wegen ihrer 
offensichthchen wirtschaftlichen und technologischen 
Bedeutung, sondern auch, weil sich alle Marktteilneh- 
mer wegen des lebhaften internationalen Wettbe- 
werbs in diesen Sektoren um neue Märkte bemühen 
müssen. Die Öffnung des Auftragswesens in den aus- 
geschlossenen Sektoren könnte unter bestimmten 
Umständen den Zugang zu großen Aufträgen ermög- 
lichen, um die sich Unternehmen mit Sitz in Drittlän- 
dern entweder direkt oder über ihre Tochtergesell- 
schaften in den Mitghedstaaten bewerben könnten. 
Die Gemeinschaft ist also ernsthaft dabei, ihren Bin- 
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nenmarkt einseitig gegenüber den Unternehmen aus 
Drittländern zu öffnen, wenn die Richtlinien über die 
ausgeschlossenen Sektoren der externen Dimension 
nicht ordentiich Rechnung tragen. 

441 . Parallel zu den Bemühungen der Gemeinschaft 
zur Schaffung von Bedingungen, die es der Gemein- 
schaftsindustrie ermöglichen, sich den großen euro- 
päischen Markt zunutze zu machen, waren Diskussio- 
nen im Gange, um die Tragweite des GATT-Beschaf- 
fungskodexes zu verstärken und auszudehnen, wobei 
insbesondere die USA auf die Einbeziehung von Ein- 
richtungen drängt, die im Fernmeldesektor und im 
Bereich der Energieerzeugung tätig sind. Es sollte 
daran erinnert werden, daß die Beschaffungsprakti- 
ken der Einrichtungen in den ausgeschlossenen Sek- 
toren gegenwärtig weit außerhalb der Tragweite der 
GATT-Disziphn hegen. Die Gemeinschaft hat auf je- 
den Fall ein erhebhches Interesse daran zu gewährlei- 
sten, daß ihre Unternehmen Zugang zu den Märkten 
der Drittländer in den betreffenden Sektoren haben. 
Deswegen hat die Gemeinschaft auch das GATT- Vor- 
haben unterstützt, obwohl es gegenwärtig schwierig 
ist, etwas über dessen Ausgang bzw. über den Zeit- 
plan irgendeiner künftigen Vereinbarung zu sagen. 

442 . Außerdem sind Gespräche zwischen der Ge- 
meinschaft und den EFTA-Ländem über die Möghch- 
keiten im Gange, das öff enthebe Auftragswesen auf 
beiden Seiten weiter zu öffnen. Wie weit sich diese 
Gespräche auf das Beschaffungswesen in den ausge- 
schlossenen Sektoren auswirken werden, läßt sich ge- 
genwärtig ebensowenig sagen. 

443 . Unter diesen Umständen müssen die gemein- 
schafthehen Rechtsvorschriften über die Öffnung des 
Auftragswesens in den ausgeschlossenen Sektoren 
mit Maßnahmen einhergehen, um die folgenden aU- 
gemeinen Ziele zu erreichen. Erstens sind Vorschrif- 
ten notwendig, um die kommerzieUen Interessen der 
Gemeinschaft zu schützen und ihre Verhandlungspo- 
sition zu verteidigen, indem keine einseitigen Konzes- 
sionen gemacht werden, sondern ein positiver Anreiz 
für Drittländer geschaffen wird, einen gleichwertigen 
Zugang zu ähnhehen Aufträgen zu gewährleisten. 
Zweitens sollte den Gemeinschaftsherstellern die not- 
wendige Zeit für die industrieUe Anpassung einge- 
räumt werden, welche für die Erreichung der Zielset- 
zungen von 1992 und für den Tag, wo der gegensei- 
tige Zugang endgültig vereinbart wird, erforderheh 
ist. 

444 . Die diesbezüghehen Gemeinschaftsvorschrif- 
ten sollten sich ausdrücklich mit dem Problem der 
Angebote von Unternehmen mit Sitz in der Gemein- 
schaft befassen, Situationen, wo Angebote von Unter- 
nehmen mit Sitz außerhalb der Gemeinschaft ge- 
macht werden, kommen in der Praxis relativ selten 
vor, und die Richtlinien werden auf keinen Fall für sie 
gelten. Wird ein Angebot von einem Unternehmen mit 
Sitz in einem Mitghedstaat gemacht, so werden die 
Richtlinien sogar dann gelten, wenn das Unterneh- 
men eine Tochtergesellschaft oder Vertretung eines 
Drittlandunternehmens ist und die Waren oder Lei- 
stungen im Rahmen des Angebots ausschheßlich in 
dem betreffenden Drittland hergestellt oder erbracht 
werden. 


445 . Nach Prüfung verschiedener möglicher Lösun- 
gen vertritt die Kommission die Auffassung, daß es zur 
Verwirklichung dieser wichtigen Ziele das Beste für 
die Gemeinschaft wäre, eine Regelung vorzusehen, 
wonach angesichts fehlender einschlägiger interna- 
tionaler Verpflichtungen Auftraggeber nicht ver- 
pflichtet sind, die Vorschriften der Richtiinien gegen- 
über Angeboten mit Ursprung außerhalb der Gemein- 
schaft anzuwenden. Ein Angebot hat in diesem Kon- 
text seinen Ursprung außerhalb der Gemeinschaft, 
wenn mehr als die Hälfte seines Wertes Waren oder 
Leistungen darstellt, die außerhalb der Gemeinschaft 
hergestellt oder erbracht werden. Bei Angeboten von 
Tochtergesellschaften oder Vertretungen jedoch 
kann ein großer Teil des Angeb otswerts eine wirt- 
schaftiiehe Tätigkeit in den Mitgliedstaaten bedeuten 
und ihm somit ein Gemeinschaftsursprung zuerkannt 
werden. Wo im übrigen ein Gemeinschaftsangebot 
mit dem Angebot eines Drittlandsuntemehmens oder 
einem Angebot mit Drittlandsursprung gleichwertig 
ist, sollte das Gemeinschaftsangebot bevorzugt wer- 
den. 

446 . Das ebenso wichtige Gegenstück zu diesen 
Vorschriften, welche die Stellung der Gemeinschaft 
gegenüber Drittländern wahren, ist ein Mechanismus, 
der dem Rat auf Vorschlag der Kommission gestatten 
wird, die Richtlinienvorschriften auf Drittlandsunter- 
nehmen oder Unternehmen auszudehnen, die Waren 
oder Leistungen mit Drittlandsursprung anbieten. 
Dieser Mechanismus beweist, daß die Gemeinschaft 
nicht nur ihren eigenen Markt schützen will, sondern 
in der Lage ist, Vereinbarungen mit Drittländern über 
einen gleichwertigen Marktzugang durchzuführen, 
sei es auf multilateraler oder auf bilateraler Ebene. 
Hauptzweck der Vorschriften ist es nämlich, eine feste 
Grundlage für Verhandlungen mit Drittländern zu 
schaffen. 


G. Anwendung des Gemeinschaftsrechts und 
der Rechtsmittel 

447 . Die Richtlinienvorschläge enthalten — wie be- 
reits erklärt wurde — Vorschriften, um zu gewährlei- 
sten, daß die von den Auftraggebern verwendeten 
Verfahren so transparent wie möghch sind. Diese Vor- 
schriften haben eine zentrale Bedeutung, da sie den 
Beteiligten und der Kommission die Möglichkeit ge- 
ben zu kontroUieren, ob die Vorschriften befolgt wer- 
den. Außerdem werden die Mitgliedstaaten zu einer 
statistischen Berichterstattung verpflichtet sein, wo- 
durch die Transparenz des gesamten Systems ge- 
währleistet wird 3^). 

448 . Zu den Rechts- und Verwaltungsmitteln, die 
den Bewerbern zur Verfügung stehen sollten, oder zu 
den Kommissionsbefugnissen, die zu den bereits ver- 
traglich bestehenden Befugnissen hinzukommen soll- 
ten, wurden bisher keine besonderen Vorschläge ge- 
macht, und zwar aus zwei Gründen. 


37) Artikel 28 des Vorschlags über Wasser, Energie und Verkehr 
lind Artikel 8 und 1 1 des Vorschlags für das Femmeldewe- 
sen. 


104 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/3888 


449. Erstens war keine Zeit vorhanden, um zu prü- 
fen, ob die Frage aufgrund der in den ausgeschlosse- 
nen Sektoren herrschenden besonderen Umstände 
gesondert behandelt werden muß. Wegen des indu- 
striellen Charakters der Tätigkeit vieler Einrichtun- 
gen in den ausgeschlossenen Sektoren ist es möglich, 
daß Verfahren, die sich für die öffentliche Verwaltung 
eignen, geändert werden müssen. 

450. Zweitens hat das Parlament soeben erst die er- 
ste Lesung der auf der Grundlage der bestehenden 
Richtlinien über öffentliche Aufträge bereits vorge- 
schlagenen Einspruchs-Richtlinie 3®) beendet. Der Rat 


hat über diese Richtlinie noch überhaupt nicht debat- 
tiert. Dabei ist bereits bekannt, daß manche Mitglied- 
staaten sie als kritisch und kontrovers erachten. Im 
übrigen wird derzeit eine wichtige Untersuchung im 
Zusammenhang mit diesem Richtlinienvorschlag über 
die in den Mitghedstaaten bestehenden Einspruchs- 
verfahren abgeschlossen. 


38) Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für die Anwen- 
dung der Gemeinschaftsregeln im Rahmen der Verfahren 
zur Vergabe öffentlicher Liefer- und Bauaufträge 1. Juli 
1987, KOM(87) 134 endg. ABI. C 230 vom 28. August 
1987. 
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Anhang 


Vorläufiger Text 

Bericht über die Durchführung der Empfehlung des Rates vom 12. November 1984 
betreffend die erste Phase der Öffnung der öffentlichen Fernmeldemärkte 
(84/550/EWG) für das Jahr 1987 


Zusammenfassung 

In diesem Dokument wird die Auswirkung der Empfehlung 84/550 auf die Libera- 
lisierung des Zugangs zu Lieferaufträgen im Bereich des Fernmeldewesens für den 
Zeitraum vom 1. Januar 1987 bis zum 31. Dezember 1987 untersucht. 

Es werden eine Reihe von Tabellen ausgewertet, die auf der Grundlage der von den 
Mitgliedstaaten gemäß der Empfehlung übermittelten Informationen und der von 
den betroffenen Femmeldestellen im Amtsblatt der EG veröffentlichten Mitteilun- 
gen zusammengestellt wurden. 

Die Analyse zeigt, daß vier Jahre nach ihrer Verabschiedung die Durchführung der 
Empfehlung in den Mitgliedstaaten noch nicht zufriedenstellend ist und daß ihre 
Auswirkung auf die Liberalisierung der Lieferaufträge der Femmeldeverwaltungen 
unerheblich ist. 

Anmerkung: Zum Zeitpunkt der Verteilung dieses Dokuments wurden von den 
Mitgliedstaaten zwei weitere Berichte vorgelegt, nämlich 

• UK für das zweite Halbjahr 87 

• Belgien für das gesamte Jahr 1987 

Aufgrund des verspäteten Eingangs konnten die entsprechenden Da- 
ten nicht in dieses Dokument aufgenommen werden. Sie werden 
jedoch so rasch wie möglich in einer revidierten Version berücksich- 
tigt. 

1. Einleitung 

1.1 Die Empfehlung 84/550/EWG liefert die Elemente für eine Bewertung ihrer 
Auswirkung auf die Öffnung des Zugangs zu Lieferaufträgen im Bereich der 
T elekommunikation : 

a) Die Möglichkeiten für in der Gemeinschaft niedergelassene Unternehmen, 
sich um Aufträge der Femmeldeverwaltungen für Femmeldeausrüstungen 
zu beteiligen, zumindest innerhalb der von der Empfehlung festgelegten 
Grenzen; 

b) die Aufgliedemng der gewählten Bewerber und erteilten Aufträge nach 
nationalen Lieferanten, sonstigen EG-Lieferanten imd Lieferanten aus Dritt- 
ländern; 

c) die periodischen Berichte der Mitgliedstaaten an die Kommission (alle sechs 
Monate); dazu gehört auch die Übereinstimmung der Berichte mit dem von 
der SOGT vereinbarten Muster. 

1.2 Die relevanten Zahlen sowohl aus den periodischen Berichten als auch aus den 
Ausschreibungen im Amtsblatt der EG über 1987 wurden in einer Reihe von 
Tabellen zusammengefaßt, die sich im Anhang zu diesem Dokument befinden. 
Diese werden nachstehend aufgelistet und auf den folgenden Seiten kommen- 
tiert. 

Tabelle 1: Ausschreibungen im Amtsblatt der EG und/oder Berichte der Mit- 
gliedstaaten 

Tabelle 2: Anzahl der bei den Fernmeldestellen eingegangenen Bewerbun- 
gen 
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Tabelle 4: Aufgliederung der erteilten Aufträge nach 

• Lieferanten, die im Land der betreffenden Femmeldestelle nieder- 
gelassen sind (N) 

• Lieferanten, die in anderen Gemeinschaftsländem niedergelassen 
sind (EWG) 

• Lieferanten, die in Drittländern niedergelassen sind (DL) 

Tabelle 5: Bewertung der Übereinstimmung mit der Empfehlung 
84/550/EWG 


2. Auswertung 

2. 1 Beteiligungsmöglichkeiten 

Die SOGT kam im Jahr 1986 überein, daß die Möglichkeit der Bewerbung um 
Lieferaufträge am besten durch die Veröffentiichung von Ausschreibungen in 
einer bestimmten Rubrik der Beilage zum Amtsblatt der EG verwirklicht wer- 
den könnte. 

Im Jahr 1987 haben nur acht Fernmeldestellen (von wenigstens 22, die von der 
Empfehlung in den zwölf Mitgliedstaaten betroffen sind) in sechs Mitgliedstaa- 
ten Ausschreibungen im Amtsblatt veröffentlicht. Die Mitgliedstaaten haben 
ferner vier weitere Einrichtungen angegeben, die Möglichkeiten zur Angebots- 
abgabe unter Verwendung anderer Verfahren gegeben haben (Einzelheiten 
siehe Tabelle 1). 

Auf die DBF (D) entfallen allein 61 % aller im Amtsblatt der EG veröffentiichten 
Mitteilungen (118). 

Auf die OTE (G) allein entfallen 67 % aller auf anderem Wege veröffentlichten 
Ausschreibungen (129). 

Diese Zahlen erscheinen gering verglichen mit der Gesamtzahl der Beschaffun- 
gen der Femmeldestellen, die sich in der Größenordnung von Zehntausenden 
befinden. Auch wertmäßig liegen diese Beschaffungen weit unter dem mit der 
Empfehlimg 84/550 gesetzten Ziel. Gemäß der Empfehlung 84/550 sollten die 
Möglichkeiten zur Beteiligimg 100% aller neuer Telematik-Terminals 
(Gruppei) und wenigstens wertmäßig 10% der Vermittlungs- und Übertra- 
gungsausrüstungen und der herkömmlichen Endgeräte (Gruppe II) erfassen. 

Nur zwei Berichte enthalten die Informationen, die erforderlich sind, um die 
Übereinstimmung mit diesem Aspekt der Empfehlung zu beurteilen: der Be- 
richt der DBF (D) für das ganze Jahr 1987 und von BT (UK) für das erste Halbjahr 
(siehe Tabellen 4 und 5). Diese Informationen zeigen Übereinstimmung für 
diese beiden Femmeldeeinrichtungen. 

Ferner geht aus den bei der Kommission eingegangenen Berichten hervor, daß 
mit Ausnahme von OTE keine weitere Femmeldeverwaltimg im Jahr 1987 eine 
nennenswerte Menge von Ausrüstungen der Gruppe I gekauft hat. 

2.2 Aufgliederung der Bewerber, der ausgewählten Bewerber und der ergangenen 
Aufträge 

Die Zahlen der Tabelle 2 zeigen, daß 

• 870 Lieferanten sich um die 65 im ersten Halbjahr 1987 im Amtsblatt der EG 
veröffentlichten Aufträge beworben haben, d. h. im Durchschnitt 13 bis 14 Be- 
werber pro Auftrag 

• die Zahl der nationalen Lieferanten durchschnittiich 80 % betrug und bei den 
Aufträgen der DBF (D) 94%, der TLF (F) 100% und bei BT (UK) 90% 
erreichte 

• die durchschnittliche Zahl der Bewerber aus anderen EG-Ländern nur 13 % 
beträgt. 
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Die Informationen über die ausgewählten Bewerber (siehe Tabelle 3) wurden 
durch Auswertung der 55 Ausschreibungen gewonnen, über die die Mitghed- 
staaten die erforderhchen Informationen geliefert haben. Auch hier ist das erste 
Halbjahr nur für eine Globalbewertung signifikant. 

Es ist folgendes festzustellen: 

' 36 der 55 geprüften Ausschreibungen wurden im Amtsblatt der EG veröffent- 
hcht; 

• 240 Lieferanten wurden aus den 500 Bewerbern ausgewählt, die auf die 36 im 
Amtsblatt der EG veröffentlichten Ausschreibungen geantwortet haben; 

• durchschnittiich wurden 6 bis 7 Bewerber pro Ausschreibung ausgewählt (nur 
unter Berücksichtigung der im Amtsblatt der EG veröffentlichten Ausschrei- 
bungen); 

• 91 % dieser ausgewählten Bewerber waren „nationale" Lieferanten, und die 
höchsten Zahlen von gewählten nationalen Lieferanten sind in der Bundesre- 
publik Deutschland (97%) und im Vereinigten Königreich (BT — 95%) zu 
verzeichnen. 

Die Informationen über die erteilten Aufträge (Tabelle 4) wurden durch Aus- 
wertung von 181 Aufträgen gemäß den Berichten der Mitgliedstaaten gewon- 
nen. Hier fällt insbesondere folgendes auf: 

• 51 Ausschreibungen (von 181 geprüften Ausschreibungen) wurden im Amts- 
blatt der EG veröffentiicht; 

• der Gesamtwert der 181 Aufträge beträgt 840 Mio. ECU; 

• der Gesamtwert der 51 Aufträge, die im Amtsblatt der EG ausgeschrieben 
waren, kann nicht berechnet werden aufgrund ungenauer Informationen 
mehrerer Mitghedstaaten (vgl. auch Tabelle 5); 

• 100% aller in F, UK (BT), NL, P (nur TLP) vergebenen Aufträge gingen an 
nationale Lieferanten; 

• 91% der von der DBP (D) erteilten Aufträge, wertmäßig 99,5%, gingen an 
„nationale" Lieferanten; 

• 90% (wertmäßig) der 181 erteilten Aufträge gingen an nationale Lieferanten, 
9 % an andere EG -Lieferanten und 1 % an Drittländer. 


2.3 Berichte an die Kommission 

Acht Mitghedstaaten haben über das erste Halbjahr 1987 berichtet. Drei Mit- 
gliedstaaten haben über das zweite Halbjahr 1987 berichtet. Diese Berichte 
betreffen 10 Femmelde Verwaltungen, so daß die Informationen über mehr als 
50 % der betroffenen Femmeldestellen fehlen. Einzelheiten sind in Tabelle 1 
angegeben. 

Es ist folgendes festzustellen: 

• Die Informationen über die Anzahl der Bewerber werden nur für sieben Fern- 
meldestellen angegeben (erstes Halbjahr '87). 

• Die Informationen über die Zahl der gewählten Bewerber werden nur für 
sechs Femmeldestellen angegeben. 

• Die Informationen über die erteilten Aufträge werden für neun Fernmelde- 
stellen angegeben. 

• Die von den Mitghedstaaten angegebene Zahl der Ausschreibungen ent- 
spricht häufig nicht den im Amtsblatt der EG wirklich veröffenthchten Aus- 
schreibungen. Korrekte Zahlen hegen vor für UK (BT), D (DBP) und NL (PTT), 
vor. 

Acht von BT (UK) veröffenthchte Ausschreibungen mit ausdrücklicher Ver- 
weisung auf die Empfehlung 84/550 betreffen die Beschaffung von Erzeug- 
nissen, die keine spezifischen Fernmeldeerzeugnisse sind und somit nicht 
unter die Empfehlung 84/550 faUen. Die Verweisung ist daher nicht gerecht- 
fertigt. 
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Nur zwei Berichte von Mitgliedstaaten (UK und D) liefern die erforderlichen 
Informationen, die es ermöglichen, die Übereinstimmung mit den von der 
Empfehlimg 84/550 gesetzten Zielwerten zu beurteilen (weitere Einzelheiten 
siehe Seite 3, Absatz 2.1 und Tabelle 5). 


Schlußfolgerungen 

Die Empfehlung des Rates Nr. 84/550 sah eine Versuchsphase für die Liberalisie- 
rung des Zugangs von Lieferanten aus anderen Ländern zu Lieferaufträgen im Tele- 
kommunikationsbereich vor. 

Die Ergebnisse dieses Versuchs sind bisher enttäuschend, und zwar in bezug auf die 
Zahl der veröffentlichten Ausschreibungen, den Umfang der Beteiligung von Lie- 
feranten aus anderen Mitgliedstaaten, die Zahl der an Lieferanten aus anderen 
Mitgliedstaaten erteilten Aufträge und die von den Mitgliedstaaten über die Durch- 
führung der Empfehlung gelieferten Informationen. 
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Tabelle 1 


Im Amtsblatt der EG veröffentlichte und/oder von den Mitgliedstaaten mitgeteilte Ausschreibungen 



1. Halbjahr 1987 

2. Halbjahr 1987 

1987 

Gesamtzahl 
der Veröffent- 
lichungen 
im Amtsblatt 


Mitteilungen 

der 

Mitgliedstaaten *) 

im Amtsblatt 
der EG 
veröffentlicht 

Mitteilungen 

der 

Mitgliedstaaten 

im Amtsblatt 
der EG 
veröffentlicht 

Belgien 

Keine 

Keine 

Keine 

Keine 

Keine 

Bundesrepublik 






Deutschland . . 

40 

40 

32 

32 

72 

Dänemark 

Keine 

Keine 

Keine 

Keine 

Keine 

Spanien 

Keine 

Keine 

Keine 

Keine 

Keine 

Frankreich 

5 

10 

Keine 

4 

14 

Griechenland . . . 

861) 

Keine 

Keine 

3 

3 

Irland 

81) 

Keine 

18 

2 

2 

Italien (SIP) 

111) 

Keine 

Keine 

6 

6 

Itahen (Italcable) 

82) 

6 

Keine 

1 

7 

Luxemburg 

Keine 

Keine 

Keine 

Keine 

Keine 

Niederlande .... 

2 

2 

3 

3 

5 

Portugal (CTT) . . 

162) 

3 

Keine 

Keine 

3 

Portugal (TLP) . . 

62) 

Keine 

Keine 

Keine 

Keine 

Vereinigtes 

Königreich 






(BT) 

4 

4 

Keine 

2 (+8)3) 

6 

Vereinigtes 

Königreich 






(Mercury) .... 

Keine 

Keine 

Keine 

Keine 

Keine 

Insgesamt 

186 

65 

53 

53 

118 


*) Diese liste schließt im Amtsblatt der EG veröffentlichte Ausschreibungen und alle anderen von den Vergabestellen verwen- 
deten Verfahren ein (siehe [1]). 

1) Diese Beschaffungen wurden von den Mitgliedstaaten mitgeteiit. Sie sind nicht im Amtsblatt der EG veröffentlicht worden, ln 
einigen Fällen (OETY, IRL) fanden jedoch Ausschreibimgen statt und es kam zu einem Wettbewerb, der in den folgenden 
TabeUen berücksichtigt wurde. Im Falle von SIP wurden alle Aufträge durch Direktverhandlimgen vergeben. 

2) Einige der von diesen Mitgliedstaaten mitgeteiiten Beschaffungsverfahren wurden auch im Amtsblatt der EG veröffentlicht 
(siehe Spalte „im Amtsblatt der EG veröffentlicht“). Nur die Berichte aus D, NL (vmd UK für das erste Halbjahr) zeigen ent- 
sprechende Zahlen. 

3) Acht (8) Veröffentlichungen im Amtsblatt durch BT (UK) mit besonderem Hinweis auf die Empfehlung 84/550 betreffen Beschaf- 
fungen allgemeiner Erzeugnisse, die nicht für den Telekommunikationssektor spezifisch sind, imd somit nicht imter die Emp- 
fehlimg 84/550 fallen. Diese Verweisung ist daher nicht korrekt und sollte künftig vermieden werden. Diese Frage sollte sorg- 
fältig überwacht werden, und es müßten geeignete Schritte unternommen werden, da diese Haltung sich 1988 nicht geändert 
hat; bisher betreffen alle BT-Ausschreibvmgen mit einer Ausnahme nicht spezifisches Femmeldegerät. 
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Tabelle 2 


Zahl der bei den Vergabestellen eingegangenen Anträge auf Beteiligung 

Bewerber 



1. Halbjahr 1987 

2. Halbjahr 1987 

Insgesamt 1987 

Land 

Mittei- 

lungen 

ge- 

schätzt 

N 

EWG 

DL 

insge- 

samt 

N 

EWG 

DL 

insge- 

samt 

N 

EWG 

DL 

insge- 

samt 

Bundesrepu- 

72 

626 

23 

20 

669 

436 

26 

8 

497 

1089 

49 

28 

1 166 

bhk Deutsch- 
land (BDP) . . . 


(94 %) 




(93 %) 




(93 %) 




Frankreich 

5 

43 

30 

3 

76 

Keine Angaben 






(PTT) 














Griechenland 

86 

204 

38 

42 

285 

Keine Angaben 






(OTE) 














Irland 

26 

Informationen fehlen oder 

Informationen fehlen 







sind nicht relevant 

oder sind nicht relevant 





Italien (SIP + 


Informationen fehlen oder 

Keine Angaben 





ITALIC) 


sind nicht relevant 









Niederlande . 

5 

13 

11 

3 

27 

30 

9 

3 

32 

33 

20 

6 

59 



(48 %) 








(56 %) 




Portugal 

16 

33 

51 

9 

93 

Keine Angaben 






(CTT) 


(35 %) 












Portugal (TLP) 

6 

14 

— 

— 

14 

Keine Angaben 








(100 %) 












Vereinigtes 

4 

19 

2 

— 

21 

Keine Angaben 






Königreich 
(BT) 














Insgesamt . . . 

118 

952 

155 

77 

1 185 











80% 

13 % 

7% 











N = Anzahl der Bewerber aus dem Land der Vergabestelle 
EWG = Bewerber aus anderen EWG-Ländem 
DL = Bewerber aus Drittländern 
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Tabelle 3 


Aufgliederung der Zahl und des Prozentsatzes der von den Vergabestellen ausgewählten Bewerber 

Ausgewählte Bewerber 





nur 1. Halbjahr 1987 




Vergabeverfahren 

N 

EWG 

DL 

Insgesamt 

Bundesrepubhk 
Deutschland . . 

21 

155 

4 

1 

160 

Frankreich 

5 

24 

11 

— 

35 

Niederlande .... 

4 

22 

1 

3 

26 

Portugal (CTT) . . 

16 

45^) 

36 

4 

85 

Portugal (TLP) . . 

6 

14 ♦) 


— 

14 

United Kingdom 
(BT) 

3 

18 

1 



19 


55 

278 

53 

8 

339 



(82%) 

(16%) 

(2%) 



Vergabe verfahren: Anzahl der Ausschreibungen, für die der Mitgliedstaat Daten über die gewählten 
Kandidaten nütgeteilt hat 

N: Anzahl der Bewerber aus dem Land der Vergabebehörde 

EWG: Bewerber aus anderen EWG-Ländern 

DL: Bewerber aus Drittländern 


•) In zwei Fällen war die Zahl der ausgewählten nationalen Lieferanten höher als die Zahl der nationalen Bewerber. 


Tabelle 4 

Aufgliederung der vergebenen Aufträge 

• Im Lande der Vergabestelle niedergelassene Lieferanten (N) 

9 ln anderen Gemeinschaftsländem niedergelassene Lieferanten (EWG) 

• ln Drittländern niedergelassene Lieferanten (DL) 


Vergebene Aufträge 



Aufträge 

insgesamt 

Anzahl 

der vergebenen Aufträge 

Wert (Mio ECU) 
der vergebenen Aufträge 

Insgesamt 


N 

EWG 

DL 

N 

EWG 

DL 

Bundesrepublik 

Deutschland 1. Halbjahr . . 

16 

14 

2 


81 

2 


83 

2. Halbjahr . . 

6 

6 



296 



296 

Frankreich 

5 

5*) 



26*) 


, 

26 

Griechenland 

86 

46 

21 

19 

4,7 

3,4 

1,6 

9,7 

Irland 1. Halbjahr 

8 

7 

1 

0 

0,5 

0,03 


0,53 

2. Halbjahr 

18 

12 

5 

1 

3,0 

0,6 

0,15 

3,75 

Italien (SIP) 

11 

? 

? 

? 

305 

75 

? 

380 

Italien (Italcable) 

6 

? 

? 

? 

12,7 

0,3 

? 

13 

Niederlande 

2 

2 



4,6 


, 

4,6 

Portugal (CTT) 

16 





. 


12 

Portugal (TLP) 

6 

6 



6,5 



6,5 

United Kingdom (BT) 

1 

1 



4,9 

• 


4,9 

Insgesamt .... 

181 


745 

81 

1,75 

840 


*) Nach dem Bericht ist nicht eindeutig, ob ein Auftrag an ein französisch-deutsches Konsortium vergeben wurde. 

* * ) Nach dem Bericht wurden alle Aufträge an nationale Lieferanten vergeben. Allerdings bestehen Gründe für die Annahme, daß 
bei der Zusammenstellung ein Fehler imterlaufen ist. 
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Tabelle 5 

Bewertung der Übereinstimmung mit der Empfehlung 84/550/EWG 

(Gruppe II, A:B = 10% der (wertmäßig) vergebenen Aufträge) 

A = gesetzter Wert der Ausschreibungen im Amtsblatt 
B = geschätzter Wert aller Beschaffungen 1987 


Bundesrepublik 

72 Mitteilungen 

A = 1 228 Mio ECU (12 Monate) 

Deutschland . . . 

über 

B = 5 760 Mio ECU 

A:B = 21% 

Frankreich 

5 Mitteilungen 
über 

A =26 Mio ECU (6 Monate) 

B = keine Angabe über den Wert 

A:B = Bewertung nicht möghch 

Griechenland .... 

Keine Mitteilung 

A =0 

B = 9,7 Mio ECU 

A:B = Bewertung nicht möghch 

Irland 

2 Mitteilungen 

Kein Hinweis auf Bericht über Mitteilungen im Amtsblatt 
Bewertung von A unmöghch 

B =4,3 Mio ECU; es ist nicht klar, ob diese Zahl allen 
Beschaffungen Irlands im Jahr 1987 entspricht 

A:B = Bewertung nicht möghch 

Italien 

Keine Mitteilung 

A =0 Bewertung von A und somit A/B nicht möghch 

B = 380 Mio ECU 

Itahen (Italcable) . 

7 Mitteilungen 

Kein Hinweis auf Wert, somit A unbekannt 

B = 13 Mio ECU 

A:B = Bewertung nicht möghch 

Niederlande 

2 Mitteilungen 

A =4,6 Mio ECU 

B = 

A:B = Bewertung nicht möghch 

Portugal (CTT) . . . 

3 Mitteilungen 

Kein Hinweis; Wert von A kann nicht ermittelt werden 

B = - 

A:B = Bewertung nicht möghch 

Portugal (TLP) . . . 

Keine Mitteilung 

A =0 

B = 6,5 Mio ECU 

A:B = Bewertung nicht möghch 

United Kingdom 
(BT) 

4 Mitteilungen 

A =42 Mio ECU 

B = 403 Mio ECU 

A:B = 10,4% 
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